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1 Einleitung
Scha¨tzungen der Bundesbank ([73], 1999) und des DIW ([24], 1996) zufolge werden in
Deutschland jedes Jahr rund 100-150 Mrd. Euro Vermo¨gen vererbt. Das Erbschaftsteuer-
aufkommen ist jedoch sowohl bezogen auf das insgesamt vererbte Vermo¨gen als auch auf
die gesamten Steuereinnahmen relativ gering. Ja¨hrliche Erbschaftsteuereinnahmen in einer
Gro¨ßenordnung von rund 3 Mrd. Euro machen selbst bei leicht steigender Tendenz kaum
mehr als 0,5 Prozent an den Steuereinnahmen aus. In scharfem Gegensatz zur geringen
Bedeutung der Erbschaftsteuer fu¨r den Staatshaushalt steht deren Pra¨senz in der o¨ffent-
lichen Diskussion. Die Erbschaftsteuer scheint regelrecht ein politischer Dauerbrenner zu
sein, der die Gemu¨ter erhitzt und polarisiert. Auch die gesellschaftliche Akzeptanz der
Erbschaftsteuer ist eher gering, obwohl der u¨berwiegende Teil der Erbschaften innerhalb
der steuerlichen Freibetra¨ge liegt und das Einfamilienhaus einer Durchschnittsfamilie in
der Regel steuerfrei auf die Kinder u¨bergeht.1
Seit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes aus dem Jahr 1995, das die Vermo¨gen-
steuer faktisch außer Kraft gesetzt hat, steht die Erbschaftsteuer auch auf dem rechtlichen
Pru¨fstand. Ein noch ausstehendes Urteil der Verfassungsrichter zur Erbschaftsteuer ko¨nn-
te die Regierung zu baldigem Handeln und einer Anpassung des Erbschaftsteuerrechts
zwingen. Innerhalb des Reformpaketes Agenda 2010 der Bundesregierung scheint die Erb-
schaftsteuer zudem zum Verhandlungsgegenstand zu werden. Zugesta¨ndnisse in Fragen der
Erbschaftsteuer werden den Parteilinken der Regierungsfraktion, die nach dem Wegfall der
Vermo¨gensteuer die Erbschaftsteuer versta¨rkt zur Besteuerung großer Vermo¨gen heranzie-
hen wollen, die Zustimmung zu Einschnitten im Sozialsystem vermutlich erleichtern.
Auf der o¨konomischen Tagesordnung sind die Themen Erbschaft – ha¨ufig wird allge-
meiner der Begriff intergenerationale Transfers benutzt, der neben Erbschaften zusa¨tzlich
Schenkungen oder gar nichtmoneta¨re Transfers umfaßt – und Erbschaftsteuer ebenfalls
pra¨sent. In das Sichtfeld der O¨konomen geru¨ckt ist der Themenkomplex Erbschaft aus
mehreren Gru¨nden. Als erstes ist hier das Hervorheben der Bedeutung von Erbschaften
im Zusammenhang mit der Lebenszyklustheorie, die gemeinsam mit der Permanenten Ein-
kommenstheorie den wichtigsten Pfeiler zur Erkla¨rung von privaten Ersparnissen darstellt,
zu nennen. Gema¨ß der Lebenszyklustheorie dienen Ersparnisse dazu, Einkommen aus Le-
bensabschnitten mit hohem Einkommen in solche mit geringem Einkommen zu u¨bertragen,
um wa¨hrend der gesamten Lebensdauer einen mo¨glichst gleichma¨ßigen Konsum zu verwirk-
lichen. Im einfachsten Rahmen des Lebenszyklusmodells mit konstantem Einkommen wird
1Siehe hierzu Tabelle 11-4 in Kapitel 11.
1 Einleitung 2
entsprechend Abbildung 1-1 nach Beendigung des Berufslebens das zuvor akkumulierte
Vermo¨gen vollsta¨ndig verzehrt.
Abbildung 1-1: Das Lebenszyklusmodell
Ersparnis
Rente
Einkommen
Arbeitszeit t
Konsum
Vermögen
Entsparen
Quelle: In Anlehnung an Dornbusch/ Fischer (1991), S. 273.
Trotz weitgehender Akzeptanz ist das Lebenszyklusmodells nicht unangefochten. Ein
Kritikpunkt ist beispielsweise die verglichen mit Abbildung 1-1 in der Realita¨t nicht so
deutlich ausgepra¨gte Zackenform des Vermo¨gens-Alters-Profils (hump-saving). Menchik
und David ([129], 1983) finden in ihrer Studie sogar Anzeichen dafu¨r, daß selbst im Alter
Vermo¨gen weiter aufgebaut wird. Außerdem wird in einer Arbeit von Kotlikoff und Sum-
mers ([113], 1981) die Bedeutung von intergenerationalen Transfers fu¨r den Aufbau von
Vermo¨gen betont. Die beiden letztgenannten Autoren fu¨hren bis zu 80 % des akkumulier-
ten Vermo¨gens auf intergenerationale Transfers und nur 20 % auf Lebenszyklusersparnisse
zuru¨ck. Mo¨gliche Gru¨nde fu¨r die Bedeutung von Erbschaften sind eine mit dem Alter
zunehmende, zu erho¨hter Vorsorgeersparnis fu¨hrende Risikoaversion in Verbindung mit Li-
quidita¨tsrestriktionen (vgl. Deaton [72], 1992), die generell unsichere Lebensdauer oder der
Wunsch von Eltern, einen Teil ihres Vermo¨gens nicht zu konsumieren, sondern zu vererben.
Atkinson ([11], 1971) und Oulton ([136], 1976) machten zudem deutlich, daß das einfache
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Lebenszyklusmodell die Ungleichheit der realen Vermo¨gensverteilung nicht erkla¨ren kann
und sehen in intergenerationalen Transfers eine bedeutende, im Lebenszyklusmodell nicht
beru¨cksichtigte Einflußgro¨ße.
Ein weiterer Schwerpunkt der o¨konomischen Betrachtung liegt auf dem distributiven
und allokativen Aspekt intergenerationaler Transfers. Interessanterweise steht dabei sta¨rker
die Verteilungswirkung und die Frage, inwiefern intergenerationale Transfers die Konzen-
tration der Vermo¨gensverteilung versta¨rken oder abschwa¨chen, und welchen Effekt eine
Besteuerung der Erbschaften hat, im Mittelpunkt. Da Vermo¨gen wesentlich ungleicher als
Einkommen verteilt ist, scheint eine Reduzierung der Konzentration – eventuell u¨ber die
Erbschaftsteuer – aus der Verteilungsperspektive angebracht. Andererseits wird meist ver-
mutet, daß die Erhebung einer Erbschaftsteuer ineffizient und mit hohen Effizienzverlusten
verbunden ist, weshalb die Erbschaftsteuer vom allokativen Standpunkt aus eher abgelehnt
wird. Fu¨r eine umfassende Beurteilung der Erbschaftsteuer muß zudem die Ausgestaltung
des Steuerrechts, das ha¨ufig als kompliziert, aufwendig und beratungsintensiv angesehen
wird, beachtet werden.
Schließlich werden Erbschaften und Erbschaftsteuern auch im Zusammenhang mit der
demographischen Entwicklung debattiert. In Industrienationen wie Deutschland, Japan
und Italien wird die Alterung der Gesellschaft voraussichtlich dramatische Ausmaße anneh-
men. Der Anteil der Personen u¨ber 60 Jahren an der Gesamtbevo¨lkerung wird in Deutsch-
land voraussichtlich von rund 24 % im Jahr 2000 auf 35 % im Jahr 2035 ansteigen (vgl.
Reil-Held [143], 2002). Gleichzeitig wird sich die Alterslastquote (Bevo¨lkerung u¨ber 65
Jahren in Prozent der Bevo¨lkerung im erwerbsfa¨higen Alter zwischen 15 und 64 Jahren)
verdoppeln (vgl. Lu¨th [120], 2001). Die Konsequenzen aus dieser Entwicklung sind fu¨r das
Sozialsystem enorm. Bei Beibehaltung des derzeitigen Systems mit umlagefinanzierter Ren-
tenversorgung, Vorruhestandsregelungen und kostspieligem Gesundheitswesen werden die
Berufsta¨tigen ku¨nftig hohe Lasten zu tragen haben. Transfers zwischen den Generationen,
als Erbschaft oder Schenkung zu Lebzeiten, ko¨nnen dazu beitragen, diese Belastung zu
mindern. Dieser Punkt wird hier nicht weiter verfolgt, ist aber Gegenstand der Arbeiten
von Lu¨th ([120], 2001) und Reil-Held ([143], 2002).
Das Ziel der hier vorliegenden Arbeit ist es zum einen, allokative und, sta¨rker gewichtet,
distributive Aspekte der Erbschaftbesteuerung zu erfassen. Unter anderem sollen dabei fol-
gende Fragen beantwortet werden: Welchen Einfluß hat das Vererben von Vermo¨gen auf die
Vermo¨gensverteilung? Warum wird Vermo¨gen u¨berhaupt vererbt oder bereits zu Lebzeiten
verschenkt? Wie wirkt sich die Besteuerung der Vermo¨genstransfers aus? Ist die Erbschaft-
steuer wirklich so ineffizient, wie ihr meist vorgeworfen wird? Welche Bedeutung hat dabei
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das Motiv der intergenerationalen Vermo¨genstransfers? Daru¨ber hinaus wird aber auch
die konkrete Ausgestaltung des Erbschaftsteuerrechts in Deutschland beleuchtet, was zum
Beispiel einen Anhaltspunkt u¨ber anfallende Kosten bei der Steuererhebung gibt. Deswei-
teren sollen einige grundlegende Fragen untersucht werden, wie zum Beispiel: Wie wird
Ungleichheit gemessen? Welche Maße gibt es, wie werden diese berechnet? Ordnen un-
terschiedliche Maße Verteilungen gleich? Und warum oder unter welchen Voraussetzungen
sollte Vermo¨gen u¨berhaupt umverteilt werden? Einige dieser Fragen werden schließlich in
einem eigens entwickelten, auf der Lebenszyklustheorie beruhenden Modell untersucht.
Die Arbeit wird gedanklich in drei Teile gegliedert. Im ersten Teil werden die Ver-
teilungswirkung und die Effizienz der Erbschaftsteuer anhand der bestehenden Literatur
untersucht. Obwohl prinzipiell eine gemeinsame Betrachtung mo¨glich ist, werden beide
Aspekte der Literatur folgend getrennt voneinander behandelt. Dazu wird in Kapitel 2
zuerst die staatliche Umverteilung normativ begru¨ndet, um Methoden und Kriterien zu
entwickeln, die einen staatlichen Eingriff und eine Umverteilung der Ressourcen rechtferti-
gen. In Kapitel 3 folgt dann ein U¨berblick u¨ber verschiedene Ungleichheitsmaße, von denen
einige spa¨ter berechnet werden. Es wird sich zeigen, daß Ungleichheitsmaße auf Wertvor-
stellungen basieren, die sich wiederum in einer sozialen Wohlfahrtsfunktion ausdru¨cken
lassen. Wird eine Verteilung anhand eines Ungleichheitsmaßes als gleichma¨ßiger eingestuft
als eine andere Verteilung, la¨ßt sich immer eine Wohlfahrtsfunktion finden, die der Vertei-
lung mit der geringeren Ungleichheit eine ho¨here Wohlfahrt zuordnet. Anstatt Verteilungen
mit Hilfe von Wohlfahrtsfunktionen zu bewerten, kann deshalb stellvertretend auf die we-
niger kompliziert zu berechnenden Ungleichheitsmaße zuru¨ckgegriffen werden. Allerdings
ko¨nnen verschiedene Maße, die auf unterschiedlichen Wertvorstellungen beruhen, Vertei-
lungen voneinander abweichend ordnen.
Anschließend wird in Kapitel 4 eine U¨bersicht u¨ber die Literatur zu Modellen privater
intergenerationaler Vermo¨genstransfers gegeben. Im Zentrum stehen dabei die verschiede-
nen Vererbungsmotive, weil viele Modellaussagen – zur Effizienz wie zu den Verteilungswir-
kungen der Erbschaftsteuer – stark vom Vererbungsmotiv abha¨ngen und deshalb nur einen
eingeschra¨nkten Geltungsbereich haben. Welche dieser Motive in der Realita¨t gu¨ltig sind,
wurde in vielen empirischen Arbeiten u¨berpru¨ft. Auch deren Ergebnisse sollen kurz vorge-
stellt werden, bevor in den Kapiteln 5 und 6 auf die Verteilungswirkung von Erbschaften
und der Erbschaftbesteuerung respektive auf normative Kriterien der Besteuerung einge-
gangen wird. Wie sich in Kapitel 6 zeigt, kann aus Effizienzgru¨nden unter Umsta¨nden
sogar die Subventionierung von Erbschaften sinnvoll sein, wenn beispielsweise positive ex-
terne Effekte vorliegen. Zusa¨tzlich wird in diesem Kapitel auf den Zusammenhang zwischen
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Erbschaftsteuer und privater Vermo¨gensbildung eingegangen. Meist wird vermutet, daß
die privaten Ersparnisse durch eine Besteuerung der Erbschaften zuru¨ckgehen, was Ru¨ck-
wirkungen auf die Investitionen hat und schließlich das Wachstum einer Volkswirtschaft
bremst.
Im zweiten Teil der Arbeit wird ein eigenes Modell, das auf dem Modell u¨berlappender
Generationen von Samuelson ([149], 1958) und Diamond ([76], 1965) basiert, vorgestellt.
Um das Versta¨ndnis dafu¨r zu erleichtern, wird in Kapitel 7 zuerst das Modell von Dia-
mond in seinen Grundzu¨gen ero¨rtert und – Kritik am Lebenszyklusmodell aufnehmend
– um ein Vererbungsmotiv erweitert. Anschließend werden nacheinander in den Kapiteln
8 und 9 eine stochastische Komponente sowie Steuern eingebunden. Das hier entwickelte
Modell orientiert sich auch an Arbeiten von Davies und Kuhn ([68], 1988 und [69], 1991),
die jedoch ein anderes Vererbungsmotiv untersuchen und fu¨r das in dieser Arbeit gewa¨hlte
eigentlich nur Vermutungen a¨ußern. Im Gegensatz zu Davies und Kuhn wird in der vor-
liegenden Arbeit neben den Haushalten zudem die Produktion modelliert. Damit wird ein
Kritikpunkt von Atkinson ([14], 1988) an der Arbeit der oben genannten Autoren aufge-
griffen, der sich auch tatsa¨chlich als relevant fu¨r die Ergebnisse des Modells herausstellt.
Aufgrund der einfachen Struktur lassen sich Lo¨sungen des Modells analytisch bestimmen,
was die Einsicht in verschiedene Wirkungsmechanismen erleichtert.
Nachdem die ersten beiden Teile das Thema Erbschaftsteuer u¨berwiegend modellma¨ßig
erfaßt haben, wird im dritten Teil ein eher deskriptiver Ansatz gewa¨hlt. In Kapitel 10 geht
es vorrangig um die Verteilung des Vermo¨gens. Es wird na¨her auf verschiedene Vermo¨gens-
begriffe, statistische Quellen und einige, bei der Bestimmung der Vermo¨gensungleichheit
auftretende Schwierigkeiten eingegangen. Desweiteren wird die Vermo¨gensverteilung mit
der Einkommensverteilung verglichen. Kapitel 11 skizziert das Erbschaftsteuerrecht in
Deutschland und beurteilt das derzeitige Erbschaftsteuerrecht im Hinblick auf die gea¨ußer-
ten Vorwu¨rfe, es sei kostspielig und beratungsintensiv. Die Betrachtung des Erbschaft-
steuerrechts bietet außerdem die Mo¨glichkeit zu u¨berpru¨fen, inwieweit oder unter welchen
Bedingungen das durchschnittliche Vermo¨gen steuerfrei vererbt werden kann und welche
Mo¨glichkeiten der legalen Steuervermeidung bestehen.
Die Arbeit endet in Kapitel 12 mit einer kurzen Zusammenfassung und einem Fazit.
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2 Staatliche Umverteilung
Wa¨hrend Verteilungsfragen in der praktischen Politik einen hohen Stellenwert haben und
Verteilungsaspekte oft u¨ber Effizienzkriterien gestellt werden, liegt auf dem Gebiet der
Volkswirtschaftslehre der Schwerpunkt meist umgekehrt auf Fragen der Effizienz. Fakt ist
sicherlich, daß in industrialisierten Gesellschaften durch den Staat in großem Maße um-
verteilt wird, sei es zwischen Personen, Generationen oder Regionen. Wie eine Umvertei-
lungspolitik gegebenenfalls gestaltet sein sollte, ob dabei die eigentlichen Adressaten immer
erreicht werden, oder aber u¨berhaupt wie von den Regierungen vorgegeben oder beabsich-
tigt, von
”
reich“ nach
”
arm“ umverteilt wird, soll an dieser Stelle nicht behandelt werden.
Stattdessen soll es kurz um die normative Begru¨ndung von Umverteilungsmaßnahmen ge-
hen.
Fu¨r eine staatliche Umverteilungspolitik ko¨nnen aus o¨konomischer Sicht mehrere Gru¨nde
angefu¨hrt werden (vgl. Boadway und Keen [46], 2000):
• Soziale Gerechtigkeit als ethisches Gebot,
• Effizienzgewinne,
• Positive Wachstumseffekte,
• Ausu¨bung von staatlicher Gewalt.
In den folgenden Abschnitten wird jeweils auf die einzelnen Punkte eingegangen.
2.1 Wohlfahrt und soziale Gerechtigkeit
Ausgangspunkt vieler U¨berlegungen zu Wohlfahrt und sozialer Gerechtigkeit ist Arrows
Unmo¨glichkeitstheorem. Dieses besagt, daß ein gesellschaftlicher Entscheidungsmechanis-
mus unter Voraussetzung plausibler, allgemeiner Eigenschaften nicht mit einer demokra-
tischen Ordnung vereinbar ist. Es ist nur mo¨glich, individuelle Pra¨ferenzen zu einer u¨ber-
geordneten sozialen Pra¨ferenz zu aggregieren, wenn die Aggregationsvorschrift von einem
Diktator beherrscht wird (vgl. Wellisch [180], 2000 S. 272 ff.).
Um dennoch verschiedene Zusta¨nde ordnen und auf Grundlage der individuellen Pra¨fe-
renzen eine u¨bergeordnete Wohlfahrtsfunktion ableiten zu ko¨nnen, mu¨ssen restriktivere
Annahmen getroffen werden. Die allgemeinste Form einer individualistischen Wohlfahrts-
funktion, in der die soziale Wohlfahrt als Funktion der individuellen Nutzen ausgedru¨ckt
wird, ist die Bergson-Samuelson-Wohlfahrtsfunktion W :
W = W (U1, . . . Un)
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wobei Ui der Nutzen des Individuums i ist. Es wird davon ausgegangen, daß der Nutzen
der Individuen nur vom eigenen Konsum und Einkommen abha¨ngt, nicht jedoch von dem
anderer Individuen. Zudem wird meist angenommen, daß die Wohlfahrtsfunktion streng
quasi-konkav und symmetrisch ist und das strenge Pareto-Prinzip unterstellt. Dieses sichert
eine Zunahme der Wohlfahrt, wenn der Nutzen eines Individuums steigt und der aller
anderen konstant bleibt (vgl. Boadway und Bruce [47], 1984). Eine Umverteilung von
Ressourcen wa¨re nur dann zu rechtfertigen, wenn sie die durch die Wohlfahrtsfunktion
gemessene Wohlfahrt erho¨ht.
Obwohl sich der Ansatz der Wohlfahrtsfunktion sicherlich bewa¨hrt hat und eine voll-
sta¨ndige Ordnung gesellschaftlicher Zusta¨nde ermo¨glicht, ist er einiger Kritik ausgesetzt.
Sen ([159], 1992) sieht das Konzept als generell zu eng an, um die Vielfa¨ltigkeit von Un-
gleichheit zu erfassen. Individuen sind in ihren Wu¨nschen, innewohnenden Eigenschaften
und Lebensumsta¨nden heterogen. Wohlfahrtsfunktionen hingegen fokussieren allein auf
den individuellen Nutzen, der meist nur als Funktion des individuellen Einkommens an-
gesehen wird. Da die Wohlfahrt in der Regel die Summe der individuellen Nutzen oder
den erwarteten Nutzen mißt, wird bei der Wohlfahrtsoptimierung nicht die Gleichheit der
Verteilung der Nutzen, sondern der Gesamtnutzen einer Gesellschaft oder der Erwartungs-
wert maximiert. Der
”
Gerechtigkeits-“ oder Gleichheitsaspekt taucht in Wohlfahrtsfunk-
tionen nur indirekt u¨ber die gleiche Gewichtung und die gleiche funktionale Form der
individuellen Nutzenfunktionen sowie die Annahme eines abnehmenden Grenznutzens auf.
Die Verteilung der Ausgangslage, die Freiheit des Einzelnen und andere wichtige Punk-
te wie Sicherheit oder Gesundheit bleiben ausgeklammert. Wohlfahrtsfunktionen werden
zur Beurteilung verschiedener Verteilungen benutzt, obwohl sie genaugenommen wichtige
distributive Aspekte u¨berhaupt nicht erfassen.
Sen ([159], 1992) merkt außerdem an, daß aufgrund der Heterogenita¨t der individuel-
len Bedu¨rfnisse die Verringerung der Ungleichheit in einem Bereich fast zwangsla¨ufig mit
der Versta¨rkung von Ungleichheit und damit auch dem Empfinden von Ungerechtigkeit
in einem anderen Bereich einhergeht. Folgendes Zitat des liberalen Politikers und Bun-
desvorsitzenden der FDP Guido Westerwelle ([182], 2004) aus einem Artikel der F.A.Z.
verdeutlicht den Widerspruch zwischen Freiheit und Gleichheit:
”
Das Ziel der Gleichmacherei durch staatliche Umverteilung ist zutiefst unge-
recht. Eine gleichmacherische Ordnung nimmt den Menschen Chancen, bestraft
die Fleißigen und belohnt die Faulen zu Lasten der Schwachen. [...]
Der Weg zur fairen Gesellschaft fu¨hrt nicht u¨ber mehr Gleichheit, sondern u¨ber
2 Staatliche Umverteilung 8
mehr Freiheit. Gerechtigkeit ist nicht per se Gleichheit, im Gegenteil: Ungleiches
gleich zu machen ist ungerecht.“
2.2 Effizienz und Verteilung
Wa¨hrend sich theoretisch Effizienz und Verteilung weitestgehend getrennt voneinander be-
trachten lassen, sind in der Realita¨t beide Gro¨ßen doch miteinander verbunden. In der Re-
gel wird davon ausgegangen, daß es einen Konflikt zwischen beiden Zielen gibt. Wa¨hrend
Effizienz darauf abzielt, einen zu verteilenden Kuchen mo¨glichst groß werden zu lassen,
wird der Kuchen beim Schneiden und Verteilen kleiner, weil sozusagen Kru¨mel und Stu¨cke
verloren gehen. Ein weiteres in diesem Zusammenhang ha¨ufig benutztes Bild ist das des
undichten Eimers (
”
leaky bucket“) von Okun ([135], 1975, S. 91 ff.). Aus einem undichten
Eimer tropft wa¨hrend des Transports sta¨ndig Wasser, weshalb beim Empfa¨nger schließ-
lich nur noch ein Teil der urspru¨nglichen Menge ankommt. Durch das Umverteilen einer
Ressource wird diese also verringert. Es gibt aber auch Beispiele dafu¨r, daß Effizienz und
Verteilung nicht unvereinbar sind, oder wie es Boadway und Keen ([46], 2000, S. 683) aus-
dru¨cken: Man kann einen zu verteilenden Kuchen gro¨ßer machen, indem man ihn gerechter
(im Sinne von gleichma¨ßiger) verteilt. Hierfu¨r gibt es mehrere Gru¨nde.
2.2.1 Fehlende Versicherungsma¨rkte und Kapitalmarktbeschra¨nkungen
Umverteilungsspielra¨ume ko¨nnen durch Unsicherheit, Kapitalmarktbeschra¨nkungen und
fehlende Versicherungsma¨rkte begru¨ndet werden. Fu¨r Sinn ([165], 1996) ist die aus den
Sozialversicherungssystemen resultierende Umverteilung sogar eine der wichtigsten Leis-
tungen des Wohlfahrtsstaates. Geht man davon aus, daß jeder Mensch bei seiner Geburt
seine Fa¨higkeiten zufa¨llig in die Wiege gelegt bekommt und seine Chancen sowie seine ku¨nf-
tige Position innerhalb der Gesellschaft nicht kennt, wu¨rden risikoaverse Menschen, wenn
mo¨glich, eine Versicherung abschließen, um sich gegen das Risiko, zu den niedrig Verdie-
nenden zu geho¨ren, abzusichern. Unter diesem sogenannten Schleier der Ungewißheit (
”
veil
of ignorance“) wu¨rden sich nach Rawls alle Personen auf das Maximin-Prinzip einigen. Da
jedes Individuum hinter dem Schleier der Ungewißheit fu¨rchtet, nach der Verteilung der
relativen Positionen innerhalb der Gesellschaft das am schlechtesten positionierte Indivi-
duum zu sein, mu¨ßten alle Individuen ex ante der Maximierung des minimalen Nutzens
in der Gesellschaft zustimmen. Einen Versicherungsmarkt, der dieses Risiko abdeckt und
faire Policen anbietet, kann es aber nicht geben, weil die Probleme der
”
Adversen Selektion“
und des
”
Moral Hazard“ offensichtlich sind (vgl. Boadway und Keen [46], 2000). Der Staat
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hingegen ist in der Lage, u¨ber die Umverteilung von Ressourcen das Risiko der Individuen
zu verringern und kann alle Individuen verpflichten, sich am Sozialversicherungssystem zu
beteiligen. Ein staatliches Eingreifen wa¨re somit gerechtfertigt, weil ex ante alle Individuen
besser gestellt sind, sinnbildlich also zu einem gro¨ßeren Stu¨ck des Kuchens kommen. Je-
doch kann auch der Staat Fehlanreize, die durch die gewa¨hrleistete Absicherung entstehen,
nicht verhindern.
A¨hnlich argumentiert auch Loury ([119], 1981), der in einem dynamischen Modell die
Entwicklung der Einkommensverteilung untersucht. Bei Loury ist es ebenfalls ein Markt-
versagen, welches das Zustandekommen eines privaten Marktes verhindert und einen staat-
lichen Eingriff notwendig machen kann. Loury geht davon aus, daß altruistische Eltern den
Nutzen ihrer Kinder beru¨cksichtigen und die Mo¨glichkeit haben, in die Ausbildung ihrer
Kinder zu investieren. Das Einkommen der Kinder soll zum einen von den Investitionen
der Eltern und zum anderen von ihren eigenen zufa¨lligen Fa¨higkeiten abha¨ngen. Um in
das Humankapital ihrer Kinder investieren zu ko¨nnen, beno¨tigen die Eltern Vermo¨gen.
Eltern, die nur geringes Vermo¨gen besitzen, ko¨nnen deshalb nur weniger als eigentlich op-
timal in ihre Kinder investieren. Hingegen werden reiche Eltern eher zu viel investieren.
Somit ko¨nnte die Produktion in der Gesellschaft und der Nutzen aller Individuen erho¨ht
werden, wenn reiche Eltern den armen Eltern Geld zur Finanzierung der Ausbildung von
deren Kinder leihen, und in der folgenden Generation ein entgegengesetzter Transfer unter
den Kindern stattfinden wu¨rde. Solche u¨ber Generationen greifende Transaktionen ko¨nnen
jedoch nicht u¨ber Kontrakte abgesichert werden, die legale Durchsetzung derartiger Ver-
tra¨ge ist nicht mo¨glich. Kinder ko¨nnten sich also weigern, die von ihren Eltern gemachten
Schulden zuru¨ckzuzahlen. Außerdem ha¨ngt das Einkommen der Kinder nicht nur von ih-
rer Ausbildung sondern auch von ihren zufa¨lligen Fa¨higkeiten ab. U¨berscha¨tzen Eltern die
Fa¨higkeiten ihrer Kinder, werden sie zuviel in die Ausbildung ihrer Kinder investieren. Die
Kinder ko¨nnen, selbst wenn sie wollten, die Kredite ihrer Eltern nicht tilgen, da sie nicht
das erwartet hohe Einkommen erzielen. Weil ein privater Handel nicht zustande kommt,
kann die Regierung die Ineffizienz verringern, indem Vermo¨gen unter der Elterngenerati-
on umverteilt wird. Allerdings steht dem Gewinn ein Verlust gegenu¨ber, wenn durch die
Einfu¨hrung einer Steuer eine Zusatzlast entsteht. Sofern die Erho¨hung der Effizienz die
durch die Verzerrung der Steuer entstehende Last u¨bersteigt, sollte die Regierung dennoch
ein Umverteilungssystem etablieren.
Prinzipiell ko¨nnen Fehlanreize, die durch die Versicherung von Risiken entstehen, in
zwei Gruppen unterteilt werden. Das gilt unabha¨ngig davon, ob die Versicherung privat
oder durch die o¨ffentliche Hand angeboten wird. Erstens kann eine Versicherung zur Folge
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haben, daß die von der Versicherung gebotenen Leistungen u¨ber Gebu¨hr in Anspruch ge-
nommen wird. Diese Art von Fehlanreiz wird als ex post Moral Hazard bezeichnet. Zweitens
kann durch das Versichern des Risikos die individuelle Risikobereitschaft erho¨ht werden,
oder Vorsichtsmaßnahmen oder der Aufwand zur Schadensverhinderung werden verringert,
weil im Schadensfall die Versicherung zumindest fu¨r einen Teil des Schadens aufkommt. Da
dieser Effekt schon vor Eintritt eines Schadensfalles wirksam wird, bezeichnet man ihn als
ex ante Moral Hazard. Sinn ([165], 1996) zeigt in seiner Arbeit, daß der zweite Effekt – die
Zunahme der Risikobereitschaft – nicht unbedingt schlecht sein muß. Er fu¨hrt hierzu auch
ein historisches Beispiel an. Erfolg und Reichtum des Handelszentrums Venedig im 14. und
15. Jahrhundert waren nur dank eines Versicherungswesens mo¨glich, das es den Ha¨ndlern
erlaubte, mit ihren Schiffen entfernte und riskante Ziele anzusteuern. Im Falle eines Schei-
terns wurde ein Teil der Verluste von der Versicherung gedeckt, bei Erfolg winkten hohe
Gewinne. Aber auch heutzutage mag dies gelten, weil Individuen beispielsweise eher bereit
sind, sich selbsta¨ndig zu machen oder andere Risiken zu tragen, wenn sie im Falle des Schei-
terns nicht vo¨llig vor dem Aus stehen, und ihr Fall durch das Sozialversicherungssystem
abgefedert wird.
Varian ([177], 1980) sieht in der Umverteilung u¨ber Steuern und Pauschaltransfers eben-
falls eine Sozialversicherung, von der Individuen profitieren ko¨nnen. Allerdings entstehen
durch die Umverteilung Kosten in Form von Fehlanreizen. Der Staat muß beide Einflu¨sse
gegeneinander abwa¨gen. Varian leitet fu¨r lineare und nicht lineare Steuern einen optimalen
Steuersatz ab, der, im Gegensatz zum Ergebnis der klassischen Arbeit von Mirrlees ([130],
1971), auch fu¨r hohe Einkommen positiv ist.
2.2.2 Altruismus
Transfers zwischen Personen laufen oft auf einer freiwilligen Basis ab und sind nicht nur auf
die eigene Familie beschra¨nkt. Genannt seien hier das Spendenaufkommen fu¨r gemeinnu¨tzi-
ge Organisationen und wohlta¨tige Stiftungen. In diesem Zusammenhang stellt sich erstens
die Frage, warum es freiwillige Transfers gibt und zweitens, warum der Staat u¨berhaupt
eingreifen und die Vermo¨gensverteilung a¨ndern sollte, wenn Individuen ohnehin freiwillig
Teile ihres Vermo¨gens anderen Menschen zukommen lassen?
Transfers zwischen reichen und a¨rmeren Menschen ko¨nnen einerseits in reinem Eigen-
interesse begru¨ndet sein, weil das Geben dem Reichen ein
”
gutes“ Gefu¨hl gibt und daher
seinen subjektiven Nutzen erho¨ht. Andreoni ([8], 1990) bezeichnet diese Art von Transfers
als
”
warm-glow giving“. Daneben ko¨nnen Spenden aber auch durch sogenannten Altruis-
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mus motiviert sein. In diesem Fall orientieren sich Spender am tatsa¨chlichen Wohlergehen
der Empfa¨nger und beru¨cksichtigen deren Nutzen in ihrer eigenen Nutzenfunktion. Da-
mit bekommt der Nutzen oder stellvertretend das Einkommen der a¨rmeren Bevo¨lkerung
den Charakter eines o¨ffentlichen Gutes (vgl. Atkinson [13], 1987). Die einzelne Spende
erho¨ht nicht nur den Nutzen des jeweiligen Spenders und Empfa¨ngers, sondern ebenso den
aller u¨brigen Spender und verursacht somit einen positiven externen Effekt. Diesen beach-
ten die Spender in ihrem individuellen Nutzenoptimierungskalku¨l jedoch nicht, die private
Wohlta¨tigkeit bleibt verglichen mit dem sozialen Optimum zu gering. Hinzu kommt – wie
bei o¨ffentlichen Gu¨tern generell – eine Trittbrettfahrerproblematik. Niemand hat einen An-
reiz, sich an der Finanzierung des o¨ffentlichen Gutes freiwillig zu beteiligen, wenn er von
dessen Nutzung nicht ausgeschlossen werden kann. Damit entsteht jedoch Spielraum fu¨r
staatliches Eingreifen durch Umverteilung. Es kann sogar sein, daß ein kleiner staatlicher
Eingriff mit einer geringfu¨gigen Umverteilung nicht ausreicht. Dieser kann verpuffen, weil
jeder Reiche im gleichen Maße, wie er Steuern bezahlen muß, seine freiwilligen Transfers
reduziert. Die staatliche Unterstu¨tzung der Armen verdra¨ngt dann die private Initiative.
Erst wenn die Steuern die zuvor freiwillig geleisteten wohlta¨tigen Zahlungen u¨bersteigen,
kann eine Verbesserung erreicht werden (vgl. Boadway und Keen [46], 2000).
Wird neben reinem Altruismus als Motiv fu¨r die Transfers auch unreiner Altruismus
in Form von
”
warm-glow giving“ erlaubt, a¨ndern sich die extremen Aussagen einer rein
altruistischen Welt. Selbst kleine staatliche Eingriffe ko¨nnen nun eine positive Wirkung
haben. Andreoni ([8], 1990) weist nach, daß eine Umverteilung von weniger zu sta¨rker
altruistischen Personen das private Aufkommen fu¨r ein o¨ffentliches Gut erho¨ht. Zudem
ist die Verdra¨ngung durch einen staatlichen Eingriff nicht vollsta¨ndig und die Subventio-
nierung von wohlta¨tigem Verhalten ist der direkten Umverteilung u¨ber Pauschaltransfers
vorzuziehen.
Auf der anderen Seite ko¨nnen sowohl durch die privaten Spenden als auch durch den
staatlichen Eingriff Ineffizienzen auf Seiten der Empfa¨nger der Leistungen entstehen. Wenn
Spenden oder staatliche Transfers in gleichem Maße zuru¨ckgehen wie das eigene Einkom-
men durch eigene Aktivita¨t steigt, wird jeder selbst verdiente Euro durch einen Ru¨ckgang
des Transfers um einen Euro bestraft. Aus Sicht des Armen betra¨gt der Grenzsteuersatz
der Einkommensteuer 100 Prozent.
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2.2.3 Dynamische Ineffizienz
Im Gegensatz zu dem dynamischen Modell von Ramsey haben die Individuen in Modellen
u¨berlappender Generationen nur eine beschra¨nkte Lebenszeit. Alte Generationen sterben
und werden durch neue ersetzt. Eine der Besonderheiten hierbei ist die Mo¨glichkeit der dy-
namischen Ineffizienz. Individuen haben nur einen auf ihre eigene Lebenszeit beschra¨nkten
Planungshorizont. Sie beru¨cksichtigen nicht den Einfluß ihrer Sparentscheidung auf den
Entwicklungspfad der O¨konomie, weshalb die Sparquote von der goldenen Regel 2 der Ka-
pitalakkumulation abweichen kann. Der langfristige Kapitalstock kann oberhalb oder unter
dem Niveau der goldenen Regel liegen. Interessant ist vor allem der Fall, in dem verglichen
mit dem optimalen Niveau zu viel Kapital akkumuliert wird. Befindet sich die O¨konomie
in diesem Gleichgewicht, muß u¨berma¨ßig viel gespart werden, damit der Kapitalstock in
der neu geborenen Generation pro Kopf konstant bleibt. Der Eingriff eines wohlwollenden
Planers ermo¨glicht nun eine Pareto-Verbesserung. Der Planer wird in einer Periode begin-
nen, mehr Ressourcen fu¨r den Konsum bereitzustellen. Dadurch erho¨hen sich Konsum und
Nutzen der zu diesem Zeitpunkt lebenden Generationen. Zugleich verringert sich in der
folgenden Periode der Kapitalstock auf das den Konsum maximierende Niveau. Somit sind
auch alle ku¨nftigen Generationen besser gestellt. Wa¨hrend die einzelnen Individuen fu¨r
den Konsum im Alter nur durch Ersparnisse in der Jugend vorsorgen ko¨nnen, besteht fu¨r
den Planer zusa¨tzlich die Option, Ressourcen zwischen den verschiedenen Generationen zu
verschieben. So kann in jeder Periode der jungen Bevo¨lkerung ein Euro Arbeitseinkommen
entzogen werden, was fu¨r jeden Alten der Periode wegen des Bevo¨lkerungswachstums 1+n
Euro ergibt. Um die junge Generation nicht schlechter zu stellen, muß in der folgenden
Periode die na¨chstgeborene Generation ebenfalls einen Euro an die nun Alten entrichten,
wobei diese pro Kopf wiederum 1 + n Euro erhalten. U¨ber einen unendlichen Zeithorizont
kann somit der Verlust in der Jugend jeweils durch einen Zugewinn im Alter wettgemacht
werden. U¨bersteigt das Bevo¨lkerungswachstum n die Verzinsung r der Ersparnisse, ist die-
ser Weg, fu¨r das Alter vorzusorgen, effizienter als der u¨ber private Ersparnisse. Ein Planer
kann somit gegenu¨ber der dezentralen Lo¨sung eine Pareto-Verbesserung verwirklichen (vgl.
Romer [145], 1996, S. 81 ff. und Blanchard und Fischer [39], 1992, S. 102 ff.). Umverteilt
wird dabei jedoch nicht innerhalb einer Generation sondern zwischen den Generationen.
2Die goldene Regel gibt im Solow-Wachstumsmodell die Sparquote an, die zu einem langfristigen Gleich-
gewicht mit maximalem Pro-Kopf-Konsum fu¨hrt (vgl. Mankiw [122], 2000).
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2.3 Wachstum und Gleichheit
Die Untersuchung des Zusammenhangs zwischen der Entwicklung und demWachstum eines
Landes sowie der Einkommensverteilung hat als eine der ersten Hypothesen die sogenannte
Kuznets-Kurve hervorgebracht, welche jedoch sowohl theoretisch als auch empirisch nicht
unumstritten ist. Diese besagt, daß in einem Land im Laufe seiner Entwicklung von einer
la¨ndlich gepra¨gten Gesellschaft zur Industriegesellschaft die Einkommensdisparita¨ten erst
zunehmen und dann wieder abnehmen. Es wird also der Einfluß von Wachstum auf die Un-
gleichheit betrachtet. Umgekehrt wird genauso die Kausalita¨t von Ungleichheit auf Wachs-
tum untersucht, wobei aus dieser Perspektive Ungleichheit meist mit ho¨herem Wachstum
assoziiert wird. Aghion et al. ([3], 1999) geben dafu¨r drei mo¨gliche Gru¨nde an:
1. Eine im Verha¨ltnis zu den Armen ho¨here Sparquote der Reichen, die ho¨here Investi-
tionen und ein sta¨rkeres Wachstum bedingt.
2. Unteilbarkeit von Investitionsprojekten – sehr teure Investitionen, etwa in den Aufbau
neuer Industriezweige, ko¨nnen bei Kapitalmarktbeschra¨nkungen nur durchgefu¨hrt
werden, wenn Vermo¨gen hinreichend auf einzelne Familien oder Individuen konzen-
triert ist.
3. Durch Umverteilung enstehen Individuen Anreize, ihre Leistung zu reduzieren, was
wiederum zu geringerem Wachstum fu¨hrt.
Diese Sichtweise wird jedoch zunehmend hinterfragt und o¨konomischem Beschuß aus-
gesetzt. Anlaß hierfu¨r sind unter anderem mehrere empirische Studien, die einen negativen
Zusammenhang zwischen Ungleichheit und Wachstum besta¨tigen. Be´nabou ([45], 1996),
der die Ergebnisse mehrerer empirischer Arbeiten zusammenfaßt, vergleicht als Beispiel
die Entwicklung von Su¨dkorea und den Philippinen seit Beginn der 60er Jahre des 20.
Jahrhunderts. Beide La¨nder waren sich zu Beginn des Betrachtungszeitraums sehr a¨hnlich,
solange wichtige makroo¨konomische Variablen als Vergleichsmaßstab herangezogen wer-
den. Trotz der anscheinend fast gleichen Ausgangsbedingungen hat Korea in den folgenden
25 Jahren ein starkes Wirtschafswachstum mit durchschnittlicher ja¨hrlicher Wachstumsra-
te von 6 Prozent erfahren, wa¨hrend die Philippinen nur eine durchschnittliche Rate von 2
Prozent aufwiesen. Hinter der A¨hnlichkeit der Ausgangsbedingungen verbergen sich jedoch
Unterschiede, die sich nicht in den aggregierten Gro¨ßen offenbaren: Die Einkommensver-
teilung war und ist auf den Philippinen wesentlich ungleicher als in Su¨dkorea. Was dieser
La¨ndervergleich veranschaulichen soll, la¨ßt sich auch in empirischen Untersuchungen be-
legen. Persson und Tabellini ([137], 1996) finden im empirischen Teil ihrer Arbeit heraus,
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daß Ungleichheit ein Hindernis fu¨r Wirtschaftswachstum ist. In einer Regression suchen
sie fu¨r neun La¨nder fu¨r einen langen Zeitraum mit historischen Daten ab 1830 und fu¨r
56 La¨nder fu¨r die Zeit nach dem zweiten Weltkrieg Bestimmungsfaktoren des Wachstums
des Pro-Kopf-BIPs. Als Maß der Einkommensungleichheit benutzen sie den Anteil der ein-
kommensta¨rksten 20 Prozent der Bevo¨lkerung am gesamten Einkommen beziehungsweise
als Maß der Gleichheit den Anteil des mittleren Quintils.3 In beiden Fa¨llen sind die Varia-
blen robust signifikant, wobei das Maß der Ungleichheit ein negatives Vorzeichen und das
Maß der Gleichheit ein positives Vorzeichen aufweist. Ein a¨hnliches Resultat erhalten auch
Alesina und Rodrik ([4], 1994). Sie scha¨tzen in einer Regression den Einfluß der Ungleich-
heit im Vermo¨gen und im Einkommen im Jahr 1960 auf das durchschnittliche ja¨hrliche
Wirtschaftswachstum im darauf folgenden Vierteljahrhundert. Die durch die Verteilung
des Landbesitzes abgebildete Vermo¨gensungleichheit und die Einkommensverteilung wer-
den durch den Ginikoeffizienten gemessen. Beide Ungleichheitsmaße haben einen signifikant
negativen Einfluß auf das Wirtschaftswachstum.
Dennoch rechtfertigt dies nicht unbedingt den Umkehrschluß, daß eine Umverteilung des
Einkommens oder Vermo¨gens (weniger Ungleichheit) zu sta¨rkerem Wirtschaftswachstum
fu¨hren muß. In beiden Arbeiten wird der positive Wachstumseffekt u¨ber Verteilungskon-
flikte erkla¨rt. Diese bestehen hauptsa¨chlich in Gesellschaften mit starken Einkommensdis-
parita¨ten und wirken sich auf politische Entscheidungen aus und zwar derart, daß Inves-
titionen und wachstumsfo¨rdernde Aktivita¨ten besteuert werden. In La¨ndern mit geringen
Einkommensdisparita¨ten gibt es diese Verteilungskonflikte hingegen nicht. Entsprechend
werden Investitionen und wachstumsfo¨rdernde Aktivita¨ten nicht durch staatliche Eingriffe
gehemmt.
Fraglich bleibt also, inwieweit Regierungen in der Lage sind, u¨ber fiskalische Instrumen-
te die Einkommensungleichheit zu verringern und das Wirtschaftswachstum anzuregen.
Eine starke Ungleichheit scheint wachstumshemmend zu sein, gerade weil der Versuch, die
Disparita¨ten zu verringern, aufgrund des politischen Einflußes einzelner Interessensgrup-
pen an der falschen Stelle ansetzt und das Wirtschaftswachstum weiter verringert. Eine
direkte Mo¨glichkeit, die Wirkung verschiedener Fiskalpolitiken zu u¨berpru¨fen, du¨rfte sich
nur schwer finden. Easterly und Rebelo ([79], 1993) versuchen dennoch, den Einfluß von
verschiedenen fiskalpolitischen Maßnahmen auf das Wirtschaftswachstum zu bestimmen.
Dazu benutzen sie fu¨r 28 La¨nder einen historischen Datensatz ab 1870 und einen La¨nder-
querschnitt mit rund 100 La¨ndern fu¨r die Jahre 1970-1988. Einige der Fiskalvariablen
3Zu den verschiedenen Ungleichheitsmaßen siehe Kapitel 3.
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erweisen sich dabei als stabil signifikant und positiv mit Wachstum verknu¨pft.
Daraus schließen Aghion et al. ([3], 1999) wiederum, daß die staatliche Umverteilung
also doch einen positiven Einfluß auf Wachstum hat und versuchen dies mit Hilfe theoreti-
scher Modelle zu untermauern, die unter anderem auf der Annahme unvollkommener Ka-
pitalma¨rkte und heterogener Wirtschaftssubjekte aufbauen. In einem dieser Modelle sehen
sie die Produktion des einzelnen Individuums als eine Funktion des eigenen Kapitalstocks
an. Die Ungleichheit der Kapitalausstattung verringert somit die Investitionsmo¨glichkeiten
der relativ armen Individuen. Bei abnehmender Grenzproduktivita¨t des Faktors Kapital
und ohne Kapitalmarkt ko¨nnen Produktion und Wirtschaftswachstum gesteigert werden,
wenn der Staat das Vermo¨gen umverteilt. Ein weiterer positiver Wachstumsimpuls ent-
steht durch Umverteilung, wenn es zwar einen Kapitalmarkt gibt, Schuldner jedoch nur
beschra¨nkt haftbar sind. Dann kann die Umverteilung einen positiven Anreizeffekt auf
Schuldner haben, da die eigenen Anstrengungen, ein Projekt erfolgreich abzuschließen, mit
dem eigenen Vermo¨gen steigen. Denn je gro¨ßer das eigene Vermo¨gen ist, desto ho¨her ist der
Anteil des Ertrages einer zusa¨tzlichen
”
Einheit“ Anstrengung, der nicht an die Kreditgeber
abgegeben werden muß, sondern in die eigene Tasche wandert. Schließlich zeigen Aghion et
al. ([3], 1999), daß zwei unterschiedliche Produktionstechnologien, eine traditionelle Tech-
nologie und eine, die hohe Ertra¨ge erwirtschaftet, und Kapitalmarktbeschra¨nkungen dazu
fu¨hren ko¨nnen, daß Ungleichheit sta¨rkere Konjunkturschwankungen entstehen la¨ßt. Diese
wirken sich wiederum negativ auf das Wirtschaftswachstum aus.
Somit belegen Aghion et al. auch theoretisch den positiven Zusammenhang zwischen
Gleichheit und Wirtschaftswachstum. Ebenso wichtig ist jedoch die umgekehrte Wirkungs-
richtung. Ist der umgekehrte Einfluß ebenfalls positiv, genu¨gt eine einmalige Umverteilung,
um langfristig hohes Wachstum und eine gleichma¨ßige Verteilung zu erreichen. Wachstum
und Gleichheit wu¨rden sich dann gegenseitig versta¨rken und es entstu¨nde eine positive
Wachstumsspirale. Verringert Wachstum hingegen die Gleichheit, mu¨ßte ein Umvertei-
lungsregime dauerhaft aufrechterhalten werden.
Zu diesem Punkt berufen sich Aghion et al. in ihrer Argumentation auf die Resultate
einiger neuerer empirischer Studien. Die seit den 80er Jahren zunehmend ungleiche Vertei-
lung der Einkommen aus Arbeit vor allem in den USA und Großbritannien und eine bessere
Datenbasis fu¨r La¨ndervergleiche haben zu einer intensivierten Suche nach den Ursachen
dieser Entwicklung gefu¨hrt, die sich in einer Fu¨lle von empirischen Arbeiten niedergeschla-
gen hat. Gottschalk und Smeeding ([92], 1997) geben einen ausfu¨hrlichen U¨berblick u¨ber
diese Arbeiten. Die hauptsa¨chlichen Ursachen fu¨r die Zunahme der Einkommensunter-
schiede sehen sie vor allem in einer Erho¨hung der Lohnpra¨mie fu¨r Erfahrung, Fertigkeiten
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und Kenntnisse, die sie dem Abbau von Handelshemmnissen, vera¨nderten institutionellen
Rahmenbedingungen und technologischem Wandel zuschreiben. Zudem ko¨nnten demogra-
phische Faktoren eine Rolle spielen, die in einigen La¨ndern fu¨r einen Ru¨ckgang des relativen
Angebots an gut ausgebildeten oder erfahrenen Arbeitskra¨ften verantwortlich sind.
Fu¨r Aghion et al. ([3], 1999) ist technologischer Wandel der entscheidende Faktor, der
die Zunahme der Ungleichheit der Einkommen aus Arbeit erkla¨rt. Und weil Wachstum
durch technologischen Fortschritt entsteht, sind neue Technologien die Ursache dafu¨r, daß
Wachstum zu mehr Ungleichheit fu¨hrt. Institutionelle Besonderheiten in den einzelnen
La¨ndern ko¨nnen diesen Effekt zusa¨tzlich versta¨rken oder mildern. Aghion et al. gelangen
schließlich zu dem Schluß, daß die Einfu¨hrung von neuen Schlu¨sseltechnologien zumindest
kurzfristig die Ungleichheit in der Einkommensverteilung versta¨rkt. Langfristig mu¨ßte die
Pra¨mie fu¨r technologische Fa¨higkeiten und Kenntnisse zwar wieder abnehmen, was dann zu
einem Ru¨ckgang der Ungleichheit fu¨hrt, aber dennoch scheint ein dauerhafter staatlicher
Eingriff in das Wirtschaftsgeschehen in Form einer Umverteilung aus Effizienzkriterien
gerechtfertigt.
2.4 Ausu¨bung von staatlicher Gewalt
Dieser Punkt hat vordergru¨ndig relativ wenig mit o¨konomischen Motiven zu tun. Staatliche
Gewalt wird teilweise von eigennu¨tzigen, die notwendige Machtbasis besitzenden Individu-
en ausgeu¨bt, die versuchen, die staatliche Umverteilung zu ihrem eigenen Vorteil zu nutzen.
In Diktaturen bedeutet dies ha¨ufig konkret die Bereicherung einer kleinen Elite. Allerdings
kann es selbst fu¨r diese Eliten sinnvoll sein, Enteignung und Bereicherung zu beschra¨nken.
Zum einen, weil dies sonst zu Unruhen und Aufsta¨nden und dem eigenen Machtverlust
fu¨hren kann, und zum anderen, weil sonst der Bevo¨lkerung die Lebensgrundlage zu stark
entzogen wird und damit die Steuerbasis wegbricht. Aber auch in demokratischen Syste-
men mit direkter Demokratie oder gewa¨hlten Vertretern gibt es Gruppen und Politiker mit
eigenen Interessen, und es kann allgemein untersucht werden, welche Art von Umvertei-
lungspolitik sich in welcher Gemengelage durchsetzt oder durchsetzen sollte (vgl. Boadway
und Keen [46], 2000).
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3 Messung von Ungleichheit
Zur Beurteilung der Ungleichheit verschiedener Verteilungen und zur U¨berpru¨fung, ob
nach einem staatlichen Eingriff eine Verteilung tatsa¨chlich weniger ungleich ist als vor dem
Eingriff, wird ein Maß beno¨tigt. Bereits im vorhergehenden Kapitel sind einige Ungleich-
heitsmaße erwa¨hnt worden, die in empirischen Studien herangezogen wurden. Auch einiges
von dem, was dort diskutiert wurde, gilt genauso fu¨r die Ungleichheitsmaße, da es eine
direkte Verbindung zwischen Wohlfahrtsfunktionen und Ungleichheitsmaßen gibt.
Ungleichheitsmaße erlauben es, Zusta¨nde mit unterschiedlichen Verteilungen unter ei-
nem distributiven Aspekt zu bewerten. Wie ein solches Maß auszusehen hat, ist jedoch kei-
neswegs offensichtlich, da die Ungleichheit von Verteilungen nicht objektiv beurteilt werden
kann. Wie Wohlfahrtsfunktionen unterliegen Verteilungsmaße stets bestimmten Wertvor-
stellungen. Unterschiedliche Maße, die voneinander abweichende Wertvorstellungen reflek-
tieren, ko¨nnen deshalb die Konzentration von Verteilungen und damit die Vorteilhaftigkeit
politischer Eingriffe in das Wirtschaftsgeschehen unterschiedlich bewerten. Die Schwierig-
keit, das
”
richtige“ Maß zu finden, charakterisiert Sen ([158], 1975) im Vorwort des seinen
eigenen Kindern gewidmeten Buches, treffend mit folgenden Worten:
”
in der Hoffnung, daß sie weniger Ungleichheit vorfinden werden, wenn sie her-
anwachsen, ganz gleich, wie sie diese messen wollen“
In diesem Kapitel soll nun na¨her auf die Problematik der Messung von Ungleichheit einge-
gangen werden. Dabei geht es weniger um die Verteilung der Einkommen auf Produktions-
faktoren wie Arbeit und Kapital, die sogenannte funktionale Verteilung, sondern um die
personelle Verteilung von Einkommen und Vermo¨gen. Mit personeller Verteilung ist nicht
nur die Verteilung auf Personen im engeren Sinn gemeint. Die verschiedenen Konzepte
lassen sich ebenso auf die Verteilung auf Haushalte, Familien oder bestimmte sozioo¨ko-
nomische Gruppen u¨bertragen. In Anlehnung an Lu¨thi ([121], 1981) wird zuerst eine Art
Anforderungskatalog an Ungleichheitsmaße aufgestellt. Danach werden verschiedene Maße
kurz vorgestellt und deren Vor- und Nachteile diskutiert. Wa¨hrend dies in der Literatur
meist anhand der Verteilung des Einkommens geschieht, sollen hier die Konzepte auf die
Verteilung des Vermo¨gens bezogen werden. Ohnehin sind Einkommen und Vermo¨gen eher
als Stellvertretergro¨ßen anzusehen fu¨r Konsum oder Nutzen, die von eigentlichem Interesse
sind.
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3.1 Eigenschaften von Ungleichheitsmaßen
Die hier genannten Eigenschaften von Ungleichheitsmaßen stellen sicherlich keinen ver-
bindlichen Katalog dar. Sie sind eher eine Art Konsens von weitestgehend akzeptierten
Eigenschaften, wobei manche der Punkte dennoch kritisiert werden ko¨nnen. Anstatt die
Eigenschaften wie Lu¨thi verbal zu erla¨utern, ko¨nnen die Prinzipien auch allgemeiner in
sehr axiomatischer Form wie bei Cowell ([61], 2000) pra¨sentiert werden.
a) Skalenunabha¨ngigkeit
Ein Ungleichheitsmaß sollte sich nicht vera¨ndern, wenn alle Merkmalswerte mit einem
positiven Faktor multipliziert werden. Es ist damit invariant gegenu¨ber der Einheit,
in der das Merkmal angegeben ist. Wird Vermo¨gen bespielsweise in Cent statt in
Euro oder in Dollar ausgedru¨ckt, darf sich der Wert des Ungleichheitsmaßes nicht
a¨ndern.
b) Unabha¨ngigkeit gegenu¨ber der Bevo¨lkerungsgro¨ße
Ungleichheitsmaße sollten nicht auf eine Vera¨nderung der Bevo¨lkerungsgro¨ße rea-
gieren. Werden etwa zwei identische Regionen zu einer zusammengefaßt, sollte das
Ungleichheitsmaß fu¨r die Gesamtregion nicht von dem fu¨r die zwei getrennten Regio-
nen berechneten Maß abweichen.
c) Unparteilichkeit
In die Berechnung des Ungleichheitsmaßes sollten keine Bevo¨lkerungsgruppen oder
Personen bevorzugt eingehen. Tauscht man beispielsweise das Vermo¨gen zweier Per-
sonen, darf das keinen Einfluß auf das Maß haben.
d) Pigou-Dalton-Bedingung
Der Transfer einer Geldeinheit von einer relativ reichen zu einer relativ armen Person
muß eine Verringerung des Ungleichheitsmaßes zur Folge haben.
e) Anwendbarkeit
Ungleichheitsmaße sollten bei gegebener Datengrundlage mit einem vernu¨nftigen
Aufwand anzuwenden und handzuhaben sein.
Kritik und Diskussion ko¨nnen beispielsweise an der Skalenunabha¨ngigkeit festgemacht
werden. Skalenunabha¨ngige Maße reagieren, wie oben dargelegt wurde, nicht auf relati-
ve Vera¨nderungen. Nimmt in einer O¨konomie zum Beispiel das Vermo¨gen jeder einzelnen
Person um 10 Prozent zu, wu¨rde sich nach diesen Maßen die Ungleichheit nicht vera¨ndern.
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Manche Menschen werden aber eine gleichma¨ßige Erho¨hung um einen bestimmten Pro-
zentsatz als ungerecht empfinden, weil absolut betrachtet die Vermo¨gen der relativ reichen
Personen sta¨rker zunehmen als die der armen Bevo¨lkerung. Kolm ([110], 1976) bezeichnet
absolute Maße als
”
linke“ Maße und relative Verteilungsmaße als
”
rechte“, weil Anha¨nger
linker Parteien eher zu linken und Anha¨nger konservativer Parteien eher zu rechten Maßen
tendieren. Außerdem leitet er theoretisch eine Klasse absoluter Maße her, auf die in dieser
Arbeit jedoch nicht weiter eingegangen wird.
3.2 Ungleichheitsmaße
Alle Ungleichheitsmaße beruhen auf Wertvorstellungen (vgl. Teubel [175], 2000). Wa¨hrend
diese jedoch in normativen Maßen durch das gesellschaftliche Wohlfahrtskonzept, auf dem
die Maße basieren, offenbart werden, sind die Wertvorstellungen in positiven Maßen nur
implizit vorhanden. Ein Problem bei der Anwendung von Ungleichheitsmaßen ist, daß
diese beispielsweise selbst innerhalb der Klasse der oben genannten
”
rechten“ Maße un-
terschiedliche Schlußfolgerungen zulassen. Wo anhand des einen Maßes eine Zunahme der
Ungleichheit festgestellt wird, kann ein anderes Maß gerade zu der gegenteiligen Aussa-
ge gelangen, weil die unterschiedlichen Zusta¨nde nicht eindeutig geordnet werden ko¨nnen.
Auch unsere Vorstellung von Ungleichheit entspricht eher einer Quasi-Ordnung, in der sich
nicht alle Zusta¨nde miteinander vergleichen lassen (vgl. Sen [158], 1975). Zeichnen sich
Ungleichheitszusta¨nde jedoch dadurch aus, daß sich deren Lorenzkurven nicht schneiden,
ordnen zumindest Maße relativer Ungleichheit die Zusta¨nde in gleicher Weise (vgl. Lu¨thi
[121], 1981). Dieser Punkt wird in einem spa¨teren Abschnitt nochmals vertieft.
Bei den nun angefu¨hrten, ha¨ufiger benutzten Ungleichheitsmaßen handelt es sich aus-
nahmslos um relative Maße. Die Formeln werden jeweils fu¨r unklassierte und klassierte
Daten angegeben. In der Praxis werden in den meisten Fa¨llen Daten aus einer Stichprobe
vorliegen, da eine Vollerhebung zu aufwendig und kostspielig ist. Da man jedoch an der
Ungleichheit in der Grundgesamtheit interessiert ist, sind die aus der Stichprobe bestimm-
ten Maße genaugenommen nur Scha¨tzer. Das kann gegebenenfalls Anpassungen notwendig
machen, damit die Scha¨tzer unverzerrt sind. Im folgenden werden die Maße dennoch so
vorgestellt, als wu¨rden sie aus einer Grundgesamtheit und nicht aus einer Stichprobe be-
rechnet. Bei großen Stichproben du¨rften die Unterschiede ohnehin gering sein, weil die
Maße als Scha¨tzer zwar eventuell verzerrt aber vermutlich trotzdem konsistent sind.
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3.2.1 Variationskoeffizient
Der Variationskoeffizient CV ist als Quotient aus der Standardabweichung σ der Verteilung
des Vermo¨gens a und deren Mittelwert µ definiert:
CV =
√
Var(a)
E[a]
=
σ
µ
Er mißt die relative, auf den Mittelwert bezogene Streuung. Wu¨rde man nur die Varianz
oder Standardabweichung als Ungleichheitsmaß wa¨hlen, ka¨me man mit der Forderung nach
Skalenunabha¨ngigkeit in Konflikt. Multipliziert man sa¨mtliche Vermo¨gen mit dem gleichen
positiven Faktor, wu¨rde sich die Varianz na¨mlich erho¨hen.
Der Variationskoeffizient erfu¨llt hingegen alle im Abschnitt 3.1 genannten Anforde-
rungen an ein Ungleichheitsmaß. Zudem ist er vor allem leicht zu errechnen, wenn dem
Vermo¨gen eine Verteilung mit gegebener Varianz und Mittelwert unterstellt wird. Er hat
jedoch auch Nachteile. Als erstes ist der Variationskoeffizient nach oben unbeschra¨nkt und
kann im Extremfall unendlich groß werden. Vor allem wenn sehr hohe Vermo¨gen in den
Daten vorkommen, wird der Variationskoeffizient sehr groß. Zweitens werden nur die ers-
ten beiden Momente einer Verteilung beru¨cksichtigt, die Schiefe als drittes Moment fließt
nicht ein (vgl. Wolff [185], 1997, S. 60). Und drittens mißt der Variationskoeffizient einer
Umverteilung von Vermo¨gen vo¨llig unabha¨ngig von der jeweiligen Ho¨he des Vermo¨gens die
gleiche Bedeutung bei (vgl. Sen [158], 1975). Entscheidend sind nur die Ho¨he des Transfers
und die Differenz des Vermo¨gens zwischen Begu¨nstigtem und demjenigen, dem der Betrag
entzogen wird. Ein Transfer von 1000 e von einer Person mit einem Vermo¨gen von 50000
e an eine Person mit 1000 e, ha¨tte auf den Variationskoeffizienten die gleiche Wirkung
wie die Umverteilung des gleichen Betrages von einer Person, die 1.050.000 e besitzt, an
eine die 1.001.000 e besitzt. Geht man aber davon aus, daß der Grenznutzen eines zusa¨tz-
lichen Euros Vermo¨gen abnimmt, mu¨ßte der erste Transfer bei den geringeren Vermo¨gen
die Ungleichheit sta¨rker verringern als der zweite.
Kennt man fu¨r eine Bevo¨lkerung aus n Haushalten oder Personen jeweils das Vermo¨gen
ai, kann der Variationskoeffizient einfach mit den entsprechenden Formeln fu¨r die Standard-
abweichung und den Mittelwert µ =
∑n
i=1 ai/n berechnet werden:
CV =
1
µ
√∑n
i=1(ai − µ)2
n
(3-1)
Liegen geschichtete Daten vor, muß die Formel in (3-1) angepaßt werden. Nimmt man als
Repra¨sentant der m Klassen die Klassenmitte oder den Klassendurchschnitt aj wird (3-1)
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zu:
CV =
1
µ
√√√√ m∑
j=1
(aj − µ)2fj (3-1´ )
wobei mit µ der aus den klassierten Daten berechnete Mittelwert, und mit fj die relative
Klassenha¨ufigkeit bezeichnet wird.
3.2.2 Logarithmische Varianz
Gegenu¨ber dem Variationskoeffizienten hat die logarithmische Varianz LV den Vorteil, daß
sie sensibler auf Vermo¨gensu¨bertragungen in unteren Vermo¨gensklassen reagiert und da-
durch besser in Einklang mit der Vorstellung von abnehmendem Grenznutzen zu bringen
ist. Im Gegensatz zur gewo¨hnlichen Varianz ist sie zudem skaleninvariant. Statt der loga-
rithmischen Varianz kann ebenso die logarithmische Standardabweichung benutzt werden,
die als Wurzel der logarithmischen Varianz definiert ist. Geht man von der Varianz des
logarithmierten Vermo¨gens V L aus:
V L = Var(log a) = E[(log a− E[log a])2] (3-2)
kann aus logarithmierten Einzeldaten die Varianz bestimmt werden:
V L =
1
n
n∑
i=1
(log ai − 1
n
n∑
k=1
log ak)
2 =
1
n
n∑
i=1
(log ai − log
n∏
k=1
a
1/n
k )
2 (3-3)
Um die Berechnung des geometrischen Mittels zu umgehen, wird anstatt der Varianz der
logarithmierten Werte ha¨ufig die sogenannte logarithmische Varianz LV berechnet. Aus
(3-2) wird:
LV = E[(log a− logE[a])2] (3-4)
und (3-3) entsprechend zu:
LV =
1
n
n∑
i=1
(log ai − log 1
n
n∑
k=1
ak)
2 =
1
n
n∑
i=1
(log ai − log µ)2 (3-5)
so daß statt des geometrischen Mittels das gewo¨hnliche arithmetische Mittel des Vermo¨gens
in LV eingeht. Beide Ungleichheitsmaße haben die selben Eigenschaften und ko¨nnen des-
halb als Alternativen benutzt werden.
Bei klassierten Daten mit Klassenmitte aj, relativer Klassenha¨ufigkeit fj und Mittelwert
µ wird die Formel aus (3-5) zu:
LV =
m∑
j=1
(log aj − log µ)2fj (3-5´ )
3 Messung von Ungleichheit 22
Die logarithmische Varianz hat einige Schwa¨chen: Sie kann unter Umsta¨nden die Pigou-
Dalton-Bedingung verletzen (vgl. Lu¨thi, [121], 1981, S. 36). Außerdem ist sie nur fu¨r posi-
tive Werte definiert. Gerade die Verteilung des Nettovermo¨gens weist aber fu¨r Haushalte
der niedrigsten Vermo¨gensklasse negative Werte auf, weil die Schulden dieser Haushalte
deren Vermo¨gen u¨bersteigen. Zudem nimmt die logarithmische Varianz sehr große Werte
an, wenn das Vermo¨gen von Haushalten beliebig nahe bei Null liegt.
3.2.3 Lorenzkurve und Gini-Koeffizient
Der Gini-Koeffizient la¨ßt sich leicht anhand der in Abbildung 3-1 dargestellten Lorenzkurve
verdeutlichen. Liegen Daten u¨ber das Vermo¨gen von einzelnen Haushalten vor, ordnet man
Abbildung 3-1: Lorenzkurve
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zuna¨chst die Haushalte – mit den a¨rmsten beginnend – nach der Ho¨he ihres Vermo¨gens. Auf
der Abszisse werden dann die kumulierten relativen Ha¨ufigkeiten der Haushalte und auf der
Ordinate die kumulierten relativen Anteile der Haushalte am Gesamtvermo¨gen abgetragen.
Die Punkte der Lorenzkurve geben den prozentualen Anteil des Gesamtvermo¨gens an, den
die unteren p % der Haushalte besitzen. Wa¨re das Vermo¨gen gleichma¨ßig auf alle Haus-
halte verteilt, erhielte man als Lorenzkurve die Diagonale. Gibt es hingegen Disparita¨ten,
liegt die konvex verlaufende Lorenzkurve immer unterhalb der Diagonalen. Je sta¨rker die
Lorenzkurve
”
durchha¨ngt“, je weiter also der
”
Bogen ist, den sie um die Linie absoluter
Gleichheit macht“, desto gro¨ßer sind die Disparita¨ten.
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Ist fu¨r eine O¨konomie die Verteilungsfunktion F des Vermo¨gens a bekannt (F = v(a)),
wobei das Vermo¨gen nur Werte gro¨ßer als Null annehmen soll, ist die Lorenzkurve L durch
das normierte Integral u¨ber der inversen Verteilungsfunktion v−1 definiert (vgl. Lu¨thi [121],
1981, S. 20):4
L(F1) =
1
µ
∫ F1
0
v−1(F )dF (3-6)
Das Teilen des Integrals in (3-6) durch den Erwartungswert µ der Verteilung normiert
die Lorenzkurve auf Werte zwischen Null und Eins. Wie wahrscheinlich besser anhand
der in der Fußnote gegebenen Definition zu erkennen ist, entspricht das Integral in (3-
6) u¨ber den gesamten Bereich gerade dem Erwartungswert µ des Vermo¨gens. Da F1 die
relative Ha¨ufigkeit der Haushalte, die ho¨chstens das Vermo¨gen a1 besitzen, und L(F1) deren
Anteil am Gesamtvermo¨gen angibt, lassen sich mit (3-6) sa¨mtliche Punkte der Lorenzkurve
bestimmen.
In der Realita¨t hat man es nicht mit stetigen sondern mit diskreten Verteilungen zu
tun. Fu¨r diese ist jedoch die Definition der Lorenzkurve sogar wesentlich einfacher. Sind
die n Haushalte einer O¨konomie wiederum aufsteigend nach der Ho¨he ihres Vermo¨gens
geordnet, entsprechen die relativen kumulierten Ha¨ufigkeiten Fi der Haushalte einfach Fi =
i
n
. Den dazugeho¨renden Punkt Li auf der Ordinate erha¨lt man, indem sa¨mtliche Vermo¨gen
bis zum Haushalt i aufsummiert und durch das Gesamtvermo¨gen geteilt werden: Li =∑i
k=1 ak/(nµ).
Der Gini-Koeffizient G kann nun leicht aus der Lorenzkurve abgeleitet werden. Er ist
u¨ber das Verha¨ltnis der grauen Fla¨che, also der zwischen der Linie absoluter Gleichheit
und der Lorenzkurve, zur Fla¨che unterhalb der Diagonalen definiert. Damit die mo¨glichen
Werte fu¨r den Gini-Koeffizienten zwischen Null und Eins liegen, wird schließlich noch
eine Normierung vorgenommen. Aus einer kontinuierlichen Verteilung la¨ßt sich der Gini-
Koeffizient folgendermaßen bestimmen:
G = 1− 2
∫ 1
0
L(F )dF (3-7)
Fu¨r eine diskrete Verteilung, wenn in einer O¨konomie mit n Haushalten das Vermo¨gen
jedes einzelnen Haushaltes bekannt ist, kann aus (3-7) eine relativ einfache Formel zur
4Falls die Dichtefunktion f(a) = dF
da
des Vermo¨gens existiert, kann das Integral in Gleichung 3-6 mit
der Substitutionsregel in die Form
∫ a1
0
af(a)da gebracht werden. Die Lorenzkurve kann somit auch als
L(a1) =
1
µ
∫ a1
0
af(a)da definiert werden (vgl. hierzu Ramser ([142], 1987, S. 14) oder Atkinson ([10],
1970)).
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Berechnung des Gini-Koeffizienten hergeleitet werden (vgl. Lu¨thi [121], 1981, S. 27):
G =
2
n
n∑
i=1
(Fi − Li) (3-8)
mit den kumulierten relativen Ha¨ufigkeiten Fi und den kumulierten Anteilen am Gesamt-
vermo¨gen Li. Bei geschichteten Daten, wenn beispielsweise nur m Vermo¨gensklassen gege-
ben sind, muß der Gini-Koeffizient mit der Formel:
G = 1−
m∑
j=1
fj(Lj + Lj−1) (3-8´ )
berechnet werden (vgl. Lu¨thi [121], 1981, S. 27 oder Wolff [185], 1997, S. 65). Dabei wird
mit fj die relative Klassenha¨ufigkeit bezeichnet, also der Anteil der zur Klasse j geho¨renden
Haushalte an der Gesamtbevo¨lkerung.
Der Gini-Koeffizient nimmt, wie oben bereits erwa¨hnt, Werte von Null bis Eins an. Ein
Wert von Null kennzeichnet dabei eine Situation vo¨lliger Gleichheit und ein Wert von Eins
maximale Ungleichheit. Der Gini-Index hat die Eigenschaft, daß bei einer Umverteilung ei-
nes festen Vermo¨gensbetrags die A¨nderung des Index nicht von der Differenz des Vermo¨gens
der beiden involvierten Haushalte abha¨ngt, sondern nur vom Unterschied in der relativen
Vermo¨gensposition. Ein Transfer von 100 e vom 5.-reichsten Haushalt zum 10.-reichsten
Haushalt ha¨tte unabha¨ngig von der absoluten Vermo¨gensdifferenz der beiden Haushalte
den gleichen Effekt auf den Gini-Index wie ein Transfer von 100 e vom 1005. zum 1010.
Haushalt (vgl. Lu¨thi [121], 1981, S. 28). Da um den Modalwert die Vermo¨gen der Haushalte
am dichtesten beieinander liegen, reagiert der Gini-Koeffizient in diesem Bereich auch am
sensibelsten auf Vermo¨gensumverteilungen bei gegebener absoluter Vermo¨gensdistanz.
3.2.4 Atkinson-Maß
Im Gegensatz zu den bisher betrachteten positiven Maßen ist das Atkinson-Maß ein norma-
tives Maß, das explizit auf einer sozialen Wohlfahrtsfunktion basiert. Atkinson ([10], 1970)
geht von einer Wohlfahrtsfunktion aus, die additiv separabel und symmetrisch in den in-
dividuellen Einkommen ist. U¨bertra¨gt man das von Atkinson dargestellte Konzept auf die
Verteilung von Vermo¨gen, und ist die Dichtefunktion f des stetig verteilten Vermo¨gens a in
einer O¨konomie bekannt, kann die Wohlfahrtsfunktion W , die zum Vergleich verschiedener
Vermo¨gensverteilungen herangezogen wird, folgendermaßen geschrieben werden:
W =
∫ a
0
U(a)f(a)da (3-9)
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Dabei kann U als sozialer Nutzen oder Wohlfahrtsindex der Individuen interpretiert werden
(vgl. Lu¨thi, [121], 1981). Die Wohlfahrtsfunktion ist in diesem Fall der Erwartungswert des
sozialen Nutzens. Bei einem gegebenen Gesamtvermo¨gen ha¨ngt die Ho¨he der Wohlfahrt von
zwei Faktoren ab: Einerseits von der Verteilung des Vermo¨gens und andererseits von der
Funktion U . Unter bestimmten Voraussetzungen ko¨nnen zwei Verteilungen ohne genaue
Spezifizierung des sozialen Nutzens miteinander verglichen werden. Es genu¨gt vorauszu-
setzen, daß U konkav und im Vermo¨gen zunehmend ist (vgl. Atkinson [10], 1970). Um
aber die Ungleichheit beliebiger Verteilungen beurteilen zu ko¨nnen, muß von einer kon-
kreten Funktion U ausgegangen werden. Erst dann la¨ßt sich der Grad der Ungleichheit
quantifizieren.
Zur Herleitung seines Maßes fu¨hrt Atkinson den Begriff des
”
gleich verteilten Einkom-
mensa¨quivalentes“ (equally distributed equivalent level of income) ein. Analog mu¨ßte man
im Zusammenhang mit der Verteilung des Vermo¨gens vom
”
gleich verteilten Vermo¨gensa¨qui-
valent“ oder
”
a¨quivalentem Vermo¨gen bei Gleichverteilung“ sprechen. Das Vermo¨gensa¨qui-
valent aE ist definiert als:
U(aE)
∫ a
0
f(a)da =
∫ a
0
U(a)f(a)da (3-10)
Es gibt die hypothetische Ho¨he des Vermo¨gens bei Gleichverteilung an, welche das selbe Ni-
veau an sozialer Wohlfahrt wie die tatsa¨chliche Verteilung des Vermo¨gens ermo¨glicht. Wird
wiederum das durchschnittliche Vermo¨gen einer gegebenen Verteilung mit µ bezeichnet, ist
das Atkinson-Maß:
A = 1− aE
µ
(3-11)
Graphisch kann die Idee des Ansatzes wie in Abbildung 3-2 illustriert werden. In Punkt
E sei die tatsa¨chliche Verteilung des Vermo¨gens in einer aus den zwei Personen A und B be-
stehenden O¨konomie gegeben. Auf der Gerade CD durch E liegen sa¨mtliche Vermo¨gensver-
teilungen, die durch Umverteilung zwischen den beiden Personen erreicht werden ko¨nnen.
Das durchschnittliche Vermo¨gen in der O¨konomie kann in Punkt F abgelesen werden, in
dem sich die Gerade CD und die Linie absoluter Gleichheit, auf der beide Personen iden-
tische Vermo¨gen besitzen, schneiden. Das Vermo¨gensa¨quivalent, das die soziale Wohlfahrt
SW2 in Punkt E gerade noch ermo¨glicht, liegt in G. Es ist umso ho¨her, je na¨her Punkt E
der Gleichheitslinie ist, und umso geringer, je weiter E von ihr entfernt ist. Beeinflußt wird
die Ho¨he des Vermo¨gensa¨quivalentes auch von der Form der Wohlfahrtsfunktion. In der
rechten Graphik wird beispielsweise eine Rawlssche Wohlfahrtsfunktion unterstellt. Das
Vermo¨gensa¨quivalent, das gerade noch die soziale Wohlfahrt SW4 wie in M zula¨ßt, liegt in
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Abbildung 3-2: Das Maß von Atkinson
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N und ist damit deutlich geringer als das durchschnittliche Vermo¨gen der O¨konomie. Zur
Berechnung eines Ungleichheitsmaßes bietet sich das Atkinson-Maß fast schon natu¨rlich
an. In den Beispielen wu¨rde man die Ungleichheit durch 1 − H
I
beziehungsweise 1 − J
K
messen wollen.
Fu¨r die Berechnung des Atkinson-Maßes muß die Funktion U spezifiziert werden. Um
Skalenunabha¨ngigkeit zu gewa¨hrleisten, unterstellt Atkinson eine homothetische Funkti-
on mit konstanter Aversion gegenu¨ber relativer Ungleichheit (constant relative inequality
aversion), welche folgende Form hat:
U(a) =
a1−²
1− ² fu¨r ² 6= 1 (3-12)
und fu¨r ² = 1 gerade U(a) = ln a ist.
Nimmt man von der stetigen Verteilung in (3-9) Abstand und geht stattdessen von
einer diskreten Verteilung des Vermo¨gens aus, und wird zudem U aus Gleichung 3-12 in die
Definition des Vermo¨gensa¨quivalentes (3-10) eingesetzt, kann fu¨r eine diskrete Verteilung
f(a) das Vermo¨gensa¨quivalent berechnet werden:
aE =
(
n∑
i=1
a1−²i f(ai)
)(1−²)−1
fu¨r ² 6= 1
Liegen Einzeldaten vor, wird das Atkinson-Maß somit berechnet als:
A = 1−
(
1
n
∑n
i=1 a
1−²
i
)(1−²)−1
µ
fu¨r ² 6= 1 (3-13)
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Fu¨r klassierte Daten muß das Atkinson-Maß wieder leicht modifiziert werden. Aus der For-
mel in (3-13) wird bei gegebenem Klassendurchschnitt aj und relativer Klassenha¨ufigkeit
fj fu¨r m Klassen:
A = 1−
(
m∑
j=1
(
aj
µ
)1−²
fj
)(1−²)−1
fu¨r ² 6= 1 (3-13´ )
Der Parameter ² spiegelt den Grad der Aversion der Gesellschaft gegenu¨ber Ungleich-
heit, beziehungsweise die relative Sensitivita¨t des Ungleichheitsmaßes gegenu¨ber Vermo¨gen-
stransfers bei unterschiedlichen Vermo¨gensniveaus wider. Je gro¨ßer ², desto gro¨ßer ist das
Gewicht, das auf Transfers im unteren Ende der Vermo¨gensverteilung gelegt wird. Geht
²→∞, orientiert sich die Wohlfahrt einer Gesellschaft nur an der Position der Person mit
dem geringsten Vermo¨gen, Transfers von hohen zu mittleren Vermo¨gen vera¨ndern das Un-
gleichheitsmaß nicht. Fu¨r ² = 0 wa¨re eine Gesellschaft hingegen indifferent gegenu¨ber der
Vermo¨gensverteilung. Das Vermo¨gensa¨quivalent entspra¨che gerade dem durchschnittlichen
Vermo¨gen, eine Umverteilung ha¨tte damit keine Erho¨hung der Wohlfahrt zur Folge.
Wie bei anderen normierten Maßen liegen die mo¨glichen Werte des Atkinson-Maßes
zwischen Null und Eins, wobei die Ho¨he des Wertes nicht nur von der Ungleichheit der
tatsa¨chlichen Verteilung sondern auch vom Parameter ² abha¨ngt. Beispielsweise kann ein
Wert von Null ermittelt werden, weil entweder das Vermo¨gen vo¨llig gleichverteilt ist, oder
weil die Gesellschaft fu¨r ² = 0 vo¨llig indifferent gegenu¨ber Ungleichheit ist. Wichtig ist
demnach ebenfalls, wie die Gesellschaft eine Verteilung einscha¨tzt.
Das Atkinson-Maß hat außerdem eine weitere nu¨tzliche Eigenschaft. Der Wert des Ma-
ßes kann interpretiert werden. Wird beispielsweise fu¨r A ein Wert von 0,3 berechnet, heißt
dies, daß exakt das gleiche Niveau an Wohlfahrt mit nurmehr 70 % des Gesamtvermo¨gens
erreicht werden ko¨nnte, wenn dieses vo¨llig gleichma¨ßig verteilt wa¨re (siehe Gleichung 3-11).
Andererseits wird das Maß aus zwei Gru¨nden kritisiert (vgl. Wolff [185], 1997). Ers-
tens mu¨ßte fu¨r Untersuchungen der Parameter ² bestimmt werden. Es du¨rfte aber nahezu
unmo¨glich sein, den Grad der Aversion einer Gesellschaft gegenu¨ber Ungleichheit empi-
risch zu ermitteln. Zweitens wird dem Index eine leichte Inkonsistenz vorgeworfen. Zur
Herleitung des Maßes mußte unterstellt werden, daß der individuelle Nutzen nur vom eige-
nen Einkommen beziehungsweise Vermo¨gen abha¨ngt. Wenn aber Individuen nur aus ihrem
eigenen Einkommen Nutzen ziehen, wieso sollte eine Gesellschaft dann u¨berhaupt um die
Einkommensungleichheit besorgt sein und eine Aversion gegenu¨ber Ungleichheit haben?
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3.2.5 Quantilsdarstellung
Die Quantilsdarstellung orientiert sich ebenfalls am Konzept der Lorenzkurve. Quantile,
wie Dezile oder Perzentile, beschreiben die Verteilung eines Merkmals auf Merkmalstra¨ger.
So gibt etwa das 10 %-Quantil (1. Dezil) die Ho¨he des Merkmalsbetrags an, der von genau
10 % der Merkmalstra¨ger nicht u¨berschritten wird. Ein ha¨ufig benutztes Quantil ist der
Median einer Verteilung, der das 50 %-Quantil ist.
Strenggenommen hat man allein in der Darstellung einer Verteilung mittels Quantilen
natu¨rlich kein Maß, denn der Verteilung wird keine Zahl zugeordnet, welche die Ungleich-
heit mißt. Dennoch wird ha¨ufig mit Quantilen argumentiert, wenn es um Vergleiche der
Disparita¨ten von Verteilungen geht. So geben beispielsweise Davies und Shorrocks ([71],
2000) in einem La¨ndervergleich der Vermo¨gensverteilungen fu¨r jedes einzelne Land jeweils
den Anteil des reichsten, der reichsten 5 und der reichsten 10 Prozent der Bevo¨lkerung
am Gesamtvermo¨gen an. Auch die Entwicklung der Vermo¨gensungleichheit im Laufe der
Zeit illustrieren Davies und Shorrocks fu¨r mehrere La¨nder, indem sie jeweils den Anteil des
reichsten Prozentes der Bevo¨lkerung pro Jahr abbilden.
Setzt man obere und untere Perzentile ins Verha¨ltnis, erha¨lt man schließlich doch ein
einfaches Maß. U¨bliche Relationen sind beispielsweise P90/P10, P90/P50 oder P50/P10 (vgl.
Armutsbericht der Bundesregierung [53], 2001, S. 46).
3.2.6 Verallgemeinerte Lorenzkurve
Werden unterschiedliche Verteilungen anhand der gewo¨hnlichen Lorenzkurve verglichen, ist
im Falle von sich schneidenden Lorenzkurven keine Aussage mo¨glich.5 Zudem sollte, wann
immer verschiedene Verteilungen zu bewerten sind, als Auswahlkriterium nicht nur die Un-
gleichheit der Verteilungen beru¨cksichtigt werden, sondern auch der Mittelwert der Vertei-
lung, weil die gro¨ßere Ungleichheit einer Verteilung durch einen ho¨heren durchschnittlichen
Lebensstandard zumindest teilweise kompensiert werden kann. Wa¨hrend die gewo¨hnliche
Lorenzkurve nur den Ungleichheitsaspekt erfaßt, geht in die von Shorrocks ([162], 1983)
und Kakwani ([107], 1984) entwickelte verallgemeinerte Lorenzkurve auch ein sogenanntes
Effizienzkriterium ein. Wird zugrunde gelegt, daß die vom Vermo¨gen der einzelnen Haus-
halte ai abha¨ngende S-konkave Wohlfahrtsfunktion W (a1, . . . , an) nicht abnehmend in ai
ist, kommt man auf die verallgemeinerte Lorenzkurve GL.
Diese ist definiert als das Produkt des Mittelwertes µ der Einkommens- oder Vermo¨gens-
5Siehe hierzu ausfu¨hrlicher Abschnitt 3.3.
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verteilung mit dem jeweiligen Punkt der gewo¨hnlichen Lorenzkurve:
GL(F ) = µL(F ) (3-14)
Sie nimmt Werte zwischen 0 und µ an und ist wie die gewo¨hnliche Lorenzkurve eine mono-
ton wachsende Funktion. Eine Verteilung F wird fu¨r alle nicht abnehmenden, S-konkaven
Wohlfahrtsfunktionen einer anderen Verteilung G vorgezogen, wenn wie in Abbildung 3-3
die verallgemeinerte Lorenzkurve von F u¨berall oberhalb der von G liegt. Das ist sicherlich
immer bei sich nicht schneidenden gewo¨hnlichen Lorenzkurven der Fall, wobei die ho¨her
gelegene Lorenzkurve auch den gro¨ßeren Mittelwert haben muß. Aber es ist auch in Fa¨llen
sich schneidender gewo¨hnlicher Lorenzkurven mo¨glich.
Abbildung 3-3: Die verallgemeinerte Lorenzkurve
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Ein Nachteil der verallgemeinerten Lorenzkurve liegt darin, daß die Ordnung von Ver-
teilungen der Ordnung nach den Mittelwerten in der Regel sehr nahe kommen wird. Da sich
die Kurven nicht schneiden du¨rfen, hat die bessere Verteilung stets den ho¨heren Mittelwert.
Ein geringerer Mittelwert kann niemals durch eine gleichma¨ßigere Verteilung kompensiert
werden. Das kann vor allem fu¨r Vergleiche von Verteilungen im La¨ngsschnitt, wenn etwa
die Vera¨nderungen der Vermo¨gensverteilung in einem bestimmten Zeitraum ermittelt wer-
den soll, problematisch sein. A¨hnlich wie das durchschnittliche Einkommen ist auch das
mittlere Vermo¨gen in den Industrienationen nach dem zweiten Weltkrieg stark angestie-
gen. Wu¨rde nun die verallgemeinerte Lorenzkurve zur Beurteilung der Entwicklung der
Vermo¨gensverteilung herangezogen, ka¨me man auf keinen Fall zu dem Ergebnis, daß die
Ungleichheit zugenommen hat und wu¨rde sehr wahrscheinlich eine Abnahme der Ungleich-
heit besta¨tigen.
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Zudem ist die verallgemeinerte Lorenzkurve nicht skaleninvariant und verletzt die erste
der genannten Eigenschaften in Abschnitt 3.1. Fu¨r La¨ndervergleiche mu¨ssen deshalb die
Daten der einzelnen La¨nder vergleichbar gemacht werden. Shorrocks ([162], 1983) benutzt
zum Beispiel das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in Kaufkraftparita¨ten als Mittelwert fu¨r
einen Vergleich der Einkommensverteilung mehrerer La¨nder.
3.3 Die Wahl des Ungleichheitsmaßes
Die Liste der vorgestellten Ungleichheitsmaße ist sicherlich nicht vollsta¨ndig. Es gibt noch
einige andere Maße, auf die hier nicht eingegangen wurde, die aber ebenso mit Vor- und
Nachteilen behaftet sind (vgl. Lu¨thi [121], 1981). Indices haben die scho¨ne Eigenschaft, Ver-
teilungen immer vollsta¨ndig zu ordnen, erlauben also immer eine Aussage der Art
”
Vertei-
lung G ist ungleicher als Verteilung F“. Die Ordnung kann sich jedoch in Abha¨ngigkeit des
Maßes vera¨ndern. Wa¨hrend etwa aufgrund des Variationskoeffizienten Verteilung F vor-
gezogen wu¨rde, ko¨nnte der Gini-Koeffizient die Verteilung G empfehlen. Die Lorenzkurve
wiederum la¨ßt oft u¨berhaupt keine Aussage zu.
Wie bereits zuvor erwa¨hnt, ist unter bestimmten Voraussetzungen die Wahl eines der
genannten Maße beliebig, weil sie Verteilungen gleich ordnen. Von einer Wohlfahrtsfunkti-
on wie in Gleichung 3-9 auf Seite 24 ausgehend, die additiv separabel und symmetrisch in
den individuellen U -Funktionen ist, zeigt Atkinson ([10], 1970), daß die Ordnung von Ver-
teilungen mit gleichem Mittelwert gema¨ß der Wohlfahrsfunktion identisch mit der Ordnung
anhand des Kriteriums Lorenzkurve ist. Genau dann, wenn die Lorenzkurve der Verteilung
F u¨berall oberhalb der Lorenzkurve der Verteilung G liegt, ist die Wohlfahrt der Verteilung
F fu¨r beliebige konkave Funktionen U ho¨her als die der Verteilung G.6 Dies wird auch als
Lorenzdominanz bezeichnet. Ist eine Verteilung gegenu¨ber einer anderen lorenzdominant,
wird sie von allen oben genannten Ungleichheitsmaßen als gleichma¨ßiger eingescha¨tzt. So-
bald sich die Lorenzkurven schneiden, ist keine eindeutige Ordnung mo¨glich. Es ko¨nnen
immer zwei Funktionen U gefunden werden, welche die beiden Verteilungen unterschiedlich
ordnen.
In Abbildung 3-4 liegt zum Beispiel die Lorenzkurve L1 im unteren Bereich u¨ber der
Lorenzkurve L2. Die Disparita¨t der zu L1 geho¨renden Verteilung ist in diesem Bereich
geringer als die der anderen Verteilung. Dafu¨r liegt L2 aber im oberen Bereich u¨ber L1 und
ist na¨her an der Gerade absoluter Gleichheit. Welche der Verteilungen von einem Index als
6Dasgupta et al. ([65], 1973) weisen nach, daß das Ergebnis von Atkinson auch allgemeiner fu¨r S-konkave
Wohlfahrtsfunktionen gilt.
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Abbildung 3-4: Lorenzkurven mit Schnittpunkt
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gleichma¨ßiger eingescha¨tzt wird, ha¨ngt somit davon ab, welcher Bereich von dem gewa¨hlten
Maß sta¨rker gewichtet wird.
Als ein zum Konzept der Lorenzkurve a¨quivalentes Kriterium kann ebenfalls untersucht
werden, ob eine Verteilung aus der anderen durch einen, von Rothschild und Stiglitz ([148],
1970) als mean preserving spread bezeichneten Transfer hervorgeht, bei dem
”
Wahrschein-
lichkeitsmasse“ um den Mittelwert an die beiden Enden verlagert wird. Etwas anschaulicher
kann man sich darunter eine Umverteilung von
”
arm“ nach
”
reich“ bei Konstanz des Mit-
telwerts vorstellen. Solch ein mean preserving spread ist in Abbildung 3-5 dargestellt. Die
gestrichelte Dichtefunktion f ∗(a) geht aus f(a) durch Verlagerung von
”
Wahrscheinlich-
keitsmasse“ hervor und wu¨rde somit von den vorgestellten Maßen als ungleicher eingeordnet
werden.
Aus den Ergebnissen von Atkinsons Arbeit kann fu¨r die Praxis eine Art Standard-
prozedur fu¨r den Vergleich von Verteilungen abgeleitet werden. Die Gegenu¨berstellung von
Verteilungen wird in zwei Schritte gegliedert. Zuerst werden die Disparita¨ten der Verteilun-
gen paarweise verglichen, danach fu¨gt man die Informationen u¨ber die Mittelwerte hinzu.
In La¨ndervergleichen scheitert dieses Verfahren aber oft daran, daß nur in wenigen Fa¨llen
eine Aussage mo¨glich ist. Entweder schneiden sich die Lorenzkurven, oder das Land, in
dem das Einkommen gleichma¨ßiger verteilt ist, hat ein niedrigeres durchschnittliches Ein-
kommensniveau als das andere Land. Shorrocks ([162], 1983) vergleicht zum Beispiel die
Einkommensverteilung von 20 La¨ndern. Dabei schneiden sich in 108 von 190 Paaren die
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Abbildung 3-5: Mean Preserving Spread einer Dichtefunktion
f(a)
a
f *(a)
Quelle: Machina und Rothschild (1998), S. 204.
Lorenzkurven. Nur in 29 der verbleibenden 82 Fa¨lle hat das Land mit der gleichma¨ßige-
ren Einkommensverteilung einen geringeren Mittelwert. Insgesamt kommt man mit dieser
Vorgehensweise nur in 53 der 190 paarweisen Vergleiche zu einem Ergebnis. Teilweise fu¨hrt
das Kriterium Lorenzkurve auch zu eigenwilligen Resultaten. Selbst La¨nder wie Schweden
und Tansania ko¨nnen nicht miteinander verglichen werden, weil die Einkommensverteilung
in Schweden, obwohl ansonsten gleichma¨ßiger, in den unteren Einkommensklassen unglei-
cher ist als in Tansania. Daß diese Einkommensempfa¨nger in Schweden durchschnittlich
ein ho¨heres Einkommen als ca. 95 % der Bevo¨lkerung in Tansania haben, wird in der
Lorenzkurve nicht beru¨cksichtigt.
Was bedeutet das nun fu¨r diese Arbeit? Kompliziertere Berechnungen, die fu¨r die Er-
stellung der Lorenzkurve oder der generalisierten Lorenzkurve beno¨tigt werden, sind in
dem hier in spa¨teren Kapiteln entwickelten Modell nicht durchfu¨hrbar. Das gilt ebenso fu¨r
viele andere Arbeiten, die in ihren Modellen den Einfluß von intergenerationalen Transfers
auf die Verteilung des Vermo¨gens untersuchen. Das einzige wirklich leicht zu berechnende
Maß ist der Variationskoeffizient. Letztlich ist man damit auf ein Maß beschra¨nkt, welches
bereits in Arbeiten von Becker und Thomes ([33], 1979) sowie Davies und Kuhn ([69],
1991) benutzt wurde. Festzuhalten bleibt jedoch, daß die Wahl des Ungleichheitsmaßes
nicht beliebig ist, und Verteilungsaussagen vom Maß abha¨ngen ko¨nnen. Schlußfolgerungen
aus dem Variationskoeffizient sind nicht ohne weiteres auf andere Maße zu u¨bertragen.
3.4 Zerlegung der Ungleichheitsmaße
Manchmal ist es von Interesse, das berechnete Ungleichheitsmaß in den jeweiligen Beitrag
verschiedener Teilgruppen oder Komponenten aufzuschlu¨sseln. Der Wert des Maßes la¨ßt
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sich dann darstellen als gewichtete Summe der Ungleichheit innerhalb der einzelnen Sub-
gruppen und den Unterschieden zwischen den Gruppen. Beispielsweise kann die Verteilung
des Vermo¨gens nach Berufsgruppen, Geschlecht, Alter oder auch nach Vermo¨genskompo-
nenten zerlegt werden.
Shorrocks ([160], 1980 und [161], 1982) zeigt in seinen Arbeiten allgemein, wie die An-
nahme der additiven Zerlegbarkeit die mo¨gliche Form eines Ungleichheitsmaßes einschra¨nkt
und welche Prinzipien bei der Zerlegung eingehalten werden sollten. Ungleichheitsmaße
von Zufallsvariablen, die als Produkt zweier Komponenten darstellbar sind, ko¨nnen un-
ter bestimmten Voraussetzungen entsprechend multiplikativ zerlegt werden (vgl. Davies
und Shorrocks [70], 1978). Besonders geeignet fu¨r Zerlegungen scheint der Theil-Index zu
sein, auf den jedoch nicht eingegangen wurde.7 Eine einfache Zerlegung gibt es außerdem
fu¨r den quadrierten Variationskoeffizienten. Da auf diese an anderen Stellen dieser Arbeit
nochmals eingegangen wird, soll die Vorgehensweise fu¨r den Variationskoeffizienten kurz
erla¨utert werden. Die Zerlegung ist ziemlich einfach (vgl. Wolff [183], 1987, S. 227) und
kann auf beliebig viele Faktoren erweitert werden. Ausgehend von einer Zufallsvariable X,
die aus der Summe der beiden Komponenten X1 und X2 gebildet wird, kann die Varianz
von X berechnet werden:
Var(X) = Var(X1) + Var(X2) + 2Cov(X1, X2)
Das Quadrat des Variationskoeffizienten wird somit zu:
CV (X)2 =
Var(X1) + Var(X2) + 2Cov(X1, X2)
E[X]2
=
(
E[X1]
E[X]
)2
Var(X1)
E[X1]2
+
(
E[X2]
E[X]
)2
Var(X2)
E[X2]2
+ 2
Cov(X1, X2)
E[X]2
Wenn die Beziehung zwischen Kovarianz und Korrelation beru¨cksichtigt wird (vgl. Mittel-
hammer [131], 1996, S. 150), kann der quadrierte Variationskoeffizient wie bei Atkinson
und Bourguignon ([16], 2000) geschrieben werden:
CV (X)2 = δ21CV (X1)
2 + δ22CV (X2)
2 + 2δ1δ2Cor(X1, X2)CV (X1)CV (X2)
wobei δi = E[Xi]/E[X] jeweils der Anteil der Komponente i an X ist. Das Ganze geht
genauso, wenn fu¨r eine Zufallsvariable X gilt:
X = aX1 + bX2
7Siehe hierzu aber Wolff [185], 1997, S. 67 ff.
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Dann bekommt man:
CV (X)2 =
(
aE[X1]
E[X]
)2
CV (X1)
2 +
(
bE[X2]
E[X]
)2
CV (X2)
2 + 2ab
Cov(X1, X2)
E[X]2
Die Ungleichheit ha¨ngt also von drei Dingen ab. Erstens ist die Ungleichheit der einzelnen
Komponenten Xi zu beachten. Je gro¨ßer diese ist, desto gro¨ßer wird auch der Variationsko-
effizient von X sein. Zweitens hat der Anteil der Komponente i an X Bedeutung. Je gro¨ßer
dieser Teil ist, desto sta¨rker wird die Ungleichheit von X von einer einzelnen Komponente
beeinflußt. Und drittens ha¨ngt die Ungleichheit davon ab, ob die einzelnen Komponenten
miteinander korrelieren. Eine positive Korrelation erho¨ht den Variationskoeffizienten von
X, eine negative mindert sie.
Bei der Bestimmung des Einflußes einer einzelnen Komponente stellt sich die Frage nach
der Aufteilung des Kovarianzausdrucks. Shorrocks ([161], 1982) bezeichnet diejenige Auf-
teilung als die natu¨rliche, welche jeder der Komponenten gerade die Ha¨lfte der Kovarianz
zuordnet. Im Fall zweier Komponenten wa¨re der Anteil s1 von X1 damit:
s1 =
Var(X1) + Cov(X1, X2)
E[X]2
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4 Private Vermo¨genstransfers zwischen den Genera-
tionen
Die Motive privater Transfers und die Art und Weise, wie Vermo¨gen transferiert wird –
zu Lebzeiten oder als Nachlaß, der zu gleichen Teilen oder ungleichma¨ßig auf die Erben
aufgeteilt wird – sind in vielen Fragen, etwa nach der Effizienz von Erbschaftsteuern, dem
Einfluß privater Transfers auf die Verteilung von Vermo¨gen oder der Belastung der ein-
zelnen Generationen durch Steuerreformen, von entscheidender Bedeutung. Ha¨ufig werden
bestimmte Fragestellungen getrennt nach den unterschiedlichen Transfermotiven unter-
sucht. Zumindest fu¨r die intensiv erforschten Motive gibt es, obwohl sich durch Variation
der grundlegenden Modelle auch andere Aussagen ergeben ko¨nnen, einige charakteristische
Ergebnisse.
Da also aus o¨konomischer Sicht die Motive der Transfers eine zentrale Rolle einnehmen,
ist es wichtig, zuerst auf die Standardmodelle mit den grundlegenden Transfermotiven so-
wie deren Besonderheiten und Implikationen einzugehen, bevor in den folgenden Kapiteln
speziell Verteilungs- und Effizienzfragen untersucht werden. Die Abgrenzung der Motive
und Modelle folgt dabei der U¨bersicht von Masson und Pestieau ([124], 1997), die Darstel-
lung hingegen eher der Arbeit von Lu¨th ([120], 2001). Flankiert werden die theoretischen
Arbeiten natu¨rlich von empirischen Untersuchungen, in denen u¨berpru¨ft wird, inwieweit
die verschiedenen Motive tatsa¨chlich in der Realita¨t vorzufinden sind. Auch die Ergebnisse
dieser Arbeiten sollen kurz vorgestellt werden.
4.1 Motive privater Vermo¨genstransfers – Ein U¨berblick
Masson und Pestieau ([124], 1997) unterteilen die Motive in drei Gruppen: unbeabsichtig-
te, beabsichtigte und kapitalistische Transfers. Vor allem in der Gruppe der beabsichtig-
ten Transfers gibt es nochmals mehrere Unterkategorien. Zu den privaten (Vermo¨gens-)
Transfers geho¨ren nicht nur Erbschaften sondern eigentlich auch Transfers zu Lebzeiten
wie Schenkungen. Wird der Transferbegriff sehr weit gefaßt, ko¨nnen selbst nichtmoneta¨re
Transfers wie Zeit, fu¨r die Opportunita¨tskosten bestehen, hinzugeza¨hlt werden. Neben der
Beschra¨nkung auf private Transfers liegt die Konzentration auf Transfers zwischen den
Generationen, die in der deutschsprachigen Literatur wahlweise als intergenerative, inter-
generationelle oder intergenerationale Transfers bezeichnet werden. Eine einheitliche Be-
zeichnung scheint sich noch nicht durchgesetzt zu haben. Private Transfers innerhalb der
Generationen sollen hier nicht weiter betrachtet werden, obwohl sie in der Realita¨t sicher-
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lich nicht unbedeutend sind. Recht gut ko¨nnen die Unterschiede der einzelnen Motive wie in
Lu¨th ([120], 2001) in einem einfachen Zwei-Perioden-Modell u¨berlappender Generationen
dargestellt werden, in dem das Motiv sich in der Nutzenfunktion der Eltern niederschla¨gt.
4.1.1 Unbeabsichtigte Transfers
Wie die Bezeichnung schon suggeriert, liegt unbeabsichtigten Transfers nicht der Wunsch
zugrunde, dem Beschenkten Vermo¨gen zu vermachen. Die Transfers sind stattdessen zufa¨lli-
ger Natur, weil Unsicherheit u¨ber die eigene Lebensdauer besteht, und Individuen nicht
all ihr angespartes Vermo¨gen bis zu ihrem Lebensende selbst konsumieren ko¨nnen. Im
Rahmen eines Lebenszyklusmodells wird Vermo¨gen dann unbeabsichtigt vererbt – unbeab-
sichtigte Transfers ko¨nnen in diesem Fall wirklich nur Erbschaften sein –, wenn Individuen
beispielsweise aus Marktversagensgru¨nden nicht die Mo¨glichkeit besitzen, ihr wa¨hrend des
Berufslebens gebildetes Vermo¨gen in Form von Annuita¨ten mit einer Rentenzahlung bis
zum Lebensende anzulegen, oder wenn sie dies nicht wu¨nschen, weil sie nicht versicherbare,
mit hohen Ausgaben verbundene Risiken im Alter fu¨rchten.
Selbst perfekte Lebenszyklussparer, deren Ersparnisse nur dem Konsum im Alter die-
nen, hinterlassen somit nach ihrem Tod Vermo¨gen. Die Unsicherheit u¨ber die Lebenser-
wartung hat sogar zur Folge, daß (risikoaverse) Individuen ihre Ersparnisse zur Vorsorge
erho¨hen. Wu¨rden sie sich in ihrer Vermo¨gensbildung nur an der durchschnittlichen Lebens-
erwartung orientieren, dann ha¨tten alle Sparer, die u¨berdurchschnittlich lange leben, mit
Erreichen des Durchschnittsalters ihr Vermo¨gen aufgezehrt. Deshalb werden also nicht nur
relativ fru¨h verstorbene Personen Vermo¨gen hinterlassen sondern ebenso u¨berdurchschnitt-
lich alt gewordene Individuen, wobei die Ho¨he des Nachlasses bei ansonsten identischen
Individuen nur vom Alter des Verstorbenen abha¨ngt (vgl. Abel [1], 1985).
Um unbeabsichtigte Transfers auf einfache Weise zu modellieren, wird angenommen,
daß Personen nur der eigene Konsum Nutzen stiftet und nicht etwa der ihrer Kinder oder
das Vererben von Vermo¨gen an sich. In einem Modell mit zwei Perioden soll jede Person
mit Sicherheit in der ersten Periode leben, aber nur mit der Wahrscheinlichkeit 0 < pi < 1
in der zweiten Periode, und den Erwartungswert des Nutzens:
Ut = u(ct) + piu(ct+1)
durch die Wahl des Konsums c in den beiden Perioden t und t+ 1 maximieren (vgl. Lu¨th
[120], 2001). Die Nutzenfunktion soll die u¨blichen Annahmen (u′ > 0, u′′ < 0) erfu¨llen. Die
4 Private Vermo¨genstransfers zwischen den Generationen 37
Nebenbedingungen der beiden Perioden sind:
ct = wt − st
ct+1 = st(1 + rt+1)
wobei wt das Einkommen in der ersten Periode ist, st die Ersparnisse und rt+1 die Rendite
auf das angesparte Kapital. Werden die Nebenbedingungen in die Nutzenfunktion einge-
setzt und der Nutzen u¨ber die Ersparnisse st maximiert, erha¨lt man als Bedingung erster
Ordnung:
∂u
∂ct
= pi
∂u
∂ct+1
(1 + rt+1)
Wird zur Vereinfachung rt+1 = 0 gesetzt, bekommt man:
∂u
∂ct
= pi
∂u
∂ct+1
Betrachtet man nun zuerst die beiden Extremfa¨lle pi = 1 und pi = 0. Lebt jede Person mit
Sicherheit zwei Perioden, wird in beiden Perioden jeweils die Ha¨lfte des Einkommens wt
konsumiert. Lebt jede Person hingegen mit Sicherheit nur eine Periode, wird das gesamte
Einkommen gleich in der ersten Periode konsumiert. In beiden Fa¨llen wird kein Vermo¨gen
als Erbe hinterlassen. Zwischen diesen Extrema wird bei vorzeitigem Tod ein Teil des
Vermo¨gens den Kindern als Erbe zukommen. Mit dem impliziten Funktionentheorem (vgl.
Simon und Blume [163], 1994. S. 339) la¨ßt sich aus der Bedingung erster Ordnung, die eine
implizite Funktion F (s, pi) ist, die Reaktion der Ersparnisse s auf eine Vera¨nderung der
U¨berlebenswahrscheinlichkeit pi bestimmen (mit rt+1 = 0):
∂s
∂pi
=
u′(ct+1)
−u′′(ct)− piu′′(ct+1) > 0
Da die Ersparnisse mit der U¨berlebenswahrscheinlichkeit pi zunehmen, wird der Nachlaß
einer Person, die schon nach der ersten Periode stirbt, ebenfalls mit steigendem pi gro¨ßer
(vgl. Lu¨th [120], 2001). Das insgesamt in der O¨konomie vererbte Vermo¨gen muß jedoch
keineswegs mit einer ho¨heren U¨berlebenswahrscheinlichkeit zunehmen. Je gro¨ßer pi ist, de-
sto geringer ist der Anteil der Bevo¨lkerung, der nur in der ersten Periode lebt und seinen
Kindern Vermo¨gen vererbt. Damit ergeben sich zwei gegenla¨ufige Effekte. Einerseits nimmt
mit ho¨herer U¨berlebenswahrscheinlichkeit der Nachlaß pro fru¨hem Todesfall zu. Anderer-
seits lebt ein gro¨ßerer Teil der Elterngeneration auch in der zweiten Periode und konsumiert
die eigenen Ersparnisse selbst. Man wu¨rde also vermuten, daß es einen bestimmte U¨ber-
lebenswahrscheinlichkeit pi zwischen Null und Eins gibt, fu¨r welche das gesamte vererbte
Vermo¨gen maximal wird.
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Wird der Rahmen eines Zwei-Perioden-Modells verlassen, indem die Zeitdauer des Le-
bens auf mehrere Perioden ausgedehnt wird, la¨ßt sich neben dem Sparen auch das Entspa-
ren von Personen untersuchen. Wa¨hrend in einem einfachen Lebenszyklusmodell Rentner
das zuvor angeha¨ufte Vermo¨gen abbauen, fu¨hrt in einem um eine unsichere Lebensdauer
erweiterten Modell die Unsicherheit dazu, daß Individuen ihren Konsum einschra¨nken. Da
sich dieser Effekt im Alter versta¨rkt, wird nach dem Erreichen des Rentenalters Vermo¨gen
deutlich langsamer und in geringerem Maß entspart, als es das herko¨mmliche Lebenszy-
klusmodell prognostiziert (vgl. Davies ([66], 1981).
Abel ([1], 1985) wiederum untersucht in seinem Modell, das auf einer unsicheren Le-
bensdauer beruht, wie die Einfu¨hrung einer staatlichen kapitalgedeckten Altersvorsorge mit
Pflichtbeitra¨gen die gesamtwirtschaftlichen Ersparnisse vera¨ndert. Die privaten Ersparnisse
nehmen einerseits ab, weil die Beitra¨ge zur Altersvorsorge eine Art Zwangssparen darstel-
len. Diese Verringerung wird jedoch gerade durch die in gleichem Maße zunehmende o¨ffent-
liche Ersparnis kompensiert. Andererseits vermindert die staatliche Altersvorsorge wie eine
Versicherung das Risiko des einzelnen Individums. Die Haushalte werden also von dem nach
Abzug der Pflichtbeitra¨ge verbleibenden Einkommen mehr konsumieren und ihre Vorsor-
geersparnisse reduzieren, was schließlich zu einer Verringerung der gesamtwirtschaftlichen
Ersparnisse fu¨hrt.
4.1.2 Beabsichtigte Transfers
Die beabsichtigten Transfers unterteilen Masson und Pestieau ([124], 1997) nochmals in
die Kategorien Altruismus, Paternalismus, Retrospektive, Strategie und Austausch. Dabei
ist reiner Altruismus in gewisser Weise das eine Extrem, bei dem die elterliche Fu¨rsorge
gegenu¨ber ihren Kindern im Vordergrund steht, und strategische Vererbung das andere,
bei dem ein Geben und Nehmen eigennu¨tziger und strategisch denkender und handelnder
Individuen die Basis bildet. Denkbar sind aber gleichfalls Kombinationen der einzelnen Mo-
tive und abgeschwa¨chte Formen. Die strategischen und auf Austausch beruhenden Motive
werden hier in einer gemeinsamen Kategorie
”
wechselseitige Transfers“ behandelt, weil die
Unterschiede doch recht klein sind und die Begriffe Strategie und Austausch oft wie Syn-
onyme benutzt werden. Genaugenommen ko¨nnte das retrospektive Motiv ebenfalls in diese
Gruppe eingeschlossen werden, da es auch hier um eine Art von wechselseitigem Transfer
geht.
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a) Altruismus
Altruismus ist wahrscheinlich das prominenteste der Vererbungsmotive. Die fru¨hen Arbei-
ten von Barro ([28], 1974), Becker ([31], 1974) und Becker und Tomes ([33], 1979), die
diesem Motiv zuzuordnen sind, haben eine Lawine von weiteren Vero¨ffentlichungen aus-
gelo¨st. Modelle reinen Altruismus beruhen auf der Vorstellung, daß Eltern uneigennu¨tzig
sind und sich um das Wohlergehen ihrer (eigennu¨tzigen) Kinder sorgen. Im Gegensatz zum
vorhergehenden Modell ziehen Eltern nun nicht nur Nutzen aus dem eigenen Konsum,
sondern beru¨cksichtigen zudem in ihrer Nutzenfunktion das Nutzenniveau ihrer Kinder.
Bezeichnet man mit cp den Konsum der Eltern und mit ck den der Kinder, kann die addi-
tiv separierbare Nutzenfunktion der Eltern dargestellt werden als:
Up = up(cp) + θuk(ck)
Der Parameter θ, der zwischen Null und Eins liegt, dru¨ckt dabei die unterschiedlich starke
Auspra¨gung des Altruismus aus. Bezeichnet man mit wp das Einkommen der Eltern, mit
wk das des Kindes und mit T ≥ 0 den Transfer der Eltern an ihre Kinder bekommt man
als Budgetbeschra¨nkungen:
cp = wp − T
ck = wk + T
Als Bedingung erster Ordnung erha¨lt man schließlich:
∂up
∂cp
= θ
∂uk
∂ck
Eltern passen die Ho¨he des Transfers an ihre Kinder so an, daß der Grenznutzen aus
eigenem Konsum dem mit dem Faktor θ gewichteten Grenznutzen des Kindes aus dessen
Konsum entspricht. Fu¨r die Eltern ist bei der Wahl des Konsums und Transfers nicht nur
das eigene Einkommen relevant, sondern auch das Einkommen des Kindes. Das gesamte
Familieneinkommen wird durch den Transfer der Eltern (aus Sicht der Eltern) optimal
aufgeteilt.
Aus der Budgetgleichung (cp = wp − T (wp, wk)) la¨ßt sich eine Bedingung ableiten, die
einen Zusammenhang zwischen der Variation der Einkommen und dem Transfer an die
Kinder herstellt (vgl. Laferre`re [115], 2000):
dcp = dwp − ∂T
∂wp
dwp − ∂T
∂wk
dwk (4-15)
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Bei einer kleinen, das Familieneinkommen konstant lassenden Einkommensa¨nderung (dwp =
−dwk) bleibt der Konsum der altruistischen Eltern gleich (dcp = 0), woraus folgt:
dwp
(
1− ∂T
∂wp
+
∂T
∂wk
)
= 0
beziehungsweise:
∂T
∂wp
− ∂T
∂wk
= 1
Wenn also das Einkommen der Eltern sich um einen Euro verringert, aber das Einkommen
des Kindes sich gleichzeitig um einen Euro erho¨ht, werden altruistische Eltern einen Euro
weniger an ihre Kinder transferieren. Diese Bedingung wurde von Cox ([62], 1987) abgeleitet
und von ihm und Altonji et al. ([6], 1997) benutzt, um das altruistische Motiv empirisch
zu testen.
In einigen Modellen wird alternativ davon ausgegangen, daß das Einkommen oder
Vermo¨gen der Kinder in der Nutzenfunktion der Eltern steht (vgl. Becker und Tomes [33],
1979, Ioannides und Sato [102], 1987 sowie Davies und Kuhn [69], 1991). Durch Umformen
der Budgetrestriktionen ist leicht zu sehen, daß diese Modelle dem obigen fast gleichen und
praktisch auf eine Nutzenmaximierung eines Individuums u¨ber zwei Perioden hinauslaufen.
Wenn Eltern in der Periode t leben und ihren Nutzen Ut(cp, ck) u¨ber den eigenen Konsum
cp und den Konsum ck ihres in der Periode t+ 1 lebenden Kindes maximieren, mu¨ssen in
den beiden Perioden die Nebenbedingungen:
cp = wp − T
ck = wk + (1 + rt+1)T
beachtet werden, wobei T der Nachlaß der Eltern sein soll und rt+1 der Zinssatz ist. Der
Nachlaß ist hier wie eine Ersparnis zu bewerten, welche es den Eltern ermo¨glicht, einen
Teil ihres Einkommens dem Kind zukommen zu lassen. Beide Gleichungen ko¨nnen zu einer
zusammengefaßt werden:
cp +
ck
1 + rt+1
= wp +
wk
1 + rt+1
Definiert man das Gesamteinkommen beziehungsweise Vermo¨gen des Kindes, das von die-
sem vollsta¨ndig konsumiert wird, als:
Lt+1 = wk + (1 + rt+1)T = ck
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kann ck in der Nutzenfunktion der Eltern ersetzt werden (Ut(cp, Lt+1)) und die Nebenbe-
dingung wird zu:
cp +
(1 + rt+1)T + wk
1 + rt+1
= wp +
wk
1 + rt+1
was der Darstellung beispielsweise in Davies und Kuhn ([68], 1988) entspricht.
Altruismus der Eltern fu¨hrt zu einigen charakteristischen Ergebnissen. Eines ist das
sogenannte Rotten-Kid -Theorem von Becker ([31], 1974): Selbst die Eigennu¨tzigkeit der
Kinder kann aus Sicht der altruistischen Eltern keinen Schaden anrichten, solange die Kin-
der finanzielle Transfers erhalten. Alle Familienmitglieder haben durch den Transfer der
Eltern einen Anreiz, sich
”
optimal“ zu verhalten und das Familieneinkommen zu maximie-
ren. In Abbildung 4-1 ist zur Vereinfachung eine aus zwei Personen, dem Familienoberhaupt
und einem Kind, bestehende Familie dargestellt.
Abbildung 4-1: Rotten-Kid-Theorem
E
D
B
A
•
•
kc
pc
1I
Quelle: In Anlehnung an Becker (1974), S. 1075.
2I
C
Das Oberhaupt verteilt die Familienressourcen auf den eigenen Konsum cp und den des
Kindes ck. In Abha¨ngigkeit davon, wie das Familieneinkommen urspru¨nglich verteilt ist, ob
etwa in A das Oberhaupt wesentlich mehr Einkommen hat als in B, werden die Transfers
angepaßt, so daß immer Punkt C mit dem durch die Indifferenzkurve I1 gegebenen Nut-
zenniveau erreicht wird. La¨ßt sich das Kind ausgehend von A zu einer Handlung hinreißen,
durch die das eigene Einkommen zwar steigt, das Familieneinkommen jedoch sinkt, wie
etwa in D, wird letztlich in E konsumiert, mit geringerem Nutzenniveau und geringerem
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Konsum beider Individuen. Auf das Kind haben die Transfers somit einen disziplinieren-
den Einfluß. Bei mehreren Familienmitgliedern werden auf diese Art auch Externalita¨ten
zwischen den Mitgliedern internalisiert (vgl. Becker [31], 1974).
Bruce und Waldman ([50], 1990) erweitern Beckers Modell und zeigen, daß Fehlanreize
nicht vo¨llig ausgeschlossen werden ko¨nnen. Insbesondere kann das sogenannte
”
Samariter-
dilemma“ auftreten: Kinder sparen zu wenig, weil sie gegebenenfalls zu einem spa¨teren
Zeitpunkt ho¨here Transfers von den Eltern erhalten. Sogar bei zweiseitigem Altruismus,
wenn das Kind also gegenu¨ber den Eltern ebenfalls altruistisch ist, kann es zu Konflikten
u¨ber die Aufteilung der Familienressourcen kommen (vgl. Stark [168], 1995).
Zum Abschluß sei noch die sogenannte ricardianische A¨quivalenz erwa¨hnt, die besagt,
daß die Finanzierung von Staatsausgaben durch Staatsverschuldung a¨quivalent zu einer
Finanzierung durch Steuern ist (vgl. Mankiw [122], 2000). Wenn altruistische Eltern vor-
ausschauend sind, haben zum Beispiel kreditfinanzierte Steuersenkungen keinerlei Wirkung
auf den Konsum der Eltern und die gesamtwirtschaftliche Ersparnis. Die Eltern wissen, daß
die Schulden des Staates durch ho¨here Steuern in der Zukunft zu Lasten der Kinder ausge-
glichen werden mu¨ssen. Deshalb konsumiert die Elterngeneration die Steuereinsparungen
nicht, sondern transferiert diese an die Kinder weiter (vgl. Barro [28], 1974).
b) Wechselseitige Transfers
Wechselseitige Transfers zwischen den Generationen gru¨nden auf einem Austausch, sie wer-
den deshalb auch als Quidproquo-Transfers bezeichnet. Aus o¨konomischer Sicht wird die
Familie als eine Art Markt angesehen, auf dem bestimmte Leistungen getauscht werden.
Eltern hinterlassen ihren Kindern Vermo¨gen oder vermachen ihnen schon zu Lebzeiten
Vermo¨gen, weil sie eine meist immaterielle Gegenleistung dafu¨r erwarten. Eltern erhal-
ten beispielsweise Aufmerksamkeit, Besuche, Hilfe etc. von ihren Kindern. Ein Teil dieser
Leistungen kann sicherlich – wenn auch nicht unbedingt vollsta¨ndig – u¨ber einen außer-
familia¨ren Markt bezogen werden. Dies gilt fu¨r Hilfe in Haushalt und Garten oder fu¨r
Pflegeanforderungen im Falle einer Krankheit. Was jedoch kaum oder nur schwer durch
Leistungen außerhalb der Familie ersetzt werden kann, sind die perso¨nlichen Beziehungen
und die Bindung zwischen Eltern und Kindern.
Die wechselseitigen Transfers ko¨nnen, was Masson und Pestieau ([124], 1997) machen,
nochmals auf einer Skala von reinem bis zu strategischem Austausch eingeordnet werden,
wobei die Grenzen jedoch unscharf sind. Reiner Austausch bezieht sich dabei zum Beispiel
eher auf traditionelle Gesellschaften in la¨ndlichen Regionen oder Entwicklungsla¨ndern, in
denen die erwachsenen Kinder Haus und Hof u¨bernehmen und sich dafu¨r um ihre Eltern
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ku¨mmern, die sich auf das
”
Altenteil“ zuru¨ckgezogen haben. Die Ersparnisse der Eltern
dienen also dazu, im Alter gegen Leistungen der Kinder eingetauscht zu werden. Kotli-
koff und Spivak ([112], 1981) gehen auf diesen Punkt na¨her ein und sehen in der Familie
eine Institution, in der Risiken vielfa¨ltiger Art geteilt werden ko¨nnen. Speziell kann bei
unsicherer Lebenszeit das Risiko, aufgrund einer u¨berdurchschnittlichen Lebensdauer die
eigenen ersparten Ressourcen zu fru¨h aufgebraucht zu haben,
”
versichert“ werden. Schon
durch eine Heirat ko¨nnen die Risiken der beiden Partner gepoolt werden. Mit der Zahl der
Kinder na¨hert sich der Konsumpfad der Eltern immer sta¨rker demjenigen an, den sie bei
Existenz eines vollkommenen Marktes fu¨r Annuita¨ten mit fairer Rendite wa¨hlen wu¨rden.
Gegenu¨ber einem außerfamilia¨ren Markt hat die Familie zudem den Vorteil, daß implizite
Kontrakte zwischen den Mitgliedern eher zustandekommen als eine Marktlo¨sung.
Wenn Eltern bewußt sparen, um vererbbares Vermo¨gen als
”
strategische Masse“ vor-
zuhalten, damit sie ihre eigenen Interessen gegenu¨ber ihren Kindern besser durchsetzen
ko¨nnen, kommt zum reinen Austausch noch ein strategisches Motiv hinzu. Gerade mit
dem letzten Punkt befassen sich Bernheim et al. ([38], 1985). Dazu erweitern sie Beckers
([31], 1974) urspru¨ngliches Modell. Eltern sind zwar weiterhin altruistisch, jedoch ziehen
sie zusa¨tzlich Nutzen aus Leistungen ihrer Kinder. Die Idee von Bernheim et al. la¨ßt sich
ganz gut wie in Abbildung 4-2 graphisch verdeutlichen.
Abbildung 4-2: Strategische Transfers
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Es wird angenommen, daß der Nutzen des Kindes bezu¨glich der Aufmerksamkeit fu¨r
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die Eltern erst zunimmt, ab einem bestimmten Punkt dem Kind die Aufmerksamkeit zur
Last wird, und der Nutzen deshalb wieder abnimmt. Da der Grenznutzen einer zusa¨tzlichen
Einheit des Konsumgutes stets positiv ist, ergibt sich der parabelfo¨rmige Verlauf der Indif-
ferenzkurven des Kindes I ik. Ab den Scheitelpunkten A,B wird Aufmerksamkeit a zu einem
”
Schlecht“. Bei den Indifferenzkurven der Eltern wird ein Sa¨ttigungspunkt unterstellt, weil
der Grenznutzen der Aufmerksamkeit nur anfa¨nglich positiv ist. Wird Aufmerksamkeit fu¨r
das Kind zu einem
”
Schlecht“, muß aus Sicht der altruistischen Eltern der direkte Nut-
zen aus zusa¨tzlicher Aufmerksamkeit verglichen werden mit der Nutzenverschlechterung,
die aus dem geringeren Nutzen des Kindes resultiert. In Abbildung 4-2 liegt in D der
Sa¨ttigungspunkt, und die Indifferenzkurven der Eltern wie I3p liegen kreisfo¨rmig um ihn
herum.
Fu¨r ein gegebenes Niveau an Aufmerksamkeit a1 teilen die Eltern ihr Einkommen so
auf den eigenen Konsum und einen Transfer an das Kind, daß ihr eigener Nutzen maxi-
miert wird, was in Abbildung 4-2 im Punkt F ist, also im Tangentialpunkt der vertikalen
Gerade durch a1 und der Indifferenzkurve. Macht man das fu¨r alle mo¨glichen Werte an
Aufmerksamkeit, erha¨lt man die horizontale Gerade c∗k. Sie ist die Reaktionsfunktion der
Eltern auf die Aufmerksamkeit ihres Kindes. Aus Sicht der Eltern ist damit der optimale
Konsum des Kindes vo¨llig unabha¨ngig von der Aufmerksamkeit. Egal wie aufmerksam das
Kind ist, es wird immer den gleichen Transfer von den Eltern erhalten. Da das Kind dies
antizipiert, wa¨hlt es das Niveau an Aufmerksamkeit, das seinen eigenen Nutzen maximiert,
was dem Punkt A in Abbildung 4-2 entspricht, in dem sich die ho¨chste Indifferenzkurve I1k
und die Gerade c∗k beru¨hren. In Punkt A ist die Aufmerksamkeit jedoch zu gering und es
wa¨re eine Pareto-Verbesserung mo¨glich, wenn Eltern wie in Punkt C, wo sich die beiden
Indifferenzkurven der Familienmitglieder beru¨hren, dem Kind durch ho¨here Transfers einen
ho¨heren Konsum erlauben, und im Gegenzug dafu¨r mehr Aufmerksamkeit bekommen.
Eltern ko¨nnen sich nunmehr verbessern, indem sie nicht einfach nur die Entscheidun-
gen ihres Kindes akzeptieren, sondern selbst strategisch handeln. Beispielsweise ko¨nnen
sie androhen, ihr Kind zu enterben, was diesem dann etwa nur noch die Konsummenge
ck mit Nutzenniveau I
2
k ermo¨glicht. Vor die Wahl gestellt, enterbt zu werden oder E zu
akzeptieren, ist das Kind gerade indifferent zwischen den beiden Alternativen. Gegenu¨ber
A, der Allokation ohne Drohung, stellt E fu¨r die Eltern aber eine deutliche Verbesserung
dar. Ob das Kind tatsa¨chlich E wa¨hlt, ha¨ngt aber davon ab, wie glaubwu¨rdig Eltern dro-
hen ko¨nnen. In einer Familie mit mehreren Kindern du¨rfte die Drohung gegenu¨ber einem
einzelnen Kind glaubhaft sein, womit fu¨r die Eltern die Chancen, von jedem einzelnen Kind
die gewu¨nschte Aufmerksamkeit zu erhalten, steigen.
4 Private Vermo¨genstransfers zwischen den Generationen 45
Obwohl sich die Modelle zum Austauschmotiv in vielerlei Hinsicht unterscheiden ko¨nnen,
etwa darin, was oder wann und zwischen wem oder warum getauscht wird, kann das Motiv
dennoch in einen mo¨glichst einfachen Rahmen eingebettet werden (vgl. Lu¨th [120], 2001).
In diesem maximieren die Eltern ihren Nutzen:
Up = u(cp, a)
durch die Wahl des eigenen Konsums cp und die Aufmerksamkeit beziehungsweise die
Leistungen a des Kindes. Die Budgetbedingung der Eltern ist:
cp + paa = wp
Es wird dabei angenommen, daß es einen Preis pa fu¨r die Leistungen des Kindes gibt, und
Eltern als Entgelt fu¨r die Leistungen einen Transfer T = paa als Geschenk oder Erbschaft
entrichten. Wenn das Kind aus der Aufmerksamkeit den Eltern gegenu¨ber selbst keinen
Nutzen zieht, entstehen durch die den Eltern gewidmete Zeit Opportunita¨tskosten in Form
entgangenen Lohnes. Als Preis der Aufmerksamkeit kann man deshalb den Lohnsatz des
Kindes einsetzen. Die notwendige Bedingung fu¨r ein Nutzenmaximum der Eltern ist:
∂u
∂cp
pa =
∂u
∂a
Wa¨hrend im Rahmen von Modellen mit Altruismus einige relativ klare Aussagen getroffen
werden ko¨nnen, ist das mit einem Austauschmotiv schwerer. Wird davon ausgegangen, daß
Aufmerksamkeit ein normales Gut ist, werden Eltern bei steigendem Einkommen die Nach-
frage nach Leistungen ihres Kindes erho¨hen. Wie Eltern auf eine Erho¨hung des Einkommens
des Kindes reagieren, ist hingegen unklar. Die Einkommenserho¨hung steigert einerseits den
Preis der Leistungen des Kindes, reduziert aber andererseits u¨ber Substitutions- und Ein-
kommenseffekt die Nachfrage nach den Leistungen, der Transfer der Eltern kann somit
zunehmen oder sinken. Fu¨r T = wka erha¨lt man:
∂T
∂wk
= a+ wk
∂a
∂wk
= a+ wk
∂a
∂wk
a
a
=
(
1 +
∂a
∂wk
wk
a
)
a
Die Vera¨nderung der Transferzahlung ha¨ngt somit von der Preiselastizita¨t der Nachfrage
nach Leistungen des Kindes ab. Wenn die Nachfrage unelastisch ist, wird bei einer Steige-
rung des Einkommens des Kindes die Transferzahlung ebenfalls zunehmen.
c) Paternalismus
Paternalistische Transfers sind den altruistischen zwar a¨hnlich – Abel und Warshawsky ([2],
1988) bezeichnen das paternalistische Motiv als reduzierte Form des Altruismus –, dennoch
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gibt es einige formale und inhaltliche Unterschiede. Ersparnisse werden ebenfalls mit der
Absicht gebildet, einen Teil davon den Kindern als Erbe zu hinterlassen. Der Nutzen fu¨r die
Eltern resultiert jedoch aus dem
”
guten Gefu¨hl“ des Gebens, ist also unabha¨ngig davon,
ob oder welche Kinder Unterstu¨tzung no¨tig haben. Die Eltern kennen oder beru¨cksichtigen
die Pra¨ferenzen ihrer Kinder nicht. Das Vererben von Vermo¨gen entspricht eigentlich Aus-
gaben fu¨r ein beliebiges Konsumgut, was im Englischen auch als
”
bequest-as-consumption“
bezeichnet wird. Formal kann nochmals differenziert werden, inwieweit Eltern Nutzen aus
dem gegebenen Betrag ziehen oder aus dem Betrag, den die Kinder tatsa¨chlich als Erbe
erhalten. Das kann vor allem deshalb wichtig sein, weil Nachlaß und Erbe beispielsweise
bei einer Besteuerung des Nachlaßes auseinanderfallen.
Geht man davon aus, daß der Nachlaß b den Nutzen der Eltern erho¨ht, kann man die
Nutzenfunktion der Eltern folgendermaßen darstellen:
Up = u(cp, b)
Die Budgetrestriktion ist:
cp + b = wp
so daß man als Bedingung erster Ordnung erha¨lt:
∂u
∂cp
=
∂u
∂b
In Modellen mit Paternalismus gelten die strikten Aussagen von Modellen mit Altruismus
nicht. Es ist weder die ricardianische A¨quivalenz gu¨ltig (vgl. Andreoni [7], 1989), noch glei-
chen Eltern durch Transfers gezielt Disparita¨ten unter ihren Kindern aus. Auch auf Steuern
ko¨nnen paternalistische Eltern anders als rein altruistische Eltern reagieren. Dennoch wird
das paternalistische Motiv gerne als eine Art Ersatz fu¨r Altruismus genommen, wohl nicht
zuletzt deshalb, weil es sich in Modellen leichter handhaben la¨ßt.
d) Retrospektive Transfers
Hinter dem retrospektiven Motiv verbirgt sich eine
”
Familiennorm“, die von Generation zu
Generation weitergegeben wird. Wer selbst von seinen Eltern Vermo¨gen geerbt hat, wird
den eigenen Kindern ebenfalls ein entsprechendes Erbe, fast als eine Art Gegenleistung
fu¨r das erhaltene, hinterlassen. Das Motiv kann genauso auf Transfers zu Lebzeiten oder
Ausbildungsinvestitionen ausgedehnt werden. Wer von seinen Eltern schon zu Lebzeiten
unterstu¨tzt wurde, wird seinen Kindern gleichfalls unter die Arme greifen.
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Stark ([168], 1995) spricht in diesem Zusammenhang von
”
preference shaping“, das be-
sonders Austauschbeziehungen ohne feste Kontrakte erleichtert und absichert. Gemeint ist
damit der Versuch, auf andere Einfluß zu nehmen und deren Verhaltensweise zu manipu-
lieren, um die Einhaltung von Vereinbarungen zu gewa¨hrleisten. Im Kontext der Familie
heißt das, daß Eltern zum Beispiel ihren Kindern eine Vorstellung von Schuld anerziehen.
Schuldgefu¨hle sind dann der Mechanismus, der Kinder dazu bringt, sich an die Abmachun-
gen mit ihren Eltern zu halten. Vorgehoben wird dabei außerdem die
”
Vorbildfunktion“
von Eltern, die als
”
gutes Beispiel“ voran gehen und von ihren Kindern imitiert werden.
Bei Stark ([168], 1995) ist es die Aufmerksamkeit der Eltern gegenu¨ber den Großeltern, die
diese
”
Vorbildfunktion“ demonstriert. Die nutzenmaximierenden, eigennu¨tzigen Eltern ste-
hen vor dem Problem, wieviel Aufmerksamkeit sie ihren eigenen Eltern widmen sollen. Sie
mu¨ssen einen Ausgleich finden zwischen dem Nutzenverlust, den sie selbst etwa durch die
entgangene Freizeit erfahren, und der erwarteten Nutzensteigerung durch die spa¨ter von
den eigenen, mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit ihre Eltern imitierenden Kindern
erhaltene Aufmerksamkeit.
Von Cigno ([59], 1993) stammt ein Modell, das die Rolle einer Familiennorm fu¨r den
Transfer von Einkommen sowohl u¨ber den Lebenszyklus als auch zwischen den Genera-
tionen untersucht. Hier sei es kurz in der leicht abgewandelten Form von Laferre`re ([115],
2000) dargestellt. In dem Modell leben zu Beginn der Periode t geborene Individuen drei
Perioden und maximieren ihren Nutzen, der aus dem Konsum ci in der Periode i resultiert:
Ut = u(c
1
t , c
2
t , c
3
t )
Da sie jedoch nur in der zweiten Periode, als Erwachsene, arbeiten und u¨ber ein Einkom-
men verfu¨gen, sind sie in der ersten Periode, der Kindheit, auf die finanzielle Hilfe der
Eltern angewiesen, von denen sie einen Transfer in Ho¨he von T kt−1 erhalten. In der dritten
Periode, im Alter, mu¨ssen die Individuen wiederum auf die finanzielle Unterstu¨tzung ihrer
nun erwachsenen Kinder T pt+1nt oder auf die eigenen verzinsten Ersparnisse rst der vorher-
gehenden Periode bauen. Nur in der zweiten Periode verdienen sie ein Einkommen wt, das
auf den Konsum c2t , die Ersparnisse st und die Transfers an die eigenen Kinder T
k
t nt sowie
die eigenen Eltern T pt aufgeteilt wird. Die Budgetrestriktionen lauten:
c1t = T
k
t−1
c2t + T
k
t nt + T
p
t + st = wt
c3t = T
p
t+1nt + rst
Werden die Nebenbedingungen in die Nutzenfunktion eingesetzt, la¨ßt sich das Optimum
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u¨ber die Wahl der Anzahl der Kinder nt und die Ersparnisse st bestimmen. Bei den Trans-
ferzahlungen wird angenommen, daß sie durch die Familiennorm festgelegt sind und nicht
frei gewa¨hlt werden ko¨nnen. Als notwendige Bedingungen erha¨lt man:
∂u/∂c2t
∂u/∂c3t
= r
∂u/∂c2t
∂u/∂c3t
=
T pt+1
T kt
= ρt+1
Interessant ist vor allem die zweite Bedingung. Der Bruch
T pt+1
T kt
= ρt+1 spiegelt die Famili-
ennorm wider und kann als Zinssatz der familia¨ren Kredite interpretiert werden. Er gibt an,
wieviel Individuen fu¨r den an ihre Kinder gegebenen Kredit T kt im Alter zuru¨ckbekommen
(T pt+1). Wenn es einen außerfamilia¨ren Kapitalmarkt gibt, werden die Familienmitglieder
den familia¨ren Markt nur dann in Anspruch nehmen, wenn die Verzinsung des eingesetzten
Kapitals auf diesem gro¨ßer ist. Ansonsten werden Individuen in der zweiten Periode, in der
sie die Wahl haben, keine Kinder bekommen und stattdessen u¨ber den Kapitalmarkt ihre
Altersvorsorge betreiben.
4.1.3 Kapitalistische Transfers
Das kapitalistische Motiv fu¨r Transfers wird u¨berwiegend den sehr reichen Haushalten, viel-
leicht grob dem Prozent der Bevo¨lkerung mit dem gro¨ßten Vermo¨gen, zugeschrieben. Diese
Gruppe unterscheidet sich deutlich von der restlichen Bevo¨lkerung. So kommt beispielswei-
se als mo¨gliche Erkla¨rung fu¨r die Akkumulation von Kapital die Lebenszyklustheorie kaum
in Frage, weil ein Vermo¨gen von mehreren hundert Millionen Euro nicht ohne weiteres fu¨r
Konsumzwecke ausgegeben werden kann. Multi-Milliarda¨ren du¨rfte es sogar schwer fallen,
allein die auf das Kapital anfallenden Zinsen zu konsumieren. Auch das Einrichten von
Stiftungen oder Spenden, wie die des Medienmoguls Ted Turner in den 90er Jahren an
die UNO u¨ber 1 Milliarde US $, sind ein spezielles Pha¨nomen dieser Gruppe. Transfers
scheinen im Vergleich zu anderen Haushalten weniger auf die Familie beschra¨nkt zu sein.
Die Gru¨nde fu¨r die Bildung riesiger Vermo¨gen mu¨ssen also andersweitig liegen. Als Er-
kla¨rungen werden der unternehmerische Geist der Selfmademilliona¨re herangezogen, oder
deren Wunsch, u¨ber ihren Tod hinaus in ihrem Unternehmensimperium oder in einer Stif-
tung weiterzuleben. In jedem Fall scheint die Akkumulation von Kapital einem Selbstzweck
zu dienen. Davies und Shorrocks ([71], 2000) finden es zwar inada¨quat, die genannten Moti-
ve einfach u¨ber eine Nutzenfunktion zu modellieren, in welcher eine Person Nutzen aus dem
Vermo¨gen At am Ende des Lebens erfa¨hrt, aber als eine erste Na¨herung ist das vielleicht
durchaus zula¨ssig.
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Obwohl die reichsten Familien einen betra¨chtlichen Teil des Vermo¨gens besitzen – in
vielen La¨ndern du¨rfte es rund ein Viertel des Gesamtvermo¨gens sein, oder gar mehr – und
dadurch die Verteilung des Vermo¨gens sowie deren zeitliche Vera¨nderung beeinflussen, gibt
es kaum Untersuchungen, die sich mit dieser Gruppe der Reichen befassen. Zumindest Car-
roll ([55], 1998) geht den oben genannten Weg, das Vermo¨gen direkt in die Nutzenfunktion
der Individuen einzubeziehen. Ein Individuum maximiert seinen Nutzen:
U = u(ct) + v(At+1)
wobei mit ct der Konsum in der Periode t und mit At+1 das Vermo¨gen bezeichnet wird.
Mit der Budgetrestriktion:
At+1 = At − ct
erha¨lt man als Bedingung erster Ordnung:
∂u
∂ct
=
∂v
∂At+1
Zusa¨tzlich unterstellt Carroll Nutzenfunktionen mit konstanter relativer Risikoaversion:
u(ct) =
c1−δt
1− δ
v(At+1) =
(At+1 + γ)
1−α
1− α
Da fu¨r sehr geringes Anfangsvermo¨gen At die optimale Konsummenge gro¨ßer als das An-
fangsvermo¨gen wa¨re, Haushalte also am Ende der zweiten Periode statt Vermo¨gen Schulden
ha¨tten, schließt Carroll diesen Fall aus. Fu¨r δ > α ist das Vermo¨gen At+1 am Ende der
Periode ein Luxusgut, und fu¨r γ > 0 gibt es einen Bereich an Anfangsvermo¨gen, in dem der
Grenznutzen aus dem Konsum eines zusa¨tzlichen Euro stets gro¨ßer ist als der Grenznutzen
aus einem zusa¨tzlichen Euro Vermo¨gen. Fu¨r bestimmte Parameterwerte la¨ßt sich zeigen,
daß Haushalte mit sehr geringem Anfangsvermo¨gen ihr Vermo¨gen vollsta¨ndig konsumieren.
Erst u¨ber einem gewissen Schwellenwert beginnen Haushalte Vermo¨gen zu akkumulieren.
Die Sparquote, definiert als Verha¨ltnis des Endvermo¨gens zum Anfangsvermo¨gen, nimmt
dann mit dem Anfangsvermo¨gen sta¨ndig zu.
4.2 Empirische Evidenz
Ebenso vielfa¨ltig wie die unterschiedlichen Transfermotive sind die Ergebnisse zahlreicher
empirischer Studien, in denen versucht wird herauszufinden, welche der oben genannten
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Motive in der Realita¨t tatsa¨chlich eine Rolle spielen. Die Motive ko¨nnen auf mehrere Ar-
ten auf ihre empirische Relevanz u¨berpru¨ft werden. Erstens sind o¨konometrische Analysen
durchfu¨hrbar, die meist mit Daten aus einem Haushaltspanel zentrale Aussagen der einzel-
nen Motive testen. Zweitens ko¨nnen Motive und Modelle mit einer Reihe von stilisierten
Fakten verglichen werden, ohne dabei auf spezielle o¨konometrische Verfahren zuru¨ckzu-
greifen. Drittens gibt es schließlich die Mo¨glichkeit, Personen direkt nach ihren Motiven
zu befragen. Vor allem o¨konometrische Arbeiten stellen teilweise hohe Anforderungen an
die Daten, weil beispielsweise die Transferzahlungen der Eltern sowie die (permanenten)
Einkommen von Eltern und Kindern bekannt sein mu¨ssen. Ein weiteres Problem, das unter
Umsta¨nden beru¨cksichtigt werden muß, kann durch rechtliche Rahmenbedingungen entste-
hen. Die Ausgestaltung des Steuersystems kann zur Folge haben, daß die Handlungen der
Personen verzerrt werden. Der Erblasser vererbt sein Vermo¨gen also nicht so, wie er es
getan ha¨tte, wenn es keine rechtlichen Bestimmungen ga¨be. Nach deutschem Recht ist es
zum Beispiel nicht mo¨glich, die na¨chsten Angeho¨rigen vollsta¨ndig zu enterben, weil diese
einen Anspruch auf die Ha¨lfte des gesetzlich festgelegten Pflichtteils haben. Zudem wird die
Steuerlast bei den Erben geringer, wenn der Erblasser sein Vermo¨gen gleichma¨ßig teilt.8 Im
folgenden werden nun fu¨r jedes Motiv getrennt die Ergebnisse einiger Studien aufgefu¨hrt.
a) Unbeabsichtigte Transfers
Hurd ([101], 1987) untersucht mittels eines US-Haushaltspanels fu¨r die Jahre 1969 bis
1979, wie kinderlose Ehepaare oder Alleinstehende nach ihrer Pensionierung im Vergleich
zu Paaren oder Alleinstehenden mit Kindern entsparen. Seine Ergebnisse sprechen fu¨r un-
beabsichtigte Vererbung, denn kinderlose Ehepaare und Alleinstehende entsparen in der
Stichprobe deutlich weniger, obwohl sie ja keine Kinder haben, denen nach dem Tod ihr
Vermo¨gen zufallen wu¨rde. Diese Beobachtung ko¨nnte jedoch auch damit zusammenha¨ngen,
daß altruistische Eltern schon vor ihrem Tod zum Beispiel aus steuerlichen Gru¨nden einen
Teil ihres Vermo¨gens den Kindern u¨bertragen, diese Transfers aber nicht oder nur teilweise
in dem Haushaltpanel angegeben werden (vgl. Arrondel et al. [9], 1997).
Vereinbar mit unbeabsichtigter Vererbung ist desweiteren die Beobachtung, daß al-
te Menschen entgegen der Prognose eines einfachen Lebenszyklusmodells nicht deutlich
Vermo¨gen entsparen. Jedoch kann diese Beobachtung fast genauso mit allen anderen Ver-
erbungsmotiven in Einklang gebracht werden. Außerdem ha¨ngt das Fehlen des Entsparens
vielleicht damit zusammen, daß a¨ltere Menschen ihren Gewohnheiten verhaftet bleiben.
8Siehe hierzu Kapitel 11.
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Wer wa¨hrend des Arbeitslebens schon gespart hat, macht dies auch spa¨ter. Oder der ver-
schlechterte Gesundheitszustand der Rentner macht es ihnen unmo¨glich, das angesparte
Vermo¨gen in vollen Zu¨gen auszugeben (vgl. Bo¨rsch-Supan et al. [49], 2000).
b) Beabsichtigte Transfers
Der Schwerpunkt vieler empirischer Arbeiten liegt auf Altruismus und wechselseitigen
Transfers. Deshalb soll zuerst auf die beiden anderen Motive, Paternalismus und retro-
spektive Transfers, eingegangen werden.
Paternalismus ist, zumindest nach meinen Kenntnissen, kaum empirisch u¨berpru¨ft wor-
den. Das hat wahrscheinlich damit zu tun, daß dieses Motiv zu keinen strikten Aussagen
fu¨hrt, die leicht empirisch u¨berpru¨ft werden ko¨nnten. A¨hnlich verha¨lt es sich mit dem
retrospektiven Motiv. Allerdings betonen beispielsweise Arrondel et al. ([9], 1997) sowie
Laferre`re ([115], 2000) die beobachtete relative Konstanz der Verhaltensmuster innerhalb
von Familien, trotz der Heterogenita¨t der Transfermotive unter der Bevo¨lkerung. Eltern
unterstu¨tzen ihre Kinder, wenn sie in ihrer Kindheit selbst unterstu¨tzt wurden; wer selbst
nichts geerbt hat, hinterla¨ßt seinen Kindern ebenfalls kein Erbe. Stark ([168], 1995) nennt
außerdem Studien von Soziologen und Psychologen, in denen die Pra¨gung von Verhaltens-
weisen in der Kindheit durch die Imitation der Eltern besta¨tigt wird. So sind zum Beispiel
die Ehen von Kindern geschiedener Eltern anfa¨llig dafu¨r, ebenfalls in die Bru¨che zu gehen.
Insgesamt scheint es einige Anhaltspunkte fu¨r retrospektive Transfers zu geben.
Gegen Paternalismus spricht sicherlich die extrem ungleiche Verteilung der Erbschaften,
die in Haushaltspanels festgestellt wird, aber in paternalistischen Modellen nicht nachge-
bildet werden kann (vgl. Hendricks [97], 2002). Selbst wenn das Vererben von Vermo¨gen
als Luxusgut modelliert wird, geht doch selbst fu¨r Personen mit relativ niedrigem Le-
benszeiteinkommen der Grenznutzen aus dem ersten Euro, der den Kindern hinterlassen
wird, gegen unendlich. Deshalb ist mit Paternalismus schwer zu erkla¨ren, wieso, was in
Haushaltspanels festgestellt wird, ein hoher Prozentsatz der Haushalte u¨berhaupt keine
Erbschaften erha¨lt. Allerdings muß auch dieser Punkt etwas eingeschra¨nkt werden. Das
Durchschnittsalter eines Erben ist ziemlich hoch und liegt grob zwischen 40 und 50 Jah-
ren. Bei allen ju¨ngeren Haushalten wu¨rde man demnach gar nicht unbedingt erwarten, daß
sie in ihrem bisherigen Leben eine Erbschaft erhalten haben. Und bei den a¨lteren Haus-
halten kann wiederum ein Kohorteneffekt eine Rolle spielen, was erkla¨ren wu¨rde, weshalb
in Haushaltspanels insgesamt nur ein relativ geringer Anteil an Haushalten den Erhalt ei-
ner Erbschaft in der Vergangenheit berichtet. U¨ber den gesamten Lebenszyklus betrachtet
sollten vielleicht doch relativ viele Haushalte Vermo¨gen vererbt bekommen.
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Im Zuge der Darstellung der verschiedenen Transfermotive ist auf die unterschiedlichen
Aussagen, die sich aus dem altruistischen Modell und dem Austauschmodell bezu¨glich
A¨nderungen im Einkommen der Eltern und Kinder ableiten lassen, eingegangen worden.
Da Vererbung unbeabsichtigt sein kann und zudem in manchen La¨ndern gesetzliche Rege-
lungen die freie Entscheidung u¨ber das Testament einschra¨nken oder Erbschaftsteuern das
Verhalten der Erblasser beeinflussen ko¨nnen, bieten sich fu¨r empirische Zwecke Informatio-
nen u¨ber finanzielle Transfers zu Lebzeiten an. Diese sind sicherlich beabsichtigt und geben
deshalb mehr Preis u¨ber zugrundeliegende Motive. Ohnehin wird gescha¨tzt, daß rund die
Ha¨lfte der finanziellen Transfers schon zu Lebzeiten und nicht erst nach dem Tod erfolgt
(vgl. Gale und Scholz [86], 1994). Jedoch ist es nicht unbedingt leicht, hierfu¨r verla¨ßliche
Daten zu bekommen, weil letztendlich doch auf Befragungen entweder der Geber oder der
Empfa¨nger von Transfers zuru¨ckgegriffen werden muß. Werden beide Daten abgeglichen,
stellen sich o¨fters Diskrepanzen heraus. Empfa¨nger von Transfers scheinen diese schneller
zu vergessen als die Geber.
Studien, die Daten u¨ber Transfers zu Lebzeiten analysieren, gibt es von Altonji et al.
([6], 1997), die auf PSID-Daten (Panel Study of Income Dynamics) in den USA zuru¨ck-
greifen, und Cox ([62], 1987) und Cox und Rank ([63], 1992), die PCPP-Daten (President‘s
Commission on Pension Policy) beziehungsweise NSFH-Daten (National Survey of Families
and Households) benutzen. Altonji et al. finden heraus, daß Eltern bei einer Reduktion ih-
res eigenen Einkommens um einen Dollar ihre Transfers um 5 Cent und bei einer Erho¨hung
des Einkommens des Kindes um einen Dollar den Transfer um 8 Cent verringern. Die Vor-
zeichen entsprechen den Aussagen des altruistischen Modells, nicht jedoch die wertma¨ßige
A¨nderung. Insgesamt reduzieren Eltern durch die Verlagerung eines Dollars an Einkommen
von den Eltern zum Kind ihre Transfers um 13 Cent, wa¨hrend es bei rein altruistischen
Eltern ein Dollar sein mu¨ßte. Auch Cox und Cox und Rank sehen in ihren Arbeiten das
altruistische Motiv fu¨r Transfers nicht besta¨tigt. Entgegen der Erwartung nehmen in deren
Studien Transfers der Eltern mit dem Einkommen des Kindes sogar zu.
Sehr intensiv ist u¨berpru¨ft worden, ob Transfers tatsa¨chlich einen auf Altruismus be-
ruhenden kompensierenden Charakter haben, und durch sie Unterschiede im Wohlstand
unter den Kindern ausgeglichen werden. Tomes ([176], 1981) unterstu¨tzt mit seiner Arbeit
diese These. Er findet heraus, daß das geerbte Vermo¨gen umgekehrt mit dem Einkommen
des Erben zusammenha¨ngt und nur in etwas u¨ber 20 % der Fa¨lle der Nachlaß genau zu
gleichen Teilen den Erben zukommt. Die meisten anderen Studien, unter anderem von Men-
chik ([128], 1980), ko¨nnen das Ergebnis von Tomes jedoch nicht besta¨tigen. Im Gegenteil
besteht mittlerweile wohl kaum Zweifel daran, daß das Vermo¨gen in Familien mit mehre-
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ren Kindern in der Regel gleichma¨ßig oder bis auf kleine Abweichungen gleichma¨ßig den
Nachkommen vererbt wird. Außerdem ist die Ungleichheit der Verteilung der Erbschaften
auf die Kinder insgesamt gering (vgl. Menchik [128], 1980). Unterschiede im Wohlstand der
Kinder ko¨nnen damit kaum ausgeglichen werden. Noch nicht genauer untersucht worden
ist allerdings, ob wenigstens in Fa¨llen, in denen Erblasser ihr Vermo¨gen nicht gleichma¨ßig
unter den Kindern aufzuteilen, hinter der ungleichen Verteilung die Kompensation von
Unterschieden steht, oder ob es hier ebenfalls andere Gru¨nde gibt.
In Einklang mit dem altruistischen Motiv stehen zumindest zwei Beobachtungen. Weil,
wie Becker und Tomes ([32], 1976) anfu¨hren, Eltern mit geringem Einkommen u¨berwie-
gend durch die Ausbildung ihrer Kinder in deren Humankapital investieren, anstatt ihnen
Vermo¨gen zu hinterlassen, werden die meisten Menschen in ihrem Leben kein oder nur
ein geringes Erbe erhalten, Vererbung wird zu einem
”
Luxusgut“ (vgl. Menchik und David
[129], 1983). Der Anteil des Vermo¨gens, der vererbt wird, bleibt also nicht konstant sondern
steigt mit dem Wert des Vermo¨gens.
McGarry ([126], 1997) vermutet, daß sich die Ho¨he elterlicher Transfers zu Lebzeiten am
gegenwa¨rtigen Einkommen der Kinder orientiert und diese Transfers tendenziell kompensa-
torisch sind. Vermo¨gen, das den Kindern vererbt werden soll, ha¨ngt hingegen sta¨rker vom
erwarteten permanenten Einkommen der Kinder ab und wird eher gleichma¨ßig vererbt.
Beide Vermutungen kann McGarry empirisch besta¨tigen. Zudem scheinen Steueranreize
das Verhalten zu beeinflussen. Vermo¨gende Eltern mit nur noch geringer Lebenserwartung
versuchen, die nach dem Tod anfallende Erbschaftsteuerlast zu reduzieren. Sie beginnen, die
in den USA ja¨hrlich bis zu einer bestimmten Grenze steuerfreien Transfers auszunu¨tzen.
Da diese vorgezogenem Erbe entsprechen, sind sie weniger ungleich verteilt als sonstige
Transfers zu Lebzeiten.
Laitner und Juster ([117], 1996) werten schließlich die Ergebnisse eines Fragebogens an
eine Stichprobe aus 1064 Personen, die Bezu¨ge aus der TIAA-CREF (Teachers Insurance
and Annuity Association - College Retirement Equities Fund) erhalten. U¨ber die Ha¨lfte
der Haushalte, deren Daten in die Auswertung eingehen, a¨ußert in der Tat ein Interesse
daran, ihren Nachkommen Vermo¨gen zu hinterlassen, wobei das vermeintliche Erbe mit ei-
ner ho¨heren Einscha¨tzung der Verdienstmo¨glichkeiten der Nachkommen abnimmt. Eltern,
die ihren Kindern Vermo¨gen hinterlassen wollen, sind zusa¨tzlich eher bereit, ihren Kindern
schon zu Lebzeiten finanziell unter die Arme zu greifen, wenn diese ihren eigenen Haushalt
gru¨nden. Beide Beobachtungen wu¨rden das Motiv des Altruismus besta¨tigen. Andererseits
finden Laitner und Juster trotz der relativ homogenen Stichprobe sehr heterogene Wertvor-
stellungen und Pra¨ferenzen der Haushalte, die nicht nur auf Altruismus hinweisen. In der
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u¨berdurchschnittlich wohlhabenden Bevo¨lkerungsgruppe der Stichprobe kann das Verer-
bungsmotiv zudem u¨berdurchschnittlich stark vertreten sein, was eine U¨berscha¨tzung der
Bedeutung des altruistischen Motivs mit sich bringen wu¨rde.
Da sich aus wechselseitigen Transfers unterschiedliche Verhaltensmuster ableiten lassen,
ist es schwer, dieses Motiv empirisch zu u¨berpru¨fen. Beispielsweise kann es den Eltern
gelingen, durch die Androhung, ungehorsame Kinder zu enterben, von jedem einzelnen Kind
die gewu¨nschten Leistungen zu erhalten. Jede beliebige Aufteilung des Vermo¨gens unter
den einzelnen Kindern wa¨re dann mo¨glich. Cox ([62], 1987) und Cox und Rank ([63], 1992)
analysieren deshalb Transfers zu Lebzeiten. Wie weiter oben schon erwa¨hnt, wird in beiden
Arbeiten festgestellt, daß die Wahrscheinlichkeit eines Transfers der Eltern negativ mit dem
Einkommen der Kinder korreliert, was nur mit der Annahme wechselseitiger Transfers
konsistent ist.
Eine weitere Mo¨glichkeit besteht darin, Angaben zu Kontakten und Telefongespra¨chen
zwischen Eltern und Kindern mit Transfers zu Lebzeiten oder dem Vermo¨gen der Eltern
zu vergleichen. Bernheim et al. ([38], 1985) sehen das Vermo¨gen der Eltern als vererbbare
Masse an. Die Aussicht auf ein hohes Erbe und die Furcht, enterbt zu werden, mu¨ßten
Kinder dazu veranlassen, sich intensiver um ihre Eltern zu ku¨mmern. In ihrer empirischen
Studie werten Bernheim et al. Daten aus dem LRHS (Longitudinal Retirement History
Survey) aus, wobei sie ihre These besta¨tigt finden. In Familien mit mehreren Kindern kor-
reliert das vererbbare Vermo¨gen, selbst nach Einfu¨hrung von Kontrollvariablen wie dem
Gesundheitszustand der Eltern, positiv mit der Aufmerksamkeit (Telefonate, Besuche) der
Kinder. Im Gegensatz dazu ist in Familien mit Einzelkind, in denen die Eltern nicht realis-
tisch mit Enterbung drohen ko¨nnen, der Zusammenhang negativ, wenn auch nicht immer
signifikant.
Tomes ([176], 1981) hingegen ermittelt in seiner Arbeit einen signifikant negativen Zu-
sammenhang zwischen der Anzahl der Besuche der Kinder und dem geerbten Vermo¨gen
und interpretiert das Ergebnis als Argument gegen das Austauschmotiv. A¨hnliches gilt
fu¨r Altonji et al. ([5], 1996), die ziemlich allgemein Zeit- und Geldtransfers innerhalb von
Familien studieren. Im Widerspruch zu den Aussagen eines einfachen Austauschmodells
ko¨nnen sie nicht erkennen, daß Einkommen oder Vermo¨gen der Eltern die Zeittransfers der
Kinder beeinflussen, oder daß innerhalb der Familie Zeit gegen Geld ausgetauscht wird.
Reil-Held ([143], 2002) bezieht sich auf den Alters-Survey in Deutschland, in dem Perso-
nen nach ihrer Haltung zur Unterstu¨tzung von Angeho¨rigen befragt werden. Die Antworten
lassen dabei auch eine auf Wechselseitigket beruhende Unterstu¨tzung erkennen. U¨ber zwei
Drittel der Befragten stimmten der Aussage
”
Wenn ich meinen Angeho¨rigen helfe, kann
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ich von ihnen auch selbst Hilfe erwarten“ zu. Die strengere Formulierung
”
Wer von mir
erben will, sollte auch etwas dafu¨r tun“ traf dagegen nur bei rund der Ha¨lfte der Personen
auf Zustimmung.
c) Kapitalistische Transfers
Spezielle empirische Arbeiten scheint es zu diesem Motiv nicht zu geben. Quadrini ([139],
1999) untersucht generell, inwieweit Unternehmertum als erkla¨rende Variable zur Konzen-
tration des Vermo¨gens beitra¨gt, beschra¨nkt seine Arbeit also nicht nur auf das reichste
Perzentil seines Haushaltpanels. Er findet heraus, daß es in seiner Stichprobe eine ausge-
pra¨gte Konzentration von Vermo¨gen bei den Unternehmern gibt, und Unternehmertum
somit erheblich die Konzentration des Vermo¨gens beeinflußt. Von den reichsten 5 Pro-
zent der Haushalte sind rund 60 Prozent Unternehmerhaushalte, wohingegen der Anteil
der Unternehmer in den unteren Klassen sehr gering ist. Zudem gibt es bei unternehme-
risch ta¨tigen Familien eine gro¨ßere Aufwa¨rtsmobilita¨t. Die Wahrscheinlichkeit, im Laufe
der Zeit in der Vermo¨genshierarchie weiter nach oben zu gelangen, ist fu¨r Unternehmer
signifikant ho¨her als fu¨r Arbeitnehmer. Das ho¨here Vermo¨gen der Unternehmer ist dabei
nicht nur auf ein u¨berdurchschnittlich hohes Einkommen zuru¨ckzufu¨hren. Vielmehr ist die
Vermo¨gens-Einkommens-Relation der Unternehmer in allen Einkommensklassen signifikant
ho¨her als die der Arbeitnehmer, was auf eine ho¨here Sparquote der Unternehmer hindeu-
tet. Fu¨r diese gibt Quadrini ([139], 1999) einige mo¨gliche Erkla¨rungen an. Erstens ko¨nnen
Kreditbeschra¨nkungen Unternehmer oder potenzielle Unternehmer dazu veranlassen, mehr
Vermo¨gen zu akkumulieren, um das fu¨r ein Projekt beno¨tigte Startkapital anzusparen.
Zweitens wu¨rden risikoaverse Personen versuchen, das Risiko des Unternehmertums durch
eine Akkumulation von Vermo¨gen zu kompensieren. Und drittens ko¨nnte die ho¨here Spar-
quote Folge der hohen Kosten einer externen Finanzierung sein.
Insgesamt zeichnen die empirischen Arbeiten ein sehr durchmischtes Bild. Fu¨r eigentlich
alle Motive, die empirisch u¨berpru¨ft worden sind, la¨ßt sich mindestens eine Arbeit finden,
in der grundlegende Aussagen falsifiziert werden. Recht konstant ist ho¨chstens die Fest-
stellung, daß Autoren ihre eigenen Modelle empirisch meist besta¨tigen konnten. Spa¨tere
empirische Arbeiten von Dritten haben mit meist besseren Datensa¨tzen und vorsichtigeren
Analysemethoden die zuvor empirisch belegten Aussagen oft abgeschwa¨cht oder gar wider-
legt. Dennoch scheint das Austauschmotiv Mitte der 80er Jahre des 20. Jahrhunderts das
bis dahin vorherrschende Paradigma des Altruismus in seiner wissenschaftlichen Bedeu-
tung bedra¨ngt und vielleicht sogar verdra¨ngt zu haben, ohne allerdings dessen Stellenwert
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jemals voll einzunehmen. In den 90er Jahren ist dann zusa¨tzlich von vor allem europa¨ischen
Wissenschaftlern der Gedanke retrospektiver Transfers aufgenommen und untersucht wor-
den.
Die Widerspru¨chlichkeit der Ergebnisse kann mindestens zwei Ursachen haben. Erstens
ko¨nnen mehrere der Motive in einer Gesellschaft koexistieren. Wa¨hrend sich der relativ
arme Teil der Bevo¨lkerung u¨berwiegend aus Lebenszyklussparern zusammensetzt, die nur
unbeabsichtigt Vermo¨gen vererben, herrscht am anderen Ende des Vermo¨gensspektrums
das kapitalistische Motiv vor. Dazwischen sind manche Personen vielleicht sta¨rker altruis-
tisch motiviert, andere treten in eine Austauschbeziehung mit ihren Kindern und wiederum
andere sind sehr risikoscheu und sparen deshalb kra¨ftig. Zweitens kann natu¨rlich das Han-
deln der Personen von verschiedenen Motiven gepra¨gt sein. Es wird kaum den Typ des
reinen Altruisten oder des reinen Strategen geben. In Wirklichkeit wird das Handeln eher
von einer Mixtur aus Motiven bestimmt, wobei vielleicht zufa¨llig das ein oder andere Motiv
die Oberhand gewinnt.
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5 Vermo¨genstransfers und Vermo¨gensverteilung
Das von den Haushalten angesparte Vermo¨gen, und damit das gesamte private Vermo¨gen
einer Volkswirtschaft, wird durch mehrere Faktoren erkla¨rt. Finanzielle Vermo¨genstrans-
fers zwischen den Generationen sind sicherlich ein wichtiger Faktor. Einerseits mag sich
der Wunsch, den Kindern Vermo¨gen zu hinterlassen, auf die Sparentscheidung der Eltern
auswirken, die mehr Vermo¨gen akkumulieren, als sie es ohne diesen Wunsch ta¨ten. An-
dererseits wird durch das Vererben von Vermo¨gen ein Teil des Vermo¨gens der na¨chsten
Generation weitergegeben. Fu¨r diese stellt das Erbe eine zusa¨tzliche Ressource dar, die
wiederum zum Teil gespart wird. Wie groß in der Realita¨t der Beitrag intergenerationeller
Transfers am Aufbau des Vermo¨gens ist, ist eine empirische Frage. Je gro¨ßer dieser Beitrag
ist, desto sta¨rker wird auch der Einfluß der Transfers auf die Verteilung sein.
Hervorgehoben wird die Bedeutung intergenerationeller Transfers vor allem in einer
Vero¨ffentlichung von Kotlikoff und Summers ([113], 1981), die zwei verschiedene Methoden
anwenden. Erstens versuchen sie den Anteil der intergenerationalen Transfers am gesamt-
wirtschaftlichen Vermo¨gen direkt zu bestimmen. Mit diesem Ansatz errechnen sie einen
Anteil der Transfers von rund 50 Prozent. Die zweite Methode, die Kotlikoff und Summers
als zuverla¨ssiger einscha¨tzen, zielt darauf ab, den Anteil indirekt als Differenz zwischen
dem tatsa¨chlichen Vermo¨gen und den Lebenszyklusersparnissen der Bevo¨lkerung, die als
akkumulierte U¨berschu¨sse des Einkommens u¨ber die Konsumausgaben berechnet werden,
zu ermitteln. Anhand dieser Methode werden rund 80 Prozent der Ersparnisse intergene-
rationalen Transfers zugeschrieben und nur 20 Prozent den Lebenszyklusersparnissen.
Die Ergebnisse der Arbeit von Kotlikoff und Summers haben eine kontroverse Diskus-
sion nach sich gezogen. Modigliani ([132], 1988) stellt Vorgehen und Resultat in Frage.
Unter anderem rechnet er, im Gegensatz zu Kotlikoff und Summers, Ausgaben fu¨r dauer-
hafte Konsumgu¨ter und Zinsen auf erhaltene Transfers der Lebenszyklusersparnis zu. Mit
seinem Verfahren errechnet er schließlich einen maximalen Anteil der intergenerationellen
Transfers am Vermo¨gen von 25 Prozent. Blinder ([43], 1988) wiederum zeigt, daß in beiden
Studien durch die vereinfachende Annahme, erhaltene Transfers fu¨hrten zu keinerlei Ver-
haltensa¨nderungen bezu¨glich des Konsums oder des Arbeitsangebotes, erhebliche Fehler in
den Scha¨tzungen entstehen ko¨nnen. Der wahre Wert du¨rfte vermutlich irgendwo zwischen
20 und 80 Prozent liegen. Davon gehen zumindest Davies und Shorrocks ([71], 2000) aus,
die einen Wert von 35 bis 45 Prozent ansetzen. Besta¨rkt wird diese Vermutung durch eine
Arbeit von Gale und Scholz ([86], 1994), deren Scha¨tzung etwa in dieser Bandbreite liegt
und die zudem die Bedeutung von Transferzahlungen zwischen lebenden Individuen beto-
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nen. Insgesamt du¨rfte der Beitrag intergenerationaler Transfers am Aufbau von Vermo¨gen
also nicht unerheblich sein.
Um den Einfluß intergenerationaler Transfers auf die Verteilung des Vermo¨gens zu
bestimmen, muß neben dem Beitrag der Transfers zusa¨tzlich deren Verteilung und die
mo¨gliche Korrelation zwischen Transfers und permanentem Einkommen des Empfa¨ngers
beachtet werden. Beides kann von der Art und Weise, wie Vermo¨gen vererbt wird, dem
”
Vererbungsmodus“, und dem Vererbungsmotiv abha¨ngen, wobei der Vererbungsmodus
wiederum durch das vorherrschende Vererbungsmotiv beeinflußt wird. Wie diese Zusam-
menha¨nge in den teilweise bereits beschriebenen Modellrahmen aussehen, soll nun na¨her
beleuchtet werden. Dabei werden die beiden Aspekte – Modus und Motiv – getrennt von-
einander behandelt, obwohl sie sich gegenseitig beeinflussen ko¨nnen.
Meist gilt die Aufmerksamkeit der Verteilung innerhalb einer Generation. Gegenstand
der Untersuchung ist dann, wie das Vererben von Vermo¨gen die Vermo¨gensverteilung der
Kindergeneration vera¨ndert. Genauso kann jedoch untersucht werden, wie Vermo¨genstrans-
fers auf die Verteilung zwischen den Generationen wirken. Transfers ko¨nnen Unterschiede
abschwa¨chen oder etwa die Belastung der Kindergeneration, die beispielsweise aufgrund
der demographischen Entwicklung resultieren, kompensieren. Ein letzter Punkt der weni-
ger mit der Vermo¨gensverteilung aber dennoch mit dem Begriff Ungleichheit verbunden
ist, ist die Generationenmobilita¨t. Gemeint ist damit, inwieweit Kinder die Mo¨glichkeit
besitzen, auf der sozialen Leiter gegenu¨ber der Stellung ihrer Eltern auf- oder abzustei-
gen. In einem starren Kastensystem ist die vertikale Mobilita¨t zum Beispiel sehr gering,
weil Kinder die Positionszugeho¨rigkeit ihrer Eltern u¨bernehmen. Ein offenes System mit
hoher Chancengleichheit wa¨re hingegen durch hohe Mobilita¨t gekennzeichnet. Mo¨chte man
Ungleichheit als komplexes Pha¨nomen begreifen, mu¨ßte man eigentlich alle drei Aspekte
erfassen und eventuell Interaktionen zwischen den einzelnen Konzepten beru¨cksichtigen.
In vielen Modellen und U¨berlegungen liegt der Schwerpunkt aber u¨berwiegend auf der
Verteilung innerhalb der Generationen. Masson und Pestieau ([124], 1997) versuchen den-
noch, fu¨r die einzelnen Motive die unterschiedlichen Ebenen der Ungleichheit unabha¨ngig
voneinander zu beru¨cksichtigen (vgl. Kapitel 5.2, S. 61).
5.1 Vererbungsmodus und Vermo¨gensverteilung
Es ist ziemlich einleuchtend, daß es einen Zusammenhang zwischen Vermo¨gensverteilung
und Vererbungsmodus gibt. Wenn Eltern mehrere Kinder haben und immer nur das a¨lteste
Kind das Vermo¨gen der Eltern erha¨lt, wird sich die Verteilung des Vermo¨gens unter sonst
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identischen Bedingungen anders entwickeln als im Falle einer gleichma¨ßigen Aufteilung des
Nachlaßes. Ein Ru¨ckblick auf die deutsche Geschichte, in der das Erbrecht einen Einfluß
auf die Verteilung des landwirtschaftlichen Besitzes hatte, gibt hier ein gutes Beispiel ab.
Wa¨hrend in Baden-Wu¨rttemberg durch die Realteilung Ho¨fe und Landbesitz immer klei-
ner wurden, hat das Anerbenrecht im Norden Deutschlands den Bestand großer Ho¨fe mit
großen La¨ndereien gesichert.
Arbeiten, die sich mit den unterschiedlichen Vererbungsmodi und der Verteilung von
Vermo¨gen auseinandersetzen, gibt es von Blinder ([40], 1973 und [42], 1976) und Pryor
([138], 1973). Wa¨hrend die fru¨he Arbeit von Blinder in einem einfachen Modell das Thema
analytisch untersucht, wird in der spa¨teren Arbeit sowie in dem Artikel von Pryor mit
Simulationen gearbeitet, welche die Auswertung komplexerer Modelle erlauben. In Blin-
ders Modello¨konomie ([40], 1973) heiraten alle Personen und bekommen zwei Kinder, einen
Jungen und ein Ma¨dchen, so daß die Bevo¨lkerung konstant bleibt. Das Vermo¨gen einer Fa-
milie wird einfach von Generation zu Generation weitergegeben, ohne jemals konsumiert zu
werden. Vera¨nderungen in der Verteilung des Vermo¨gens entstehen durch den Vererbungs-
modus oder die von Blinder ebenfalls betrachtete Heiratsmobilita¨t. Unter Heiratsmobilita¨t
wird hier die Entfernung der Gatten in Bezug auf ihre soziale Herkunft verstanden. Eine
niedrige Heiratsmobilita¨t ist beispielsweise gegeben, wenn Partner stets aus Familien mit
a¨hnlichen Vermo¨gensverha¨ltnissen stammen.
Damit ko¨nnen mehrere Extremfa¨lle unterschieden werden. Zum einen ko¨nnen Part-
ner jeweils aus Familien mit identischem Vermo¨gen kommen oder sich vo¨llig zufa¨llig und
unabha¨ngig vom Vermo¨gen der Familien finden. Und zum anderen kann die gleichma¨ßige
Aufteilung des Erbes auf beide Kinder der alleinigen Bevorzugung eines Kindes gegenu¨ber-
gestellt werden. Wird unterstellt, daß Paare immer zufa¨llig, also unabha¨ngig vom Fami-
lienvermo¨gen, heiraten und nur die So¨hne das Familienvermo¨gen erben, u¨bertragen sich
Ungleichheiten im Vermo¨gen der Eltern vollsta¨ndig auf die Kindergeneration.9 Durch eine
Heirat kommt schließlich kein neues Vermo¨gen in die Familie. Sobald von der Bevorzu-
gung der So¨hne abgewichen wird, ist das Vermo¨gen in der Generation der Erben dagegen
gleichma¨ßiger verteilt als in der Generation der Eltern. Langfristig, u¨ber mehrere Gene-
rationen betrachtet, werden alle Familien schließlich sogar das gleiche Vermo¨gen besitzen.
Und je egalita¨rer das Vermo¨gen vererbt wird, desto schneller la¨uft dieser Prozeß ab.
Geho¨ren Partner immer der gleichen Schicht an, hat der Vererbungsmodus ebenfalls
keinen Einfluß auf die Verteilung des Vermo¨gens. Da die Familien der Paare das glei-
9Das gilt natu¨rlich genauso, wenn nur den To¨chtern vererbt wird.
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che Vermo¨gen besitzen, ist es so, als wu¨rden jeweils Geschwister heiraten. Das Familien-
vermo¨gen bleibt u¨ber die Generationen konstant und dessen Verteilung a¨ndert sich nicht.
Falls der Familienhintergrund der Partner jedoch korreliert und die Kinder ungleiche Teile
des Vermo¨gens der Eltern erben, werden sich die Vermo¨gen der Familien langfristig an-
gleichen. Interessanterweise ist in Blinders Arbeit der Einfluß der Heiratsmobilita¨t etwas
sta¨rker als der des Vererbungsmodus.
Neben Vererbungsmodus und Heiratsmobilita¨t gibt es noch einige andere Faktoren,
welche Auswirkungen auf die Vermo¨gensverteilung haben und in Blinders Arbeit nicht
beru¨cksichtigt wurden. Beispielsweise kann die Geburtenrate einen Einfluß haben, speziell
wenn diese vom Vermo¨gen abha¨ngt, also relativ arme Familien systematisch mehr Kinder
haben (vgl. Davies und Shorrocks [71], 2000). Dennoch ist mit den Ergebnissen von Blinder
zumindest ein Eckpunkt gesetzt, an dem man sich orientieren kann, wenn das tatsa¨chliche
Verhalten der Familien daraufhin beurteilt werden soll, ob es bestehende Ungleichheiten
des Vermo¨gens eher versta¨rkt oder abschwa¨cht.
Was die Aufteilung des Vermo¨gens des Erblassers unter den Erben anbelangt, gibt es
relativ klare Erkenntnisse. Die bereits zitierte Studie von Menchik ([128], 1980) kommt zu
dem Ergebnis, daß Vermo¨gen u¨berwiegend zu anna¨hernd gleichen Teilen unter den Erben
geteilt wird. Damit mu¨ßten sich – alle anderen Effekte ausgeblendet und eine unvollkom-
mene Korrelation des Familienvermo¨gens der Ehepartner vorausgesetzt – im Laufe der Zeit
Unterschiede im Vermo¨gen verringern. Zu der Frage, ob Partner einen a¨hnlichen Familien-
hintergrund haben, beruft sich Blinder ([40], 1973) auf mehrere Arbeiten von Soziologen in
den 60er Jahren, in denen bei Ehegatten die Korrelation bestimmter Merkmale wie Aus-
bildung oder dem sozioo¨konomischen Status des Vaters gescha¨tzt wird. Aus diesen Werten
leitet er eine grobe Prognose der Korrelation des Vermo¨gens von Gatten in der Gro¨ßen-
ordnung von 0,3 bis 0,5 ab. Auch die Arbeit von Sorenson und Stuart ([167], 2001), in der
die geringe soziale Entfernung von Partnern hervorgehoben wird, legt eine Korrelation der
Vermo¨gen nahe. Begru¨ndet wird diese Na¨he der Partner damit, daß die Wahrscheinlich-
keit sich zu treffen und kennenzulernen ho¨her ist, wenn sich Personen im gleichen sozialen
Umfeld bewegen. Oder Individuen haben eine Vorliebe dafu¨r, mo¨glichst
”
gleiche“ Partner
aus der selben sozialen Schicht zu finden. Im Gegensatz zum Vererbungsmodus ko¨nnte die
Heiratsmobilita¨t einem schnellen Angleichen der Vermo¨gensverteilung eher entgegenlaufen.
Der Ansatz von Blinder ([40], 1973 und [42], 1976) und Pryor ([138], 1973) muß jedoch
leicht eingeschra¨nkt werden, weil das Vererbungsmotiv vo¨llig vernachla¨ssigt wird. Wenn
Eltern beabsichtigen, mit ungleichen Transfers die Vermo¨gensungleichheit zwischen ihren
Kindern zu verringern, wa¨ren diese positiv zu bewerten. Wu¨rden Eltern zudem diejenigen
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Kinder, die nicht standesgema¨ß heiraten, stets enterben, ha¨tte auch eine hohe Heiratsmo-
bilita¨t kaum den erwarteten Effekt.
5.2 Vererbungsmotive und Vermo¨gensverteilung
Masson und Pestieau ([124], 1997) bieten hierzu einen U¨berblick und unternehmen den
Versuch, fu¨r jedes einzelne Motiv eine Aussage abzuleiten. Wenn altruistische Eltern meh-
rere Kinder haben, die beispielsweise wegen angeborener Fa¨higkeiten ein unterschiedliches
Einkommen erzielen und deshalb ein unterschiedlich hohes Vermo¨gen besitzen, werden sie
mit ihren finanziellen Transfers – als Transfers zu Lebzeiten oder als Erbe – versuchen,
Unterschiede zwischen den Kindern zu kompensieren, weshalb die Disparita¨t im Vermo¨gen
in der Kindergeneration abnehmen wird. Zwar werden Unterschiede zwischen einzelnen
Familien nicht abgeschwa¨cht, weil die Transfers auf die Familie beschra¨nkt bleiben. Aber
aufgrund der geringeren Ungleichheit in den Familien nimmt auch die Ungleichheit unter
den Kindern insgesamt ab.
Prinzipiell gilt das Gleiche fu¨r die Verteilung zwischen den Generationen. Weil altruis-
tische Eltern den Nutzen ihrer Kinder in ihrer eigenen Nutzenfunktion beru¨cksichtigen, ist
es ihr Ziel, den eigenen Lebensstandard und den ihrer Kinder anzugleichen. Die Transfers
werden benutzt, um die Konsummo¨glichkeiten zu gla¨tten; Unterschiede im Vermo¨gen wer-
den, wenn auch nicht unbedingt vollsta¨ndig, so doch teilweise abgeschwa¨cht, da die Ho¨he
des erreichbaren Nutzens durch das Vermo¨gen determiniert wird.
In Modellen mit reinem Altruismus der Eltern haben Transfers also eine ausgleichende
Wirkung. Glu¨ck oder Pech einzelner Familienmitglieder werden geteilt, die Familie fungiert
als eine Art Versicherung. Eingriffe des Staates ko¨nnen durch Verdra¨ngungseffekte einfach
verpuffen oder gar kontraproduktiv sein. Der Versuch einer Umverteilung durch Steuern
kann sogar die Investitionen der Eltern in das Humankapital ihrer Kinder verringern, wenn
der
”
Nachsteuerertrag“ der Investition abnimmt. Im langfristigen Gleichgewicht fu¨hrt dies
zu einem Ru¨ckgang des durchschnittlichen Einkommens w. Falls gleichzeitig die Streuung
der Einkommen, gemessen durch die Standardabweichung σ, trotz der staatlichen Um-
verteilung nur geringfu¨gig zuru¨ck geht, steigt der Variationskoeffizient CV = σ
w
und die
Ungleichheit der Einkommen nimmt somit zu (vgl. Becker und Tomes [33], 1979), was
schließlich ebenfalls die Disparita¨t im Vermo¨gen versta¨rkt. Davies und Kuhn ([69], 1991)
schwa¨chen dieses Ergebnis leicht ab. In einem Modell, das dem von Becker und Tomes
([33], 1979) sehr a¨hnlich ist, untersuchen sie die Verteilung des Vermo¨gens. Nach Erhebung
von Steuern und Umverteilung der Einnahmen durch einen einheitlichen Pro-Kopf-Transfer
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nimmt der Variationskoeffizient des Vermo¨gens langfristig zwar zu. In der mehrere Gene-
rationen andauernden U¨bergangsphase zum neuen Gleichgewicht geht er aber zuru¨ck.
Eine der Voraussetzungen fu¨r die ausgleichende Wirkung von Transfers ist ein wirk-
sames Transfermotiv, das von den Eltern auf die Kinder gerichtet ist. Wenn in Familien
eines der Kinder ein sehr viel ho¨heres Einkommen als die Eltern erzielt, wa¨re aus Sicht der
Eltern ein umgekehrter Transfer sinnvoll. Da Eltern in der Realita¨t ihre Kinder kaum zu
solch einem finanziellen Transfer zwingen ko¨nnen, bleibt der Unterschied bestehen. Auch
ein Ausgleich unter den Kindern ist nicht vollsta¨ndig erreichbar. Aktiven Altruismus wird
man somit eher bei reichen Eltern vermuten. Denkbar sind zudem Randlo¨sungen bei Liqui-
dita¨tsbeschra¨nkungen, wenn Eltern beispielsweise nur solange in das Humankapital ihrer
Kinder investieren, bis der Ertrag einer zusa¨tzlich in Ausbildung investierten Einheit dem
Erlo¨s einer zusa¨tzlichen physischen Einheit Kapital entspricht (vgl. Masson und Pestieau
[124], 1997). Eltern, die kaum Vermo¨gen besitzen, werden nur in geringerem Umfang als
eigentlich optimal in die Ausbildung ihrer Kinder investieren ko¨nnen, ausgleichende finan-
zielle Transfers an die Kinder sind nicht mo¨glich. Barham et al. ([27], 1995) zeigen, wie
durch solche Liquidita¨tsbeschra¨nkungen Armutsfallen entstehen ko¨nnen. Familien, die in
dieser Armutsfalle stecken, bleiben fu¨r immer arm, weil sie nie die Ausbildung der Kinder
finanzieren ko¨nnen.
Nachteilig wirkt sich Altruismus hingegen auf die soziale Mobilita¨t aus. U¨berdurch-
schnittlich wohlhabende Eltern ko¨nnen durch finanzielle Transfers verhindern, daß eines
ihrer Kinder, das selbst nicht u¨ber ein hohes Einkommen verfu¨gt, den sozialen Status der
Eltern verliert.
Fu¨r alle anderen Motive lassen sich kaum zwingende Aussagen ableiten. Wa¨hrend
altruistisch motivierte Transfers gerade das Ziel haben, Ungleichheiten abzuschwa¨chen,
gibt es dieses prima¨re Ziel ansonsten nicht. Das bedeutet jedoch gleichzeitig nicht, daß in
den anderen Fa¨llen die Vermo¨gensverteilung nicht durch intergenerative Transfers beein-
flusst wird. Unbeabsichtigte Transfers ko¨nnten auf die intragenerationale Verteilung ein-
wirken, wenn beispielsweise die Lebenserwartung oder die Risikoaversion vom Vermo¨gen
abha¨ngen. Kapitalistische Transfers wiederum werden die Ungleichheit der Vermo¨gensver-
teilung versta¨rken, falls nur bei einem kleinen Teil der Bevo¨lkerung dieses Motiv vorliegt
und das Vermo¨gen der eigenen Familie hinterlassen wird. Da paternalistische Transfers mit
altruistischen vergleichbar sind, ko¨nnten fu¨r diese die Ergebnisse ziemlich a¨hnlich sein. Ver-
mutlich sind die Effekte allerdings weniger stark ausgepra¨gt. Davies und Kuhn ([69], 1991)
finden zumindest die Aussagen ihres Basismodells mit Altruismus der Eltern besta¨tigt,
wenn sie Altruismus durch Paternalismus ersetzen. Kaum abzuleiten sind konkrete Aus-
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sagen im Falle wechselseitiger Transfers, beziehungsweise mo¨gliche Aussagen sind nahezu
beliebig. Transfers ko¨nnen Unterschiede ebenso kompensieren oder versta¨rken wie vo¨llig
neutral sein, je nach dem, wie preiselastisch die Nachfrage der Eltern nach Aufmerksamkeit
der Kinder ist. Außerdem muß die Konzentration bei wechselseitigen Transfers tatsa¨chlich
auf dem Nutzenniveau liegen, das die Individuen erreichen ko¨nnen, und weniger auf dem
Einkommen oder Vermo¨gen alleine. Bezahlt ein Kind eine große Erbschaft mit viel Auf-
merksamkeit, ist das erzielte Nutzenniveau eventuell niedriger als das eines Geschwisters,
das zwar weniger Vermo¨gen vererbt bekommen hat und deshalb weniger Vermo¨gen besitzt,
dafu¨r aber mehr Freizeit genossen und den Eltern weniger Aufmerksamkeit gewidmet hat.
Zum Schluß dieses Abschnitts sei noch auf zwei Arbeiten von Stiglitz ([171], 1978 und
[170], 1969) eingegangen. Dieser untersucht im Rahmen eines Gleichgewichtsmodells, wie
sich eine Erbschaftsteuer auf die Verteilung von Einkommen und Vermo¨gen auswirkt. Das
Vererben von Vermo¨gen wird nicht explizit modelliert, ko¨nnte jedoch Resultat beispielswei-
se eines paternalistischen Motivs sein, da stets das geerbte Vermo¨gen sowie ein Betrag, der
eine lineare Funktion des eigenen Lebenszeiteinkommens ist, vererbt wird. Stiglitz zeigt, daß
die Erbschaftsteuer ihr Ziel, die Einkommens- und Vermo¨gensdisparita¨ten zu verringern,
nicht ohne weiteres erfu¨llen kann. Grund hierfu¨r ist ein in seinem Modell durch die Steuer
verursachter Ru¨ckgang des Kapitalstocks. Die geringere Kapitalintensita¨t in der Produk-
tion wird, falls die Substitutionselastizita¨t zwischen Arbeit und Kapital in der Produktion
kleiner als Eins ist, zu einer Erho¨hung des Kapitalanteils an der Entlohnung fu¨hren. Sind
Kapitaleinku¨nfte ungleichma¨ßiger verteilt als Arbeitseinku¨nfte, steigt die Ungleichheit des
Einkommens (Kapital- und Arbeitseinkommen). Nur wenn der Staat durch einen weiteren
Eingriff in der Lage ist, den Kapitalstock pro Arbeiter konstant zu halten, reduziert eine
Erbschaftsteuer tatsa¨chlich die Ungleichheit im Vermo¨gen.
Ein a¨hnliches Ergebnis erha¨lt auch Diamond ([77], 1970), der aber die Besteuerung von
Zinsertra¨gen untersucht. Hat die Einfu¨hrung der Kapitalertragsteuer eine Verringerung
der privaten Ersparnisse zur Folge, nimmt langfristig der Kapitalstock pro Arbeiter ab.
Wa¨hrend im neuen Gleichgewicht mit Steuern die Lo¨hne niedriger als zuvor sind, steigen
die Zinsen, und das eventuell solange, bis die Kapitalertra¨ge trotz Steuer sogar ho¨her sind
als zuvor. Inwieweit die Rendite auf Kapital nach Steuer tatsa¨chlich steigt, ha¨ngt spezi-
ell von der Substitutionselastizita¨t zwischen Kapital und Arbeit ab. Tendenziell wird die
Nachsteuerrendite mit geringer Substitutionselastizita¨t fallen und mit hoher Elastizita¨t zu-
nehmen (vgl. Diamond [77], 1970). Die tatsa¨chlichen Verlierer einer Steuer auf Zinsertra¨ge
sind somit nicht unbedingt die Kapitalbesitzer, sondern eventuell die Arbeiter, deren Lo¨hne
zuru¨ckgehen.
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5.3 Simulationen
Wa¨hrend analytische Modelle auf teilweise sehr restriktiven Annahmen aufbauen und da-
mit nur einen eingeschra¨nkten Gu¨ltigkeitsbereich haben, ko¨nnen Simulationen komplexere
Zusammenha¨nge abbilden. Zudem ist es prinzipiell mo¨glich, mehrere Vererbungsmotive
einzubinden oder diverse Szenarien mit unterschiedlichen politischen Maßnahmen durch-
zurechnen. Ein Ausgangspunkt vieler Simulationen ist die bisher nicht weiter betrachtete
Frage, inwieweit die tatsa¨chliche Vermo¨gensverteilung mit einem Modell erkla¨rbar ist.
Eine der ersten Arbeiten hierzu stammt von Atkinson ([11], 1971). Dieser geht von ei-
ner hypothetischen Welt mit identischen Lebenszyklussparern aus. Obwohl alle Individuen
gleich sind, wird in einer Querschnittsbetrachtung das Vermo¨gen der Bevo¨lkerung allein
aufgrund der Altersunterschiede und der damit verbundenen unterschiedlichen Position im
Lebenszyklus konzentriert sein. Die Altersgruppe, welche gerade pensioniert wird und das
Maximum an Ersparnissen aufgebaut hat, geho¨rt dem reichsten Teil der Bevo¨lkerung an.
Junge Erwachsene, die gerade erst ihre Berufsta¨tigkeit begonnen haben und noch keine
Ersparnisse bilden konnten und alte Menschen, die schon den u¨berwiegenden Teil ihrer Er-
sparnisse aufgelo¨st haben, finden sich dagegen in der a¨rmsten Bevo¨lkerungsgruppe wieder.
Sind, ausgehend von identischen Lebenszyklussparern, das Vermo¨gensprofil in Abha¨ngig-
keit des Alters und das Altersprofil der Bevo¨lkerung bekannt, ist es mo¨glich, die Vermo¨gens-
verteilung mittels einer Graphik zu bestimmen (vgl. Ramser [142], 1987). In Abbildung 5-1
ist dies verdeutlicht. Die einzelnen Punkte der Vermo¨gensverteilung N(K) ko¨nnen anhand
der Graphik leicht abgeleitet werden. Fu¨r jedes beliebige Vermo¨gen K lassen sich die zu-
geho¨rigen Altersgruppen ermitteln. Das Vermo¨gen K besitzen zum Beispiel genau zwei
Personengruppen im Alter t1 und t2. U¨ber die Altersverteilung der Bevo¨lkerung N(t) weiß
man schließlich, wieviele Personen sich in der Bevo¨lkerung im Alter von t1 beziehungsweise
t2 Jahren befinden. Die Addition der beiden Werte ergibt die Ha¨ufigkeit des Vermo¨gens K
innerhalb der Bevo¨lkerung. Geht man so fu¨r alle mo¨glichen Vermo¨gen K vor, erha¨lt man
die Vermo¨gensverteilung N(K). Art und Form der Verteilung ha¨ngen davon ab, wie das
Vermo¨gensprofil und die Altersverteilung aussehen. So wie sie in der Abbildung angenom-
men wurden, ist die Vermo¨gensverteilung dann auch tatsa¨chlich eine ziemlich realistische
linkssteile Verteilung mit relativ wenig Vermo¨genden und relativ vielen armen Personen.
Atkinson kalkuliert nun anhand mehrerer Szenarien mit unterschiedlichem Bevo¨lke-
rungswachstum und verschiedenen Wachstumsraten des Realeinkommens sowie des Real-
zinses die Verteilung des Vermo¨gens in seiner hypothetischen Welt. Der Anteil der reichsten
10 % der Bevo¨lkerung am Gesamtvermo¨gen u¨bersteigt dabei nie 27 Prozent. Als Vergleich
5 Vermo¨genstransfers und Vermo¨gensverteilung 65
Abbildung 5-1: Graphische Herleitung der Vermo¨gensverteilung
2t
t
45°
t
N
K
K
Quelle: In Anlehnung an Ramser (1987), S. 52.
1t
2t 1t
1N
2N
zu diesen simulierten Werten berechnet Atkinson die Verteilung des realen Vermo¨gens aus
der Erbschaftsteuerstatistik Großbritanniens. Der Anteil des reichsten Dezils der Bevo¨lke-
rung u¨ber 25 Jahren am Gesamtvermo¨gen in Großbritannien gibt Atkinson mit knapp 73 %
an. Selbst wenn die Berechnungen angepaßt werden und beispielsweise in der Erbschaftsteu-
erstatistik nicht ausgewiesenes Vermo¨gen in Form von Pensionsanspru¨chen beru¨cksichtigt
wird, sinkt der Anteil des reichsten Dezils am Gesamtvermo¨gen nur auf rund 52 % und
liegt damit noch immer wesentlich u¨ber den 27 % einer theoretischen Lebenszykluswelt.
Atkinson vermutet deshalb, daß der Teil der Ungleichheit, der nicht durch Lebenszykluser-
sparnisse erkla¨rt werden kann, aus der Ungleichheit von vererbtem Vermo¨gen resultiert.
Oulton ([136], 1976) nimmt einige Kritikpunkte an Atkinsons Arbeit auf. Im Gegensatz
zu Atkinson ([11], 1971) la¨ßt das ebenfalls auf der Lebenszyklustheorie basierende Modell
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von Oulton die Streuung von Einkommen und Verzinsung zu. Beide Faktoren sowie Al-
tersunterschiede ko¨nnen jedoch die tatsa¨chlich beobachtete Streuung des Vermo¨gens bei
weitem nicht erkla¨ren, weswegen Oulton ebenfalls vermutet, daß vererbtes Vermo¨gen die
entscheidende Variable sein ko¨nnte, auf welche die unerkla¨rbare Streuung des Vermo¨gens
zuru¨ckzufu¨hren ist.
Davies ([67], 1982) wiederum kritisiert beide Arbeiten, weil in den Modellen die inter-
generationalen Transfers nicht endogen bestimmt werden. Stattdessen wird das Residuum
an Ungleichheit diesen einfach zugeschrieben. Davies leitet ein Modell ab, in dem die Ho¨he
der Erbschaft Folge eines Optimierungskalku¨ls von altruistischen Eltern ist. Mit diesem ge-
lingt es ihm, die Einkommens- und Vermo¨gensverteilung von Kananda aus dem Jahr 1970
abzubilden. Dabei kommt er fu¨r die Vermo¨gensverteilung nicht nur den aus der gescha¨tzten
tatsa¨chlichen Verteilung berechneten Ungleichheitsmaßen wie Ginikoeffizient, Variations-
koeffizient und Atkinsonmaß sehr nahe, sondern weicht selbst im oberen Ende der Vertei-
lung, etwa dem reichsten Perzentil, nur geringfu¨gig von den aus Daten gescha¨tzten Werten
ab. Um den Einfluß der Erbschaften auf die Verteilung des Vermo¨gens zu bestimmen,
analysiert Davies sein Modell zusa¨tzlich fu¨r den Fall, daß Transfers sozusagen verboten
sind und es keine Transfers der Eltern gibt, und vergleicht beide Szenarien. Mit Transfers
ist die Ungleichheit wesentlich ho¨her als ohne, weshalb Transfers also einen starken, die
Ungleichheit versta¨rkenden Effekt ausu¨ben. Besonders stark scheint der Einfluß von Ver-
erbung im oberen Quintil zu sein. Der Anteil des reichsten Perzentils am Nettovermo¨gen
geht beispielsweise ohne Transfers von 20,6 Prozent auf 9,4 Prozent zuru¨ck.
Huggett ([100], 1996) baut ebenfalls auf der Arbeit von Atkinson ([11], 1971) auf und er-
weitert dessen grundlegendes Modell um wichtige Bestandteile wie Einkommensunterschie-
de, unsichere Lebensdauer sowie institutionelle Besonderheiten und Marktbeschra¨nkungen.
Zudem beru¨cksichtigt er neben den Haushalten auch die Produktion durch eine Cobb-
Douglas-Produktionsfunktion und kalibriert sein Modell mit Daten u¨ber die Einkommen-
sungleichheit der USA. Mit seinem Modell gelingt es Huggett zwar, den Gini-Koeffizienten
der US-Vermo¨gensverteilung nachzubilden. Das gilt jedoch nicht fu¨r die hohe Konzentra-
tion des Vermo¨gens beim reichsten Prozent der Haushalte.
Vor allem in ju¨ngerer Zeit sind eine Reihe von neuen Arbeiten entstanden. Zu die-
sen za¨hlen unter anderem die Vero¨ffentlichungen von Gokhale et al. ([90], 2001), Heer
([96], 2001), Laitner ([116], 2001), Gokhale und Kotlikoff ([89], 2002) und Hendricks ([97],
2002). Gemeinsam ist den Arbeiten, daß sie den Einfluß von Transfers auf die Verteilung
von Vermo¨gen im Rahmen eines allgemeinen dynamischen Gleichgewichtsmodells unter-
suchen. Gokhale el al. ([90], 2001) zum Beispiel verbinden unbeabsichtigte Transfers mit
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unterschiedlichen Heiratsmodi, heterogener Verzinsung und streuenden Einkommen. Die
intergenerationalen Transfers scheinen dabei in ihrem Modell keinen entscheidenden Ein-
fluß auf die Verteilung des Vermo¨gens zu haben. Dieses Ergebnis besta¨tigt auch Heer ([96],
2001), der neben unbeabsichtigter Vererbung absichtliche Transfers in Form von Pater-
nalismus betrachtet. Wa¨hrend unbeabsichtigte Transfers in Heers Modell zumindest die
Ungleichheit leicht versta¨rken, wenn auch der Einfluß nur geringfu¨gig ist, haben die ab-
sichtlichen Transfers sogar eine, jedoch ebenfalls sehr geringfu¨gige, ausgleichende Wirkung
auf die Vermo¨gensdisparita¨t. Allerdings bildet Heer den Gini-Koeffizienten insgesamt nur
relativ schlecht ab, trotz der beiden Vererbungsmotive. Hendricks ([97], 2002) sieht das
einfache Lebenszyklusmodell hauptsa¨chlich im Widerspruch mit zwei empirischen Beob-
achtungen. Erstens kann das Lebenszyklusmodell nicht die starke Streuung des Vermo¨gens
unter Haushalten mit a¨hnlichem Lebenszeiteinkommen und a¨hnlichem Alter des Haus-
haltvorstandes erkla¨ren. Zweitens ist u¨ber die Generationen das Vermo¨gen von Familien
entgegen den Erwartungen des Lebenszyklusmodells persistent. Hendricks kann aber trotz
der Erweiterungen um unbeabsichtigte, altruistische und paternalistische Transfers, die em-
pirischen Beobachtungen nicht nachvollziehen. Er vermutet deswegen, daß es einen bisher
nicht beru¨cksichtigten Faktor geben muß, auf den die starke Vermo¨genskonzentration inner-
halb von Klassen von Haushalten mit anna¨hernd gleichen Charakteristika zuru¨ckzufu¨hren
sind.
5.4 Empirische Evidenz
In Kapitel 3, in dem verschiedene Ungleichheitsmaße vorgestellt wurden, ist kurz auf die
additive Zerlegbarkeit eingegangen worden. Dieses Verfahren bietet die Mo¨glichkeit, die
gesamte Ungleichheit einer Variable auf die einzelnen Komponenten aufzuschlu¨sseln und
deren jeweiligen Beitrag zu bestimmen. Wolff ([187], 2002) macht sich diese Methode zu
Nutze. Aus dem Survey of Consumer Finances berechnet er fu¨r mehrere Jahre von 1989
bis 1998 das Nettovermo¨gen NW der USA und kalkuliert den Anteil δWT der Transfers
WT (Erbschaften und Geschenke) am Gesamtvermo¨gen. Anschließend zerlegt Wolff das
gesamtwirtschaftliche Vermo¨gen der USA in seine zwei Bestandteile: Vermo¨gen abzu¨glich
Transfers NWX und Vermo¨genstransfers WT und untersucht den Einfluß der Komponen-
ten auf die gesamte Vermo¨gensungleichheit anhand der aus Kapitel 3 bekannten Formel
fu¨r den quadrierten Variationskoeffizienten CV 2:
CV (NW )2 = δ2NWXCV (NWX)
2 + δ2WTCV (WT )
2 + 2
Cov(NWX,WT )
E[NW ]2
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In Tabelle 5-1 sind die Werte fu¨r die jeweiligen Jahre aufgefu¨hrt. Die Vermo¨genstransfers
WT waren in jedem Jahr sta¨rker konzentriert als die beiden anderen Gro¨ßen und fu¨hrten
somit zu einer Versta¨rkung der Vermo¨gensungleichheit. Aufgrund der negativen Korrelati-
on zwischen NWX und WT – Haushalte mit niedrigeren Vermo¨gensbesta¨nden abzu¨glich
Transfers haben ho¨here Transfers erhalten – wiederum verringerte sich die Vermo¨gensun-
gleichheit, wobei dieser Effekt sogar insgesamt in allen vier Jahren u¨berwog. Das Netto-
vermo¨gen NW war deshalb immer weniger stark konzentriert als NWX. Wolff schließt
daraus, daß Vermo¨genstransfers eine ausgleichende Wirkung auf die Vermo¨gensverteilung
haben. Wa¨ren die Transfers verboten worden, wa¨re die Ungleichheit, gemessen durch den
Variationskoeffizienten, wa¨hrend des gesamten Untersuchungszeitraums wesentlich ho¨her
gewesen, in den Jahren 1992 und 1995 sogar fast doppelt so hoch.
Tabelle 5-1: Beitrag von Vermo¨genstransfers zur Vermo¨gensungleichheit
1989 1992 1995 1998
δNWX 0,703 0,742 0,645 0,806
δWT 0,297 0,258 0,355 0,194
CV (NW )2 43,3 40,8 48,4 43,2
δ2NWXCV (NWX)
2 45,5 80,5 79,5 54,2
δ2WTCV (WT )
2 12,0 52,9 49,5 18,9
2Cov(NWX,WT )
E[NW ]2
-14,2 -92,6 -80,5 -29,9
Cor(NWX,WT ) -0,3 -0,7 -0,6 -0,5
CV (NW ) 6,6 6,4 7,0 6,6
CV (NWX) 9,6 12,1 13,8 9,1
CV (WT ) 11,7 28,2 19,8 22,4
Quelle: Wolff ([187], 2002) und eigene Berechnungen aus dessen Arbeit.
Wolffs Argumentation hat aber einen Haken. Umgekehrt gilt die Aussage na¨mlich ge-
nauso. Die Transfers alleine sind mit Variationskoeffizienten zwischen 11,7 und 28,2 extrem
ungleich verteilt. In einer Welt, in der es nur Vermo¨genstransfers und keine Lebenszykluser-
sparnisse, wenn man diese mit NWX gleichsetzt, gibt, wa¨ren die Vermo¨gensdisparita¨ten
also noch sehr viel sta¨rker ausgepra¨gt als sie es in den USA tatsa¨chlich sind. Betrachtet man
die Vermo¨gensverteilung aus dieser Perspektive, wirken Lebenszyklusersparnisse ebenfalls
egalita¨r, weil deren Verteilung weniger ungleich ist als die der Transfers und weil zusa¨tzlich
die negative Korrelation die Ungleichheit weiter verringert.
Damit hat man aber zwei sich widersprechende Aussagen. Die Ursache hierfu¨r liegt
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in der Aufteilung des Kovarianzausdrucks. Wolff rechnet diesen, vielleicht zu Recht, ein-
fach den Transfers zu. Man ko¨nnte als Begru¨ndung beispielsweise anfu¨hren, daß Transfers
beabsichtigt Ungleichheiten der Lebenszyklusersparnisse verringern, die negative Korrela-
tion der beiden Variablen demnach den Transfers zuzuschreiben ist. Andererseits ko¨nnte es
ebenso sein, daß Personen, die ein hohes Vermo¨gen vererbt bekommen oder ein betra¨cht-
liches Erbe erwarten, ihr Arbeitsangebot einschra¨nken und die Lebenszyklusersparnisse
zuru¨ckschrauben. Dann mu¨ßte der Kovarianzausdruck eher den Lebenszyklusersparnissen
zugeschlagen werden.
Folgt man Shorrocks ([161], 1982), sollte der Kovarianzausdruck sinnvollerweise gleich-
ma¨ßig geteilt werden. Der Anteil sNWX der Lebenszyklusersparnisse wa¨re dann:
sNWX = δ
2
NWXCV (NWX)
2 +
Cov(NWX,WT )
E[NW ]2
und der der Transfers entsprechend:
sWT = δ
2
WTCV (WT )
2 +
Cov(NWX,WT )
E[NW ]2
Die aus Tabelle 5-1 berechneten Anteile sind in Tabelle 5-2 aufgefu¨hrt.
Tabelle 5-2: Zerlegung der Vermo¨gensungleichheit
1989 1992 1995 1998
sNWX 38,4 34,2 39,3 39,3
% 0,89 0,84 0,81 0,91
sWT 4,9 6,6 9,3 4,0
% 0,11 0,16 0,19 0,09
Quelle: Wolff ([187], 2002) und eigene Berechnungen aus dessen Arbeit.
Wird der Kovarianzausdruck jeweils zur Ha¨lfte auf die beiden Faktoren aufgeteilt, tra-
gen beide zur Ungleichheit der Vermo¨gensverteilung bei. Der Lo¨wenanteil kann den Le-
benszyklusersparnissen zugeordnet werden, die jeweils zwischen 80 und 90 Prozent der
Ungleichheit auf sich vereinen, was jedoch hauptsa¨chlich daran liegt, daß die Lebenszy-
klusersparnisse auch den gro¨ßeren Beitrag zum Vermo¨gensaufbau leisten. Empirisch ist es
also ebenfalls nicht einfach, Einfluß und Bedeutung der Transfers fu¨r die Ungleichheit des
Vermo¨gens zu bestimmen.
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6 Normative Kriterien der Besteuerung
Generell wird auch die Beurteilung eines Steuersystems immer von den zugrundeliegenden
Wertvorstellungen einer Gesellschaft abha¨ngen. Vor dem Hintergrund des westlichen Wer-
tesystems haben sich die Forderungen nach einem effizienten und gerechten Steuerwesen
etabliert (vgl. Wellisch ([181], 2000, S. 23). Effizient ist ein Steuersystem dann, wenn Fehl-
anreize vermieden und die privaten Entscheidungen nicht verzerrt werden, und somit durch
die Erhebung von Steuern keine allokative Zusatzlast anfa¨llt. Die Zusatzlast einer Steuer
ist die Differenz zwischen der Wohlfahrt, welche die Bu¨rger bei effizientem Steuersystem er-
reichen wu¨rden und der Wohlfahrt, die sie tatsa¨chlich erreichen. Sie mißt also die Last, die
den Bu¨rgern durch eine Steuer u¨ber die reine Umverteilung der Ressourcen vom privaten in
den o¨ffentlichen Sektor hinaus entsteht. Wird ein verzerrendes Steuersystem durch ein nicht
verzerrendes ersetzt, hat dies eine Pareto-Verbesserung oder zumindest eine Wohlfahrts-
erho¨hung zur Folge. Die Gerechtigkeit eines Steuersystems wird vor allem danach beurteilt,
inwieweit es das sogenannte Leistungsfa¨higkeitsprinzip erfu¨llt (vgl. Wellisch [181], 2000, S.
24). Im folgenden wird nun zuerst ausfu¨hrlich auf den Aspekt der Effizienz eingegangen,
bevor dann ku¨rzer Prinzipien der Steuergerechtigkeit behandelt werden.
6.1 Effizienz der Besteuerung intergenerationaler Transfers
Aus der Theorie der Besteuerung ist bekannt, daß eine die relativen Preise beeinflussende
Steuer eine Zusatzlast hervorruft. Ein Steuersystem, beispielsweise das einer Pauschal-
steuer, das die relativen Preise nicht vera¨ndert, ko¨nnte die gleichen Steuereinnahmen bei
ho¨herer Wohlfahrt erzielen. Wird das Arbeitsangebot eines Haushaltes nicht als endogene
Variable beru¨cksichtigt, wa¨re eine reine Verbrauchsteuer, die alle Konsumgu¨ter mit dem
gleichen Steuersatz belastet, ebenso wie eine proportionale Einkommensteuer effizient (vgl.
Wellisch [181], 2000). Wu¨rde die Erbschaftsteuer, die im amerikanischen Sprachgebrauch
ha¨ufig als
”
death tax“ bezeichnet wird, tatsa¨chlich den Tod einer Person besteuern, wa¨re
sie ebenfalls effizient. Da der Tod unausweichlich ist und maximal hinausgezo¨gert werden
kann, wu¨rde eine Todessteuer keine Verhaltensverzerrungen hervorrufen (vgl. Gale und
Slemrod [87], 2001).
Wird nun das Vererben von Vermo¨gen in den oben dargestellten einfachen Rahmen ein-
bezogen, wa¨ren eine Verbrauchsteuer, die alle Konsumgu¨ter und den Nachlaß einheitlich
besteuert, sowie eine proportionale Einkommensteuer, wobei auch das Erbe zum Einkom-
men geza¨hlt wird, a¨quivalent (vgl. Atkinson und Stiglitz [19], 1980). Das la¨ßt sich anhand
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der Budgerestriktion der Individuen verdeutlichen. Zur Vereinfachung wird unterstellt, daß
Personen genau zwei Perioden leben, nur in der ersten Periode arbeiten und ein Einkom-
men w erzielen. Zusa¨tzlich erhalten sie in der ersten Periode eine Erbschaft I. Das gesamte
Budget wird fu¨r Konsum ci oder Vererbung b ausgegeben. Mit einer Verbrauchsteuer τ
′ ist
die Budgetbeschra¨nkung der Haushalte:
w + I =
(
c1 +
c2 + b
1 + r
)
(1 + τ ′)
und bei einer Einkommensteuer τ :
(w + I)(1− τ) = c1 + c2 + b
1 + r
Fu¨r
(1− τ) = 1
1 + τ ′
sind die Steuereinnahmen des Staates und die Auswirkung beider Steuern auf die Bud-
getrestriktion gleich. Dieses Ergebnis erha¨lt man selbst dann, wenn die Betrachtung auf
mehrere Perioden ausgedehnt wird, und die Individuen in verschiedenen Perioden Einkom-
men erzielen.
A¨ndern wu¨rde sich diese Aussage hingegen, falls Eltern altruistisch gegenu¨ber ihren
Kindern sind und deren Nutzen in der eigenen Nutzenfunktion beru¨cksichtigen. Nimmt
man die Budgetrestriktionen der ersten und zweiten Generation einer Familie:
w1 + I = c
y
1 +
co2 + b2
1 + r
und
w2 + b2 = c
y
2 +
co3 + b3
1 + r
und faßt diese zusammen, indem die erste Gleichung nach b2 aufgelo¨st und in die zweite
Gleichung eingesetzt wird, ergibt das:
(w1 + I)(1 + r)
2 + w2(1 + r) = c
y
1(1 + r)
2 + co2(1 + r) + c
y
2(1 + r) + c
o
3 + b3
Die A¨quivalenz von Einkommen- und Verbrauchsteuer bleibt weiterhin bestehen. Aller-
dings sollte der Nachlaß der Eltern b2 nicht besteuert werden, weder als Einkommen der
Kinder noch als Konsumgut der Eltern. Ist statt der jeweiligen Generation die Familie u¨ber
zwei Generationen entscheidend, was fu¨r altruistische Eltern der Fall ist, ist das Vererben
von Vermo¨gen eine Ersparnis innerhalb der Familie. Das zwischen den Generationen trans-
ferierte Vermo¨gen kann als Ausgaben der Eltern fu¨r den Konsum der Kinder interpretiert
werden. Wu¨rde b2 dennoch besteuert, ha¨tte das den Effekt einer Besteuerung der interge-
nerationalen Ersparnisse und wu¨rde zu einer Verzerrung der Ressourcenallokation fu¨hren.
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An diesem einfachen Beispiel erkennt man schon, daß das Vererbungsmotiv bei der Frage,
inwieweit eine Erbschaftsteuer ineffizient ist, nicht außer Acht gelassen werden darf.
In der vorangegangenen U¨berlegung wurde von einem unelastischen Arbeitsangebot der
Haushalte ausgegangen. Werden mo¨gliche Reaktionen der Haushalte in ihrem Arbeitsange-
bot beziehungsweise in ihrer Nachfrage nach Freizeit einbezogen, wa¨re eine Verbrauchsteuer
nur dann effizient, wenn alle Gu¨ter inklusive Freizeit einheitlich besteuert wu¨rden. Sie ka¨me
somit in ihrer Wirkung einer Pauschalsteuer gleich. Eine proportionale Einkommensteuer
wu¨rde das Arbeitsangebot ebenfalls verzerren, es sei denn, die Einkommensteuer orientiert
sich nicht an dem tatsa¨chlichen Arbeitsangebot eines Haushaltes, sondern an dem maxi-
malen Einkommen, das der Haushalt erzielen wu¨rde, wenn er seine gesamte zur Verfu¨gung
stehende Zeit arbeitet (vgl. Wellisch ([181], 2000). Da Zusatzlasten also kaum vollsta¨ndig
zu vermeiden sind und in der Besteuerungspraxis hauptsa¨chlich auf verzerrende Steuern
zuru¨ckgegriffen werden muß, wird statt nach einem unverzerrenden Steuersystem alternativ
nach Second-Best-Lo¨sungen gesucht, welche die Effizienzverluste minimieren.
Fu¨gt man nun die Erbschaftsteuer in diese eher allgemeinen Betrachtungen u¨ber das
Steuersystem ein, sollte, um eventuelle Vera¨nderungen des Arbeitsangebotes nicht zu ver-
nachla¨ssigen, dieses ebenfalls in der Nutzenmaximierung der Haushalte beru¨cksichtigt wer-
den. In einem mo¨glichst einfachen Ansatz wie von Kaplow ([108], 2001) werden Personen
betrachtet, die zwei Perioden leben. In der ersten Periode legen sie ihr Arbeitsangebot l fest
und beziehen das Lohneinkommen wl, das mit einer eventuell nichtlinearen Steuer T (wl)
belegt wird. Außerdem erhalten sie in dieser Periode einen Transfer t von den Eltern. Das
Nachsteuereinkommen ko¨nnen die Personen fu¨r den Konsum in der ersten Periode c1, den
Konsum in der zweiten Periode c2 oder einen Transfer ct in Form eines Geschenkes an ihre
Kinder oder einer Erbschaft ausgeben, wobei der Konsum mit den Steuersa¨tzen τ1, τ2 und
τct belastet wird. Die Erbschaftsteuer ist in diesem Fall gewissermaßen die Verbrauchsteuer
τct , die auf Ausgaben fu¨r Transfers erhoben wird. Die Individuen maximieren ihren Nutzen
U(c1, c2, ct, l)
u¨ber die Wahl des Arbeitsangebotes (oder alternativ der Freizeit) und der Ausgaben fu¨r
die Konsumgu¨ter und das Gut
”
Transfer“. Als Nebenbedingung mu¨ssen sie beachten, daß
der Gegenwartswert der Ausgaben gerade dem Nachsteuereinkommen zuzu¨glich dem er-
haltenen Transfer t entsprechen muß.
wl + t− T (wl) = (1 + τ1)c1 + (1 + τ2)c2 + (1 + τct)ct
1 + r
Die Budgetbeschra¨nkung kann nochmals vereinfacht werden. Ohne Einschra¨nkung der All-
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gemeingu¨ltigkeit kann die Steuer auf ein Gut gleich Null gesetzt werden.10 Zudem ko¨nnen
die Steuern auf die beiden Gu¨ter der zweiten Periode, τ2 und τct , durch eine Steuer auf den
Zinssatz 1 − τr und auf die Transfers τt ersetzt werden (vgl. Kaplow [108], 2001). Damit
erha¨lt man als Nebenbedingung:
wl + t− T (wl) = c1 + c2 + (1 + τt)ct
1 + r(1− τr)
Wie auch bei einem gewo¨hnlichen Konsumgut ist ein von den anderen Verbrauchsteuern
abweichender Steuersatz τt aus mehreren Gru¨nden zu rechtfertigen (vgl. Kaplow ([108],
2001).
Dies ist erstens der Fall, wenn die Ausgaben fu¨r Transfers ein Komplement oder Sub-
stitut zur Freizeit sind. Bei einer komplementa¨ren Beziehung werden Personen auf eine
Preiserho¨hung des Nachlaßes etwa durch eine Besteuerung reagieren, indem sie auch we-
niger Freizeit konsumieren, fu¨r Substitute ist die Reaktion gerade umgekehrt. Durch die
Besteuerung (oder Subventionierung) der Transfers wird somit die Verzerrung der infol-
ge der Einkommensteuer gesto¨rten Arbeit-Freizeit-Entscheidung abgeschwa¨cht. Sind die
Transfers komplementa¨r zur Freizeit, ist eine Besteuerung der Transfers sinnvoll, falls Frei-
zeit und Transfers Substitute sind, wa¨re eine Subvention angebracht.
Zweitens ist eine abweichende Besteuerung dann zu rechtfertigen, wenn Externalita¨ten
vorliegen, die durch eine Steuer korrigiert werden ko¨nnen. Wie an der Nebenbedingung
der Haushalte zu erkennen ist, profitiert von einem Transfer nicht nur der Geber, dessen
Nutzen dadurch steigt, sondern natu¨rlich ebenso der Empfa¨nger, der aufgrund des erhal-
tenen Vermo¨gens mehr konsumieren kann. Dieser Effekt beim Empfa¨nger wird jedoch vom
Geber nicht unbedingt oder nur unzureichend beru¨cksichtigt, womit hier eine positive Ex-
ternalita¨t vorliegt. Andererseits wird der Transfer, der zusa¨tzliches, ohne Gegenleistung
erzieltes Einkommen darstellt, beim Empfa¨nger einen Einkommenseffekt auslo¨sen. Voraus-
gesetzt Freizeit ist ein normales Gut, hat dies eine Reduktion des Arbeitsangebotes des
Empfa¨ngers zur Folge. Da hierdurch die Einnahmen des Staates aus der Einkommensteuer
sinken, liegt ein negativer externer Effekt vor.
Und schließlich spielt das Transfermotiv noch insofern eine wichtige Rolle, als die Reak-
tion der Individuen auf eine Besteuerung der Transfers entscheidend vom Motiv abha¨ngen
kann. Erhebt der Staat beispielsweise eine Erbschaftsteuer, um negativen externen Effek-
ten entgegenzuwirken, muß er die Reaktion der Erblasser auf diese Steuer kennen. Diese
wiederum kann je nach vorliegendem Vererbungsmotiv variieren. Hinzu kommen Verhal-
tensvera¨nderungen, die bei den Erben hervorgerufen werden. Wie in Kapitel 4 ausfu¨hrlich
10Siehe hierzu Scho¨b ([152], 1995, S. 105).
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gezeigt wurde, spiegeln sich die Motive in der Nutzenfunktion der Haushalte wider. Im fol-
genden soll nun zumindest auf vier Motive etwas na¨her eingegangen werden (vgl. Kaplow
[108], 2001).
6.1.1 Unbeabsichtigte Transfers
Vera¨ndert man die Schreibweise der Nutzenfunktion bei zufa¨lligen Transfers aus Kapitel 4
leicht und paßt sie der oben benutzten Schreibweise an, erha¨lt man als Nutzenfunktion:
U(c1, c2, l) = u(c1, l) + piu(c2)
Aus Sicht der Eltern sind Erbschaften ungewollt und nur das Produkt unsicherer Lebens-
erwartung und unzureichender Kapitalma¨rkte. Das Vererben von Vermo¨gen stiftet kei-
nen Nutzen. Entsprechend wird die Besteuerung des Nachlaßes, selbst eine Steuersatz von
100 Prozent, das Verhalten der Geber nicht beeinflussen. Das bedeutet jedoch nicht, daß
die Konfiszierung der Erbschaften durch den Staat optimal wa¨re. Unvera¨ndert bleibt nur
das Verhalten der Geber, bei den Empfa¨ngern wird die Besteuerung der Erbschaft zu
Verhaltensreaktionen fu¨hren. Blumkin und Sadka ([44], 2001) finden in einem a¨hnlichen
Modellrahmen heraus, daß bei vo¨llig unbeabsichtigten Transfers der optimale Erbschaft-
steuersatz tatsa¨chlich nicht unbedingt 100 Prozent betra¨gt. Der Grund hierfu¨r ist der Ein-
kommenseffekt bei den Empfa¨ngern des Erbes. Besteuert der Fiskus Erbschaften und teilt
die Einnahmen gleichzeitig unter der Empfa¨ngergeneration um, kann das eine Abnahme
des aggregierten Arbeitsangebots nach sich ziehen, was wiederum die Einnahmen aus der
Einkommensteuer und die Umverteilungsmo¨glichkeiten aus dieser reduziert. Nur wenn die
optimale Einkommensteuer Null ist oder das aggregierte Arbeitsangebot nicht auf eine
Vera¨nderung der Erbschaftsteuer und den daraus resultierenden staatlichen Transfers rea-
giert, ist es optimal, den Nachlaß vollsta¨ndig zu besteuern.
6.1.2 Altruismus
Die Nutzenfunktion altruistischer Eltern sei:
U(c1, c2, ct, l) = u(c1, c2, l) + θv(c
k
1, c
k
2, c
k
t , l
k)
mit der Nutzenfunktion v des Kindes, die mit dem Faktor θ in der Nutzenfunktion der
Eltern gewichtet wird. La¨ßt man die Reaktion des Kindes auf eine Erbschaftsteuer zuerst
außen vor, wa¨re eine Subventionierung des intergenerationalen Transfers optimal. Obwohl
Eltern den Nutzen des Kindes beru¨cksichtigen, haben Transfers einen positiven externen
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Effekt. Denn Eltern gewichten den Nutzen ihrer Kinder nur mit dem Faktor θ, wohingegen
in einer utilitaristischen Wohlfahrtsfunktion, in welche der Nutzen der Eltern und Kinder
jeweils ungewichtet eingeht, der Nutzen des Kindes das Gesamtgewicht 1 + θ erha¨lt. Die
Nutzenmaximierung der Eltern wu¨rde nicht zu einer Maximierung der gesamten Wohlfahrt
fu¨hren, das von den Eltern gewa¨hlte Niveau an Transfers wa¨re zu gering (vgl. Kaplow [108],
2001). Allerdings ist es auch denkbar, daß in der Wohlfahrtsfunktion die doppelte Za¨hlung
des Nutzens des Kindes einerseits durch die direkte Za¨hlung und andererseits indirekt u¨ber
die Bewertung im Nutzen der Eltern nicht als gerechtfertigt angesehen wird. Anstatt den
Nutzen des Kindes mit 1 + θ zu bewerten, ko¨nnte die doppelte Za¨hlung eliminiert werden,
indem der Nutzen des Kindes nur mit 1− θ gewichtet wird.
Geht man jedoch weiterhin von einer positiven Externalita¨t und entsprechend einer
Subventionierung aus, kommt noch die Wirkung der Subvention auf das Arbeitsangebot
des Kindes hinzu. Da die Eltern auf die Subvention durch eine Erho¨hung der Transfers
reagieren, nimmt das nicht aus eigener Arbeit erhaltene Einkommen der Kinder zu. Im
Normalfall wird sich deshalb deren Arbeitsangebot verringern. Weil dies fu¨r alle Familien
in der O¨konomie gilt, nimmt das aggregierte Arbeitsangebot ab, die Steuereinnahmen
des Staates aus der Einkommensteuer gehen zuru¨ck, wodurch eine negative Externalita¨t
entsteht. Ob und wie hoch gegebenenfalls die Subvention sein sollte, ha¨ngt von der Sta¨rke
der einzelnen Effekte ab, die der Staat gegeneinander abwa¨gen muß.
6.1.3 Wechselseitige Transfers
Bei wechselseitigen Transfers werden die Kinder von ihre Eltern im Austausch fu¨r Leistun-
gen bezahlt. Eltern maximieren ihren Nutzen
U(c1, c2, ct, l) = u(c1, c2, ct, l)
durch die Wahl des Arbeitsangebotes, des Konsums c1 und c2 sowie der Leistungen der
Kinder ct. Die Transfers werden wie Ausgaben fu¨r andere Gu¨ter oder Dienstleistungen
bewertet. Deshalb sind sie auch nicht anders als andere Konsumgu¨ter zu besteuern, ein
Abweichen wa¨re nicht gerechtfertigt. Kinder wiederum mu¨ssen fu¨r das erhaltene Geld Leis-
tungen entrichten, die ihnen, so wird zumindest angenommen, keinen Nutzen stiften. Als
Preis fu¨r ihre Leistungen verlangen die Kinder, wie in Kapitel 4 dargestellt, gerade ihren
Lohnsatz. Damit ist die Bezahlung der Leistungen fu¨r die Kinder ein Einkommen und sollte
wie Einkommen besteuert werden (vgl. Kaplow [108], 2001).
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6.1.4 Paternalismus
Im Gegensatz zu Altruismus ziehen Eltern Nutzen aus dem guten Gefu¨hl, das ihnen das
Hinterlassen oder Schenken von Vermo¨gen gibt. Die Nutzenfunktion der Eltern kann bei-
spielsweise folgende Form haben:
U(c1, c2, ct, l) = u(c1, c2, l) + θu(ct)
wobei u(ct) der Nutzen der Eltern und nicht der des Kindes ist. Trotz des formalen Un-
terschiedes zu Altruismus sind die Wohlfahrtseffekte einer Erbschaftsteuer a¨hnlich. Das
Vererben oder Schenken von Vermo¨gen sollte weiterhin wegen der positiven Externalita¨t
tendenziell subventioniert werden. Mo¨gliche Reaktionen im Arbeitsangebot des Kindes hin-
gegen wu¨rden eine negative Externalita¨t hervorrufen. Geht man davon aus, daß der Vor-
steuerbetrag in die Nutzenfunktion der Eltern eingeht, vera¨ndert sich die Nutzenfunktion
zu:
U(c1, c2, ct, l) = u(c1, c2, l) + θu((1 + τct)ct)
In diesem Fall wa¨re es Eltern egal, wieviel des verschenkten oder vererbten Vermo¨gens
nach Abzug von Steuern tatsa¨chlich bei den Kindern ankommt. Wichtig ist nur das eigene
Opfer und somit der Betrag, der vor der Steuer oder Subvention anfa¨llt. Eine ho¨here
Subventionierung des Transfers ct ha¨tte zur Folge, daß das Opfer der Eltern geringer wird
und ihr Nutzen sinkt. Dem Nutzenzugewinn bei den Kindern stu¨nde nun ein Nutzenverlust
der Eltern gegenu¨ber (vgl. Kaplow [108], 2001).
6.2 Steuern und Sparentscheidung
Neben der allgemeinen Betrachtung der Effizienz einer Erbschaftsteuer wird ha¨ufig auf
deren Einfluß auf die Sparentscheidung der Individuen hingewiesen. Eine recht popula¨re
Meinung ist, daß sich als Folge einer ho¨heren Erbschaftsteuer die Ersparnisse der Individu-
en verringern und damit der Kapitalstock einer O¨konomie zuru¨ckgeht. In diesem Abschnitt,
der sich an eine Arbeit von Gale und Perozek ([85], 2001) anlehnt, soll nun dieser Punkt ge-
nauer untersucht werden. Der Zusammenhang zwischen Steuern und privaten Ersparnissen
und die Frage, ob oder unter welchen Voraussetzungen Zinseinku¨nfte besteuert werden soll-
ten, sind in der Literatur intensiv beleuchtet worden (vgl. Atkinson und Stiglitz [19], 1980,
Bernheim [37], 2002, Sandmo [150], 1985 und Wellisch [181], 2000). Die Erbschaft- und
Schenkungsteuer scheint auf diesem Gebiet bis auf die Arbeit von Gale und Perozek ([85],
2001) bisher eher vernachla¨ssigt worden zu sein, wenn auch zum Beispiel Bernheim ([37],
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2002) kurz darauf eingeht und erwa¨hnt, daß Aussagen vom unterstellten Vererbungsmotiv
abha¨ngen.
Der Gedanke, daß eine Erbschaft- und Schenkungsteuer die privaten Ersparnisse und
den gesamtwirtschaftlichen Kapitalstock beeinflußt, liegt auf der Hand. Erstens kann die
Besteuerung der Erbschaften Personen dazu veranlassen, weniger Vermo¨gen zu vererben
und dieses beispielsweise selbst zu konsumieren. Da aber intergenerationelle Transfers einen
großen Anteil am Aufbau des gesamtwirtschaftlichen Vermo¨gens haben, wird dieses abneh-
men. Zweitens ist das Vererben von Vermo¨gen ein Motiv fu¨r Personen, einen Teil ihres
Einkommens zu sparen. Wird der Nachlaß besteuert, reagieren Individuen eventuell dar-
auf, indem sie weniger sparen und mehr konsumieren.
Wie im vorhergehenden Abschnitt sollen, bevor speziell auf die Erbschaftsteuer ein-
gegangen wird, zu Beginn ein paar allgemeine Bemerkungen gemacht werden. Wird zur
Vereinfachung das Arbeitsangebot der Individuen vernachla¨ssigt, verzerrt weder eine ein-
heitliche Verbrauchsteuer noch eine proportionale Einkommensteuer die intertemporale
Allokation des Konsums. Allerdings kann sich die private Ersparnis in den beiden Steuer-
systemen unterscheiden, wenn Zeitpunkt und Ho¨he der Steuerlast auseinanderfallen. Der
Gegenwartswert des Steuereinkommens ist in beiden Fa¨llen jedoch gleich. Unvera¨ndert
bleibt auch die gesamtwirtschaftliche Ersparnis (private und o¨ffentliche Ersparnisse), weil
etwa die durch die Steuer bedingte Zunahme der privaten Ersparnisse gerade durch die
Verringerung der o¨ffentlichen Ersparnisse aufgehoben wird. Geht man zum Beispiel davon
aus, daß Individuen zwei Perioden leben und in beiden konsumieren, aber nur in der ersten
Periode u¨ber ein Einkommen verfu¨gen, wird im Gegensatz zur Einkommensteuer bei einer
Besteuerung der Konsumausgaben ein Teil der gesamten Steuer erst in der zweiten Peri-
ode erhoben. Da beide Steuersysteme die Konsumentscheidung nicht verzerren, werden bei
identischem Barwert der Steuerlast die konsumierten Mengen pro Periode jeweils gleich
sein. Unter einer Verbrauchsteuer mu¨ssen Haushalte somit vergleichsweise mehr sparen,
um die in der zweiten Periode anfallenden Verbrauchsteuern bezahlen zu ko¨nnen.
Die Besteuerung der Zinsertra¨ge, selbst im Rahmen einer allgemeinen Einkommensteu-
er, ruft im Gegensatz dazu sehr wohl eine Zusatzlast hervor, da sie einen Keil zwischen
die intertemporale Grenzrate der Substitution im Konsum und in der Produktion schiebt.
Unter bestimmten Voraussetzungen kann es dennoch optimal sein, zumindest kurzfristig
Zinsertra¨ge zu besteuern. Langfristig sollte jedoch keine Steuer auf Zinsertra¨ge erhoben
werden (vgl. Bernheim [37], 2002 und Auerbach und Hines [20], 2002). Weil eine Ein-
kommensteuer die Arbeit-Freizeit-Entscheidung verzerrt, wa¨re es zwar prinzipiell denkbar,
daß die Verringerung der Einkommensteuer um einen kleinen Betrag bei steuereinnah-
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menneutraler Einfu¨hrung einer Zinsertragsteuer die Individuen besser stellt. Eine niedrige
Zinsertragsteuer hat auch nur eine geringe verzerrende Wirkung auf den Konsum zweier
nah beieinanderliegender Perioden. Zwischen weit auseinanderliegenden Perioden wird die
Verzerrung jedoch groß, weswegen Zinsertra¨ge nicht besteuert werden sollten. Ob durch
deren Besteuerung aber die privaten Ersparnisse abnehmen, ha¨ngt vom Substitutions- und
Einkommenseffekt ab. Wa¨hrend fu¨r einen Schuldnerhaushalt beide Effekte in die gleiche
Richtung gehen, ist fu¨r einen Sparer die Gesamtwirkung einer Zinsvera¨nderung offen (vgl.
Sandmo [150], 1987). Abbildung 6-1 soll dies verdeutlichen. Durch eine Erho¨hung der Zin-
Abbildung 6-1: Zinsen und private Ersparnis
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sen nimmt der Preis des Konsums in der Periode t + 1 ab, zuku¨nftiger Konsum ct+1 wird
gegenu¨ber heutigem Konsum ct relativ billiger, die Budgetgerade dreht sich im Uhrzei-
gersinn durch den Ausstattungspunkt, der durch das Einkommen der beiden Perioden
festgelegt ist. Wegen des Substitutionseffektes wird Konsum in die Zukunft verlagert, der
Gegenwartskonsum nimmt ab. Der Einkommenseffekt hingegen fu¨hrt normalerweise dazu,
daß in beiden Perioden, also auch in der Gegenwart, mehr konsumiert wird. In Abbil-
dung 6-1 u¨berwiegt nun der Einkommenseffekt, trotz der ho¨heren Zinsen steigt der Gegen-
wartskonsum und die Ersparnisse sinken. Es la¨ßt sich formal zeigen, daß der Einfluß einer
Zinsa¨nderung auf die Sparentscheidung von der Substitutionselastizita¨t zwischen heutigem
und ku¨nftigem Konsum und der Vermo¨gens- beziehungsweise Einkommenselastizita¨t der
Konsumnachfrage abha¨ngt (vgl. Atkinson und Stiglitz [19], 1980, S. 76).
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Mo¨chte man den Einfluß einer Erbschaft- und Schenkungsteuer oder einer Nachlaßsteu-
er auf die gesamtwirtschaftlichen Ersparnisse analysieren, muß man wie zuvor die einzel-
nen Vererbungsmotive getrennt voneinander behandeln. Zudem hat die Besteuerung der
Erbschaften wiederum eine Auswirkung auf das Verhalten der Eltern – diese ko¨nnen ihre
Ersparnisse vera¨ndern und den Nachlaß anpassen – und das Verhalten der Erben. Bei den
Erben kann es zu Reaktionen im Arbeitsangebot und zu einer Vera¨nderung der Konsum-
neigung kommen, was beides die Ersparnisse der Erbengeneration erho¨hen oder verringern
kann. Deshalb muß jeweils die Sparentscheidung der Eltern und der Kinder untersucht
werden. Gale und Perozek ([85], 2001) gehen diese Fragen im Rahmen eines einfachen
Zwei-Perioden-Modells an. Die Ergebnisse ihrer Arbeit werden im folgenden getrennt nach
einzelnen Motiven kurz vorgestellt. Im Gegensatz zu einem gewo¨hnlichen Modell u¨berlap-
pender Generationen gehen Gale und Perozek davon aus, daß Eltern und Kinder gleich-
zeitig zwei Perioden leben. Einen mo¨glichen Einfluß des Erbes auf das Arbeitsangebot des
Erben beru¨cksichtigen sie nicht. Dafu¨r unterscheiden sie fu¨r drei untersuchte Motive den
Fall einer Steuer ohne Umverteilung von dem mit einer gleichzeitigen Umverteilung der
Steuereinnahmen. Sinnvollerweise wird ausgeschlossen, daß Eltern ihren Kindern Schulden
hinterlassen, die Ersparnisse der Eltern in der ersten Periode sollen also positiv sein. Gor-
don ([91], 2001) zeigt an einem einfachen Beispiel, daß der Zeitpunkt, zu dem Kinder ihre
Erbschaft erhalten oder erwarten, ebenfalls eine Ru¨ckwirkung auf die Vermo¨gensbildung
der Erben haben kann, wenn man von einer Lebensdauer mehrerer Perioden ausgeht und
somit mehrere Kinderkohorten gleichzeitig leben. Erhalten Kinder ihr Erbe in der ersten
Ha¨lfte ihres Lebens, steigt das gesamtwirtschaftliche Vermo¨gen der Kinder gegenu¨ber der
Situation ohne Erbschaften, weil ein Teil der Erbschaft fu¨r ku¨nftigen Konsum gespart wird.
Andernfalls sinkt das Vermo¨gen der Kinder, weil die Lebenszyklusersparnisse in Erwartung
der spa¨ten Erbschaft reduziert werden. Da im Modell von Gale und Perozek Kinder erst
in der zweiten Lebensha¨lfte das Erbe ihrer Eltern bekommen, nehmen die Ersparnisse der
Kinder durch eine Erbschaftsteuer, die den Nachlaß der Eltern reduziert, zu.
6.2.1 Unbeabsichtigte Transfers
Ziehen Eltern keinen Nutzen aus dem Hinterlassen von Vermo¨gen, ist der Nachlaß unbeab-
sichtigt. Erhebt der Fiskus eine Erbschaftsteuer ohne die Einnahmen umzuverteilen, lo¨st
dies keine Reaktion bei den Eltern aus. Sie verhalten sich wie zuvor ohne Erbschaftsteuer,
die Ersparnisse bleiben unvera¨ndert. Die Erben werden jedoch ihre Ersparnisse erho¨hen,
weil die erwartete Nachsteuererbschaft der zweiten Periode sinkt, womit letztlich die Ge-
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samtersparnis steigt.
Werden die Steuereinnahmen aus der Erbschaftsteuer in der zweiten Periode dagegen
u¨ber einen Kopftransfer den noch lebenden Eltern zugeteilt, hat die Erbschaftsteuer die
Wirkung einer Versicherung gegen die unsichere Lebenserwartung. Bei den Eltern hat dies
zur Folge, daß sie ihre Ersparnisse reduzieren, weil das Vorsorgemotiv teilweise entfa¨llt.
Die Kinder wiederum schrauben ihre Erwartungen u¨ber ihr ku¨nftiges Erbe zuru¨ck, weil
erstens die Eltern weniger sparen und im Falle eines fru¨hen Todes das Erbe der Kinder
entsprechend geringer ausfa¨llt, und zweitens der geerbte Betrag durch die Erbschaftsteuer
verringert wird. Die Vera¨nderung der Sparentscheidung der Kinder la¨uft somit derjenigen
der Eltern entgegen. Der Gesamteffekt einer Erbschaftsteuer auf die Ersparnisse ist nicht
vorhersagbar.
6.2.2 Altruismus
Wie Bruce und Waldheim ([50], 1990) zeigen, besteht in dynamischen Modellen mit al-
truistischen Eltern das sogenannte
”
Samariter-Dilemma“. Obwohl die Transfers der Eltern
eigentlich den Kindern Anreize bieten, sich im Sinne ihrer Eltern zu verhalten, besteht doch
die Versuchung, zu wenig zu sparen und spa¨ter die Hilfe der Eltern in Anspruch zu neh-
men. Wird diese Mo¨glichkeit ausgeschlossen, erleichtern sich die folgenden U¨berlegungen.
Da dann der Erbe durch sein eigenes Verhalten die Ho¨he des Transfers in der zweiten Peri-
ode nicht manipulieren kann, nimmt er den Transfer der Eltern als gegeben und maximiert
seinen Nutzen u¨ber die Wahl der Ersparnis. Eltern kennen die Nutzenfunktion ihres Kin-
des und wissen, wie dessen Sparfunktion vom Transfer der zweiten Periode abha¨ngt. Ihren
eigenen Nutzen maximieren sie, indem sie die eigenen Ersparnisse der ersten Periode und
den Transfer in der zweiten Periode festlegen. Der Effekt einer Besteuerung des Transfers
ohne Umverteilung der Steuereinnahmen ist wie zuvor nicht eindeutig. Eltern reagieren auf
die Besteuerung des Transfers, die dessen Preis erho¨ht, mit einer Verringerung der Erspar-
nisse. Das Kind wird dagegen aufgrund des geringeren Transfers der Eltern in der zweiten
Periode die eigene Ersparnis erho¨hen. Auf die Gesamtersparnis kann der Effekt durchaus
positiv sein, wie Gale und Perozek ([85], 2001) an einem konkreten Beispiel anfu¨hren.
6.2.3 Wechselseitige Transfers
In einem Modell mit Austauschmotiv wirkt die Erbschaft- und Schenkungsteuer wie eine
den Preis erho¨hende Steuer auf Ausgaben fu¨r Leistungen der Kinder in der zweiten Peri-
ode. Welche Verhaltensreaktion die Besteuerung der Transfers auslo¨st, ha¨ngt entscheidend
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von der Preiselastizita¨t der Nachfrage nach Leistungen der Kinder ab. Ist die Nachfra-
ge unelastisch, steigen die Ausgaben bei einer Erho¨hung der Steuer, die Ersparnisse der
Eltern nehmen zu. Ist die Nachfrage jedoch sehr elastisch, werden die Ausgaben fu¨r die
Leistungen der Kinder und deshalb die Ersparnisse sinken. Geht man davon aus, daß die
Eltern in der strategisch gu¨nstigeren Position sind und die durch den Austausch mit den
Kindern entstehende Rente an sich ziehen ko¨nnen, erhalten Kinder als Entlohnung fu¨r die
Leistungen ihren Lohsatz. Sie sind somit indifferent zwischen einer Stunde Arbeit auf dem
Arbeitsmarkt und einer Stunde Leistungen fu¨r die Eltern und bieten die von den Eltern
nachgefragte Leistung unelastisch an. Das Vorzeichen des gesamtwirtschaftlichen Effekts
der Besteuerung der Transfers wird somit nur durch Verhaltensa¨nderungen der Eltern be-
stimmt. Werden die Steuereinnahmen umverteilt, a¨ndert sich nichts an den prinzipiellen
Aussagen.
6.2.4 Paternalismus
Gale und Perozek ([85], 2001) gehen nicht na¨her auf Paternalismus ein. Allerdings la¨ßt
sich ihr Vorgehen, speziell zum Austauschmotiv, leicht u¨bertragen, was nun im folgenden
gemacht werden soll. Dabei wird auch deren Ansatz etwas klarer. Wie zuvor erwa¨hnt, gehen
Gale und Perozek davon aus, daß Eltern und Kinder parallel zwei Perioden leben, wobei die
Eltern nach der zweiten Periode sterben und ihrem Kind eine Erbschaft bt+1 hinterlassen,
die dem Kind sofort fu¨r den Konsum zur Verfu¨gung steht. Die gesamtwirtschaftlichen
Ersparnisse setzen sich aus Ersparnissen der Eltern und der Kinder zusammen. Eltern
maximieren ihren Nutzen:
Up = up(cpt ) + θu
p(cpt+1, bt+1)
unter der Nebenbedingung:
cpt = w
p
t − sp
cpt+1 = s
p − (1 + τ)bt+1
In der ersten Periode verfu¨gen sie u¨ber ein Einkommen wpt , das sie konsumieren (c
p
t ) oder
sparen (sp) ko¨nnen. In der zweiten Periode ko¨nnen die Ersparnisse fu¨r Konsum cpt+1 oder fu¨r
einen Transfer an das Kind bt+1, der mit dem Steuersatz τ besteuert wird, ausgegeben wer-
den. Zur Vereinfachung wird der Zinssatz gleich Eins gesetzt und von einer Umverteilung
der Steuereinnahmen abgesehen.
Gale und Perozek lo¨sen das Maximierungsproblem der Eltern fu¨r das Austauschmotiv
in zwei Stufen, was bei additiv separablen Nutzenfunktionen mo¨glich ist. Zuerst wird bei
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gegebener Ersparnis der Nutzen aus der zweiten Periode durch die Wahl von bt+1 optimiert.
max
bt+1
up(cpt+1, bt+1)
unter der Nebenbedingung:
cpt+1 = s
p − (1 + τ)bt+1
Als notwendige Bedingung fu¨r ein Maximum erha¨lt man:
∂up
∂bt+1
− (1 + τ) ∂u
p
∂cpt+1
= 0
woraus der nutzenmaximierende Transfer b?t+1(s
p, τ) als Funktion der Ersparnis und des
Steuersatzes τ abgeleitet werden und anschließend in die Nutzenfunktion der Eltern einge-
setzt werden kann. Damit vereinfacht sich das Problem der Eltern, die nun ihren Nutzen
nur noch durch die Wahl der Ersparnis sp:
max
sp
up(cpt ) + θu
p(cpt+1, bt+1)
unter den Nebenbedingungen:
cpt = w
p
t − sp
cpt+1 = s
p − (1 + τ)bt+1
bt+1(s
p, τ) = b?t+1(s
p, τ)
maximieren. Als Bedingung erster Ordnung erha¨lt man:
−∂u
p
∂cpt
+ θ
[
∂up
∂cpt+1
(
1− (1 + τ)∂b
?
t+1
∂sp
)
+
∂up
∂b?t+1
∂b?t+1
∂sp
]
= 0
Sortiert man die einzelnen Glieder um:
−∂u
p
∂cpt
+ θ
[
∂up
∂cpt+1
+
∂b?t+1
∂sp
(
∂up
∂b?t+1
− (1 + τ)∂b
?
t+1
∂sp
)]
= 0
und beachtet die notwendige Bedingung fu¨r ein Optimum aus der zweiten Periode, ergibt
sich schließlich der einfache Ausdruck:11
F (sp, τ) = −∂u
p
∂cpt
+ θ
∂up
∂cpt+1
= 0
Mit Hilfe des impliziten Funktionentheorems kann die Ableitung ∂s
p
∂τ
bestimmt werden:
∂sp
∂τ
= − ∂F (s
p, τ)/∂τ
∂F (sp, τ)/∂sp
= −θ
∂2up
∂(cpt+1)
2
(
−b?t+1 − (1 + τ)∂b
?
t+1
∂τ
)
+ ∂
2up
∂cpt+1∂b
?
t+1
∂b?t+1
∂τ
∂F
∂sp
11Das ist eine der beiden notwendigen Bedingungen, die man auch aus dem gewo¨hnlichen Ansatz be-
rechnet, wenn der Nutzen gleichzeitig u¨ber Ersparnis sp und Transfer bt+1 maximiert wird.
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Der Nenner ist die Bedingung zweiter Ordnung und muß fu¨r ein Maximum negativ sein.
Der Za¨hler kann noch umgeformt werden zu:
− ∂
2up
∂(cpt+1)
2
b?t+1
(
1 +
1 + τ
τ
∂b?t+1
∂τ
τ
b?t+1
)
+
∂2up
∂cpt+1∂b
?
t+1
∂b?t+1
∂τ
mit der Elastizita¨t ² des Transfers b?t+1 bezu¨glich des Steuersatzes τ wird der Klammeraus-
druck zu:
1 +
1 + τ
τ
∂b?t+1
∂τ
τ
b?t+1
= 1 +
1 + τ
τ
²
so daß man schließlich:
∂sp
∂τ
= θ
∂2up
∂(cpt+1)
2 b
?
t+1
(
1 + 1+τ
τ
²
)− ∂2up
∂cpt+1∂b
?
t+1
∂b?t+1
∂τ
∂F
∂sp
erha¨lt. Wa¨hrend das Vorzeichen des Nenners also eindeutig ist, kann der Za¨hler in Abha¨ngig-
keit der Elastizita¨t positiv oder negativ sein. Vernachla¨ssigt man den zweiten Term im
Za¨hler ∂
2up
∂cpt+1∂b
?
t+1
∂b?t+1
∂τ
oder geht davon aus, daß dieser gleich Null ist, werden die Erspar-
nisse der Individuen bei einer Erho¨hung des Steuersatzes τ nur dann zunehmen, wenn die
Nachfrage der Eltern nach Transfers sehr unelastisch auf die Vera¨nderung des Steuersatzes
reagiert. Mit negativem ∂
2up
∂(cpt+1)
2 und positivem 1+
1+τ
τ
² ist das Produkt der beiden Faktoren
negativ. Dieses Ergebnis ist ziemlich einleuchtend. Bei sehr unelastischer Nachfrage nach
Transfers lassen Eltern die dem Kind zugedachte Erbschaft nahezu unvera¨ndert, mu¨ssen
aber deshalb mehr sparen, um die gestiegenen Ausgaben fu¨r den Transfer, der sich durch
die Steuer verteuert hat, ta¨tigen zu ko¨nnen. Nimmt man an, das Vererben von Vermo¨gen
sei ein gewo¨hnliches Gut, ha¨ngt das Vorzeichen des zweiten Ausdrucks ∂
2up
∂cpt+1∂b
?
t+1
∂b?t+1
∂τ
allein
von der Kreuzableitung der Nutzenfunktion ab.
Um den gesamtwirtschaftlichen Einfluß der Erbschaftsteuer zu bestimmen, muß ge-
naugenommen noch u¨berpru¨ft werden, wie die Ersparnisse der Kinder reagieren. Kinder
maximieren ihren Nutzen:
Uk = uk(ckt ) + βu
k(ckt+1)
unter den Nebenbedingungen:
ckt = w
k
t − sk
ckt+1 = s
k + bt+1
Die notwendige Bedingung fu¨r ein Optimum ist:
−∂u
k
∂ckt
+
∂uk
∂ckt+1
= 0
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Die Reaktion der Ersparnis der Kinder auf eine Variation der Erbschaftsteuer kann wie-
derum u¨ber das implizite Funktionentheorem aus der Bedingung erster Ordnung abgeleitet
werden:
∂sk
∂τ
= −
∂2uk
∂(ckt+1)
2
∂bt+1
∂τ
∂2uk
∂(ckt )
2 +
∂2uk
∂(ckt+1)
2
Da der Nenner negativ sein muß und im Za¨hler der Ausdruck ∂
2uk
∂(ckt+1)
2 ebenfalls negativ
ist, ha¨ngt das Vorzeichen des gesamten Bruchs von dem Ausdruck ∂bt+1
∂τ
ab. Normalerweise
wird dieser eher negativ sein, so daß die Kinder auf eine Erho¨hung der Steuern mit einer
Zunahme der Ersparnis reagieren. Wie sich die gesamtwirtschaftliche Ersparnis bei einer
Erho¨hung der Erbschaftsteuer vera¨ndert, kann somit nicht vorhergesagt werden.
6.2.5 Diskussion
Es gibt einige Arbeiten, die auf hohe Wohlfahrtskosten einer Steuer auf Kapitalertra¨ge
hinweisen. Feldstein ([84], 1978) zeigt, daß die aus der Besteuerung von Kapitaleinku¨nf-
ten resultierenden Wohlfahrtsverluste hoch sein ko¨nnen, selbst wenn die Zinselastizita¨t des
Sparens nahe Null ist,12 und man aufgrund des unelastischen Sparverhaltens nur geringe
Verzerrungen erwarten wu¨rde. Die Ersparnisse sind jedoch nur Ausgaben fu¨r ku¨nftigen
Konsum, das heißt die Nutzeneinbußen der Individuen resultieren nicht aus den Ersparnis-
sen sondern aus dem geringeren Konsum in der Zukunft. Und selbst bei konstanten Erspar-
nissen stellt die Besteuerung von Zinsertra¨gen doch eine Erho¨hung des Preises ku¨nftigen
Konsums dar und wird einen Ru¨ckgang des Konsums mit entsprechendem Nutzenverlust
bescheren.
Aussagen ha¨ngen aber auch beispielsweise davon ab, wie in der Wohlfahrtsfunktion die
Nutzen verschiedener Generationen beru¨cksichtigt werden. Kann in Modellen u¨berlappen-
der Generationen die Regierung zudem nicht u¨ber Pauschalsteuern oder -transfers die op-
timale intertemporale Allokation erreichen, ko¨nnen verzerrende Steuern sinnvoll sein (vgl.
Atkinson und Sandmo [17], 1980). Wenn die O¨konomie zum Beispiel dynamisch ineffizient
ist, wu¨rde die Besteuerung von Zinsertra¨gen, die zu einer Verringerung der Ersparnisse
fu¨hrt, die O¨konomie wieder na¨her an den optimalen Kapitalstock heranbringen und die
Wohlfahrt erho¨hen. Im ineffizienten Bereich stellt eine Verringerung der Kapitalintensita¨t
12Eine geringe Zinselastizita¨t folgt aus Zwei-Perioden-Modellen, in denen Individuen nur in einer Periode
Einkommen erzielen. Wird der Zeithorizont erweitert und zugelassen, daß Individuen in mehreren Perioden
u¨ber Arbeitseinku¨nfte verfu¨gen, a¨ndert sich dies. Private Ersparnisse ha¨ngen dann selbst fu¨r Cobb-Douglas-
Nutzenfunktionen vom Zinssatz ab, und die Zinselastizita¨t kann hoch sein (vgl. Summers [174], 1981).
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eine Pareto-Verbesserung dar, da Kapital u¨berakkumuliert wird (vgl. Blanchard und Fi-
scher [39], 1994 oder Sinn [164], 1987, S. 282 ff.).
Wie bereits zuvor erwa¨hnt, zeigt sich der Einfluß einer Steuer auf Zinsertra¨ge erst in
einem la¨ngerfristigen Zeitraum. Summers ([174], 1981) untersucht anhand eines Modells,
in dem Individuen mehrere Perioden leben und arbeiten, und somit zu jedem Zeitpunkt
mehrere Generationen gleichzeitig leben, den Einfluß einer Kapitalertragsteuer auf die Ak-
kumulation von Kapital in einer O¨konomie. Er gelangt dabei zu dem Ergebnis, daß die Ver-
lagerung von der Kapitalbesteuerung auf Verbrauch- oder Einkommensteuern betra¨chtliche
Wohlfahrtsgewinne zur Folge hat, und die Pro-Arbeiter-Kapitalausstattung in den langfris-
tigen Gleichgewichten deutlich voneinander abweichen. Das Ergebnis muß vielleicht etwas
relativiert werden, weil Summers von einem unelastischen Arbeitsangebot der Individuen
ausgeht, und Einkommen- und Verbrauchsteuern somit keine Verzerrungen hervorrufen.
Zudem vergleicht er nur die Steady States der unterschiedlichen Steuersysteme, die U¨ber-
gangsphase wird ausgeblendet (vgl. Bernheim [37], 2002). Die Nutzeneinbuße durch die
Kapitalertragsteuer kann durch Erweiterungen der statischen Konzepte der A¨quivalenten
und Kompensatorischen Variation zu einem intertemporalen Wohlfahrtsmaß quantifiziert
werden (vgl. Gans und Marggraf [88], 1997 oder Stephan und Alheim [169], 1996). Seidman
([157], 1983) baut auf dem Modell von Summers auf und erweitert es um intergenerative
Vermo¨genstransfers. Egal ob das Erbe beim Erblasser wie ein Konsumgut oder beim Erben
wie Einkommen besteuert wird, verzerrt die Besteuerung die intertemporale Allokation und
reduziert die Kapitalintensita¨t.
Chamley ([56], 1981) und Judd ([106], 1987) untersuchen jeweils in a¨hnlichen Modellen
mit einem repra¨sentativen, unsterblichen Haushalt ebenfalls die Wohlfahrtsverluste einer
Kapitalertragsteuer. Beide Arbeiten beru¨cksichtigen nicht nur Wohlfahrtsgewinne im lang-
fristigen Gleichgewicht, sondern auch Wohlfahrtsverluste der Generationen im U¨bergang
zum neuen langfristigen Gleichgewicht. Da eine ho¨here Kapitalausstattung nur durch ei-
ne Zunahme der Ersparnisse erzielt werden kann, muß mindestens eine Generation beim
U¨bergang zum neuen langfristigen Gleichgewicht auf Konsum verzichten, wodurch deren
Nutzenniveau sinkt (vgl. Auerbach und Kotlikoff [21], 1987). Die langfristigen Wohlfahrts-
gewinne werden damit zumindest teilweise durch Verluste in der U¨bergangsphase zunichte
gemacht. Sowohl bei Chamley als auch bei Judd sind die Wohlfahrtsverluste im Vergleich
zu den Gewinnen jedoch gering. Beide berechnen einen hohen Wohlfahrtsgewinn bei ei-
nem Wegfall der Kapitalertragsteuer. Auch Sinn ([164], 1987) ermittelt in einem Modell
mit einem repra¨sentativen Haushalt einen Wohlfahrtsverlust durch die Besteuerung der
Kapitalertra¨ge. Obwohl der Staat die Steuereinnahmen den Haushalten wieder zukommen
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la¨ßt, versuchen Haushalte die eigene Steuerlast zu verringern, indem sie ihre Ersparnisse
reduzieren. Denn ein einzelner Haushalt geht davon aus, daß die Steuereinnahmen und
die Transferleistung des Staates unabha¨ngig von der eigenen Entscheidung sind. Bei einem
ausgeglichenen Staatshaushalt wird somit der repra¨sentative Haushalt durch die Besteue-
rung weder Geld verlieren noch welches hinzubekommen. Dennoch verzerrt die Besteuerung
die Sparentscheidung der Individuen, was mit einem Nutzenverlust verbunden ist. Hinzu
kommt die Nutzeneinbuße durch das Abweichen des langfristigen Gleichgewichts von der
goldenen Regel, wodurch die ku¨nftigen Generationen betroffen sind.
Die hier erwa¨hnten Studien legen eigentlich alle nahe, daß die durch eine Verzerrung
der Sparentscheidung entstehenden Wohlfahrtsverluste hoch sind. Wenn nun wiederum ei-
ne Erbschaftsteuer die Konsumentscheidungen verzerrt und damit die privaten Ersparnisse
vera¨ndert, mu¨ßte man die fu¨r die Zinsertragsteuer abgeleiteten Ergebnisse auf die Erb-
schaftsteuer u¨bertragen ko¨nnen. Demnach wu¨rden die Wohlfahrtsverluste der Erbschaft-
steuer hoch sein. Andererseits ist es, was die Arbeit von Gale und Perozek ([85], 2001)
zeigt, theoretisch unklar ob Erbschaftsteuern tatsa¨chlich einen negativen Einfluß auf die
privaten Ersparnisse haben.
Empirische Studien hierzu untersuchen hauptsa¨chlich Verhaltensreaktionen der Kin-
der. Eine Studie von Holtz-Eakin et al. ([99], 1993) deutet darauf hin, daß Erben nach
dem Erhalt einer Erbschaft ihren Konsum steigern und das Arbeitsangebot senken. Fu¨r
bedeutende Erbschaften in einer Gro¨ßenordnung von durchschnittlich rund 350.000 US $
konnten Holtz-Eakin et al. einen negativen Einfluß auf das Arbeitsangebot der Erben nach-
weisen. Außerdem stellten Holtz-Eakin et al. bei denjenigen Erben, die nach Erhalt des Er-
bes weiterhin am Berufsleben partizipierten, eine Verringerung des Arbeitsangebotes fest.
Zudem scheinen in der Vergangenheit erhaltene oder erwartete Erbschaften den Konsum
eines Haushaltes um 4 bis 10 Prozent zu steigern (vgl. Weil [178], 1993). Beide Arbeiten
lassen vermuten, daß Erbschaften, vorsichtig ausgedru¨ckt, eher die Ersparnisse der Kin-
dergeneration verringern. Wenn Erbschaft- und Schenkungsteuern nun wiederum zu einer
Abnahme der intergenerationalen Transfers fu¨hren, wu¨rden die Ersparnisse der Erbenge-
neration zunehmen. Andererseits scheinen sehr hohe Erbschaften die Wahrscheinlichkeit,
ein Unternehmen zu gru¨nden, was meist Investitionen und eigene Ersparnisse voraussetzt,
zu erho¨hen.
Nicht beachtet worden ist bisher zudem die Existenz internationaler Kapitalma¨rkte.
Verringert die Besteuerung von Erbschaften den Kapitalstock einer O¨konomie, steigen die
Zinsen in diesem Land. Das wiederum ha¨tte einen Zufluß von ausla¨ndischem Kapital zur
Folge, weil dieses nicht dem inla¨ndischen Erbschaftsteuerrecht unterliegt.
6 Normative Kriterien der Besteuerung 87
6.3 Gerechte Besteuerung
Die Gerechtigkeit eines Steuersystems wird vor allem danach beurteilt, inwieweit es das
sogenannte Leistungsfa¨higkeitsprinzip erfu¨llt (vgl. Wellisch [181], 2000, S. 24). Dieses ver-
langt die Anpassung der Steuerzumessung an die individuelle Leistungsfa¨higkeit und kann
nochmals in horizontale und vertikale Gerechtigkeit unterteilt werden. Die vertikale Ge-
rechtigkeit postuliert, welche Richtlinien bei der steuerlichen Behandlung von Personen
in unterschiedlicher wirtschaftlicher Lage beachtet werden mu¨ssen. Hierzu sind Kenntnis-
se u¨ber die gesellschaftlichen Werturteile erforderlich (vgl. Wellisch [181], 2000, S. 42).
Horizontale Gerechtigkeit, die durch das ethische Gebot der Gleichbehandlung Gleicher
begru¨ndet wird, verlangt, daß Personen in gleicher wirtschaftlicher Lage gleich besteuert
werden. Nicht eindeutig gekla¨rt ist dabei jedoch, welche Aspekte zur Beurteilung der wirt-
schaftlichen oder allgemeiner der generellen Lage einer Person relevant sind (vgl. Atkinson
und Stiglitz [19], 1980, S. 353). Wa¨hrend heute die Diskriminierung nach Geschlecht, Re-
ligion oder Herkunft zweifelsfrei abgelehnt wird, war dies noch vor mehreren Jahrzehnten
nicht uneingeschra¨nkt der Fall. Mit der Entwicklung einer Gesellschaft vera¨ndern sich eben-
so die Vorstellungen von horizontaler Gerechtigkeit. So gibt es auch heute Bereiche, wie
etwa Ehe und Familie, in denen vom Gesetzgeber Gruppen gezielt bevorzugt werden und
die horizontale Gerechtigkeit verletzt wird. Wie Atkinson und Stiglitz ([18], 1976) zeigen,
ist zudem unter gewissen Voraussetzungen die Ungleichbehandlung von identischen Indi-
viduen wohlfahrtssteigernd.
Vor allem in Bezug auf die horizontale Gerechtigkeit gibt es, nicht nur in Deutschland,
triftige Einwa¨nde gegen die Besteuerung von intergenerationalen Transfers. Ein ha¨ufig ge-
nanntes Argument ist hierbei die ungleiche Behandlung von Vermo¨gen, worauf in Kapitel
11 am Beispiel Deutschlands eingegangen wird. Desweiteren stellt sich generell die Frage,
ob das Prinzip der horizontalen Gerechtigkeit auf das Vermo¨gen des Erblassers oder auf
das Erbe angewendet werden sollte. Wa¨hrend eine Nachlaßsteuer die alleinige Konzentra-
tion auf das Vermo¨gen des Erblassers unterstu¨tzt, wu¨rde man bei einer Erbschaftsteuer
vielleicht besser die Gerechtigkeit des geerbten Vermo¨gens zur Kenntnis nehmen wollen. In
diesem Fall mu¨ßte entweder die Ho¨he des jeweiligen Erbteils relevant sein oder es mu¨ßte
zusa¨tzlich die Vermo¨genssituation der Erben beru¨cksichtigt werden. Sollten zum Beispiel
zwei Zwillinge, die jeweils eine Erbschaft von 1 Mio. Euro erhalten, gleich besteuert wer-
den, obwohl der eine selbst Milliona¨r ist und der andere vo¨llig ohne Vermo¨gen? Oder sollte
die Steuerzumessung sich nur am Nachlaß des Erblassers in Ho¨he von 2 Mio. Euro orien-
tieren? Die ungleiche Behandlung von Vermo¨gen bezieht sich auch darauf, wie Eltern ihr
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Vermo¨gen nutzen. Das Vermo¨gen von Personen, die ihr Vermo¨gen selbst konsumieren, wird
durch eine Erbschaftsteuer natu¨rlich nicht belastet, hingegen werden die Ersparnisse von
Eltern, die einen Teil ihren Kindern vererben mo¨chten, durch die Erbschaftsteuer erfaßt.
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7 Ein deterministisches Modell u¨berlappender Gene-
rationen
Das grundlegende Modell u¨berlappender Generationen geht auf Arbeiten von Samuelson
([149], 1958) und Diamond ([76], 1965) zuru¨ck. In ihm ko¨nnen Sparentscheidungen von Indi-
viduen u¨ber den Lebenszyklus und die Entwicklung des Kapitalstocks einer Volkswirtschaft
leicht abgebildet werden. Im Gegensatz zum Ramsey-Modell werden die Individuen gebo-
ren und sterben schließlich, haben also keinen unendlichen Zeithorizont. In der einfachsten
Variante leben Personen genau zwei Perioden. Zu jedem Zeitpunkt existieren deshalb in
einer O¨konomie zwei Generationen nebeneinander, die meist als
”
Alte“ und
”
Junge“ oder
Eltern und Kinder bezeichnet werden.
7.1 Grundmodell
In den Kapiteln 4 und 6 ist das Modell schon mehrmals in unterschiedlichen Varianten
benutzt worden. Hier soll es nun ausfu¨hrlicher als Basis fu¨r Kapitel 9 im Rahmen eines
allgemeinen Gleichgewichts vorgestellt werden.13 Es beru¨cksichtigt Bevo¨lkerungswachstum
und Abschreibungen auf das eingesetzte Kapital, der Preis des produzierten Gutes, das so-
wohl konsumiert als auch investiert werden kann, wird als Numeraire gewa¨hlt. In der ersten
Periode arbeiten die Individuen (
”
Junge“) und erhalten dafu¨r ein Einkommen w, aus dem
sie ihren Konsum cy und ihre Ersparnisse s bestreiten. Das angesparte Vermo¨gen bildet
den Kapitalstock k der folgenden Periode. Im zweiten Lebensabschnitt setzen sich die Indi-
viduen (
”
Alte“) zur Ruhe. Da die Alten den Kapitalstock besitzen, sind sie gewissermaßen
die Produzenten dieser Periode, wa¨hrend die Jungen der nachfolgenden Generation, die zu
Beginn der Periode geboren wurden, das Potential an Arbeitskra¨ften verko¨rpern und von
den Alten als Arbeiter angestellt werden. Ein Teil der Produktion fließt den Jungen als
Entlohnung zu, der restliche Teil verbleibt bei den Alten. Diese konsumieren (co) ihr mit
r verzinstes Vermo¨gen vollsta¨ndig, bevor sie am Ende der zweiten Periode sterben. Mit
Hilfe eines Zeitstrahls wie in Abbildung 7-1 kann dies verdeutlicht werden. Um das Modell
handlicher zu gestalten, wird davon ausgegangen, daß Lohn und Kapitalertra¨ge am Ende
jeder Periode ausgezahlt werden und Personen daraufhin ihre Konsumentscheidung fa¨llen.
13Siehe hierzu auch Auerbach und Kotlikoff ([22], 1995), Barro und Sala-i-Martin ([29], 1995), insbeson-
dere den Anhang zu Kapitel 3, S. 128 ff., Maußner und Klump ([125], 1996), Teil C I.2. oder Romer ([145],
1996), Kapitel 2, Teil B.
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Abbildung 7-1: U¨berlappende Generationen im Zeitstrahl
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Quelle: Eigene Darstellung.
7.1.1 Produktion
Viele Firmen produzieren mit identischer, linear-homogener Produktionsfunktion F und
den beiden Produktionsfaktoren Arbeit L und Kapital K ein homogenes Gut Y , das sowohl
konsumiert als auch investiert werden kann. Da Firmen die Faktorpreise nicht beeinflussen
ko¨nnen und diese somit als gegeben hinnehmen, wird fu¨r jede produzierte Einheit Ar-
beit und Kapital in gleichem Verha¨ltnis eingesetzt. Fu¨r die aggregierte Produktion in der
O¨konomie zum Zeitpunkt t gilt:
Yt = F (Kt, Lt)
Es herrscht vollkommene Konkurrenz, die Unternehmer erzielen einen Nullgewinn. Im
Gleichgewicht werden die beiden vollkommen unelastisch angebotenen Produktionsfakto-
ren entsprechend ihrer Grenzproduktivita¨t entlohnt:
Rt =
∂F (Kt, Lt)
∂Kt
wt =
∂F (Kt, Lt)
∂Lt
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mit dem Lohnsatz wt und dem Bruttozins Rt. Der Nettozins rt entspricht dabei der Brut-
toverzinsung Rt abzu¨glich der konstanten Abschreibungsrate δ (0 < δ < 1):
rt = Rt − δ
Da die Produktionsfunktion linear-homogen ist, kann sie auch in intensiver Form darge-
stellt werden:
yt =
Yt
Lt
=
F (Kt, Lt)
Lt
=
LtF (
Kt
Lt
, 1)
Lt
= f(kt)
wobei kt =
Kt
Lt
die Kapitalintensita¨t ist. Die pro Arbeiter effektiv produzierte Menge yt
ha¨ngt also nur von der Ausstattung jedes Arbeitsplatzes mit Kapital ab. Neben dem ge-
ringeren Schreibaufwand la¨ßt sich in Modellen mit technischem Fortschritt und Bevo¨lke-
rungswachstum in intensiver Form leichter die Idee des Steady State – des langfristigen
Wachstumsgleichgewichts einer O¨konomie – umsetzen. Zudem kann das stationa¨re Gleich-
gewicht in intensiver Form meist einfacher berechnet werden.
Fu¨r die Entlohnung der Produktionsfaktoren gilt in intensiver Form:
Rt =
∂F (Kt, Lt)
∂Kt
=
∂Ltf(kt)
∂Kt
= Lt
∂f(kt)
∂kt
∂kt
∂Kt
= f ′(kt)
wt =
∂F (Kt, Lt)
∂Lt
=
∂Ltf(kt)
∂Lt
= f(kt) + Lt
∂f(kt)
∂kt
∂kt
∂Lt
= f(kt)− ktf ′(kt)
Beide Grenzproduktivita¨ten, und damit die Faktorlo¨hne, ha¨ngen allein von der Kapitalin-
tensita¨t ab. Das kann auch graphisch wie in Abbildung 7-2 gezeigt werden. Es ist leicht
zu erkennen, daß der Lohnsatz w mit wachsender Kapitalintensita¨t zunimmt, hingegen der
Anteil der Kapitalkosten kf ′(k) abnimmt.
Nimmt man die folgende Cobb-Douglas-Produktionsfunktion:
F (Kt, Lt) = AK
γ
t L
1−γ
t mit 0 < γ < 1
mit dem als zeitlich konstant angenommenen Parameter A fu¨r das Technologieniveau, wird
diese in intensiver Form zu:
f(kt) = Ak
γ
t
Die Faktorpreise sind dann:
Rt = γAk
γ−1
t
wt = (1− γ)Akγt = (1− γ)f(kt)
Von dem, was ein Arbeiter produziert, erha¨lt er demnach den Anteil 1 − γ als Entloh-
nung, der verbleibende Teil γ geht an den Kapitalgeber. Um die folgenden Modelle einfach
zu halten, wird auf der Produktionsseite immer eine Cobb-Douglas-Produktionsfunktion
unterstellt.
7 Ein deterministisches Modell u¨berlappender Generationen 92
Abbildung 7-2: Entlohnung der Produktionsfaktoren
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Quelle: Azariadis (1993), S. 197.
7.1.2 Haushalte
Der Nutzen eines in der Periode t geborenen Individuums soll von den in den beiden
Lebensabschnitten konsumierten Mengen abha¨ngen:
Ut = U(c
y
t , c
o
t+1)
Dabei wird der Konsum in der Jugend mit cyt und der im Alter mit c
o
t+1 bezeichnet. Zur
Vereinfachung wird oft eine additiv separable Nutzenfunktion unterstellt:
Ut = u(c
y
t ) +
1
(1 + ρ)
u(cot+1) (7-1)
Der Gesamtnutzen des in der Periode t geborenen Individuums setzt sich somit aus der
gewichteten Summe des Nutzens aus dem Konsum in der Jugend cyt und im Alter c
o
t+1
zusammen. Der in der Nutzenfunktion auftauchende Term ρ wird als Zeitpra¨ferenzrate
bezeichnet. Diese ist – entsprechend dem Zinssatz r – ein Faktor, mit dem die Haushalte
den Nutzen aus ku¨nftigem Konsum diskontieren, um ihn mit dem Nutzen aus gegenwa¨rti-
gem Konsum vergleichbar zu machen. In der Regel wird fu¨r ρ ein Wert gro¨ßer als Null
angenommen.
Die Individuen maximieren ihren Lebenszeitnutzen aus Gleichung 7-1. Dazu mu¨ssen
sie ihr Einkommen auf beide Perioden optimal aufteilen. Wenn die Individuen nur in ihrer
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Jugend, der ersten Periode, arbeiten und u¨ber ein Einkommen verfu¨gen, mu¨ssen folgende
Nebenbedingungen beachtet werden:
ptc
y
t + st = wt
in der ersten Periode und in der zweiten Periode:
pt+1c
o
t+1 = st(1 + rt+1)
wobei pt, pt+1 die Preise des Konsumgutes in der jeweiligen Periode bezeichnen, wt das
Einkommen aus der angebotenen Arbeit in der Jugend, st die Ersparnis und rt+1 den
Zinssatz, mit dem die Ersparnisse verzinst werden. Die beiden Nebenbedingungen ko¨nnen
auch zu einer zusammengefaßt werden, indem st eliminiert wird:
ptc
y
t +
pt+1c
o
t+1
1 + rt+1
= wt
Der Wert der konsumierten Gu¨ter zum Zeitpunkt t auf der linken Seite der Gleichung muß
dem Gegenwartswert des Einkommens entsprechen. Alternativ kann die Budgetrestriktion
auch in Zukunftswerten zum Zeitpunkt t+ 1 ausgedru¨ckt werden, indem beide Seiten der
Gleichung mit 1 + rt+1 multipliziert werden.
In Abbildung 7-3 ist der Zusammenhang graphisch dargestellt. Die Steigung der Lebens-
zeit-Budgetgeraden ist − pt(1+rt+1)
pt+1
und gibt die Grenzrate der Transformation zwischen dem
Konsum in t und t+1 an. Im Optimum entspricht die Grenzrate der Transformation gerade
der Grenzrate der Substitution zwischen heutigem und morgigem Konsum.
Setzt man die Preise des produzierten Gutes in jeder Periode gleich Eins und geht zu-
dem von einer Cobb-Douglas-Nutzenfunktion aus, vereinfacht sich das Problem der Nut-
zenmaximierung. Ein repra¨sentativer Haushalt, beziehungsweise ein Individuum, das zum
Zeitpunkt t geboren wurde, maximiert dann seinen Nutzen:
Ut = U(c
y
t , c
o
t+1) = α ln c
y
t + (1− α) ln cot+1
u¨ber den jeweiligen Konsum wa¨hrend der Jugend cyt und im Alter c
o
t+1. Im Parameter
α (0 < α < 1) schla¨gt sich die Zeitpra¨ferenzrate nieder. Er gibt auch an, inwieweit ein
Konsument versucht, in beiden Lebensperioden einen mo¨glichst gleichhohen Konsum zu
erzielen. Als Nebenbedingungen muß der Haushalt in den beiden Perioden beachten:
cyt + st = wt
cot+1 = st(1 + rt+1)
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Abbildung 7-3: Intertemporale Nutzenmaximierung
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Quelle: In Anlehnungan Auerbach und Kotlikoff(1995), S. 53.
Aus den Bedingungen erster Ordnung folgt:
cyt = αwt
st = (1− α)wt
cot+1 = (1− α)wt(1 + rt+1)
Unabha¨ngig von der Ho¨he des Einkommens wird jeder Haushalt in der ersten Periode
den Teil α seines Einkommens konsumieren und den restlichen Teil sparen. Die Cobb-
Douglas-Nutzenfunktion bewirkt die scho¨ne Eigenschaft, daß die Sparquote konstant und
unabha¨ngig vom Zinssatz r ist. Wu¨rde man allgemeiner von einer CES-Nutzenfunktion
ausgehen, wa¨ren die Ersparnisse st(wt, rt+1) eine Funktion des Einkommens und des Zins-
satzes (vgl. Barro und Sala-i-Martin [29], 1995, S. 129).
7.1.3 Marktgleichgewicht
Die Dynamik der O¨konomie kann u¨ber die Entwicklung des Kapitalstocks dargestellt wer-
den. Wa¨hrend in anderen dynamischen Modellen die Ersparnisse die Vera¨nderung des
Kapitalstocks bestimmen, also ein Flußgro¨ße sind, bilden in einem Modell u¨berlappender
Generationen die Ersparnisse der jungen Generation den Bestand an Kapital. Im Gleich-
gewicht entsprechen die Ersparnisse aller Haushalte dem fu¨r die Produktion der na¨chsten
7 Ein deterministisches Modell u¨berlappender Generationen 95
Periode zur Verfu¨gung stehenden Kapitalstock. Der Kapitalbestand Kt+1 ist demzufolge:
Kt+1 = St(wt) = st(wt)Lt
oder in Pro-Arbeiter-Gro¨ßen ausgedru¨ckt:
kt+1 =
Kt+1
Lt+1
=
St(wt)
Lt
Lt
Lt+1
=
st(wt)
1 + n
(7-2)
mit Lt+1
Lt
= 1 + n, wobei das Bevo¨lkerungswachstum n konstant sein soll. Setzt man den
aus der Nutzenmaximierung gewonnenen Ausdruck fu¨r die Ersparnisse ein, folgt aus Glei-
chung (7-2):
kt+1 =
(1− α)wt(kt)
1 + n
(7-3)
In (7-3) ist eine autonome, nicht-lineare Differenzengleichung beschrieben, welche die zeit-
liche Entwicklung des Pro-Arbeiter-Kapitalbestands abbildet. Aus der Cobb-Douglas-Pro-
duktionsfunktion in Abschnitt 7.1.1 konnte die Entlohnung des Faktors Arbeit bestimmt
werden. Setzt man den Ausdruck fu¨r wt in (7-3) ein, erha¨lt man:
kt+1 =
(1− α)(1− γ)Akγt
1 + n
= g(kt) (7-4)
A¨hnlich wie fu¨r die Kapitalintensita¨t ko¨nnen ebenso Differenzengleichungen fu¨r die Ent-
lohnung der Produktionsfaktoren hergeleitet werden (vgl. Diamond [76], 1965). Die ein-
fache und analytisch lo¨sbare Form von Gleichung 7-4 ist ein Resultat der Cobb-Douglas-
Funktionen. Wu¨rde statt der Cobb-Douglas-Nutzenfunktion beispielsweise eine CES-Funk-
tion unterstellt, sa¨he die Differenzengleichung schon wesentlich komplizierter aus. Es kann
zwar gezeigt werden, daß es auch dann ein eindeutiges langfristiges Gleichgewicht gibt,
die Lo¨sung ist jedoch nicht mehr einfach analytisch zu bestimmen (vgl. Barro und Sala-i-
Martin [29], 1995, S. 132).
7.1.4 Langfristiges Gleichgewicht
Die Gleichung 7-4 spiegelt die Entwicklung des Kapitalstocks in der O¨konomie wider. In
einem stationa¨ren Gleichgewicht muß die Kapitalintensita¨t konstant sein. Demnach muß
gelten:
kt+1 = kt = k
Fu¨r die Differenzengleichung aus (7-4) bedeutet das:
k =
(1− α)(1− γ)Ak γ
1 + n
7 Ein deterministisches Modell u¨berlappender Generationen 96
oder aufgelo¨st nach k:
k =
(
(1− α)(1− γ)A
1 + n
)(1−γ)−1
Damit ist aber vorerst nur ein Gleichgewichtspunkt bekannt. Dieser kann jedoch insta-
bil sein, wenn sich zum Beispiel die O¨konomie von einem beliebigen Kapitalbestand zum
Zeitpunkt t = 0 aus nicht hin zu diesem bewegt, oder aber ausgehend von dem Gleich-
gewicht sich wieder davon weg entwickelt. Die Stabilita¨t kann anhand der Ableitung der
Differenzengleichung 7-4 im stationa¨ren Wert k u¨berpru¨ft werden (vgl. Romer [145], 1996,
S. 78):
∂kt+1
∂kt
∣∣∣∣
k
= γ mit 0 < γ < 1
Mit einem Wert zwischen Null und Eins ist das Gleichgewicht in der Tat stabil und nicht
oszillierend. Die O¨konomie wird sich also langfristig hin zum gleichgewichtigen Kapitalbe-
stand bewegen. Zins- und Lohnsatz im Steady State lassen sich ebenfalls einfach berechnen:
R = γAk
γ−1
=
γ(1 + n)
(1− α)(1− γ)
w = (1− γ)Ak γ = (1− γ)A
(
(1− α)(1− γ)A
1 + n
)γ(1−γ)−1
7.1.5 Graphische Darstellung der Entwicklung der Kapitalintensita¨t
Graphisch kann die Entwicklung des Kapitalbestandes wie in Abbildung 7-4 dargestellt
werden, in der die Beziehung zwischen kt+1 und kt aus Gleichung 7-4 abgebildet wird. Fu¨r
kt = 0 ist g(kt) = 0 und die Steigung von g(kt) unendlich. Fu¨r kt → ∞ geht die Steigung
gegen Null, womit man den konkaven Verlauf der Funktion g(kt) in Abbildung 7-4 erha¨lt.
Ausgehend von dem Anfangskapitalbestand k0 ist zu erkennen, wie sich die Kapitalinten-
sita¨t im Laufe der Zeit erho¨ht und sich monoton hin zum Gleichgewichtsniveau k bewegt.
Selbst bei einer sehr hohen anfa¨nglichen Kapitalintensita¨t k0 > k erfolgt langfristig ein An-
gleichen an das stationa¨re Gleichgewicht. Allerdings ist dann der Anpassungsprozeß mit
einer Schrumpfung des Pro-Arbeiter-Kapitalstocks verbunden.
7.2 Modell mit Vererbung
Um intergenerationale Vermo¨genstransfers im Rahmen eines allgemeinen Gleichgewichts
zu untersuchen, wird das Diamond-Modell aus Kapitel 7.1 mit Cobb-Douglas-Produktions-
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Abbildung 7-4: Dynamische Entwicklung
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und Nutzenfunktion um das in Abschnitt 4.1.2 unter der U¨berschrift Paternalismus vorge-
stellte Vererbungsmotiv erweitert. Dieses ermo¨glicht eine einfache und fast logische Erwei-
terung des bisher betrachteten Grundmodells. Das Vererbungsmotiv wird so in die Nut-
zenfunktion der Eltern eingebunden, als wu¨rden die Eltern Nutzen aus dem Vererben von
Vermo¨gen ziehen. Die Cobb-Douglas-Nutzenfunktion kann beibehalten werden, weil der
Nachlaß fu¨r die Eltern eine Art Konsumgut darstellt. Der Vorteil dieses Motives liegt un-
ter anderem darin, daß es sich relativ leicht modellieren und handhaben la¨ßt. In Abbildung
7-5 ist ein Zeitstrahl u¨berlappender Generationen mit Vererbung skizziert. Die Elternge-
neration stirbt am Ende der zweiten Lebensperiode und gibt den Nachlaß sofort an die
Kinder weiter, die dann noch in der selben Periode ihre Konsumentscheidung treffen.
7.2.1 Produktion
Die Produktion bleibt gegenu¨ber dem vorangegangenen Abschnitt unvera¨ndert. Es wird
weiterhin wie in 7.1.1 von einer Cobb-Douglas-Produktionsfunktion ausgegangen:
f(kt) = Ak
γ
t mit 0 < γ < 1
mit der Faktorentlohnung:
Rt = γAk
γ−1
t
wt = (1− γ)Akγt = (1− γ)f(kt)
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Abbildung 7-5: U¨berlappende Generationen mit Transfers im Zeitstrahl
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7.2.2 Haushalte
Eltern konsumieren nun in der zweiten Periode ihr Vermo¨gen nicht mehr vollsta¨ndig, son-
dern vererben jedem Kind den gleichen Betrag bt+1. Der Nutzen resultiert fu¨r die Eltern
nicht aus dem Nachlaß an und fu¨r sich, sondern aus dem Betrag, den jedes einzelne Kind
erha¨lt. Ein Haushalt der Generation t maximiert folgende Nutzenfunktion:
Ut = U(c
y
t , c
o
t+1, bt+1) = α ln c
y
t + (1− α)
[
β ln cot+1 + (1− β) ln bt+1
]
wobei β (0 < β < 1) die Sta¨rke des Vererbungsmotivs ausdru¨ckt. Je niedriger β ist, desto
gro¨ßer ist der Teil der Ersparnisse, den Eltern in der zweiten Periode nicht selbst konsumie-
ren sondern ihren Kindern hinterlassen. Der Parameter α bleibt gegenu¨ber Abschnitt 7.1.2
unvera¨ndert und wird nicht von β beeinflußt. Denkbar ist jedoch auch, daß in einer Gesell-
schaft mit starkem Vererbungsmotiv die Sparquote ho¨her ist als in einer mit schwachem,
α somit eine Funktion von β wa¨re.
In der ersten Periode steht als Budget das Einkommen wt und der von den Eltern
geerbte Betrag bt fu¨r Konsum c
y
t oder Ersparnis st zur Verfu¨gung. Das verzinste Vermo¨gen
kann in der zweiten Periode konsumiert oder vererbt werden, wobei der Nachlaß unter 1+n
Kindern gleichma¨ßig aufgeteilt wird. Formal erha¨lt man folgende Nebenbedingungen:
wt + bt = c
y
t + st
st(1 + rt+1) = c
o
t+1 + (1 + n)bt+1
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Werden die beiden Nebenbedingungen durch das Eliminieren der Ersparnisse st zu einer
zusammengefaßt, erha¨lt man die Lagrangefunktion L:
L = U(cyt , c
o
t+1, bt+1) + λ
(
wt + bt − cyt −
cot+1
1 + rt+1
− (1 + n)bt+1
1 + rt+1
)
Die Haushalte maximieren ihren Nutzen durch die Wahl der konsumierten Mengen cyt , c
o
t+1
und des Nachlaßes bt+1. Die notwendigen Bedingungen fu¨r ein Optimum sind:
∂L
∂cyt
=
α
cyt
− λ = 0
∂L
∂cot+1
=
(1− α)β
cot+1
− λ
1 + rt+1
= 0
∂L
∂bt+1
=
(1− α)(1− β)
bt+1
− λ 1 + n
1 + rt+1
= 0
∂L
∂λ
=
(
wt + bt − cyt −
cot+1
1 + rt+1
− (1 + n)bt+1
1 + rt+1
)
= 0
Aus diesen la¨ßt sich der nutzenmaximierende Konsum und die nutzenmaximale Vererbung
bestimmen:
cyt = α(wt + bt)
st = (1− α)(wt + bt)
cot+1 = (1− α)β(wt + bt)(1 + rt+1)
bt+1 =
(1− α)(1− β)
1 + n
(wt + bt)(1 + rt+1)
Auch hier ist das Ergebnis eigentlich schon in der Nutzenfunktion abzulesen. Diese ist so
gestrickt, daß der Anteil α des aus Arbeitseinkommen und Erbe bestehenden Budgets in
der ersten Periode konsumiert, und der Rest gespart wird. Von den verzinsten Ersparnissen
wiederum wird der Anteil β in der zweiten Lebensperiode konsumiert. Der verbleibende
Teil wird vererbt, wobei jedes Kind den gleichen Anteil 1/(1 + n) erha¨lt.
7.2.3 Marktgleichgewicht
Im Gleichgewicht muß die Ersparnis der Periode t wiederum den Kapitalbestand der folgen-
den Periode t+1 bilden. Jedoch ha¨ngt die Ho¨he der Ersparnisse nicht nur vom Einkommen
aus Arbeit wt ab, sondern zusa¨tzlich vom von den Eltern geerbten Betrag bt:
Kt+1 = St(wt, bt)
oder in Pro-Arbeiter-Gro¨ßen ausgedru¨ckt:
kt+1 =
st(wt, bt)
1 + n
(7-5)
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mit dem konstanten Bevo¨lkerungswachstum n. Wird der aus dem Optimierungskalku¨l ge-
wonnene Ausdruck fu¨r st in (7-5) eingesetzt, erha¨lt man:
kt+1 =
(1− α)(wt(kt) + bt(kt))
1 + n
= gb(kt) (7-6)
wobei wt aus der Cobb-Douglas-Produktionsfunktion bestimmt werden kann:
wt = (1− γ)Akγt (7-7)
Fu¨r bt kann der Ausdruck aus der Nutzenmaximierung eingesetzt werden:
bt =
(1− α)
1 + n
(wt−1 + bt−1)(1− β)(1 + rt) = st−1
1 + n
(1− β)(1 + rt) (7-8)
= (1− β)(1 + rt)kt
Wie man an der Gleichung fu¨r bt sieht, ha¨ngt das vererbte Vermo¨gen vom Kapitalstock
pro Arbeiter ab. Die Elterngeneration besitzt ja u¨ber ihre Ersparnisse den Kapitalstock,
der am Ende der Periode eine Rendite abwirft, und vererbt schließlich einen konstanten
Teil des Vermo¨gens. Werden die Gleichungen aus (7-7) und (7-8) in (7-6) eingesetzt, findet
sich eine Differenzengleichung fu¨r die Kapitalintensita¨t:
kt+1 =
(1− α) [(1− γ)Akγt + (1− β)(1 + rt)kt]
1 + n
(7-9)
mit dem Nettozins:
rt = f
′(kt)− δ = γAkγ−1t − δ (7-10)
Wird anschließend (7-10) in (7-9) eingesetzt, erha¨lt man nach einigen Umformungen schließ-
lich als Ergebnis:
kt+1 =
[(1− α)(1− γ) + (1− α)(1− β)γ]Akγt + (1− α)(1− β)(1− δ)kt
1 + n
(7-11)
7.2.4 Langfristiges Gleichgewicht
Im Steady State muß gelten:
kt+1 = kt = k
Einsetzen von k in die Differenzengleichung (7-11) und anschließendes Auflo¨sen ergibt:
k =
(
(1− α)(1− γ)A+ (1− α)(1− β)γA
1 + n− (1− α)(1− β)(1− δ)
)(1−γ)−1
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Fu¨r Zins- und Lohnsatz im Steady State ko¨nnen ziemlich umsta¨ndliche Ausdru¨cke abge-
leitet werden:
R = f ′(k) = γ
1 + n− (1− α)(1− β)(1− δ)
(1− α)(1− γ) + (1− α)(1− β)γ
w = f(k)− kf ′(k) = (1− γ)A
(
(1− α)(1− γ)A+ (1− α)(1− β)γA
1 + n− (1− α)(1− β)(1− δ)
)γ(1−γ)−1
Auch hier muß noch u¨berpru¨ft werden, ob der Fixpunkt stabil ist. Dazu wird aus Gleichung
7-11 die Ableitung nach kt an der Stelle k berechnet:
∂kt+1
∂kt
∣∣∣∣
k
= γ + (1− γ)(1− α)(1− β)(1− δ)
1 + n
?
< 1
Da 0 < α, β, γ, δ < 1 und n ≥ 0 gilt:
γ + (1− γ)(1− α)(1− β)(1− δ)
1 + n
< γ + (1− γ) = 1 und
0 < γ < γ + (1− γ)(1− α)(1− β)(1− δ)
1 + n
woraus sich fu¨r die Ableitung der Differenzengleichung im Steady State:
0 <
∂kt+1
∂kt
∣∣∣∣
k
< 1
ergibt, und somit ein stabiles Gleichgewicht. Die Entwicklung des Kapitalstocks entspricht
zumindest qualitativ dem des Grundmodells ohne Vererbung wie in Abbildung 7-4 darge-
stellt.
7.3 Vergleich zwischen Grundmodell und erweitertem Modell
mit Vererbung
So wie die beiden Modelle hier gestaltet sind, ist das einfache Modell ein Spezialfall des
Modells mit Vererbung. Fu¨r β = 1 hinterlassen Eltern ihren Kindern kein Vermo¨gen und
beide Modelle sind identisch. Sobald die Eltern jedoch Nutzen daraus ziehen, ihren Kindern
Vermo¨gen zu hinterlassen, unterscheiden sich die Ersparnisse und damit die Kapitalbildung
und der gesamte Wachstumspfad der O¨konomie. Der Kapitalstock kann in eine Lohnkom-
ponente, die eher dem
”
Lebenszyklusmotiv“ entspricht, und eine Vererbungskomponente
zerlegt werden:
kt+1 =
(1− α)(wt(kt) + bt(kt))
1 + n
=
(1− α)wt(kt)
1 + n
+
(1− α)bt(kt)
1 + n
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wobei sich beide auch gegenseitig beeinflussen. Das Hinterlassen von Erbschaften erho¨ht die
Kapitalakkumulation, wodurch die Lo¨hne steigen, was wiederum zu ho¨heren Ersparnissen
und ho¨heren Erbschaften fu¨hrt.
In dem um Vererbung erweiterten Modell wird generell mehr Kapital akkumuliert.
Bezeichnet man mit ν das Verha¨ltnis der Steady-State-Werte des Modells mit Vererbung
(kB) und ohne Vererbung (kG) und setzt die entsprechenden Ausdru¨cke ein, erha¨lt man:
ν =
kB
kG
=
(
(1− γ)(1 + n) + (1− β)(1 + n)γ
(1− γ)(1 + n)− (1− α)(1− β)(1− γ)(1− δ)
)(1−γ)−1
Abgesehen von der Bevo¨lkerungswachstumsrate n liegen alle Parameter zwischen Null und
Eins, weshalb der obige Klammerausdruck gro¨ßer als Eins ist. Sobald also ein Vererbungs-
motiv wie ein weiteres
”
Konsumgut“ in das Diamond-Modell eingebaut wird, erho¨hen sich
die gesamtwirtschaftlichen Ersparnisse. Wie stark sich die Kapitalbildung in beiden Mo-
dellen unterscheidet, ha¨ngt von den Modellparametern ab, insbesondere natu¨rlich von β.
Anhand der Ableitungen kann zumindest das Vorzeichen des Einflußes der einzelnen Pa-
rameter auf das Verha¨ltnis der Kapitalintensita¨ten bestimmt werden. Fu¨r diese gilt:
∂ν
∂α
< 0,
∂ν
∂β
< 0,
∂ν
∂δ
< 0,
∂ν
∂n
< 0
∂ν
∂γ
> 0
wobei die Ableitungen ∂ν
∂γ
und ∂ν
∂n
nicht analytisch bestimmt worden sind.
Werden fu¨r die einzelnen Parameter konkrete Werte eingesetzt, kann das Verha¨ltnis der
Kapitalintensita¨ten berechnet werden. Die Abbildungen 7-6 und 7-7, in welchen die beiden
Modelle in ihrem Anpassungspfad an das langfristige Gleichgewicht verglichen werden,
wurden beispielsweise mit folgenden Werten erstellt:
α = 0, 55, β = 0, 7, γ = 0, 3, n = 0, 81, δ = 0, 79, A = 100, k0 = 10.
Abbildung 7-6 zeigt die zeitliche Anpassung an die gleichgewichtige Kapitalintensita¨t.
Der langfristige Wert der Kapitalintensita¨t im einfachen Modell (kG) liegt bei 59,2 und im
Modell mit Vererbung (kB) bei 72,0, also um rund 21,6 % ho¨her. In Abbildung 7-7 ist fu¨r
beide Modelle die dynamische Entwicklung der Kapitalintensita¨t dargestellt.
Wird vereinfachend davon ausgegangen, daß als Motive fu¨r die Kapitalbildung nur Le-
benszyklussparen und absichtliches Hinterlassen von Erbe in der in den beiden Modellen
angenommenen Form in Frage kommen, kann im Rahmen der Modelle auch eine Aussage zu
der von Kottlikoff und Summers ([113], 1981) angeregten Debatte u¨ber den Beitrag von ver-
erbtem Vermo¨gen zum Aufbau des Gesamtvermo¨gens in einer O¨konomie gemacht werden.14
14Siehe hierzu auch ausfu¨hrlicher Kapitel 5.
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Abbildung 7-6: Zeitliche Anpassung an das Gleichgewicht
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Das Modell mit Vererbung wu¨rde das Vermo¨gen in einer O¨konomie durch Lebenszyklus-
und Vererbungskomponente erkla¨ren, wa¨hrend fu¨r β = 1 nur das Lebenszyklusmotiv gu¨ltig
wa¨re. Der Bruch 1
ν
wu¨rde dann angeben, welcher Teil des Kapitalstocks auf Lebenszykluser-
sparnisse zuru¨ckzufu¨hren ist. Denn in kG ist das Vererbungsmotiv sozusagen ausgeblendet.
Im obigen Beispiel wu¨rde also die Lebenszyklushypothese u¨ber 80 % des Kapitalbestands
erkla¨ren. Demnach wu¨rde das Vererben von Vermo¨gen nur eine untergeordnete Rolle spie-
len. Natu¨rlich stimmt das nur fu¨r die unterstellten Parameterwerte und im langfristigen
Gleichgewicht. Eine zweite Mo¨glichkeit, den Beitrag von intergenerationalen Transfers zum
Abbildung 7-7: Dynamische Entwicklung
20
30
40
50
60
70
80
90
Reihe2
Reihe3
k(t)
k(t+1)
45°
Grundmodell
Modell mit
Vererbung
0
10
7 Ein deterministisches Modell u¨berlappender Generationen 104
Vermo¨gensaufbau zu bestimmen, wa¨re, dem Gedankenexperiment von Kessler und Masson
([109], 1989) folgend zu u¨berlegen, was passiert, wenn im langfristigen Gleichgewicht ceteris
paribus das gesamte vererbte Vermo¨gen konfisziert wu¨rde. Der Staat mu¨ßte beispielswei-
se vo¨llig u¨berraschend ohne vorherige Anku¨ndigung den Nachlaß der Eltern mit 100 %
besteuern und die Steuereinnahmen dem Wirtschaftssystem entziehen. Die verursachte
Reduzierung des Gesamtvermo¨gens ko¨nnte ebenfalls als Anteil des vererbten Vermo¨gens
am Aufbau des Gesamtvermo¨gens interpretiert werden. Im Beispiel wu¨rde durch das Kon-
fiszieren des Erbes das Vermo¨gen pro Arbeiter im Steady State von 72,0 auf 62,8 in der
na¨chsten Periode zuru¨ckgehen, womit der Anteil des vererbten Vermo¨gens am Gesamt-
vermo¨gen nur noch rund 12,8 % betragen wu¨rde. Der Unterschied der beiden
”
Maße“, also
die Differenz zwischen 62,8 und 59,2, kann einer Art Multiplikatoreffekt zugeschrieben wer-
den. Dieser entsteht, weil sich Lebenszyklusersparnisse und Erbe gegenseitig beeinflussen.
Wenn in den folgenden Perioden das vererbte Vermo¨gen ebenfalls (u¨berraschend) konfis-
ziert werden wu¨rde, ginge die Kapitalintensita¨t allma¨hlich auf 59,2 zuru¨ck. Selbst in diesem
relativ einfachen Modellrahmen ist es schwer, die Frage nach dem tatsa¨chlichen Beitrag von
Erbschaften fu¨r den Vermo¨gensaufbau zu beantworten.
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8 Ein stochastisches Modell u¨berlappender Genera-
tionen
In diesem Kapitel wird das Modell von Diamond um eine stochastische Komponente erwei-
tert. Um das Modell etwas realistischer zu gestalten, wird nicht direkt das Vermo¨gen einer
Person oder Familie als Zufallsvariable gewa¨hlt, sondern das Einkommen. Schließlich fa¨llt
unterschiedliches Vermo¨gen auch nicht einfach vom Himmel, sondern ist zum Beispiel auf
Unterschiede im Einkommen zuru¨ckzufu¨hren. Es gibt sicherlich noch andere Faktoren, die
sich auf die Verteilung des Vermo¨gens auswirken. Zu nennen sind in diesem Zusammenhang
Unterschiede zwischen einzelnen Haushalten bezu¨glich ihrer Risikoaversion, Zeitpra¨ferenz-
rate oder der Rendite auf das eingesetzte Kapital. Aber in o¨konometrischen Arbeiten hat
sich die Einkommensungleichheit als ein dominanter Faktor herausgestellt (vgl. Wolff [185],
1997, S. 370). Im Gegensatz zum vorhergehenden Kapitel wird von Bevo¨lkerungswachstum
abgesehen, wodurch die ohnehin hohe Anzahl an Variablen reduziert werden kann.
Zu jedem Zeitpunkt t gibt es n aus einem
”
Alten“ und einem
”
Jungen“ bestehen-
de Familien. Die stochastische Komponente ist jeweils das Arbeitsangebot lit der jungen
Individuen. Dieses stellt dabei weniger die Entscheidung eines Individuums dar, seine ins-
gesamt zur Verfu¨gung stehende Zeit als Frei- oder Arbeitszeit zu verbringen. Stattdessen
sollen Schwankungen die unterschiedliche Produktivita¨t oder Effektivita¨t der Arbeitskra¨fte
widerspiegeln (vgl. Rothenberg und Smith [147], 1971). Hat eine Person Glu¨ck, ist sie sehr
produktiv und die effektiv geleistete Arbeit und entsprechend das Einkommen hoch, hat
sie Pech, ist die effektiv geleistete Arbeit gering. Im folgenden wird statt effektivem Ar-
beitsangebot manchmal auch einfach der ku¨rzere Begriff Produktivita¨t benutzt. Um In-
formationsasymmetrien auszuschließen, wird vorausgesetzt, daß zu Beginn einer Periode
Arbeitgeber und -nehmer die Arbeitsproduktivita¨t kennen. Vereinfachend ko¨nnte man sich
vorstellen, daß die O¨konomie aus Familienbetrieben in Besitz der Eltern besteht, und die
Kinder darin arbeiten. Innerhalb der Familie sind Informationen u¨ber die Produktivita¨t
der Kinder eher vorhanden. Zudem sind wahrscheinlich moralische Barrieren sta¨rker, die
das Ausnu¨tzen von Informationsasymmetrien verhindern.
Die Jungen der Familie i bieten in der Periode t je nach Auspra¨gung der Zufallsvariable
lit effektive Arbeit an. Die lit seien unabha¨ngig und identisch verteilt mit Erwartungswert
E[lit] = 1 und Varianz Var(lit) = σ
2.15 Das gesamtwirtschaftliche effektive Arbeitsangebot
15Alternativ kann der Erwartungswert ungleich Eins gesetzt werden, die weitere Analyse wird dadurch
jedoch leicht erschwert.
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Lt ist die Summe der zufa¨lligen, individuell geleisteten effektiven Arbeit: Lt =
∑n
i=1 lit. Um
das Modell handhabbar zu halten, muß die makroo¨konomische Ebene im Gegensatz zur
mikroo¨konomischen Ebene durch Sicherheit gekennzeichnet sein. Wa¨hrend sich beispiels-
weise das Vermo¨gen der einzelnen Haushalte unterscheidet, soll das entsprechende Aggre-
gat, der Kapitalstock in der O¨konomie, und damit Lo¨hne und Zinsen, deterministisch sein.
Das ist auch tatsa¨chlich der Fall, wenn auf aggregierter Ebene Durchschnittsgro¨ßen wie
Pro-Arbeiter-Gro¨ßen betrachtet werden. Dann kann mit einem Gesetz der großen Zahlen
argumentiert werden, und es kann gezeigt werden, daß fu¨r n→∞ Pro-Arbeiter-Gro¨ßen mit
einer Wahrscheinlichkeit von Null von ihrem Erwartungswert abweichen (vgl. Judd [105],
1985). Beispielsweise ist das effektive Arbeitsangebot pro Arbeiter Lt
n
gleich
∑n
i=1 lit/n mit
Erwartungswert E[
∑n
i=1 lit/n] = 1 und Varianz Var(
∑n
i=1 lit/n) = σ
2/n, wobei die Va-
rianz fu¨r n → ∞ gegen Null geht, und das durchschnittliche Arbeitsangebot somit mit
Sicherheit dem Erwartungswert entspricht. Sa¨mtliche mikroo¨konomischen Gro¨ßen wie das
effektive Arbeitsangebot, das Vermo¨gen eines Haushalts, die Ersparnisse oder das vererbte
Vermo¨gen sind demnach Zufallsvariablen, wa¨hrend makroo¨konomische Gro¨ßen wie Zins-
oder Lohnsatz deterministisch sind.
Ein weiterer Vorteil dieses Herangehens ergibt sich, wenn die Verteilung makroo¨konomi-
scher Gro¨ßen auf Haushalte oder Individuen bestimmt werden soll. Ziehen alle Individuen
ihr Einkommen unabha¨ngig aus der gleichen Einkommensverteilung F , entspricht die Ver-
teilung der Realisationen dieser Zu¨ge fu¨r n → ∞ ebenfalls F (vgl. Judd [105], 1985).
Betra¨gt zum Beispiel fu¨r jedes Individuum die Wahrscheinlichkeit, ein Jahreseinkommen
zwischen 50000 und 55000 Euro zu verdienen, ein Prozent, so wird der Anteil der Personen
mit einem Einkommen in diesem Bereich an der Gesamtbevo¨lkerung ebenfalls ein Prozent
sein. Das Gesetz der großen Zahlen macht aus einer ex ante Wahrscheinlichkeit ex post
eine relative Ha¨ufigkeit (vgl. Sinn [165], 1996). Deshalb genu¨gt es zur Beurteilung der ge-
samtwirtschaftlichen Verteilung, Aussagen u¨ber die Verteilung, aus der die Individuen ihre
Realisationen ziehen, abzuleiten.
8.1 Das Vererbungsmodell mit stochastischem effektivem Ar-
beitsangebot
Da sich mit stochastischer Produktivita¨t das Einkommen der einzelnen Personen unter-
scheidet, wird auch das Vermo¨gen einzelner Personen variieren. Das Vermo¨gen einer Per-
son zu einem beliebigen Zeitpunkt ha¨ngt jedoch nicht nur vom eigenen zufa¨lligen effektiven
Arbeitsangebot ab, sondern ebenso davon, wie produktiv alle Vorfahren waren, was sich in
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der Ho¨he der Erbschaft niederschla¨gt. Ziel ist es nun wiederum, eine Differenzengleichung
abzuleiten, welche die Entwicklung des Vermo¨gens einer Familie i abbildet.
8.1.1 Produktion
In intensiver Form (pro effektiv eingesetzter Einheit Arbeit) kann die Produktionsfunktion
weiterhin wie folgt dargestellt werden:
yt = f(kt) =
Yt
Lt
= Akγt = A
(
Kt
Lt
)γ
= A
(
Kt/n
Lt/n
)γ
Da der Kapitalstock pro Arbeiter gerade mit dem durchschnittlichen Vermo¨gen, was wie-
derum die Ersparnisse pro Arbeiter der Vorperiode (ait) sind, gleichzusetzen ist, la¨ßt sich
die Produktionsfunktion zu
yt = f(kt) = A
(∑n
i=1 ait/n∑n
i=1 lit/n
)γ
umformen. Fu¨r n → ∞ entspricht der Nenner dem Erwartungswert des Arbeitsangebots
pro Arbeiter. A¨hnlich kann fu¨r den Za¨hler argumentiert werden. Wie man spa¨ter sehen
wird, setzt sich das Vermo¨gen ait eines Haushaltes aus dem zufa¨lligen Vermo¨gen zu Beginn
und einer gewichteten Summe aller zufa¨lligen Einkommen der vorhergehenden Generatio-
nen zusammen. Geht man davon aus, daß die Streuung der Vermo¨gensverteilung zu Beginn
begrenzt ist und zudem das Vermo¨gen nicht unendlich groß sein kann, wird der Erwartungs-
wert E[
∑n
i=1 ait/n] endlich sein und die Streuung Var(
∑n
i=1 ait/n) fu¨r n → ∞ gegen Null
gehen. Da fu¨r den Za¨hler und fu¨r den Nenner ein Gesetz der großen Zahlen anwendbar ist,
gilt dies ebenso fu¨r den gesamten Ausdruck. Somit geht die Wahrscheinlichkeit, daß die
Produktion je effektiv eingesetzter Einheit Arbeit yt vom Erwartungswert abweicht, fu¨r
n→∞ gegen Null, und yt ist keine Zufallsgro¨ße.
Die Produktionsfaktoren werden gema¨ß ihrer Grenzproduktivita¨t entlohnt:
Rt =
∂f(kt)
∂kt
= γAkγ−1t = γA
(∑n
i=1 ait/n∑n
i=1 lit/n
)γ−1
wt = f(kt)− kt∂f(kt)
∂kt
= (1− γ)Akγt = (1− γ)A
(∑n
i=1 ait/n∑n
i=1 lit/n
)γ
Beide Gro¨ßen, Zinssatz Rt und Lohnsatz wt, sind fu¨r n→∞ ebenfalls nicht stochastisch.
Der Lohnsatz ist fu¨r alle Arbeiter gleich, unabha¨ngig davon, wie hoch die Produktivita¨t
des einzelnen Arbeitnehmers ist.
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8.1.2 Haushalte
Das Lohneinkommen einer Person i, wit, ha¨ngt nun vom Lohnsatz wt und dem stochasti-
schen individuellen Arbeitsangebot lit ab. Dennoch muß bei der Nutzenmaximierung formal
nicht mit Erwartungswerten gerechnet werden. Die Jungen stellen ihren Konsumplan im-
mer am Ende der ersten Periode auf. Zu diesem Zeitpunkt haben sie ihren Zug aus der
Verteilung der Effektivita¨t bereits realisiert und den entsprechenden Lohn erhalten. Da zu-
dem der Zinssatz keine Zufallsvariable ist, u¨ber den Erwartungen gebildet werden mu¨ßten,
leben die Individuen trotz der stochastischen Produktivita¨t in einer Welt, die durch Si-
cherheit gepra¨gt ist. Ein Angeho¨riger der Familie i, der zum Zeitpunkt t geboren wurde,
maximiert seinen Nutzen
max
cyit,c
o
it+1,bit+1
Uit = max
(
α ln cyit + (1− α)[β ln coit+1 + (1− β) ln bit+1]
)
unter folgenden Nebenbedingungen fu¨r die beiden Perioden t und t+ 1:
wtlit + bit = c
y
it + sit
sit(1 + rt+1) = c
o
it+1 + bit+1
Das Budget wtlit + bit eines Jungen in der ersten Periode ha¨ngt nicht mehr nur von seinem
eigenen zufa¨lligen effektiven Arbeitsangebot lit ab, sondern zusa¨tzlich von der Familien-
historie, die sich auf die Ho¨he der Erbschaft bit auswirkt. Am Ende der ersten Periode
stellen die Jungen ihren Konsumplan auf. Fu¨r ein in t geborenes Individuum der Familie i
sind die nutzenmaximierenden Mengen, die sich aus den notwendigen Bedingungen fu¨r ein
Optimum ergeben:
cyit = α(wtlit + bit)
sit = (1− α)(wtlit + bit)
coit+1 = (1− α)β(wtlit + bit)(1 + rt+1) (8-1)
bit+1 = (1− α)(1− β)(wtlit + bit)(1 + rt+1) = (1− β)sit(1 + rt+1)
Die Jungen konsumieren weiterhin den Anteil α ihres zufa¨lligen Einkommens wtlit in der
ersten Periode und sparen das restliche Einkommen.
8.1.3 Marktgleichgewicht
Auch auf aggregierter Ebene verha¨lt sich das um eine stochastische Komponente erweiterte
Modell so wie das deterministische Modell aus Abschnitt 7.2. Obwohl Einkommen und
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Erbe der einzelnen Personen und dadurch das Vermo¨gen der einzelnen Familien streuen,
sind auf gesamtwirtschaftlicher Ebene das Arbeitsangebot und die Ersparnisse, jeweils in
Pro-Kopf-Gro¨ßen, keine Zufallsgro¨ßen. Formal ist die Kapitalintensita¨t der Periode t+ 1:
kt+1 =
Kt+1/n
Lt+1/n
=
∑n
i=1 sit/n∑n
i=1 lit+1/n
=
∑n
i=1(1− α)(wtlit + bit)/n∑n
i=1 lit+1/n
= (1− α)wt
∑n
i=1 lit/n∑n
i=1 lit+1/n
+ (1− α)
∑n
i=1 bit/n∑n
i=1 lit+1/n
= (1− α)wt
∑n
i=1 lit/n∑n
i=1 lit+1/n
+ (1− α)(1− β)
∑n
i=1 sit−1/n∑n
i=1 lit+1/n
(1 + rt)
= (1− α)wt
∑n
i=1 lit/n∑n
i=1 lit+1/n
+ (1− α)(1− β)
∑n
i=1 sit−1/n∑n
i=1 lit/n
∑n
i=1 lit/n∑n
i=1 lit+1/n
(1 + rt)
= (1− α)wt
∑n
i=1 lit/n∑n
i=1 lit+1/n
+ (1− α)(1− β)kt
∑n
i=1 lit/n∑n
i=1 lit+1/n
(1 + rt)
Setzt man wt = (1− γ)Akγt und rt = γAkγ−1t − δ, erha¨lt man:
kt+1 = [(1− α)(1− γ)Akγt + (1− α)(1− β)kt(1 + γAkγ−1t − δ)]
∑n
i=1 lit/n∑n
i=1 lit+1/n
und wiederum mit
∑n
i=1 lit/n∑n
i=1 lit+1/n
≈ 1 schließlich:
kt+1 = (1− α)(1− γ)Akγt + (1− α)(1− β)kt(1 + γAkγ−1t − δ)
oder wenn die einzelnen Terme umsortiert werden:
kt+1 = [(1− α)(1− γ)A+ (1− α)(1− β)γA]kγt + (1− α)(1− β)(1− δ)kt (8-2)
was genau das gleiche Ergebnis wie im deterministischen Vererbungsmodell in Gleichung
7-11 auf Seite 100 ist, jedoch ohne Bevo¨lkerungswachstum.
8.1.4 Langfristiges Gleichgewicht
Das langfristige Gleichgewicht ist erreicht, wenn der Kapitalstock pro eingesetzter effektiver
Arbeit konstant bleibt, also kt+1 = kt = k. Setzt man diese Bedingung in Gleichung 8-2
ein, ergibt das:
k = [(1− α)(1− γ)A+ (1− α)(1− β)γA]kγ + (1− α)(1− β)(1− δ)k
beziehungsweise nach k aufgelo¨st:
k =
(
(1− α)(1− γ)A+ (1− α)(1− β)γA
1− (1− α)(1− β)(1− δ)
)(1−γ)−1
(8-3)
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Fu¨r Nettozinssatz und Lohn im langfristigen Gleichgewicht erha¨lt man die ebenfalls bereits
bekannten Ausdru¨cke:
r = γ
1− (1− α)(1− β)(1− δ)
(1− α)(1− γ) + (1− α)(1− β)γ − δ
w = (1− γ)A
(
(1− α)(1− γ)A+ (1− α)(1− β)γA
1− (1− α)(1− β)(1− δ)
)γ(1−γ)−1
8.1.5 Familienvermo¨gen
Trotz vieler Gemeinsamkeiten gibt es natu¨rlich Unterschiede zu dem im vorhergehen-
den Kapitel betrachteten Vererbungsmodell. Wa¨hrend im deterministischen Modell das
Vermo¨gen von der selben Generation angeho¨renden Familien beziehungsweise Individuen
gleich ist, wird es im stochastischen Modell schwanken. Das Vermo¨gen ait einer Familie zum
Zeitpunkt t wird umso gro¨ßer sein, je ha¨ufiger die vorherigen Generationen zufa¨llig ein u¨ber-
durchschnittlich hohes Arbeitseinkommen erzielten. Im Gegensatz zu anderen Gro¨ßen wird
das Vermo¨gen immer zu Beginn einer Periode bewertet. Es entspricht den Ersparnissen der
Vorperiode und ist der Anteil der einzelnen Familie am Kapitalstock:
ait+1 = sit = (1− α)wtlit + (1− α)bit (8-4)
Setzt man den Ausdruck fu¨r bit ein, la¨ßt sich (8-4) schreiben als:
ait+1 = (1− α)wtlit + (1− α)(1− β)(1− α)(wt−1lit−1 + bit−1)(1 + rt)
= (1− α)wtlit + (1− α)(1− β)sit−1(1 + rt)
= (1− α)wtlit + (1− α)(1− β)(1 + rt)ait (8-5)
In (8-5) ist eigentlich die gesuchte stochastische Differenzengleichung, welche die Entwick-
lung des Vermo¨gens einer Familie i beschreibt, gefunden. Zins und Lohnsatz sind zwar
deterministische Gro¨ßen, das Vermo¨gen ist aber wie die Produktivita¨t eine Zufallsvariable.
Gleichung 8-5 kann nochmals anders dargestellt werden, wenn die Ausdru¨cke
rt = γAk
γ−1
t − δ
wt = (1− γ)Akγt
eingesetzt werden:
ait+1 = (1− α)(1− γ)Akγt lit + (1− α)(1− β)(1 + γAkγ−1t − δ)ait
Das Familienvermo¨gen ait+1 ha¨ngt vom Familienvermo¨gen der Vorperiode ait, der zufa¨lligen
Produktivita¨t des
”
Jungen“ lit und der Kapitalintensita¨t kt, durch die Lo¨hne und Zinsen
beeinflußt werden, ab.
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Geht man zur Erleichterung der weiteren Analyse davon aus, daß sich die O¨konomie
zum Zeitpunkt t bereits im Steady State befindet, sind Lohn w und Zinssatz r konstant:
ait+1 = (1− α)wlit + (1− α)(1− β)(1 + r)ait
wobei fu¨r w und r die zuvor im langfristigen Marktgleichgewicht in 8.1.4 berechneten
Werte:
r = R− δ = γ 1− (1− α)(1− β)(1− δ)
(1− α)(1− γ) + (1− α)(1− β)γ − δ
w = (1− γ)A
(
(1− α)(1− γ)A+ (1− α)(1− β)γA
1− (1− α)(1− β)(1− δ)
)γ(1−γ)−1
eigesetzt werden ko¨nnen. Damit la¨ßt sich die Differenzengleichung in (8-5) lo¨sen. Werden
die beiden Konstanten c1 und c2 definiert:
c1 := (1− α)(1− β)(1 + r)
c2 := (1− α)w
und in (8-5) eingesetzt, erha¨lt man den weniger umsta¨ndlichen Ausdruck:
ait+1 = c1ait + c2lit (8-6)
8.1.6 Langfristige Verteilung des Familienvermo¨gens
Bisher konnte das langfristige Gleichgewicht immer leicht berechnet werden, indem der
Steady-State-Wert einfach in die Differenzengleichung eingesetzt wurde. Dieser Weg ist
jetzt nicht mehr mo¨glich, weil in der Differenzengleichung mit lit ein Term auftaucht, der
von der Zeit t abha¨ngt. Die Lo¨sung der Gleichung (8-6) muß nun etwas beschwerlicher
durch wiederholtes Einsetzen gefunden werden:
at = c1ait−1 + c2lit−1
at = c1(c1ait−2 + c2lit−2) + c2lit−1 = c
2
1ait−2 + c1c2lit−2 + c2lit−1
at = c
2
1(c1ait−3 + c2lit−3) + c1c2lit−2 + c2lit−1
= c31ait−3 + c2(c
2
1lit−3 + c1lit−2 + c
0
1lit−1)
...
so daß man als Ergebnis erha¨lt:
ait = c
t
1ai0 + c2
t−1∑
s=0
ct−1−s1 lis (8-7)
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Wie in (8-7) zu erkennen ist, ha¨ngt das Vermo¨gen einer Familie zum Zeitpunkt t zum
einen vom urspru¨nglichen Vermo¨gen ai0 und zum anderen von den Auspra¨gungen der Zu-
fallsvariablen lis ab, wobei das effektive Arbeitsangebot und damit das Einkommen weiter
zuru¨ckliegender Generationen einen anderen Einfluß ausu¨bt als das der ju¨ngeren Genera-
tionen. Je weiter ein Schock zeitlich zuru¨ck liegt, desto geringer sind seine Auswirkungen
auf das gegenwa¨rtige Vermo¨gen.
Angenommen das Vermo¨gen sei zum Zeitpunkt t = 0, in dem sich die O¨konomie im
Steady State mit konstanter Kapitalintensita¨t befindet, auf alle Familien gleichma¨ßig ver-
teilt. Zu Beginn gibt es demnach keine Ungleichheit im Vermo¨gen. Alle Familien besitzen
das gleiche Vermo¨gen a0 mit (
∑n
i=1 a0/n)/(
∑n
i=1 li0/n) = k.
16 Gleichung 8-7 wird damit
zu:
ait = c
t
1a0 + c2
t−1∑
s=0
ct−1−s1 lis (8-7´ )
Fu¨r eine Zufallsvariable, wie in diesem Fall das Vermo¨gen ait, die eine Linearkombination
anderer Zufallsvariablen ist, lassen sich Erwartungswert und Varianz auf einfache Weise
bestimmen. Die Zufallsvariable Y =
∑n
i=1 aiXi mit den Konstanten ai und den Zufalls-
variablen Xi hat den Erwartungswert E[Y ] =
∑n
i=1 aiE[Xi] und die Varianz Var(Y ) =∑n
i=1 a
2
iVar(Xi) + 2
∑n
i=1
∑
j<i aiajCov(Xi, Xj)(vgl. Mittelhammer [131], 1996, S. 156 ff.).
Der Erwartungswert von (8-7´ ) ist damit:
E[ait] = E[c
t
1a0 + c2
t−1∑
s=0
ct−1−s1 lis]
= ct1a0 + c2E[
t−1∑
s=0
ct−1−s1 lis]
oder mit E[lis] = 1 und der Reihenformel
∑t−1
k=0 a
k = 1−a
t
1−a
:
E[ait] = c
t
1a0 + c2
t−1∑
s=0
ct−1−s1
= ct1a0 + c2
1− ct1
1− c1 (8-8)
16Es geht auch ohne diese Annahme, weil fu¨r die langfristige Verteilung des Familienvermo¨gens die
anfa¨ngliche Verteilung des Vermo¨gens im Gegensatz zu den sta¨ndigen Lohnschocks keine Rolle spielt.
Allerdings ist der Rechenweg mit dieser Annahme einfacher.
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Fu¨r die Streuung des Vermo¨gens ait gilt:
Var(ait) = Var(c
t
1a0 + c2
t−1∑
s=0
ct−1−s1 lis)
= Var(c2
t−1∑
s=0
ct−1−s1 lis) (8-9)
wobei Var(lis) = σ
2. Da die lis unabha¨ngig sind, ist Cov(lir, lis) = 0 fu¨r r 6= s. Verwendet
man wiederum die Summenformel
∑t−1
k=0(a
k)2 = 1−(a
2)t
1−a2
wird (8-9) zu:
Var(ait) = c
2
2σ
2
t−1∑
s=0
(
ct−1−s1
)2
= c22σ
21− (c21)t
1− c21
(8-9´ )
Sind Erwartungswert und Varianz der lis bekannt, hat man in den Gleichungen 8-8 und
8-9´ Erwartungswert und Varianz als beschreibende Parameter der Verteilung des Fami-
lienvermo¨gens ait bestimmt. Wie die Vermo¨gensverteilung konkret aussieht oder welcher
besonderen Verteilung sie angeho¨rt ist jedoch unbekannt. Im Gegensatz zum deterministi-
schen Fall vera¨ndert sich mit der Zeit die Verteilung des Familienvermo¨gens, obwohl sich die
O¨konomie im Steady State befindet. Die langfristige Entwicklung kann fu¨r t → ∞ unter-
sucht werden. Ob es eine Grenzverteilung gibt, an die sich das Familienvermo¨gen anna¨hert,
oder ob durch die lis in jeder Periode ein neuer Schock hinzukommt, der dazu fu¨hrt, daß sich
das Familienvermo¨gen nie einem langfristig gleichgewichtigen Zustand anna¨hert, ha¨ngt von
der positiven Konstante c1 ab. Wa¨re diese gro¨ßer als Eins, ko¨nnte das Modell fu¨r t → ∞
”
explodieren“. Solange die Konstante c2 positiv ist, wu¨rde der Erwartungswert des Fami-
lienvermo¨gens ebenso wie die Varianz fu¨r t→∞ gegen +∞ laufen. Es ist klar, daß dieser
Fall nicht eintreten kann und sich das Modell nicht
”
pervers“ verha¨lt. Schließlich befindet
sich die O¨konomie im langfristigen Gleichgewicht mit konstanter Kapitalintensita¨t k. Das
erwartete Familienvermo¨gen kann nicht gegen unendlich laufen, denn sonst mu¨ßte die Ka-
pitalintensita¨t ebenfalls unendlich groß werden. Also muß c1 zwischen Null und Eins liegen,
um ein normales Verhalten zu gewa¨hrleisten. Man kann aber auch formal u¨berpru¨fen, ob
0 < c1 < 1 ist, indem auf die Definition der Konstante zuru¨ckgegriffen wird:
c1 = (1− α)(1− β)(1 + r)
und den Ausdruck fu¨r r von Seite 111 einsetzt:
c1 = (1− α)(1− β)
(
1 + γ
1− (1− α)(1− β)(1− δ)
(1− α)(1− γ) + (1− α)(1− β)γ − δ
)
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Nach mu¨hsamer Umformung erha¨lt man:
c1 =
(1− α)(1− β)(1− γ)(1− δ) + (1− β)γ
1− γ + (1− β)γ
Da die Parameter alle zwischen Null und Eins liegen, gilt fu¨r die Konstante c1 tatsa¨chlich:
0 < c1 =
(1− α)(1− β)(1− γ)(1− δ) + (1− β)γ
1− γ + (1− β)γ <
1− γ + (1− β)γ
1− γ + (1− β)γ = 1
Fu¨r t → ∞ verschwinden die Terme ct1 und c2t1 aus (8-8) und (8-9´ ). Die Grenzverteilung
des Familienvermo¨gens ist gekennzeichnet durch den Erwartungswert:
E[ait→∞] =
c2
1− c1 (8-10)
und die Varianz:
Var(ait→∞) =
c22σ
2
1− c21
(8-11)
8.1.7 Graphische Darstellung der Entwicklung des Familienvermo¨gens
Im vorhergehenden Abschnitt wurde vorausgesetzt, daß sich die O¨konomie im langfris-
tigen Gleichgewicht mit konstanter Kapitalintensita¨t befindet. Obwohl sich die konkrete
Auspra¨gung der Zufallsvariable Vermo¨gen zwischen den einzelnen Familien unterscheidet,
haben sie zumindest, da sie urspru¨nglich alle in der gleichen Ausgangsposition sind, den
gleichen Erwartungswert bezu¨glich ihres Vermo¨gens. Das gilt genaugenommen nur fu¨r Pro-
gnosen des ku¨nftigen Vermo¨gens von t = 0 aus betrachtet, weil zu diesem Zeitpunkt al-
le Familien das gleiche Vermo¨gen a0 und die gleichen Chancen auf ku¨nftig hohes oder
niedriges Einkommen besitzen. Wenn man zu einem spa¨teren Zeitpunkt die konkrete Fa-
miliengeschichte kennt, wird das erwartete Familienvermo¨gen der folgenden Periode vom
durchschnittlichen Familienvermo¨gen abweichen, je nach dem, wie oft die Vorfahren Glu¨ck
oder Pech hatten. Das wa¨re dann aber eine bedingte Wahrscheinlichkeit. Hat man jedoch
keine Informationen u¨ber die vergangene Entwicklung oder blickt zu Beginn in die Zukunft,
bleibt es beim gewo¨hnlichen Erwartungswert.
Betrachtet man die Gleichungen 8-8 und 8-10, sieht man nicht unbedingt auf den ersten
Blick, daß der Erwartungswert des Vermo¨gens gleich der Kapitalintensita¨t im langfristigen
Gleichgewicht sein sollte. U¨berpru¨fen la¨ßt sich das dennoch relativ einfach, wenn zuerst
nachgerechnet wird, ob fu¨r (8-10) tatsa¨chlich gilt:
E[ait→∞] =
c2
1− c1
?
= k (8-10´ )
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Wird (8-10´ ) umgeformt zu:
c2
k
?
= 1− c1
und werden anschließend die jeweiligen Werte eingesetzt, erha¨lt man fu¨r den Bruch c2
k
:
c2
k
=
1− γ − (1− α)(1− β)(1− γ)(1− δ)
1− γ + (1− β)γ
was genau der Ausdruck fu¨r 1− c1 ist.
Ausgehend von diesem Ergebnis kann der Erwartungswert des Familienvermo¨gens zu
jedem beliebigen Zeitpunkt berechnet werden. Das Familienvermo¨gen a0 war definiert
durch k = (
∑n
i=1 a0/n)/(
∑n
i=1 li0/n). Der Ausdruck la¨ßt sich zu k = a0 vereinfachen,
weil
∑n
i=1 a0/n = a0 und
∑n
i=1 li0/n fu¨r n → ∞ gleich dem Erwartungswert und somit
gleich 1 ist. Der Erwartungswert des Familienvermo¨gens zu jedem beliebigen Zeitpunkt ist
somit:
E[ait] = c
t
1a0 + c2
1− ct1
1− c1
= ct1k + c2
1− ct1
1− c1 = c
t
1k + (1− ct1)k
= k
In Abbildung 8-1 wird nun die Anpassung an die Grenzverteilung des Vermo¨gens gra-
phisch verdeutlicht. Dargestellt ist die Dichtefunktion f(ait) des Familienvermo¨gens ait und
deren Entwicklung u¨ber acht Perioden. Unterstellt wurde dabei, daß das Vermo¨gen lognor-
malverteilt ist. An und fu¨r sich ist das keine unrealistische Annahme, allerdings taucht
dabei ein Problem auf. Fu¨r die Parameter (α, β, γ...) kann man zwar konkrete Werte an-
nehmen, woraus sich die zur Berechnung beno¨tigten Konstanten c1 und c2 ableiten lassen.
Aus den Gleichungen 8-8 und 8-9 ko¨nnen anschließend Erwartungswert und Varianz der
Vermo¨gensverteilung zu den verschiedenen Zeitpunkten t berechnet werden, aus denen man
die fu¨r eine Lognormalverteilung charakteristischen Parameter herleiten kann. Das Problem
dabei ist jedoch, daß das Vermo¨gen einer Familie zu einem beliebigen Zeitpunkt von der
Summe der zufa¨lligen Produktivita¨ten der Vorfahren (Gleichung 8-7´ ) beziehungsweise von
der Summe von Vermo¨gen und Produktivita¨t der Vorperiode (Gleichung 8-6) abha¨ngt. Und
die Summe lognormalverteilter Zufallsvariablen ist entgegen der Summe normalverteilter
Zufallsvariablen keine Lognormalverteilung. Deshalb kann man eigentlich nicht annehmen,
daß die aus dem Modell abgeleitete Vermo¨gensverteilung immer der einer Lognormalver-
teilung entspricht. Da aber die folgenden Abbildungen eher zur Illustration dienen, und die
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Abbildung 8-1: Konvergenz der Dichtefunktion des Familienvermo¨gens (1)
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Lognormalverteilung fu¨r Vermo¨gen realistischer ist als eine Normalverteilung, wird in den
Graphiken lognormalverteiltes Vermo¨gen unterstellt.
Streuung und Anpassungsgeschwindigkeit an die Grenzverteilung des Familienvermo¨gens
ha¨ngen stark von der Wahl der Parameterwerte ab. So wie sie in diesem Beispiel gewa¨hlt
wurden, ist schon nach etwa vier Perioden die Grenzverteilung nahezu erreicht. Man er-
kennt, wie die Verteilung mit der Zeit flacher wird und die Streuung zu Beginn mit jedem
neuen, unabha¨ngigen Schock in jeder Periode zunimmt. Auch Abbildung 8-2 stellt noch-
mals die gleiche Funktion dar, allerdings aus einem anderen Blickwinkel. Hier sieht man
recht deutlich die Schiefe des lognormalverteilten Vermo¨gens. Obwohl es in der Abbildung
vielleicht den Eindruck erweckt, der Erwartungswert des Vermo¨gens nehme mit der Zeit
etwas ab, liegt er in jeder Periode konstant bei rund 10,9.
Aus der Dichtefunktion des Vermo¨gens kann eine Verteilungsfunktion wie in Abbildung
8-3 hergeleitet werden. Es ist hier ebenfalls zu erkennen, daß die Streuung der Verteilung
des Familienvermo¨gens mit der Zeit zunimmt, sich ziemlich schnell an die Grenzverteilung
anna¨hert und durch das Vererben von Vermo¨gen mit der Zeit mehr Ungleichheit entsteht.
Die Ungleichheit kann durch die Lorenzkurve abgebildet werden, die implizit als Integral
u¨ber der normierten inversen Verteilungsfunktion definiert ist,17 was in Abbildung 8-3 die
17Siehe hierzu Abschnitt 3.2.3 auf Seite 22.
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Abbildung 8-2: Konvergenz der Dichtefunktion des Familienvermo¨gens (2)
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Fla¨che links der Verteilungsfunktion, also die Fla¨che zwischen Ordinate und Verteilungs-
funktion, ist. Die Gesamtfla¨che ergibt gerade den Erwartungswert der Verteilung, der im
Zeitablauf konstant bleibt. Der Anteil der vermo¨gensa¨rmsten x % der Bevo¨lkerung am
Gesamtvermo¨gen entspricht in der Graphik dem Anteil der Fla¨che links der Verteilungs-
funktion vom Ursprung bis zu F = x/100 an der Gesamtfla¨che. Dieser Anteil wird mit der
Zeit sukzessive geringer, die Ungleichheit der Vermo¨gensverteilung demnach gro¨ßer.
Wie bereits zu Beginn des Abschnitts angesprochen, stimmt in einer großen O¨konomie,
in der sich das Vermo¨gen aller Haushalte gema¨ß der gleichen stochastischen Differenzen-
gleichung entwickelt, die makroo¨konomische Verteilung des Vermo¨gens auf die einzelnen
Haushalte mit der individuellen Verteilung u¨berein. Bei konstantem Erwartungswert des
Vermo¨gens la¨ßt sich eine klare Aussage u¨ber die Vera¨nderung der Vermo¨gensverteilung
machen. Alle im Kapitel 3 genannten Maße wu¨rden zu dem Ergebnis kommen, daß fu¨r
die in dem Beispiel berechnete Verteilungsfunktion die Ungleichheit der Verteilung des
Vermo¨gens mit der Zeit zunimmt und sich fu¨r t → ∞ der maximale Wert ergibt. Ko¨nnte
man das Integral zwischen Ordinate und Verteilungsfunktion bestimmen, ließen sich die
Lorenzkurven der Vermo¨gensverteilung fu¨r die einzelnen Perioden ableiten. In das selbe
Diagramm eingezeichnet, wu¨rden diese untereinander liegen, die Lorenzkurve der Periode
t+ 1 la¨ge vollsta¨ndig unterhalb der Lorenzkurve in t.
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Abbildung 8-3: Konvergenz der Verteilung des Familienvermo¨gens
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8.2 Vererbung – egalita¨r oder elita¨r?
Ungleichheit ist sicherlich ein mehrdimensionales Pha¨nomen, worauf schon in Kapitel 2 ein-
gegangen worden ist. Individuen unterscheiden sich nicht nur hinsichtlich moneta¨rer Gro¨ßen
wie Einkommen, Vermo¨gen oder Erbschaften, sondern ebenso in ihrer nicht oder nur schwer
moneta¨r bewertbaren Lebenserwartung oder im Gesundheitszustand. Da es in dieser Ar-
beit jedoch prima¨r um die Verteilung des Vermo¨gens geht, soll allein die Ungleichheit des
Vermo¨gens betrachtet werden. Diese ist auch ein geeigneter Nutzen- oder Wohlfahrtsindi-
kator, weil das Vermo¨gen einer Person jeweils ein konstanter Teil der Ressourcen der ersten
Periode ist, die wiederum das erreichbare Nutzenniveau festlegen. Dennoch beschra¨nkt sich
die Ungleichheit nicht nur auf die Verteilung innerhalb einer Generation. Wichtig sind zu-
dem die Verteilung zwischen den Generationen und die Verteilung der Chancen, die zum
Beispiel abbilden kann, inwieweit Kinder relativ armer Eltern die Mo¨glichkeit besitzen,
selbst in die Gruppe der relativ Vermo¨genden aufzusteigen. Der letztgenannte Punkt wird
oft unter dem Stichwort soziale Mobilita¨t genannt. Auf alle drei Punkte wird nun eingegan-
gen. Es wird jedoch nicht versucht, einen umfassenden Index zu bilden. Stattdessen werden
die Punkte getrennt voneinander behandelt, wobei der Schwerpunkt auf der Verteilung des
Vermo¨gens innerhalb der Generationen liegt.
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8.2.1 Verteilung innerhalb der Generationen
In der Literatur wird erwa¨hnt, daß das Vererben von Vermo¨gen – oder allgemeiner in-
tergenerationale Transfers – langfristig eine ausgleichende Wirkung auf die Verteilung des
Vermo¨gens innerhalb der Generationen haben kann (vgl. Davies und Kuhn [69], 1991).
Wenn wie in diesem Modell durch die Auspra¨gung der Zufallsvariable Arbeitseffektivita¨t
in jeder Periode ein neuer stochastischer Schock wirksam wird, ko¨nnen diese Schocks durch
Vererbung abgemildert werden. Intergenerationale Transfers wirken zumindest teilweise wie
eine Art Versicherung.
Um die Wirkung von Vererbung auf die intragenerationelle Verteilung bestimmen zu
ko¨nnen, muß man sich im Rahmen dieses Modells zuerst auf ein Maß festlegen, mit dem man
die Ungleichheit messen mo¨chte. Wie bei anderen Arbeiten (vgl. Becker und Thomes [32],
1976 oder Davies und Kuhn [69], 1991) wird hier auf den Variationskoeffizienten CV des
Familienvermo¨gens ait zuru¨ckgegriffen, der sich als einziges Maß als problemlos anwendbar
erweist. Aus diesem Grund la¨ßt sich leider nicht u¨berpru¨fen, inwieweit Aussagen u¨ber die
Wirkung von Vererbung auf die Vermo¨gensverteilung von dem gewa¨hlten Maß abha¨ngen.
Ein naheliegender Weg zur Ermittlung des Einflußes von Vererbung wa¨re es, die Ab-
leitung des gewa¨hlten Ungleichheitsmaßes bezu¨glich des Parameters β zu berechnen. Das
Vorzeichen wu¨rde dann eine Aussage daru¨ber erlauben, ob Vererbung zu mehr oder weniger
Ungleichheit fu¨hrt. Da der Ausdruck fu¨r den Variationskoeffizienten:
CV (ait) =
√
Var(ait)
E[ait]
=
√
c22σ
2
1−(c21)
t
1−c2
1
ct1a0 + c2
1−ct
1
1−c1
aber nach dem Einsetzen der Konstanten recht kompliziert ist, kann beispielsweise die Ab-
leitung nach β – oder wichtiger deren Vorzeichen – nicht ohne weiteres analytisch bestimmt
werden. Deshalb wird hier wiederum ein zum vorherigen Kapitel vergleichbarer Weg ge-
gangen, den auch Davies ([67], 1982) in seiner Arbeit eingeschlagen hat. Zuerst wird der
Variationskoeffizient des Haushaltsvermo¨gens fu¨r β = 1 berechnet. Damit vererben Eltern
ihren Kindern kein Vermo¨gen, das Vererbungsmotiv ist ausgeblendet und man erha¨lt analog
zu Kapitel 7.1 Ergebnisse aus einem stochastischen Grundmodell. Der Variationskoeffizient
wird anschließend als
”
Benchmark“ mit dem des Modells mit Vererbung verglichen, wobei
allerdings zuerst nur der Variationskoeffizient des langfristigen Familienvermo¨gens (t→∞)
beru¨cksichtigt wird. Mo¨gliche Abweichungen sind – ceteris paribus – dem Vererbungsmotiv
zuzuschreiben.
Erwartungswert und Varianz des
”
Familienvermo¨gens“ des stochastischen Grundmo-
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dells mit β = 1 sind:
E[aGit ] = (1− α)wG = c
Var(aGit) =
[
(1− α)wG]2 σ2 = c2σ2
wobei zur Kennzeichnung und besseren Unterscheidung Vermo¨gen und Lohn mit einem
G versehen worden sind, weil die Werte von denen des Modells mit Vererbung (β < 1)
verschieden sind. In diesem sind der Erwartungswert und die Varianz des langfristigen
Familienvermo¨gens in den Gleichungen 8-10 und 8-11 gegeben:
E[aBit→∞] =
(1− α)wB
1− (1− α)(1− β)(1 + rB) =
c2
1− c1
Var(aBit→∞) =
[
(1− α)wB]2 σ2
1− [(1− α)(1− β)(1 + rB)]2 =
c22σ
2
1− c21
Langfristiges Vermo¨gen, Lohn und Zinssatz sind hier jeweils mit einem B gekennzeichnet.
Damit kann fu¨r beide Modelle der Variationskoeffizient berechnet werden:
CV G =
√
c2σ2
c
= σ
CV B =
√
c2
2
σ2
1−c2
1
c2
1−c1
=
1− c1√
1− c21
σ
Fu¨r CV B stellt sich nun die Frage, ob der Wert gro¨ßer oder kleiner als σ ist. Aus 0 < c1 < 1
folgt 0 < 1 − c1 < 1. Da wiederum 1 − c1 < 1 − c21 und 1 − c21 <
√
1− c21, ist also
1− c1 <
√
1− c21 und somit:
CV B =
1− c1√
1− c21
σ < σ = CV G
Das bedeutet, daß durch Vererbung langfristig die intragenerationelle Ungleichheit im
Vermo¨gen, gemessen durch den Variationskoeffizienten, abnimmt. Wu¨rde der Staat in der
Hoffnung, dadurch fu¨r eine gro¨ßere Gleichheit in der Vermo¨gensverteilung zu sorgen, das
Vererben von Vermo¨gen verbieten, wu¨rde genau das Gegenteil erreicht, weil sich die O¨ko-
nomie hin zum Gleichgewicht ohne intergenerationale Transfers mit einer sta¨rker ausge-
pra¨gten Vermo¨gensungleichheit bewegt. Obwohl Vererbung in diesem Modell nicht kom-
pensatorisch ist, also Eltern nicht gezielt beabsichtigen, durch Transfers Vermo¨gensun-
terschiede der Kinder auszugleichen, sondern einfach immer nur einen konstanten Anteil
ihres Vermo¨gens vererben, verringert Vererbung zumindest im langfristigen Gleichgewicht
die Ungleichheit der Vermo¨gensverteilung innerhalb der einzelnen Generationen. Auf den
ersten Blick ist dieses Ergebnis vielleicht doch etwas u¨berraschend. Sieht man sich den
Variationskoeffizienten genauer an, werden zwei gegenla¨ufige Effekte offensichtlich.
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a) Wie im Abschnitt 7.3 ziemlich ausfu¨hrlich behandelt wurde, wird in der Modello¨ko-
nomie mit Vererbung mehr Kapital als im Grundmodell ohne Vererbung akkumu-
liert. Das Vernachla¨ssigen von Bevo¨lkerungswachstum und das Einbauen einer sto-
chastischen Produktivita¨t a¨ndert daran nichts. Und weil der Erwartungswert des
Vermo¨gens dem durchschnittlichen Kapitalbestand pro Familie entspricht, gilt also
E[aBit→∞] = k
B
> E[aGit ] = k
G
. Im Vererbungsmodell sind Familien im Schnitt einfach
relativ reicher. Bei gleicher Varianz wa¨re damit der Variationskoeffizient CV B kleiner
als CV G.
b) Die Streuung des Vermo¨gens im Za¨hler nimmt durch Vererbung ebenfalls zu, was in
den Gleichungen 8-4 auf Seite 110 und 8-11 auf Seite 114 deutlich wird. Auf der einen
Seite nimmt schon die Streuung des Einkommens aus Arbeit im langfristigen Gleich-
gewicht zu, weil kapitalintensiver produziert wird und der durchschnittliche Lohnsatz
ho¨her ist. Formal ist deshalb die Konstante c2 = (1− α)wB gro¨ßer als die Konstante
c = (1−α)wG und damit auch die Streuung c22σ2 > cσ2. Auf der anderen Seite kommt
zur Varianz des Einkommens noch die Varianz des geerbten Vermo¨gens hinzu, was
die Gesamtstreuung des Vermo¨gens nochmals erho¨ht. In Gleichung 8-11 machen sich
die beiden Effekte im Za¨hler und im Nenner bemerkbar. Im Za¨hler schla¨gt sich die
durch Vererbung verursachte Vera¨nderung der Streuung des Lohneinkommens und
im Nenner, der kleiner als Eins ist, vermutlich die Streuung des vererbten Vermo¨gens
nieder.
Insgesamt muß, da der Variationskoeffizient durch Vererbung kleiner wird, der erste
Effekt u¨berwiegen. Die Verringerung des Variationskoeffizienten liegt anscheinend weniger
daran, daß durch das Vererben Risiko auf die Schultern mehrerer Generationen verteilt
wird. Ausschlaggebend scheint vielmehr der Einfluß von Vererbung auf die Kapitalakku-
mulation. Die ho¨here Streuung des Vermo¨gens wird durch das zusa¨tzlich akkumulierte
Kapital, das den Familien ein durchschnittlich ho¨heres Vermo¨gen ermo¨glicht, kompensiert.
Ga¨be es den allokativen Effekt nicht, wu¨rde die ho¨here Streuung des Vermo¨gens jedenfalls
zu mehr Ungleichheit in der Vermo¨gensverteilung fu¨hren. Wa¨re also in dem Modell die
Produktionsseite generell vernachla¨ssigt und von einem Steady State mit gleichem Kapi-
talstock ausgegangen worden, ka¨me man zu einem anderen Ergebnis. So aber verringern
intergenerationale Transfers in Form von Vererbung Ungleichheiten im Vermo¨gen. Im Ge-
gensatz zum altruistischen Vererbungsmotiv, bei dem Eltern gezielt Unterschiede zwischen
ihren Kindern ausgleichen, ist dies hier jedoch keine Absicht der Eltern, die ihren eigenen
Nutzen maximieren, ohne den ihrer Kinder zu beru¨cksichtigen.
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Dieses Ergebnis ist nicht ohne weiteres auf Zeitpunkte außerhalb des langfristigen
Gleichgewichts mit konstanter Vermo¨gensverteilung u¨bertragbar. Im Vererbungsmodell
wurde vorausgesetzt, daß sich die O¨konomie im realwirtschaftlichen Steady State mit kon-
stantem Lohn- und Zinssatz befindet und der stabile Kapitalstock gleichma¨ßig auf alle
Familien aufgeteilt wird. Dadurch nimmt die Varianz Var(aBit) des Vermo¨gens mit der Zeit
zu und erreicht fu¨r t → ∞ den maximalen Wert (siehe Gleichung 8-9´ auf Seite 113).
Gleichzeitig bleibt die Kapitalintensita¨t und damit das erwartete Familienvermo¨gen E[aBit ]
konstant, womit sich der Variationskoeffizient im stochastischen Vererbungsmodell seinem
Maximum also erst anna¨hert, wohingegen im Grundmodell ohne Vererbung immer CV = σ
gilt. Genausogut ha¨tte man jedoch davon ausgehen ko¨nnen, daß das Vermo¨gen zu Beginn
extrem ungleich verteilt ist. Es wu¨rde dann langfristig zwar die gleiche Grenzverteilung
des Vermo¨gens erreicht, jedoch wa¨re diese mit der minimalen Ungleichheit verbunden, weil
im U¨bergang zur gleichgewichtigen Verteilung die Ungleichheit abnimmt. In dieser U¨ber-
gangsphase wa¨re die Ungleichheit des Vermo¨gens im Vererbungsmodell deshalb gro¨ßer als
im Grundmodell. Vor dem langfristigen Gleichgewicht ha¨ngen Aussagen somit davon ab,
welche Annahmen u¨ber die anfa¨ngliche Verteilung des Vermo¨gens getroffen werden.
U¨bergang zwischen langfristigen Gleichgewichten
Mo¨glich ist es jedoch, den U¨bergang vom langfristigen Gleichgewicht mit Vererbung zu
dem des Grundmodells ohne Transfers oder umgekehrt zu untersuchen. Geht man zuna¨chst
davon aus, daß in einer O¨konomie kein Vermo¨gen vererbt wird, weil etwa der Fiskus eine
Erbschaftsteuer in Ho¨he von 100 Prozent erhebt, und sich die O¨konomie zum Zeitpunkt
t = 0 im Steady State befindet, dann wu¨rden bei Aufhebung der Erbschaftsteuer Eltern am
Ende der ersten Periode einen Teil ihres Vermo¨gens vererben. Das Vermo¨gen des Kindes
einer Familie i in t = 1 wa¨re somit:
ai1 = (1− α)wGli0 + (1− α)(1− β)(1 + rG)ai0
wobei Lohn und Zins die Steady-State-Werte des Gleichgewichts der Periode 0 sind. Varianz
und Erwartungswert des Vermo¨gens lassen sich einfach berechnen:
Var(ai1) = (1 + [(1− α)(1− β)(1 + rG)]2)[(1− α)wG]2σ2
E[ai1] = [1 + (1− α)(1− β)(1 + rG)](1− α)wG
womit der Vartiationskoeffizient zu
CV (ai1) =
√
1 + [(1− α)(1− β)(1 + rG)]2
1 + (1− α)(1− β)(1 + rG) σ
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wird. Da 12 + [(1 − α)(1 − β)(1 + rG)]2 < [1 + (1 − α)(1 − β)(1 + rG)]2 ist CV (ai1) < σ
und die Ungleichheit der Vermo¨gensverteilung hat gegenu¨ber der Periode 0 abgenommen.
Theoretisch ist es denkbar, daß die Ungleichheit in der ersten Periode u¨berschießt und
dann wieder zunimmt, um den stabilen Wert des Gleichgewichtes mit Vererbung zu er-
reichen. Das langfristige Gleichgewicht mit intergenerationalen Transfers war durch den
Variationskoeffizienten:
CV (aBit→∞) =
1− (1− α)(1− β)(1 + rB)√
1− [(1− α)(1− β)(1 + rB)]2
σ
gekennzeichnet. Vergleicht man die beiden Werte, scheint durchaus CV (aBit→∞) < CV (ai1)
zu gelten. Konkret muß:
1− (1− α)(1− β)(1 + rB)√
1− [(1− α)(1− β)(1 + rB)]2
<
√
1 + [(1− α)(1− β)(1 + rG)]2
1 + (1− α)(1− β)(1 + rG)
sein. Nimmt man fu¨r die diversen Parameter Werte an, kann der U¨bergang vom Gleich-
gewicht ohne Transfers zu dem mit Transfers berechnet werden. Fu¨r dem Beispiel des
vorangegangenen Kapitels entsprechende Parameterwerte α = 0, 55, β = 0, 7, γ = 0, 3, δ =
0, 79, A = 100 sowie σ = 1 sind die U¨bergangswerte in Tabelle 8-1 angegeben: Beim U¨ber-
Tabelle 8-1: U¨bergang zwischen den Gleichgewichten
t kt wt rt Var(ait) E[ait] CV (ait)
0 138,180 307,066 0,162 19093,577 138,180 1,000
1 159,863 320,791 0,070 19563,744 159,863 0,875
2 167,448 325,284 0,043 21246,864 167,448 0,870
3 169,945 326,731 0,034 21847,276 169,945 0,870
4 170,751 327,195 0,031 22043,183 170,751 0,870
5 171,009 327,344 0,030 22106,187 171,009 0,869
6 171,092 327,391 0,030 22126,373 171,092 0,869
7 171,118 327,406 0,030 22132,833 171,118 0,869
8 171,127 327,411 0,030 22134,899 171,127 0,869
9 171,130 327,413 0,030 22135,560 171,130 0,869
10 171,130 327,413 0,030 22135,772 171,130 0,869
gang von dem einen in den anderen Gleichgewichtszustand nimmt die Ungleichheit also
kontinuierlich ab.
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Analog la¨ßt sich fu¨r den umgekehrten U¨bergang argumentieren. Wenn sich die O¨kono-
mie in t = 0 im langfristigen Gleichgewicht mit Transfers befindet und der Staat eine 100
prozentige Erbschaftsteuer einfu¨hrt, verzichten Eltern darauf, Vermo¨gen zu vererben und
konsumieren ihre Ersparnisse vollsta¨ndig. Die Kapitalintensita¨t wird sich im Laufe der Zeit
hin zum neuen Gleichgewicht verringern. Im Gegensatz zum vorherigen Fall, wird sich der
Variationskoeffizient jedoch nicht langsam anpassen, sondern schon in der ersten Periode,
in t = 1 seinen stabilen Wert einnehmen, weil ohne Vererbung die Ungleichheit konstant
bleibt.
Ein anderes Ungleichheitsmaß
Der Variationskoeffizient ist, wie im Kapitel 3 dargelegt wurde, nicht das einzige Ungleich-
heitsmaß. Aus der Wahl eines anderen Maßes ko¨nnten durchaus andere Ergebnisse resul-
tieren. Das ist vermutlich auch gar nicht unwahrscheinlich, weil das Vererben auf der einen
Seite zu einem ho¨heren erwarteten Vermo¨gen fu¨hrt, auf der anderen Seite aber eine gro¨ßere
Streuung des Vermo¨gens mit sich bringt. Wa¨hrend beim Variationskoeffizienten das ho¨here
durchschnittliche Vermo¨gen die Zunahme der Streuung u¨berkompensiert, ko¨nnte das bei
einem anderen Maß, welches den Anstieg im erwarteten Vermo¨gen weniger gewichtet, gera-
de umgekehrt sein. Leider lassen sich andere Maße, wenn nur Erwartungswert und Varianz
einer Verteilung bekannt sind, nicht berechnen. Wird angenommen, daß das Vermo¨gen a
lognormalverteilt ist, kann ein Zusammenhang zwischen logarithmischer Varianz und Va-
riationskoeffizient abgeleitet werden. Die logarithmische Varianz LV des Vermo¨gens a ist
gegeben durch:
LV = E[(log a− logE[a])2]
= E[(log a)2]− 2E[log a] logE[a] + (logE[a])2 (8-12)
Bekannt sind der Erwartungswert E[a], die Varianz Var(a) und somit auch der Variati-
onskoeffizient CV (a). Fu¨r die Varianz Var(log a) gilt (vgl. Mittelhammer [131], 1996, S.
138):
Var(log a) = E[(log a)2]− (E[log a])2
Diesen Ausdruck kann man nach E[(log a)2] umstellen und in Gleichung 8-12 einsetzen:
LV = Var(log a) + (E[log a])2 − 2E[log a] logE[a] + (logE[a])2
Da das Vermo¨gen annahmegema¨ß lognormalverteilt sein soll, gilt folgende Beziehung zwi-
schen Erwartungswert E[log a] und Median m der Vermo¨gensverteilung (vgl. Evans et al.
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[82], 1993, S. 102):
E[log a] = logm = log
(
E[a] exp(−1
2
Var(log a))
)
= logE[a]− 1
2
Var(log a)
so daß man fu¨r LV schreiben kann:
LV = Var(log a) +
(
logE[a]− 1
2
Var(log a)
)2
− 2
(
logE[a]− 1
2
Var(log a)
)
logE[a] + (logE[a])2
Nach Auflo¨sen der Klammern und Zusammenfassen der Terme erha¨lt man folgenden ein-
fachen Ausdruck:
LV = Var(log a) +
1
4
(Var(log a))2
Wird schließlich noch die Varianz (vgl Evans [82], 1993, 102):
Var(log a) = log(CV 2 + 1)
ersetzt, bekommt man als endgu¨ltiges Ergebnis:
LV = log(CV 2 + 1) +
1
4
(log(CV 2 + 1))2 (8-13)
Gleichung 8-13 gibt einen Zusammenhang zwischen Variationskoeffizient CV und logarith-
mischer Varianz LV einer lognormalverteilten Zufallsgro¨ße an. Die Ableitung nach CV la¨ßt
sich einfach ausrechnen:
∂LV
∂CV
=
2CV
CV 2 + 1
+
CV log(CV 2 + 1)
CV 2 + 1
=
CV (2 + log(CV 2 + 1)
CV 2 + 1
Da wiederum CV > 0 ist, ist auch die Ableitung ∂LV
∂CV
> 0. Damit ordnet die logarithmi-
sche Varianz verschiedene lognormalverteilte Zufallsvariablen genauso wie der Variations-
koeffizient. Mit dem Maß LV ka¨me man ebenfalls zu dem Ergebnis, daß Vererbung die
Ungleichheit verringert.
Korrelation von Vermo¨gen und Produktivita¨t
Betrachtet man nochmals auf Seite 111 die Differenzengleichung aus (8-6) und kennzeichnet
entsprechende Gro¨ßen wieder mit einem B:
aBit+1 = (1− α)(1− β)(1− rB)aBit + (1− α)wBlit = c1aBit + c2lit
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fa¨llt ein weiterer Punkt auf. Die Varianz von aBit+1 ist:
Var(aBit+1) = c
2
1Var(a
B
it) + c
2
2Var(lit) + 2c1c2Cov(a
B
it , lit)
mit der Kovarianz Cov(aBit , lit) der beiden Zufallsvariablen a
B
it und lit. Da diese im Modell
unabha¨ngig voneinander sind, ist Cov(aBit , lit) = 0. Wenn in der Familie i die Produktivita¨t
lit des zu Beginn der Periode t geborenen Kindes hingegen mit dem Vermo¨gen a
B
it der
Eltern korreliert, erho¨ht sich die Streuung des Familienvermo¨gens, was wiederum zu einer
Erho¨hung des Variationskoeffizienten fu¨hrt. Ist dieser Effekt stark genug, ist es durchaus
mo¨glich, daß Vererbung zu mehr Ungleichheit fu¨hrt. A¨hnliches gilt fu¨r die Korrelation der
Einkommen. Aus Gleichung 8-7´ :
ait = c
t
1a0 + c2
t−1∑
s=0
ct−1−s1 lis
konnte der einfache Ausdruck fu¨r die Varianz bestimmt werden, weil vorausgesetzt wurde,
daß die Einkommen aufeinanderfolgender Generationen unabha¨ngig voneinander sind. Eine
Korrelation der Einkommen du¨rfte die Varianz betra¨chtlich erho¨hen.
Empirische Arbeiten legen einen Zusammenhang zwischen Vermo¨gen beziehungsweise
Einkommen der Eltern und ihren Kindern nahe. Die Sta¨rke des Zusammenhangs wird in
diesen Studien u¨ber die Elastizita¨t der Einkommen oder Vermo¨gen bestimmt. Noch zu
Beginn der 90er Jahre des 20. Jahrhunderts wurde die Einkommensmobilita¨t als sehr hoch
eingescha¨tzt, weil bis dahin erschienene Studien Elastizita¨ten zwischen dem langfristigen
Einkommen von So¨hnen und dem ihrer Va¨ter in einer Spanne zwischen 0,1 und 0,2 fanden.
Aufgrund von Unzula¨nglichkeiten, zum Beispiel in der damals verfu¨gbaren Datengrund-
lage, waren die Scha¨tzungen dieser Arbeiten jedoch verzerrt und es wurde systematisch
eine zu geringe Elastizita¨t ermittelt (vgl. Solon [166], 1992). In neueren Studien wurden
wesentlich ho¨here Werte gescha¨tzt (vgl. Solon [166], 1992 und Zimmermann [188], 1992).
Derzeit wird davon ausgegangen, daß die Elastizita¨t zwischen dem Einkommen der So¨hne
und der Va¨ter mindestens 0,4 betra¨gt. Charles und Hurst ([57], 2002) ermitteln zwar einen
leicht geringeren Wert von 0,3, scha¨tzen aber die Elastizita¨t des jeweiligen Haushalteinkom-
mens, die leicht unter der des Einkommens der ma¨nnlichen Familienmitglieder liegen sollte.
Da gema¨ß der Lebenszyklustheorie Haushalte mit relativ hohem Einkommen relativ hohe
Vermo¨gen akkumulieren werden, sollte es auch einen positiven Zusammenhang zwischen
dem Vermo¨gen der Haushalte der Eltern und der Kinder geben. Charles und Hurst ([57],
2002) ko¨nnen diesen Zusammenhang besta¨tigen. Sie scha¨tzen die altersangepaßte Elasti-
zita¨t des Vermo¨gens der Kinder bezogen auf das Vermo¨gen der Eltern auf 0,37. Um bei
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den Kindern den Einfluß von vererbtem Vermo¨gen weitestgehend auszuklammern, schließen
Charles und Hurst in ihrer Arbeit nur Eltern-Kinder-Paare ein, bei denen die Eltern nicht
wa¨hrend des Betrachtungszeitraumes gestorben sind. Der gro¨ßte Teil der Elastizita¨t (u¨ber
50 Prozent) ist auf die A¨hnlichkeit der Einkommen von Eltern und Kindern zuru¨ckzufu¨hren.
Eine weitere wichtige erkla¨rende Variable ist die Portefeuillezusammensetzung. Eltern und
Kinder wa¨hlen sehr a¨hnliche Anlageformen, was, wie bei den bereits angesprochenen re-
trospektiven Transfers, u¨ber gleiche Pra¨ferenzen erkla¨rt wird: Kinder imitieren ihr eigenes
Anlageverhalten von ihren Eltern. Insgesamt stellen Charles und Hurst zwischen den Gene-
rationen eine substanzielle Persistenz von Vermo¨gen und der relativen Vermo¨gensposition
fest. Eine positive Korrelation zwischen Einkommen und Vermo¨gen der Eltern und Kinder
ist somit sehr wahrscheinlich und wu¨rde in dem hier betrachteten Modell die Vermo¨gen-
sungleichheit versta¨rken.
Abschließende Bemerkungen
Sobald in das einfache Grundmodell das Vererbungsmotiv eingebaut wird, nimmt die Vari-
anz im Laufe der Zeit zu, weil in jeder Periode ein neuer Schock hinzukommt. Dies scheint
ein typisches Manko von Verteilungsmodellen zu sein, in denen stochastische Gro¨ßen vor-
kommen. Auch in Theorien der personellen Einkommensverteilung ka¨mpfen stochastische
Modelle mit dem Problem, daß die Streuung des Einkommens mit der Zeit wa¨chst. In
der Realita¨t wird jedoch eine Konstanz oder sogar eine Abnahme der Varianz beobachtet.
Rein formal kann diese Unzula¨nglichkeit u¨berwunden werden, indem eine negative Kor-
relation in die Modelle eingebaut wird, welche die Zunahme der Varianz verhindert (vgl.
Ramser [142], 1987). Allerdings fehlt hierfu¨r meist eine logische Begru¨ndung. In diesem Mo-
dell mu¨ßte man beispielsweise annehmen, daß Einkommen des Erben und hinterlassenes
Vermo¨gen negativ korrelieren. Wahrscheinlich ist aber gerade das Gegenteil.
Ein weiterer Kritikpunkt an stochastischen Modellen ist, daß meist etwas als exogen
betrachtet wird, was eigentlich erkla¨rt werden soll. Dieser Kritikpunkt trifft hier vielleicht
weniger zu, weil die eigentlich wichtige Variable das Vermo¨gen ist. Und realistischerweise
wird die Verteilung des Vermo¨gens erheblich von der Verteilung des Einkommens gepra¨gt.
Dennoch ist die Beschra¨nkung auf die Streuung des Einkommens ziemlich willku¨rlich, an-
dere Gro¨ßen, die vielleicht ebenso wichtig sind, werden nicht betrachtet. Die Frage, welche
Gro¨ßen denn u¨berhaupt einen Einfluß auf die Verteilung des Vermo¨gens ausu¨ben und wie
stark dieser ist, kann in diesem Modell nicht beantwortet werden.
Prinzipiell entsteht schließlich noch die Frage und das Problem, was fu¨r eine Verteilung
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fu¨r das Vermo¨gen entsteht. Die ersten stochastischen Modelle waren zur Erkla¨rung der
Einkommensverteilung entwickelt worden. Man hatte festgestellt, daß die Einkommens-
verteilung recht stabil ist und sich im Lauf der Zeit kaum vera¨ndert. Somit war es nahe-
liegend, in der Einkommensverteilung das langfristige Gleichgewicht eines stochastischen
Prozesses zu vermuten. Da das Produkt einer großen Zahl von unabha¨ngigen Zufallsvaria-
blen gegen die Lognormalverteilung konvergiert, und die Lognormalverteilung der Schiefe
der tatsa¨chlichen Verteilung des Einkommens nahe kommt, wurde eine multiplikative Ver-
knu¨pfung zufa¨lliger Einflu¨sse auf das Einkommen angenommen (vgl. Blinder [41], 1974).
Bei dem hier unterstellten Modell werden unabha¨ngige Zufallsvariablen jedoch addiert,
weswegen sich die Verteilung des Vermo¨gens asymptotisch der Normalverteilung anna¨hert
(vgl. Ramser [142], 1987, S. 27).
8.2.2 Verteilung zwischen den Generationen
Der Einfluß von Vererbung auf die Verteilung zwischen den Generationen ist schwerer zu
bestimmen als der Einfluß auf die intergenerative Verteilung. Genauer sollte man vielleicht
noch sagen, daß hier die Verteilung des Vermo¨gens zwischen den einzelnen Generationen
einer Familie gemeint ist. Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene befindet sich die O¨konomie
annahmegema¨ß im Gleichgewicht mit konstanter Kapitalintensita¨t. Die einzelnen Gene-
rationen besitzen deswegen im Alter im Durchschnitt das gleiche Vermo¨gen und sind in
dieser Hinsicht identisch.
Da Eltern in dem hier entwickelten Modell aus einem paternalistischen Motiv heraus
Vermo¨gen vererben, ist ist von vornherein nicht unbedingt klar, welche Auswirkung das
Hinterlassen von Erbe auf die Verteilung des Vermo¨gens zwischen den Generationen hat.
Das Problem ist nun, wie dieser Effekt bestimmt oder gemessen werden soll. Was hierzu ge-
braucht wu¨rde, wa¨re ein La¨ngsschnitt des Familienvermo¨gens sa¨mtlicher Familien u¨ber alle
Generationen sowie ein Ungleichheitsmaß, mit dem man die Ungleichheit bewerten kann.
Bei einer bekannten diskreten Verteilung ko¨nnte man sich damit behelfen, daß man fu¨r zwei
oder mehrere Perioden sa¨mtliche mo¨gliche Verteilungen des Vermo¨gens zwischen den Ge-
nerationen ermittelt. Anschließend ko¨nnen fu¨r jeden einzelnen La¨ngsschnitt Mittelwert des
Familienvermo¨gens, Standardabweichung und Variationskoeffizient berechnet werden. Um
die Ungleichheit der intergenerativen Verteilung zu bestimmen, mu¨ßte man anschließend
die mit ihrer Wahrscheinlichkeit gewichteten Variationskoeffizienten der La¨ngsschnitte zu
einer Gesamtgro¨ße aufsummieren. Damit ha¨tte man die erwartete Ungleichheit zwischen
zwei Generationen berechnet.
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In Tabelle 8-2 ist dieses Vorgehen exemplarisch fu¨r 2 Perioden dargestellt. Dabei wurde
unterstellt, daß die Zufallsvariable Vermo¨gen die Auspra¨gungen 1, 2 oder 3 mit gleicher
Wahrscheinlichkeit realisiert. Fu¨r mehrere Perioden und sehr viele Auspra¨gungen der Zu-
fallsvariable wird das Ganze wesentlich komplizierter, bei einer stetigen Verteilung, oder
wenn keine konkrete Verteilung bekannt ist, sogar unmo¨glich.
Tabelle 8-2: Intergenerative Verteilung des Familienvermo¨gens
Generation 1 Generation 2 µ σ CV
1 1 1 0 0
1 2 1,5 0,5 0,333333333
1 3 2 1 0,5
2 1 1,5 0,5 0,333333333
2 2 2 0 0
2 3 2,5 0,5 0,2
3 1 2 1 0,5
3 2 2,5 0,5 0,2
3 3 3 0 0
( Summe CV )/9: 0,22962963
Auf das hier betrachtete Modell la¨ßt sich diese Vorgehensweise u¨bertragen, wenn eine
konkrete Verteilung fu¨r die stochastische Produktivita¨t der Individuen angenommen wird.
Eine mo¨gliche und gleichzeitig sehr einfache Verteilung ist die stetige Gleichverteilung im
Intervall [0, 2] mit Erwartungswert 1. Mit einem beliebigen Tabellenkalkulationsprogramm
kann unkompliziert eine gleichverteilte Zufallsvariable erzeugt werden, so daß man fu¨r
eine hinreichend große Population an Familien fu¨r zwei oder mehr Generationen jeweils
die zufa¨llige Produktivita¨t simulieren kann. Werden zudem Parameterwerte fu¨r α, β, γ, δ
und A festgelegt, kann die Kapitalintensita¨t im langfristigen Gleichgewicht und die daraus
resultierende Faktorentlohnung berechnet werden. Damit la¨ßt sich dann fu¨r jede Familie
das stochastische Vermo¨gen zweier aufeinander folgender Generationen bestimmen. Als
Ergebnis erha¨lt man fu¨r sehr viele Familien wie in Tabelle 8-2 zwei Reihen, aus denen sich
der Variationskoeffizient errechnen la¨ßt.
Durch Variation des Parameters β kann schließlich das Vorzeichen der Ableitung des
Variationskoeffizienten nach β bestimmt werden. Die Umsetzung dieses Vorgehens ergibt,
daß paternalistische Vererbung auch eine ausgleichende Wirkung auf die Verteilung des
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Vermo¨gens zwischen den einzelnen Generationen einer Familie hat. Vermutlich sind hier
wiederum zwei Kra¨fte am Arbeiten. Zum einen hat die Abnahme der Ungleichheit der Ver-
teilung innerhalb der Generationen durch die intergenerationalen Transfers einen positiven
Einfluß auf die Verteilung zwischen den Generationen. Wenn innerhalb der Generationen
die Ungleichheit abnimmt, gilt dies ceteris paribus ebenso fu¨r die intergenerationelle Ver-
teilung. Ein Extremfall wa¨re ja, wenn das Vermo¨gen zu jedem Zeitpunkt auf alle Familien
vo¨llig gleichma¨ßig verteilt wa¨re. Bei konstant bleibendem Vermo¨gen ha¨tten dann auch un-
terschiedliche Generationen einer Familie identisches Vermo¨gen, die Verteilung zwischen
den Generationen wa¨re ebenfalls vollkommen gleich. Zum anderen hat das Vererben von
Vermo¨gen einen direkten Einfluß auf die intergenerative Verteilung des Familienvermo¨gens,
weil infolge des Vererbens von Vermo¨gen die Vermo¨gen korrelieren. Vermutlich geht dieser
zweite Effekt in die gleiche Richtung wie der erste. Das Kind der reichsten Eltern wird
zum Beispiel den ho¨chsten Betrag erben und deshalb, selbst wenn es Pech haben und
nur ein unterdurchschnittliches Einkommen verdienen wu¨rde, nicht vo¨llig mittellos sein.
Die Ungleichheit zwischen Eltern und Kindern wird durch das Vererben von Vermo¨gen
beschra¨nkt.
8.2.3 Soziale Mobilita¨t
Mit sozialer Mobilita¨t bezeichnet man die Beweglichkeit von Personen in Bezug auf Beruf
oder soziale Stellung. Sie kann unterteilt werden in intragenerationelle und intergeneratio-
nelle Mobilita¨t. Unter ersterer versteht man die Mobilita¨t einer Person wa¨hrend des Le-
benszyklus, beispielsweise durch einen Berufswechsel und den damit einhergehenden Auf-
oder Abstieg in eine andere soziale Schicht. In dem hier betrachteten Modell mit zwei Peri-
oden in dem jede Person nur in der ersten Periode arbeitet, ist intragenerationelle Mobilita¨t
von vornherein ausgeschlossen. Mo¨glich ist diese Art von Mobilita¨t nur in Mehrperioden-
modellen. Intergenerationelle Mobilita¨t oder Generationenmobilita¨t vergleicht hingegen die
Stellung von Eltern und Kindern.
Das Ziel hoher Mobilita¨t kann aus mehreren Gru¨nden erstrebenswert sein (vgl. Atkinson
[12], 1983). Erstens kann eine soziale Wohlfahrtsfunktion unterstellt werden, in der Mobi-
lita¨t in den oben genannten Formen beru¨cksichtigt wird, und eine niedrige Mobilita¨t mit
niedriger Wohlfahrt verbunden ist. Zweitens sind Mobilita¨t und Effizienz unter Umsta¨nden
positiv gekoppelt. Das ist beispielsweise dann der Fall, wenn ein Teil der Kontrolle u¨ber
die produktiven Ressourcen nicht durch Fa¨higkeiten sondern durch Erbschaft festgelegt
wird, oder falls aufgrund geringer Mobilita¨t Machtstrukturen entstehen, in denen eine be-
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stimmte Gruppe von Personen Macht besitzt und versucht, diese auszunu¨tzen und durch
den Einsatz von Ressourcen zu erhalten. Drittens wird der Begriff der sozialen Mobilita¨t
oft mit dem der Chancengleichheit verknu¨pft. Und diese wird wiederum als eigenes Ziel
angesehen, wobei jedoch eine hohe Chancengleichheit nicht unbedingt eine hohe Mobilita¨t
bedeuten muß (vgl. Conlisk [60], 1974). Außerdem sind Konflikte zwischen der Chancen-
gleichheit und der Entscheidungsfreiheit des Einzelnen denkbar. So mag der Wunsch und
die Entscheidung reicher Eltern, ihren Kinder durch eine teure Ausbildung eine gu¨nstige
Ausgangsposition zu sichern, im Widerspruch zur Chancengleichheit stehen. Desweiteren
wird mit Chancengleichheit die Hoffnung einer gleichma¨ßigeren Verteilung innerhalb der
Kohorten verbunden, was aber ebenfalls keineswegs der Fall sein muß. Viertens schließlich
wird auch Mobilita¨t als eigensta¨ndige Zielgro¨ße betrachtet, weil diese fu¨r das Bestehen einer
Gesellschaft wichtig sein kann. Gesellschaften, die sich durch eine geringe Durchla¨ssigkeit
auszeichnen, sind, obwohl sie eigentlich statisch wirken, vielleicht langfristig viel instabiler
als offene Gesellschaften.
Das Messen der sozialen Mobilita¨t einer Gesellschaft ist anhand von Mobilita¨tsraten
mo¨glich, in welche die U¨bergangswahrscheinlichkeiten von einer sozialen Position in ei-
ne andere eingehen. Fu¨r das Vermo¨gen lautet die Frage, inwieweit die Modellgesellschaft
bezu¨glich der Stellung der Familien innerhalb der Vermo¨genshierarchie mobil ist, und ob
die Vermo¨gensmobilita¨t durch intergenerationale Transfers beeinflußt wird.
Lu¨thi ([121], 1981, S. 228) stellt die Herangehensweise zur Ermittlung der Mobilita¨t
exemplarisch anhand der Einkommensverteilung einer Schweizer Gemeinde dar. Fu¨r die
Erfassung der Entwicklung des Vermo¨gens einer Familie wird eine Matrix beno¨tigt, aus
der sich die Wahrscheinlichkeiten des U¨bergangs von einer Vermo¨gensklasse in eine an-
dere ableiten la¨ßt. Eine Voraussetzung dafu¨r ist, daß die Klasseneinteilungen und somit
die Zusta¨nde konstant bleiben und von jeder Familie bekannt ist, wie sich ihr Vermo¨gen
entwickelt. In dem Zahlenbeispiel in Tabelle 8-3 sieht man, wie eine solche U¨bergangs-
matrix aussehen ko¨nnte. Ausgehend von der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe aus
dem Jahr 1993 ist fu¨r die rund 34,7 Mio. Haushalte in Deutschland angenommen worden,
man kenne die Entwicklung des Vermo¨gens jedes einzelnen Haushaltes bis beispielsweise
zum Jahr 1998. So ha¨tten etwa 365000 Haushalte, die 1993 zwischen 10 und 25 Tausend
DM Nettogeldvermo¨gen besaßen, im Jahr 1998 zwischen 25 und 50 Tausend DM besessen.
Die Zeilensumme in Tabelle 8-3 gibt an, wieviele Haushalte im Jahr 1993 der jeweiligen
Vermo¨gensklasse angeho¨ren. Die Spaltensumme hingegen gibt an, wieviele Haushalte sich
im Jahr 1998 in den einzelnen Klassen befinden. Aus Tabelle 8-3 la¨ßt sich die Matrix der
U¨bergangswahrscheinlichkeiten P ableiten, indem die einzelnen Werte der Matrix durch
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Tabelle 8-3: U¨bergangsmatrix des Vermo¨gens (Haushalte in Tausend)
Nettogeldvermo¨gen 10000– 25000– 50000– 100000– 200000–
je Haushalt in DM –10000 25000 50000 100000 200000 Summe
– 10000 8236 752 136 75 28 6 9233
10000 – 25000 450 5785 365 78 54 38 6770
25000 – 50000 186 365 5814 412 65 45 6887
50000 – 100000 89 268 436 5120 395 221 6529
100000 – 200000 34 58 107 404 3006 115 3724
200000 – 0 3 0 18 127 1408 1556
Summe 8995 7231 6858 6107 3675 1833 34699
die Zeilensumme dividiert werden. In der U¨bergangsmatrix kann man schließlich ablesen,
wie groß die Wahrscheinlichkeit ist, daß ein Haushalt, der 1993 zur Klasse i geho¨rte, im
Jahr 1998 in die Klasse j fa¨llt. Die Zeilenwerte mu¨ssen sich natu¨rlich zu Eins addieren.
Wird von einer konstanten U¨bergangsmatrix ausgegangen, und nimmt man zudem an,
die Wahrscheinlichkeit, daß sich zum Zeitpunkt t+1 der Zustand j einstellt, ha¨nge nur vom
gegenwa¨rtigen Zustand i in t ab und nicht von weiter zuru¨ckliegenden Zusta¨nden, dann
wird der stochastische Prozeß als Markovkette bezeichnet (vgl. Lu¨thi [121], 1981, S. 230).
Unter bestimmten Voraussetzungen konvergiert ein Prozeß, der durch eine Markovkette
beschrieben wird, gegen eine Grenzverteilung (vgl. Ross [146], 2000). Im obigen Beispiel
wa¨re das dann eine stabile Verteilung des Vermo¨gens.
P =


0, 8920 0, 0814 0, 0147 0, 0081 0, 0030 0, 0006
0, 0665 0, 8545 0, 0539 0, 0115 0, 0080 0, 0056
0, 0270 0, 0530 0, 8442 0, 0598 0, 0094 0, 0065
0, 0136 0, 0410 0, 0668 0, 7842 0, 0605 0, 0338
0, 0091 0, 0156 0, 0287 0, 1085 0, 8072 0, 0309
0, 0000 0, 0019 0, 0000 0, 0116 0, 0816 0, 9049


Fu¨r die Mobilita¨t und deren Messung ist die Matrix der U¨bergangswahrscheinlichkei-
ten von zentraler Bedeutung. Bei großen Werten in der Hauptdiagonalen ist die Mobilita¨t
einer Gesellschaft relativ gering. Im Extremfall ha¨tte man eine Einheitsmatrix. Familien
wu¨rden in den urspru¨nglichen Vermo¨gensklassen verharren und keine Aussicht haben, sich
zu verbessern oder zu verschlechtern. Genau das Gegenteil wa¨re der Fall, wenn alle Matri-
xelemente identisch sind. Eine Gesellschaft wu¨rde man nun als perfekt mobil bezeichnen.
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Das Vermo¨gen zum Zeitpunkt t+1 wa¨re vo¨llig unabha¨ngig vom Vermo¨gen der Vorperiode
t.
Lu¨thi ([121], 1981) leitet aus der Matrix der U¨bergangswahrscheinlichkeiten zu den in
Kapitel 3 aufgefu¨hrten Maße korrespondierende Mobilita¨tsmaße her. Fu¨r den (normalisier-
ten) Variationskoeffizienten erha¨lt er beispielsweise folgendes Mobilita¨tsmaß MCV :
MCV =
n∑
i=1
fi

1−
√√√√ n
n− 1
n∑
j=1
(pij − 1
n
)2

 (8-14)
Dabei wird mit fi die den Zeilen zugeordnete Zustandsha¨ufigkeit der Ausgangsverteilung
bezeichnet. Die pij wiederum sind die Elemente in Zeile i und Spalte j der Matrix der
U¨bergangswahrscheinlichkeiten. Das Maß ist auf Werte zwischen Null und Eins normiert.
Der Wert von Eins wird gerade bei ho¨chster Mobilita¨t, wenn alle Elemente in der U¨ber-
gangsmatrix identisch sind, und der Wert von Null bei niedrigster Mobilita¨t, wenn die U¨ber-
gangsmatrix die Einheitsmatrix ist, erreicht. Gleichung 8-14 entsteht aus dem gewo¨hnlichen
Variationskoeffizienten in Kapitel 3, indem dieser auf die einzelnen Zeilen der U¨bergangs-
matrix angewendet wird. Da 1/n genau der Erwartungswert der Elemente einer Zeile ist,
spiegelt der Summenausdruck in der Wurzel in Gleichung 8-14 die Streuung der Zeilen-
elemente wider. Fu¨r eine Einheitsmatrix ist die Zeilenstreuung maximal und entspricht
dem Wert (n− 1)/n. Durch die Multiplikation des Summenausdrucks mit n/(n− 1) wird
der Wert fu¨r die maximale Ungleichheit innerhalb einer Zeile gleich Eins gesetzt, und das
Mobilita¨tsmaß auf Null normiert. Im obigen Beispiel wu¨rde man fu¨r die U¨bergangsmatrix
P ein Mobilita¨tsmaß in Ho¨he von 0,0302 berechnen, also eine sehr geringe Mobilita¨t.
Weil in dem hier betrachteten Modell bis auf Mittelwert und Varianz ohnehin keine
weiteren Informationen u¨ber die Verteilung des Vermo¨gens bekannt sind, kann das Mo-
bilita¨tsmaß MCV nur ermittelt werden, wenn wiederum mit Zufallszahlen experimentiert
wird. Aus den fu¨r die Bestimmung der intergenerationalen Ungleichheit generierten Zu-
fallszahlen la¨ßt sich ein solches Experiment durchfu¨hren. Die Berechnung der U¨bergangs-
wahrscheinlichkeiten ist etwas umsta¨ndlich, ansonsten ist das Vorgehen aber einfach. Das
Ergebnis – das Hinterlassen von Vermo¨gen verringert die Vermo¨gensmobilita¨t – ist nicht
sonderlich u¨berraschend. Mit einem Wert von rund 0,86 wird zwar eine recht hohe Mobi-
lita¨t ausgewiesen. Diese liegt aber deutlich unter 0,97, dem entsprechenden Wert fu¨r das
Modell ohne Transfers. Theoretisch mu¨ßte im Modell ohne Transfers die Mobilita¨t sogar
vollkommen sein. Die aus nur ca. 10000 Zufallszahlen berechnete Gro¨ße weicht also leicht
vom eigentlichen Wert Eins ab.
Ohne die Mo¨glichkeit von Vererbung ist die Mobilita¨t maximal. Wenn jedoch ein Teil
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des Vermo¨gens vererbt wird, ha¨ngt das Vermo¨gen einer Person nicht nur vom eigenen Glu¨ck
ab, sondern auch vom geerbten Vermo¨gen. Die Mobilita¨t ist geringer als zuvor, weil ein
Kind relativ armer Eltern sich in einer schlechteren Ausgangslage befindet und es trotz des
eigenen Erfolges nicht an die Spitze der Vermo¨gensverteilung schaffen kann.
Statt des relativ komplizierten Mobilita¨tsmaßes MCV bietet sich auch die Korrelation
der Vermo¨gen aufeinander folgender Generationen als Immobilita¨tsmaß an (vgl. Conlisk
[60], 1974). Je sta¨rker die Korrelation ist, desto geringer ist die Vermo¨gensmobilita¨t der
Haushalte. Das Vermo¨gen aBit+1 einer Familie i in der Periode t+ 1 ist:
aBit+1 = c1a
B
it + c2lit
Die Korrelation Cor(aBit+1, a
B
it) der Vermo¨gen a
B
it+1 und a
B
it ist definiert als (vgl. Mittelham-
mer [131], 1996):
Cor(aBit+1, a
B
it) =
Cov(aBit+1, a
B
it)
Var(aBit+1)
1/2Var(aBit)
1/2
=
E[(aBit+1 − E[aBit+1])(aBit − E[aBit ])]
Var(aBit+1)
1/2Var(aBit)
1/2
Wird aBit+1 = c1a
B
it + c2lit gesetzt, erha¨lt man:
Cor(aBit+1, a
B
it) =
E[(c1a
B
it + c2lit − E[c1aBit + c2lit])(aBit − E[aBit ])]
Var(aBit+1)
1/2Var(aBit)
1/2
=
E[(c1a
B
it + c2lit − c1E[aBit ]− c2)(aBit − E[aBit ])]
Var(aBit+1)
1/2Var(aBit)
1/2
=
E[c1(a
B
it − E[aBit ])(aBit − E[aBit ]) + (c2lit − c2)(aBit − E[aBit ])]
Var(aBit+1)
1/2Var(aBit)
1/2
=
c1Var(a
B
it) + E[c2lita
B
it − c2aBit − c2litE[aBit ] + c2E[aBit ]]
Var(aBit+1)
1/2Var(aBit)
1/2
Da Cov(lit, a
B
it) = 0 gilt E[lita
B
it ] = E[lit]E[a
B
it ] und somit:
Cor(aBit+1, a
B
it) = c1
Var(aBit)
1/2
Var(aBit+1)
1/2
> 0
wohingegen
Cor(aGit+1, a
G
it) = 0
Im Modell mit Vererbung korrelieren die Vermo¨gen aufeinander folgender Generationen
positiv, wa¨hrend ohne Vererbung das Vermo¨gen unkorreliert ist.
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8.3 Korrelation der Einkommen der Familienmitglieder
Wie im vorhergehenden Abschnitt kurz erwa¨hnt wurde, fu¨hrt eine positive Korrelation
des Einkommens der einzelnen Generationen einer Familie zu einer gro¨ßeren Streuung des
Vermo¨gens und damit zu mehr intragenerationaler Ungleichheit. Dies gilt jedoch nicht nur
im Vererbungsmodell, sondern ebenso ohne intergenerationale Transfers. Ob eine positive
Korrelation tatsa¨chlich zur Folge hat, daß durch das Vererben von Vermo¨gen die Disparita¨t
des Vermo¨gens nicht mehr ab- sondern zunimmt, soll nun untersucht werden. Angenom-
men, die Lo¨hne aufeinander folgender Generationen einer Familie korrelieren miteinander.
Zumindest ansatzweise kann eine Lo¨sung des Vererbungsmodells gefunden werden, wenn
wie in Davies und Kuhn ([69], 1991) oder Huggett ([100], 1996) ein stochastischer Prozeß
mit Regression hin zur Mitte unterstellt wird. Fu¨r allgemeinere Prozesse wird sich vermut-
lich keine analytische Lo¨sung finden lassen. Die Arbeitseffektivita¨t lit+1 einer Familie i zum
Zeitpunkt t+ 1 wird definiert als:
lit+1 = l + ν(lit − l) + ²it+1 (8-15)
wobei l der konstante Erwartungswert der Produktivita¨t und ²it+1 die Auspra¨gung eines
unabha¨ngig und identisch verteilten Sto¨rterms mit Erwartungswert Null und Varianz σ2 ist.
Der Parameter ν liegt zwischen Null und Eins und gibt die Sta¨rke der Korrelation zwischen
der Produktivita¨t der Eltern und der Kinder an. Mit li0 = l+ ²i0 folgt aus Gleichung 8-15:
lit+1 = l +
t+1∑
j=0
νt+1−j²ij (8-16)
Fu¨r diesen einfachen Prozeß lassen sich Erwartungswert und Varianz von lit+1 leicht
ableiten:
E[lit+1] = l
Var(lit+1) = ν
2Var(lit) + σ
2 = σ2
t+1∑
j=0
ν2j (8-17)
Bei konstantem Erwartungswert nimmt die Varianz mit der Zeit zu.
Da die Produktivita¨t der Eltern teilweise auf die Kinder u¨bergeht, korrelieren die Pro-
duktivita¨ten innerhalb der Familien. Die Kovarianz Cov(lit+k, lit) la¨ßt sich ebenfalls u¨ber
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deren Definition (vgl. Mittelhammer ([131], 1996, S. 149 und S. 267) berechnen:
Cov(lit+k, lit) = E[(lit+k − E[lit+k])(lit − E[lit])]
= E[(l + νk(lit − l) +
k∑
m=1
νk−m²it+m − l)(lit − E[lit])]
= E[(νk(lit − l)(lit − E[lit]) +
k∑
m=1
νk−m²it+m(lit − E[lit])]
= E[(νk(lit − E[lit])(lit − E[lit])]
+ E[
k∑
m=1
νk−m²it+mlit]− E[
k∑
m=1
νk−m²it+mE[lit]]
= νkE[(lit − E[lit])2] = νkVar(lit)
Fu¨r die Umformung zur letzten Zeile ist zu beachten, daß E[²it+mlit] = E[²it+m]E[lit] = 0,
weil ²it+m und lit unabha¨ngig verteilt sind (vgl. Mittelhammer [131], 1996, S. 149).
Wird nun dieser stochastische Prozeß im Vererbungsmodell aus Kapitel 8.1 fu¨r die bei-
den Fa¨lle β = 1 und β < 1 unterstellt, fu¨hrt dies auf makroo¨konomischer Ebene zu keinerlei
A¨nderungen. Obwohl die Produktivita¨ten zwischen den Generationen einer Familie korre-
lieren, ist die Produktivita¨t einer Familie unabha¨ngig von derjenigen anderer Familien.
Betrachtet man beispielsweise die durchschnittliche Produktivita¨t in der Periode t+ 1:∑n
i=1 lit+1
n
=
∑n
i=1 l + νlit − νl + ²it+1
n
= (1− ν)l + ν
∑n
i=1 lit
n
+
∑n
i=1 ²it+1
n
= (1− ν)l + νl + 0 = l
so entspricht diese weiterhin dem Erwartungswert, der zur Vereinfachung in den Modellen
gleich Eins gesetzt wurde. Trotz der Korrelation werden die bisherigen langfristigen Gleich-
gewichte mit der selben Kapitalintensita¨t und den gleichen Lohn- und Zinssa¨tzen erreicht.
Diese Werte ko¨nnen somit ohne nochmalige Berechnung u¨bernommen werden.
Was sich jedoch vera¨ndert, ist die Verteilung der Produktivita¨t, aus der die Indivi-
duen ihre jeweilige Realisation ziehen. Und dies hat einen Einfluß auf die Verteilung des
Vermo¨gens, dessen Streuung zunimmt. Befindet sich die O¨konomie zum Zeitpunkt t = 0
im Steady State des Modells ohne Vererbung mit β = 1, und sei li0 = l + ²i0 mit l = 1,
dann gilt fu¨r das Vermo¨gen aGit+1 (siehe Gleichung 8-16):
aGit+1 = (1− α)wGlit = clit = c(1 +
t∑
j=0
νt−j²ij)
mit Erwartungswert E[aGit+1] = c, Varianz Var(a
G
it+1) = c
2σ2(
∑t
j=0 ν
2j) und Variationskoef-
fizient CV (aGit+1) = σ(
∑t
j=0 ν
2j)1/2(siehe Gleichung 8-17). Bei konstantem Erwartungswert
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wa¨chst die Streuung des Vermo¨gens mit der Zeit, weshalb die Ungleichheit ebenfalls zu-
nimmt.
Im Modell mit Vererbung la¨ßt sich nun die Entwicklung des Vermo¨gens nicht mehr ein-
fach beschreiben. Fu¨r das Vermo¨gen aBit der ersten vier Perioden erha¨lt man zum Beispiel:
aBi1 = c1a
B
0 + c2li0
aBi2 = c1a
B
i1 + c2li1 = c
2
1a
B
0 + c1c2li0 + c2li1
aBi3 = c1a
B
i2 + c2li2 = c
3
1a
B
0 + c
2
1c2li0 + c1c2li1 + c2li2
aBi4 = c1a
B
i3 + c2li3 = c
4
1a
B
0 + c
3
1c2li0 + c
2
1c2li1 + c1c2li2 + c2li3
wobei das Vermo¨gen a0 zu Beginn wieder fu¨r alle Familien gleich sein soll. Der Erwar-
tungswert des Vermo¨gens ist ebenfalls in allen Perioden gleich. Wie zuvor gezeigt wurde,
entspricht das erwartete Vermo¨gen in jeder Periode der Kapitalintensita¨t, die wiederum
durch die Konstanten c1 und c2 bestimmt wird. Konkret war E[a
B
it ] = k =
c2
1−c1
. Die
Varianz in den vier Perioden ist:
Var(aBi1) = c
2
2σ
2
Var(aBi2) = c
2
1c
2
2σ
2 + c22σ
2(1 + ν2) + 2c1c
2
2Cov(li1, li0)
= c21c
2
2σ
2 + c22σ
2(1 + ν2) + 2c1c
2
2νσ
2 = σ2c22(1 + (c1 + ν)
2)
Var(aBi3) = c
2
2σ
2(1 + (c1 + ν)
2 + (c21 + c1ν + ν
2)2)
Var(aBi4) = c
6
1c
2
2σ
2 + c41c
2
2Var(li1) + c
2
1c
2
2Var(li2) + c
2
2Var(li3) + 2c
5
1c
2
2Cov(li1, li0)
+ 2c41c
2
2Cov(li2, li0) + 2c
3
1c
2
2Cov(li3, li0) + 2c
3
1c
2
2Cov(li2, li1)
+ 2c21c
2
2Cov(li3, li1) + 2c1c
2
2Cov(li3, li2)
= c22σ
2(1 + (c1 + ν)
2 + (c21 + c1ν + ν
2)2 + (c31 + c
2
1ν + c1ν
2 + ν3)2)
wobei die letzte Zeile folgt, indem die Ausdru¨cke fu¨r die Varianz- und Kovarianzterme
eingesetzt werden, und weil Cov(lit+k, lit) = ν
kVar(lit). Fu¨r die ersten vier Perioden la¨ßt
sich somit der Variationskoeffizient fu¨r β = 1 und β < 1 vergleichen. Es ist
CV (aBi1) = σ(1− c1)
CV (aBi2) = σ(1− c1)(1 + (c1 + ν)2)1/2
CV (aBi3) = σ(1− c1)(1 + (c1 + ν)2 + (c21 + c1ν + ν2)2)1/2
CV (aBi4) = σ(1− c1)(1 + (c1 + ν)2 + (c21 + c1ν + ν2)2 + (c31 + c21ν + c1ν2 + ν3)2)1/2
Das Vermo¨gen ist im Vererbungsmodell weiterhin gleichma¨ßiger verteilt, da die Konstan-
te c1 zwischen Null und Eins liegt. Das wa¨re auch ohne Korrelation der Produktivita¨ten
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nicht anders. Neu ist jedoch, daß sich die Ungleichheit im Grundmodell im Laufe der Zeit
aufgrund der Korrelation erho¨ht, sich aber gleichzeitig die Ungleichheit im Vererbungsmo-
dell durch die Kovarianz versta¨rkt. Ob langfristig die Ungleichheit im Vererbungsmodell
diejenige aus dem Grundmodell ein- und vielleicht u¨berholt ist unklar. Zumindest fu¨r das
Grundmodell kann der Grenzwert der Vermo¨gensverteilung berechnet werden. Es gilt:
CV (aGit) = σ
(
t∑
k=1
ν2k−2
)1/2
= σ
(
1− ν2t
1− ν2
)1/2
(8-18)
und als Grenzwert der Reihe mit 0 < ν < 1:
CV (aGit→∞) = σ
(
1
1− ν2
)1/2
Wie sich die Ungleichheit im Modell mit Vererbung entwickelt, ist hingegen nicht so einsich-
tig. Obwohl allgemein vielleicht keine Aussage mo¨glich ist, la¨ßt sich unter einer bestimmten
Voraussetzung ein konkreter Ausdruck ableiten. Die Parameter ν und c1 sind beide kleiner
als Eins. Somit kann zur Vereinfachung angenommen werden, daß c1 = ν sei. Das ist zwar
ein Sonderfall, aber nun la¨ßt sich die Reihe weniger kompliziert darstellen:
CV (aBit) = σ(1− ν)(1 + (2ν)2 + (3ν2)2 + (4ν3)2 + . . .+ (tνt−1))1/2
= σ(1− ν)
(
t∑
k=1
k2ν2k−2
)1/2
(8-19)
Dies gilt natu¨rlich nur, wenn sich die Reihe tatsa¨chlich entsprechend der sich nach vier
Perioden andeutenden Regel entwickelt und man sozusagen die Methode
”
scharfes Hin-
schauen“ anwenden kann. Da die Varianz rekursiv definiert ist, sollte das aber tatsa¨chlich
der Fall sein. Formal la¨ßt sich das durch vollsta¨ndige Induktion beweisen. Dabei genu¨gt es
zu zeigen, daß Var(aBit) = c
2
2σ
2
∑t
k=1 k
2ν2k−2 ist. Offensichtlich gilt der Induktionsanfang
und die Behauptung ist fu¨r t = 1 wahr:
Var(aBi1) = c
2
2Var(li0) = c
2
2σ
2
c22σ
2
1∑
k=1
k2ν2k−2 = c22σ
212ν0 = c22σ
2
Nimmt man nun an, daß Var(aBit) = c
2
2σ
2
∑t
k=1 k
2ν2k−2 gilt, muß man zeigen, daß daraus
Var(aBit+1) = c
2
2σ
2
t+1∑
k=1
k2ν2k−2
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folgt. Da c1 = ν gesetzt wurde, ist die Varianz Var(a
B
it+1) definiert durch:
Var(aBit+1) = Var(νa
B
it + c2lit)
= ν2Var(aBit) + c
2
2Var(lit) + 2νc2Cov(a
B
it , lit)
= ν2c22σ
2
t∑
k=1
k2ν2k−2 + c22Var(lit) + 2νc2Cov(a
B
it , lit)
= c22σ
2
t∑
k=1
k2ν2k + c22σ
2
t∑
j=0
ν2j + 2νc2Cov(a
B
it , lit)
Mit aBit = ν
taB0 + c2
∑t−1
s=0 ν
t−1−slis wird Cov(a
B
it , lit) zu:
Cov(aBit , lit) = Cov(ν
taB0 + c2
t−1∑
s=0
νt−1−slis, lit)
= c2
t−1∑
s=0
νt−1−sCov(lis, lit)
Die letzte Zeile folgt aus:
Cov(aBit , lit) = E[(ν
taB0 + c2
t−1∑
s=0
νt−1−slis − E[νtaB0 + c2
t−1∑
s=0
νt−1−slis])(lit − E[lit])]
= E[(c2
t−1∑
s=0
νt−1−slis − c2
t−1∑
s=0
νt−1−sE[lis])(lit − E[lit])]
= E[(c2
t−1∑
s=0
νt−1−s(lis − E[lis]))(lit − E[lit])]
= E[c2
t−1∑
s=0
(νt−1−s(lis − E[lis])(lit − E[lit]))]
= c2
t−1∑
s=0
(νt−1−sE[(lis − E[lis])(lit − E[lit])])
= c2
t−1∑
s=0
νt−1−sCov(lis, lit)
womit man schließlich:
Var(aBit+1) = c
2
2σ
2
t∑
k=1
k2ν2k + c22σ
2
t∑
j=0
ν2j + 2νc22
t−1∑
s=0
νt−1−sCov(lis, lit) (8-20)
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erha¨lt. Weil Cov(lis, lit) = ν
t−sVar(lis) ist, kann man (8-20) schreiben als:
Var(aBit+1) = c
2
2σ
2
t∑
k=1
k2ν2k + c22σ
2
t∑
j=0
ν2j + 2νc22
t−1∑
s=0
νt−1−sνt−sVar(lis)
= c22σ
2
t∑
k=1
k2ν2k + c22σ
2
t∑
j=0
ν2j + 2νc22
t−1∑
s=0
ν2t−1−2sVar(lis)
= c22σ
2
t∑
k=1
k2ν2k + c22σ
2
t∑
j=0
ν2j + 2νc22
t−1∑
s=0
ν2t−1−2sσ2
s∑
j=0
ν2j
= c22σ
2
(
t∑
k=1
k2ν2k +
t∑
j=0
ν2j + 2ν
t−1∑
s=0
ν2t−1−2s
s∑
j=0
ν2j
)
Die Doppelsumme la¨ßt sich noch vereinfachen. Es ist:
2ν
t−1∑
s=0
ν2t−1−2s
s∑
j=0
ν2j = 2ν(ν2t−1 + ν2t−3(1 + ν2) + . . .+ ν(1 + ν2 + . . .+ ν2t−2))
= 2ν2(ν2t−2 + ν2t−4(1 + ν2) + . . .+ 1 + ν2 + . . .+ ν2t−2)
= 2ν2(tν2t−2 + (t− 1)ν2t−4 + . . .+ 2ν2 + 1)
= 2ν2
t∑
m=1
mν2m−2 = 2
t∑
m=1
mν2m
wobei die dritte Zeile aus der zweiten Zeile folgt, da sich der Klammerausdruck aus t
Summanden zusammensetzt. Damit erha¨lt man:
Var(aBit+1) = c
2
2σ
2
(
t∑
k=1
k2ν2k +
t∑
j=0
ν2j + 2
t∑
m=1
mν2m
)
=
c22σ
2 (ν2 + 4ν4 + 9ν6 + . . .+ (t− 1)2ν2t−2 + t2ν2t
+ 1 + ν2 + ν4 + ν6 + . . .+ ν2t−2 + ν2t
+ 2ν2 + 4ν4 + 6ν6 + . . .+ (2t− 2)ν2t−2 + 2tν2t)
= c22σ
2
(
1 + 4ν2 + 9ν4 + 16ν6 + . . .+ t2ν2t−2 + (t+ 1)2ν2t
)
= c22σ
2
t+1∑
k=1
k2ν2k−2
was gezeigt werden sollte. Der Variationskoeffizient CV (aBit) la¨ßt sich also fu¨r c1 = ν
tatsa¨chlich als
CV (aBit) = σ(1− ν)
(
t∑
k=1
k2ν2k−2
)1/2
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darstellen. Bleibt schließlich noch die Frage, ob CV (aBit) fu¨r t→∞ konvergiert und wenn
ja, gegen welchen Grenzwert. Das ha¨ngt natu¨rlich von dem Summenausdruck ab. Die Her-
leitung des Grenzwertes folgt dem Standardschema fu¨r einfache Reihen, ist allerdings etwas
umsta¨ndlicher. Zuerst wird zur Vereinfachung ν2 = q gesetzt und anschließend die Summe
ausgeschrieben:
t∑
k=1
k2qk−1 = 1 + 22q + 32q2 + 42q3 + . . .+ (t− 1)2qt−2 + t2qt−1 (8-21)
Multiplizieren von (8-21) mit q fu¨hrt zu:
q
t∑
k=1
k2qk−1 = q + 22q2 + 32q3 + 42q4 + . . .+ (t− 1)2qt−1 + t2qt (8-22)
Wird nun Gleichung 8-22 von Gleichung 8-21 abgezogen, erha¨lt man:
(1− q)
t∑
k=1
k2qk−1 = 1 + 3q + 5q2 + 7q3 + . . .+ (2t− 3)qt−2 + (2t− 1)qt−1 − t2qt (8-23)
Außerdem gilt:
t∑
k=1
(2k − 1)qk−1 = 1 + 3q + 5q2 + 7q3 + . . .+ (2t− 3)qt−2 + (2t− 1)qt−1 (8-24)
oder (8-24) wiederum mit q multipliziert:
q
t∑
k=1
(2k − 1)qk−1 = q + 3q2 + 5q3 + 7q4 + . . .+ (2t− 3)qt−1 + (2t− 1)qt (8-25)
um die Differenz zwischen (8-24) und (8-25) zu bilden:
(1− q)
t∑
k=1
(2k − 1)qk−1 = 1 + 2q + 2q2 + 2q3 + . . .+ 2qt−1 − (2t− 1)qt
= 2 + 2q + 2q2 + 2q3 + . . .+ 2qt−1 − 1− (2t− 1)qt
= 2
t∑
m=1
qm−1 − 1− (2t− 1)qt
= 2
1− qt
1− q − 1− (2t− 1)q
t
Also wird (8-24) zu:
t∑
k=1
(2k − 1)qk−1 = 2 1− q
t
(1− q)2 −
1 + (2t− 1)qt
1− q (8-24´ )
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Das Ergebnis aus (8-24´ ) wird schließlich in (8-23) eingesetzt:
(1− q)
t∑
k=1
k2qk−1 = 2
1− qt
(1− q)2 −
1 + (2t− 1)qt
1− q − t
2qt
Bringt man den Ausdruck 1− q auf die rechte Seite erha¨lt man letztlich:
t∑
k=1
k2qk−1 = 2
1− qt
(1− q)3 −
1 + (2t− 1)qt
(1− q)2 −
t2qt
1− q (8-23´ )
Wird fu¨r q wieder ν2 eingesetzt wird aus (8-23´ ):
t∑
k=1
k2ν2k−2 = 2
1− ν2t
(1− ν2)3 −
1 + (2t− 1)ν2t
(1− ν2)2 −
t2ν2t
1− ν2 (8-26)
Da ν zwischen Null und Eins liegt, konvergiert die Summe aus (8-26) fu¨r t → ∞. Der
Grenzwert ist:
∞∑
k=1
k2ν2k−2 =
2
(1− ν2)3 −
1
(1− ν2)2 =
1 + ν2
(1− ν2)3
Der Variationskoeffizient CV (aBit) aus Gleichung 8-19 konvergiert somit fu¨r t→∞:
CV (aBit→∞) = σ(1− ν)
(
1 + ν2
(1− ν2)3
)1/2
Im Gegensatz dazu ist der Grenzwert des Variationskoeffizienten CV (aGit) aus Gleichung
8-18:
CV (aGit→∞) = σ
(
1
1− ν2
)1/2
Bleibt nun zum Schluß noch die Frage, welcher dieser beiden Grenzwerte gro¨ßer ist. Das
Verha¨ltnis der beiden Werte ist:
CV (aBit→∞)
CV (aGit→∞)
=
(1− ν)(1 + ν2)1/2
1− ν2
Tatsa¨chlich ist der Bruch fu¨r 0 < ν < 1 kleiner als Eins, weil:
−2ν(1− ν)2 < 0
⇔ −2ν(1− 2ν + ν2) < 0
⇔ −2ν + 4ν2 − 2ν3 < 0
⇔ 1− 2ν + ν2 + ν2 − 2ν3 + ν4 < 1− 2ν2 + ν4
⇔ (1− 2ν + ν2)(1 + ν2) < 1− 2ν2 + ν4
⇔ (1− ν)2(1 + ν2) < (1− ν2)2
⇔ (1− ν)(1 + ν2)1/2 < 1− ν2
⇔ (1− ν)(1 + ν
2)1/2
1− ν2 < 1
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Wa¨hrend fu¨r ν → 0 der Bruch gerade den Wert Eins annimmt, la¨ßt sich mit der Regel
von L’Hoˆpital (vgl. Chiang [58], 1984, S. 429) zeigen, daß fu¨r ν → 1 der Grenzwert
√
1/2
ist. Trotz Korrelation der Lo¨hne ist die Ungleichheit im Modell mit Vererbung weiterhin
geringer als im Modell ohne Vererbung. Die naive U¨berlegung aus dem vorhergehenden
Abschnitt hat sich damit nicht besta¨tigt. Vererbung hat also weiterhin einen ausgleichenden
Einfluß auf die Vermo¨gensungleichheit.
Wu¨rde man das gleiche Ergebnis erhalten, wenn man die Annahme c1 = ν fallen la¨ßt?
Daru¨ber kann eigentlich nur spekuliert werden. Sicherlich ist es nicht ausgeschlossen, daß
dann im Modell mit Vererbung die Ungleichheit relativ gro¨ßer ist als im Modell ohne
Vererbung. Aber vermutlich wird dies nicht der Fall sein, da der Summenausdruck seinen
maximalen Wert fu¨r c1 = ν erreichen sollte. Und fu¨r c1 = ν ist CV (a
B
it→∞) < CV (a
B
it→∞),
was oben gezeigt wurde.
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9 Ein stochastisches Modell mit Steuern
In den schon angesprochenen Arbeiten von Becker und Tomes ([33], 1979) und Davies und
Kuhn ([69], 1991) hat die Einfu¨hrung einer Erbschaftsteuer den unerwarteten Effekt, zu
einer Erho¨hung der intragenerationalen Ungleichheit zu fu¨hren. In beiden Arbeiten verer-
ben Eltern jedoch im Gegensatz zu dem in dieser Arbeit entwickelten Modell aus einem
altruistischen Motiv Vermo¨gen. Zudem ko¨nnen Eltern bei Becker und Tomes ([33], 1979) in
das Humankapital ihrer Kinder investieren. Ergebnisse von Davies und Kuhn ([69], 1991)
scheinen aber stabil im Hinblick auf das Vererbungsmotiv zu sein. Beru¨cksichtigen die bei-
den Autoren Paternalismus anstatt Altruismus a¨ndert dies nicht die Grundaussagen ihres
Modells. Im folgenden Abschnitt wird nun zuerst eine Erbschaftsteuer in das in Kapitel
8.1 betrachtete Modell eingebaut, um dann zu u¨berpru¨fen, welchen Einfluß diese auf die
Vermo¨gensungleichheit hat.
Anstatt der Erbschaftsteuer ko¨nnte ebenso die Wirkung einer Einkommensteuer be-
trachtet werden. Ein Vergleich der beiden Steuerarten ginge in Richtung Theorie der opti-
malen Besteuerung. Wie man spa¨ter sehen wird, bietet das Modell dieser Arbeit dafu¨r aber
nicht den passenden Rahmen, da es einerseits zu einfach ist und zum Beispiel die Arbeit-
Freizeit-Entscheidung der Haushalte nicht beru¨cksichtigt. Andererseits ist es wiederum zu
komplex, weil sich ein umfassender Ansatz nicht verwirklichen la¨ßt.
9.1 Stochastisches Modell mit Erbschaftsteuern
Das Modell entspricht dem stochastischen Modell mit Vererbung aus Kapitel 8.1. Aller-
dings muß nun das Vermo¨gen, das die Eltern vererben mo¨chten, mit dem Steuersatz τB
versteuert werden. Die Einnahmen des Staates aus der Erbschaftsteuer fließen in der Er-
hebungsperiode gleich der jungen Generation in Form eines Pro-Kopf-Transfers zu. Dieser
ist fu¨r alle gleich – also unabha¨ngig von der Ho¨he des Familienvermo¨gens – und entspricht
gerade den Steuereinnahmen des Staates. Das Budget des Staates ist somit in jeder Periode
ausgeglichen.
9.1.1 Haushalte
Das Einkommen eines Haushalts i ist weiterhin eine Zufallsvariable. Haushalte maximieren
ihren Nutzen:
max
cyit,c
o
it+1,bit+1
Uit = max(α ln c
y
it + (1− α)[β ln coit+1 + (1− β) ln bit+1])
9 Ein stochastisches Modell mit Steuern 145
unter den Nebenbedingungen fu¨r die beiden Perioden t und t+ 1:
wtlit + bit +
τB
∑n
i=1 bit/n
1− τB = c
y
it + sit
sit(1 + rt+1) = c
o
it+1 +
bit+1
1− τB
Zu beachten ist, daß in die Nutzenfunktion der Betrag eingeht, der nach Abzug der Steu-
er vererbt wird, also das Vermo¨gen, das die Nachfahren tatsa¨chlich erhalten. Die Kinder
bekommen zusa¨tzlich zu dem von ihren Eltern geerbten Vermo¨gen vom Staat eine Trans-
ferzahlung in Ho¨he von
τB
∑n
i=1 bit/n
1−τB
, die genau den durchschnittlichen Steuereinnahmen des
Staates pro Nachlaß entspricht. Der Steuerssatz τB soll zwischen Null und Eins liegen. An-
statt die Erbschaftsteuer so wie hier zu modellieren, ha¨tte man auch den vielleicht angemes-
seneren Weg wa¨hlen, und die Erbschaftsteuer wie eine Konsumsteuer behandeln ko¨nnen.
Die Erbschaftsteuer wu¨rde dann den
”
Preis“ des Konsumgutes
”
Erbschaft“ erho¨hen.
Fu¨r ein in t geborenes Individuum der Familie i sind die nutzenmaximierenden Mengen:
cyit = α
(
wtlit + bit +
τB
∑n
i=1 bit/n
1− τB
)
sit = (1− α)
(
wtlit + bit +
τB
∑n
i=1 bit/n
1− τB
)
coit+1 = (1− α)β
(
wtlit + bit +
τB
∑n
i=1 bit/n
1− τB
)
(1 + rt+1)
bit+1 = (1− α)(1− β)(1− τB)
(
wtlit + bit +
τB
∑n
i=1 bit/n
1− τB
)
(1 + rt+1)
= (1− β)(1− τB)sit(1 + rt+1)
Individuen konsumieren weiterhin den Anteil α ihrer Ressourcen in der ersten Periode
und den Anteil β an den Ersparnissen in der zweiten Periode. Zwar erhalten die Erben
eine geringere Erbschaft bit+1, weil die Erbschaft durch die vom Staat einbehaltene Steu-
er reduziert wird. Die Ho¨he des Nachlaßes bit+1
(1−τb)
und damit der Anteil des Vermo¨gens,
der von den Eltern nicht in der zweiten Periode konsumiert sondern vererbt wird, rea-
giert jedoch nicht auf die Erbschaftsteuer. Deshalb wird sich auch auf aggregierter Ebene
gegenu¨ber dem Modell ohne Erbschaftsteuer nichts vera¨ndern. Was einerseits natu¨rlich
sehr praktisch fu¨r die Lo¨sung des Modells ist, ist andererseits unrealistisch. Man wu¨rde
eher erwarten, daß Eltern auf die Einfu¨hrung oder A¨nderung von Steuersa¨tzen reagie-
ren, etwa indem das vererbte Vermo¨gen zuru¨ckgeht, oder die Ersparnisse und damit das
aggregierte Vermo¨gen abnehmen. Daß hier nichts derartiges passiert, ist eine nette Eigen-
schaft der Cobb-Douglas-Nutzenfunktion. Die Einfu¨hrung der Erbschaftsteuer wirkt wie
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eine Preissteigerung des Gutes
”
Vererbung“, die bei den Haushalten Substitutions- und
Einkommenseffekte auslo¨st. Haushalte substituieren
”
Vererbung“ gegen das relativ billiger
gewordene Gut
”
Konsum“. Durch die Preiserho¨hung sinkt jedoch auch die Kaufkraft des
Einkommens, weswegen Haushalte den Konsum, der ein normales Gut darstellt, wieder ein-
schra¨nken. Bei der Cobb-Douglas-Funktion heben sich fu¨r cyit und c
o
it+1 Substitutions- und
Einkommenseffekt gerade auf. Haushalte fragen die gleichen Konsummengen wie vor der
Preiserho¨hung des Gutes
”
Vererbung“ nach, die Ausgabenanteile sa¨mtlicher Gu¨ter bleiben
gleich. Zudem sind Cobb-Douglas-Pra¨ferenzen homothetisch. Wa¨ren sie dies nicht, ko¨nnte
die Umverteilung des Staates die gesamtwirtschaftlichen Ersparnisse beeinflussen, weil sich
die Einkommensverteilung vera¨ndert. Beispielsweise wu¨rden die gesamtwirtschaftlichen Er-
sparnisse zuru¨ckgehen, wenn Vererbung ein Luxusgut wa¨re, die Nachfrage nach dem Gut
Vererbung in Relation zum Einkommen also schneller steigt und die Engel-Kurve entspre-
chend keine Gerade ist, und der Staat durch die Umverteilungsmaßnahme gleichzeitig das
bestehende Volkseinkommen gleichma¨ßiger auf alle Haushalte verteilt.
Was schließlich ebenfalls einen Einfluß hat, ist die Annahme, daß Vererbung fu¨r die
Eltern wie ein Konsumgut ist. Wu¨rden sie wie bei reinem Altruismus den Nutzen ihrer
Kinder als Zielgro¨ße beru¨cksichtigen, ko¨nnte es fu¨r Eltern sinnvoll sein, auch den staatli-
chen Transfer an das eigene Kind mit in ihr Nutzenkalku¨l einzubeziehen. Einzelne Eltern
ha¨tten dann eventuell einen Anreiz, kein oder nur wenig Vermo¨gen zu vererben, solange alle
anderen Familien weiterhin ihren Kindern Vermo¨gen hinterlassen und sich die gesamten
Steuereinnahmen, und damit der staatliche Transfer an die Kinder, aufgrund des Wegfalls
einer einzigen Steuerzahlung kaum vera¨ndern. Vor allem bei einem sehr hohen Steuersatz
oder wenn Eltern nur geringes Vermo¨gen besitzen, ko¨nnte die Transferzahlung des Staates
einen ho¨heren Anteil am Budget des Erben ausmachen als das direkt vererbte Vermo¨gen
der Eltern. Der Nutzen der Erben wu¨rde sich kaum vera¨ndern, selbst wenn die Eltern ihren
Transfer verringern. Somit ko¨nnte fu¨r Eltern ein Anreiz bestehen, selbst mehr zu konsu-
mieren und weniger Vermo¨gen zu vererben, weil die staatlichen Transferleistungen an die
Kinder praktisch unvera¨ndert bleiben und Eltern ihren Nutzen durch eine Reduktion des
Nachlaßes erho¨hen. Wenn aber alle Familien so handeln, wird kein Vermo¨gen mehr vererbt
und alle Eltern verschlechtern sich. Eine a¨hnliche Argumentation wird bei Boadway und
Keen ([46], 2000, S. 684) im Zusammenhang von Spenden und deren Problematik als quasi
o¨ffentliches Gut hervorgehoben.
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9.1.2 Marktgleichgewicht
Auf aggregierter Ebene gibt es formal trotz Umverteilung keine Vera¨nderung:
kt+1 =
∑n
i=1 sit/n∑n
i=1 lit+1/n
=
∑n
i=1(1− α)
(
wtlit + bit +
τB
∑n
i=1 bit/n
1−τB
)
/n∑n
i=1 lit+1/n
= (1− α)wt
∑n
i=1 lit/n∑n
i=1 lit+1/n
+ (1− α)
∑n
i=1 bit/n∑n
i=1 lit+1/n
+ (1− α)
∑n
i=1
(
τB
∑n
i=1 bit/n
1−τB
)
/n∑n
i=1 lit+1/n
= (1− α)wt
∑n
i=1 lit/n∑n
i=1 lit+1/n
+ (1− α)
∑n
i=1 bit/n∑n
i=1 lit+1/n
+ (1− α)
τB
1−τB
∑n
i=1 bit/n∑n
i=1 lit+1/n
= (1− α)wt
∑n
i=1 lit/n∑n
i=1 lit+1/n
+
1− α
1− τB
∑n
i=1 bit/n∑n
i=1 lit+1/n
Fu¨r
∑n
i=1 bit/n gilt:
n∑
i=1
bit/n =
n∑
i=1
(1− β)(1− τB)(1 + rt)sit−1/n
= (1− β)(1− τB)(1 + rt)
∑n
i=1 sit−1/n∑n
i=1 lit/n
n∑
i=1
lit/n
= (1− β)(1− τB)(1 + rt)kt
n∑
i=1
lit/n
so daß man:
kt+1 = (1− α)wt
∑n
i=1 lit/n∑n
i=1 lit+1/n
+ (1− α)(1− β)kt(1 + rt)
∑n
i=1 lit/n∑n
i=1 lit+1/n
= (1− α)wt + (1− α)(1− β)kt(1 + rt)
erha¨lt. Ersetzt man schließlich wt = (1− γ)Akγt und rt = γAkγ−1t − δ gelangt man zu:
kt+1 = (1− α)(1− γ)Akγt + (1− α)(1− β)kt(1 + γAkγ−1t − δ)
= [(1− α)(1− γ)A+ (1− α)(1− β)γA]kγt + (1− α)(1− β)(1− δ)kt
Das ist exakt der gleiche Ausdruck wie im Modell ohne Erbschaftsteuer. Die Steuer hat
also keinen Einfluß auf die Vermo¨gensbildung.
9.1.3 Familienvermo¨gen
Zur Herleitung der Entwicklung des Vermo¨gens einer Familie i mit Erbschaftsteuer wird
wieder angenommen, daß sich die O¨konomie in ihrem langfristigen Gleichgewicht befindet.
Die Kapitalintensita¨t k, Lohn w und Zinssatz r haben ihr konstantes Steady-State-Niveau
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erreicht. Das Familienvermo¨gen zum Zeitpunkt t+1 entspricht der Ersparnis dieser Familie
in der Vorperiode:
ait+1 = sit = (1− α)
(
wlit + bit +
τB
∑n
i=1 bit/n
1− τB
)
= (1− α)wlit + (1− α)(1− β)(1− τB)(1 + r)sit−1 + (1− α)τ
B
∑n
i=1 bit/n
1− τB
= (1− α)wlit + (1− α)(1− β)(1− τB)(1 + r)ait + (1− α)τ
B
∑n
i=1 bit/n
1− τB
wobei
∑n
i=1 bit/n = (1− β)(1− τB)(1 + r)k und somit:
ait+1 = (1− α)wlit + (1− α)(1− β)(1− τB)(1 + r)ait + (1− α)(1− β)τB(1 + r)k (9-1)
Das Familienvermo¨gen ait+1 setzt sich aus drei Komponenten zusammen. Die Ho¨he wird
erstens durch die zufa¨llige Produktivita¨t in der Vorperiode beeinflußt, welche sich im Lohn-
einkommen niederschla¨gt. Zweitens hat die Ho¨he des von den Eltern geerbten Vermo¨gens
einen Einfluß. Und drittens bekommt jede Familie in jeder Periode die gleiche staatliche
Transferzahlung, die durch die langfristige Kapitalintensita¨t k und den Steuersatz τB be-
stimmt wird. Der Ausdruck in (9-1) la¨ßt sich mit den bereits in Kapitel 8.1.5 auf Seite 111
definierten Konstanten:
c1 := (1− α)(1− β)(1 + r)
c2 := (1− α)w
vereinfachen, da sich Zinssatz r und Lohnsatz w im langfristigen Gleichgewicht in beiden
Fa¨llen nicht unterscheiden. Um sich zusa¨tzlich die weiteren Parameter wie τB zu sparen,
ko¨nnen nochmals zwei Konstanten definiert werden:
c3 := (1− α)(1− β)τB(1 + r)k = τBkc1
c4 := (1− α)(1− β)(1− τB)(1 + r) = (1− τB)c1
Damit wird Gleichung 9-1 schließlich zu:
ait+1 = c3 + c4ait + c2lit (9-2)
Die Lo¨sung der Differenzengleichung in (9-2) erha¨lt man wieder durch rekursives Einsetzen.
Wie zuvor sollen zum Zeitpunkt t = 0 alle Familien das gleiche Vermo¨gen a0 besitzen, das
der Kapitalintensita¨t im langfristigen Gleichgewicht entspricht. Aus (9-2) la¨ßt sich dann
die folgende Formel ableiten:
ait = c3
t−1∑
s=0
cs4 + c
t
4a0 + c2
t−1∑
s=0
ct−1−s4 lis (9-3)
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Gleichung 9-3 ist die Lo¨sung der Differenzengleichung aus (9-2) mit dem erwarteten Vermo¨gen
der Familie i zum Zeitpunkt t:
E[ait] = c3
1− ct4
1− c4 + c
t
4a0 + c2
1− ct4
1− c4
= ct4a0 + (c2 + c3)
1− ct4
1− c4
und der Varianz:
Var(ait) = Var(c2
t−1∑
s=0
ct−1−s4 lis) = c
2
2σ
2
t−1∑
s=0
(ct−1−s4 )
2 (9-4)
= c22σ
21− c2t4
1− c24
Fu¨r die langfristige Verteilung des Familienvermo¨gens fu¨r t → ∞ gilt wie zuvor, daß das
Verhalten der Verteilung entscheidend von der Konstante c4 abha¨ngt. Wie in den vorherigen
Modellen sollte sie auch in diesem Fall zwischen Null und Eins liegen. Die Konstante c4
war definiert als:
c4 = (1− τB)c1
Mit 0 < τB, c1 < 1 ist: 0 < c4 < 1. Daraus folgt:
E[ait→∞] =
c2 + c3
1− c4 (9-5)
fu¨r den Erwartungswert und fu¨r die Varianz:
Var(ait→∞) =
c22σ
2
1− c24
(9-6)
9.1.4 Erbschaftsteuer und Ungleichheit
Die Erbschaftsteuer mit gleichzeitigen staatlichen Transfers hat keine Auswirkungen auf
die aggregierten Gro¨ßen. Dennoch wird durch die Umverteilung des Staates die Verteilung
des Vermo¨gens vera¨ndert. Sei Var(amSit ) die Streuung des Vermo¨gens mit Erbschaftsteuer
aus Gleichung 9-4 und Var(aoSit ) diejenige ohne Erbschaftsteuer aus Gleichung 8-9´ auf Seite
113. Dann ist:
Var(amSit )
Var(aoSit )
=
c22σ
2
∑t−1
s=0(c
t−1−s
4 )
2
c22σ
2
∑t−1
s=0(c
t−1−s
1 )
2
=
∑t−1
s=0(c
t−1−s
4 )
2∑t−1
s=0(c
t−1−s
1 )
2
(9-7)
Weil c4 = (1 − τB)c1 und man die Reihe weniger umsta¨ndlich schreiben kann, wird (9-7)
zu:
Var(amSit )
Var(aoSit )
=
∑t−1
k=0(c
2
4)
k∑t−1
k=0(c
2
1)
k
=
∑t−1
k=0([(1− τB)c1]2)k∑t−1
k=0(c
2
1)
k
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Wegen 0 < τB, c < 1 gilt (1− τB)c1 < c1 und somit c4 < c1, weshalb:
t−1∑
k=0
(c24)
k <
t−1∑
k=0
(c21)
k
fu¨r alle t ≥ 2. Damit ist der Za¨hler in (9-7) kleiner als der Nenner und der Bruch echt
kleiner als Eins. Vergleicht man also zwei bis auf eine Erbschaftsteuer identische O¨kono-
mien, die sich in t = 0 im langfristigen Gleichgewicht mit konstanter Kapitalintensita¨t
befinden und in denen zu Beginn das gesamtwirtschaftliche Vermo¨gen gleichma¨ßig auf alle
Haushalte aufgeteilt ist, wird in der O¨konomie, in der die Erbschaften besteuert werden, ab
der zweiten Periode die Streuung des Vermo¨gens geringer sein als in der O¨konomie, in der
Erbschaften nicht besteuert werden. In der ersten Periode hat die Besteuerung noch keinen
Einfluß auf die Varianz des Vermo¨gens, weil in der vorhergehenden Periode das Vermo¨gen
als gleichverteilt angenommen wurde. Da der Erwartungswert des Familienvermo¨gens sich
nicht mehr vera¨ndert, wird ab t = 2 auch die Ungleichheit, gemessen durch den Variati-
onskoeffizienten, durch die Besteuerung der Erbschaften abnehmen.
Bleibt abschließend noch die Frage, welchen Einfluß eine Erbschaftsteuer auf die inter-
generationale Verteilung sowie die Vermo¨gensmobilita¨t hat. Zur Ungleichheit der intergene-
rationalen Verteilung la¨ßt sich sagen, daß diese durch eine Erbschaftsteuer leicht zunimmt.
Weil ein Teil des Nachlaßes besteuert wird, kann sich der Vermo¨genstatus der Eltern nicht
mehr so stark auf ihre Kinder u¨bertragen. Dies ist auch das Ergebnis eines Zufallszah-
lenexperimentes wie in Abschnitt 8.2.2. In diesem nimmt die intergenerationale Ungleich-
heitheit mit dem Steuersatz τB zu, wobei die Zunahme allerdings sehr geringfu¨gig ist. Die
Vermo¨gensmobilita¨t hingegen steigt durch die Erbschaftsteuer. Fu¨r einen Steuersatz von
τB = 1 mu¨ßte sich die gleiche Mobilita¨t wie im einfachen Modell ohne Erbschaftsteuer er-
geben, da aufgrund der vollsta¨ndigen Besteuerung der Erbschaften eine Gesellschaft wieder
vo¨llig mobil wird. Außerdem kann versucht werden, formal die Korrelation des Vermo¨gens
mit und ohne Erbschaftsteuer zu berechnen und zu vergleichen. Ohne Erbschaftsteuer be-
tra¨gt die Korrelation Cor(aoSit+1, ait) (vgl. Abschnitt 8.2.3):
Cor(aoSit+1, ait) = c1
Var(ait)
1/2
Var(aoSit+1)
1/2
= c1
(
1− c2t1
1− c2t+21
)1/2
Mit Erbschaftsteuer la¨ßt sich folgender Ausdruck fu¨r die Korrelation Cor(amSit+1, ait) ableiten:
Cor(amSit+1, ait) = c4
Var(ait)
1/2
Var(amSit+1)
1/2
= c4
(
1− c2t4
1− c2t+24
)1/2
= (1− τB)c1
(
1− ((1− τB)c1)2t
1− ((1− τB)c1)2t+2
)1/2
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Fu¨r τB = 0 erhebt der Staat keine Erbschaftsteuer und Cor(aoSit+1, ait) = Cor(a
mS
it+1, ait).
Setzt der Staat jedoch τB = 1, ist Cor(amSit+1, ait) = 0, die Gesellschaft demnach vo¨llig
mobil, weil das Vermo¨gen der erwachsenen Kinder nicht mit dem ihrer Eltern korreliert.
9.1.5 Erbschaftsteuer ohne Recycling
Wie im vorherigen Abschnitt gezeigt wurde, reichen eine lineare Erbschaftsteuer und Pau-
schaltransfers aus, um Ungleichheiten in der Vermo¨gensverteilung zu mildern. Etwas anders
sieht es aus, wenn die Steuereinnahmen nicht umverteilt werden. In diesem Abschnitt wird
davon ausgegangen, daß der Staat die Steuereinnahmen absorbiert. Die Steuern werden
ohne Gegenleistung dem privaten Sektor entzogen. Das alleinige Erheben einer Erbschaft-
steuer hat nun einen anderen Effekt. Damit nicht das ganze Modell noch einmal aufgerollt
werden muß, wird nur auf die Unterschiede zum vorherigen Abschnitt eingegangen. Haus-
halte maximieren ihren Nutzen:
max
cyit,c
o
it+1,bit+1
Uit = max(α ln c
y
it + (1− α)[β ln coit+1 + (1− β) ln bit+1])
unter den Nebenbedingungen:
wtlit + bit = c
y
it + sit
sit(1 + rt+1) = c
o
it+1 +
bit+1
1− τB
Die nutzenmaximierenden Mengen sind:
cyit = α(wtlit + bit)
sit = (1− α)(wtlit + bit)
coit+1 = βsit(1 + rt+1)
boit+1 = (1− β)(1− τB)sit(1 + rt+1)
Weil der Fiskus die Steuereinnahmen den Haushalten nicht mehr u¨ber einen Pauschal-
transfers zuru¨ckgibt, verringert sich das Budget der Haushalte. Entsprechend nehmen die
privaten Ersparnisse ab, was sich wiederum auf den Aufbau des Kapitalstocks auswirkt.
Im Marktgleichgewicht gilt:
kt+1 =
∑n
i=1 sit/n∑n
i=1 lit+1/n
=
(1− α)wt
∑n
i=1 lit/n∑n
i=1 lit+1/n
+
(1− α)∑ni=1 bit/n∑n
i=1 lit+1/n
= (1− α)wt + (1− α)(1− β)(1− τB)(1 + rt)kt
9 Ein stochastisches Modell mit Steuern 152
Nach Einsetzen von Lohn- und Zinssatz kann die Kapitalintensita¨t im langfristigen Gleich-
gewicht berechnet werden. Diese ist:
k =
(
(1− α)(1− γ)A+ (1− α)(1− β)(1− τB)γA
1− (1− α)(1− β)(1− τB)(1− δ)
)(1−γ)−1
Im Vergleich zu der Kapitalintensita¨t in Gleichung 8-3 auf Seite 109 ist dieser Wert, wie
zu erwarten war, kleiner. Als Folge der geringeren Kapitalintensita¨t sinkt der Lohnsatz w
im langfristigen Gleichgewicht, wohingegen der Zinssatz r steigt.
Befindet sich die O¨konomie im Steady State, entwickelt sich das Familienvermo¨gen ait+1
gema¨ß:
ait+1 = sit = (1− α)wlit + (1− α)(1− β)(1− τB)(1 + r)ait
= c6ait + c7lit
Durch wiederholtes Einsetzen erha¨lt man:
ait = c
t
6a0 + c7
t−1∑
s=0
ct−1−s6 lis
mit Erwartungswert:
E[ait] = c
t
6a0 + c7
1− ct6
1− c6
und Varianz:
Var(ait) = c
2
7σ
21− c2t6
1− c26
Die Konstante c6 ist:
c6 =
(1− β)(1− τB)γ + (1− α)(1− β)(1− τB)(1− γ)(1− δ)
1− γ + (1− β)(1− τB)γ
Sie ist sicherlich gro¨ßer als Null und auch kleiner als Eins, weil:
c6 <
(1− β)(1− τB)γ + 1− γ
(1− β)(1− τB)γ + 1− γ = 1
weshalb fu¨r t→∞ der Erwartungswert gegen
E[ait→∞] =
c7
1− c6
und die Varianz gegen
Var(ait→∞) =
c27σ
2
1− c26
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konvergiert. Berechnet man nun fu¨r t→∞ den Variationskoeffizienten CV , erha¨lt man:
CV (ait→∞) = σ
1− c6
(1− c26)1/2
Im Vergleich dazu war der Variationskoeffizient CV B aus dem einfachen Vererbungsmodell
ohne Steuern in Abschnitt 8.1:
CV (aBit→∞) = σ
1− c1
(1− c21)1/2
Welcher der beiden Werte gro¨ßer ist, ha¨ngt von den Konstanten ab. Fu¨r τB = 0 sind
die beiden Konstanten und somit die Variationskoeffizienten gleich. Die Ableitung ∂c6
∂τB
ist
kleiner Null, weshalb also c6 ≤ c1. Außerdem ist:
∂(1− c6)(1− c26)−1/2
∂τB
=
∂(1− c6)(1− c26)−1/2
∂c6
∂c6
∂τB
=
c6 − 1
(1− c26)3/2
∂c6
∂τB
> 0
CV (aBit→∞) nimmt seinen geringstenWert gerade fu¨r τ
B = 0 an, wo CV (ait→∞) = CV (a
B
it→∞).
Sobald τB > 0 gesetzt wird, wa¨chst CV (ait→∞), womit die Ungleichheit also zunimmt. Fu¨r
τB → 1 erreicht die Ungleichheit ihren gro¨ßten Wert, welcher derselbe wie im einfachen
Modell ohne Erbschaftsteuer ist. Durch die reine Besteuerung der Erbschaften wird der an
und fu¨r sich positive Effekt des Vererbens zunichte gemacht. Ist die Regierung also nicht in
der Lage, die Steuereinnahmen u¨ber Kopf-Transfers der Bevo¨lkerung wieder zuru¨ckzuge-
ben, oder geht wa¨hrend des Transfersprozesses zu viel der Steuereinnahmen verloren, wirkt
die Erbschaftsteuer in die falsche Richtung, die Vermo¨genskonzentration nimmt zu.
9.2 Stochastisches Modell mit Einkommensteuern
Statt einer Erbschaftsteuer ko¨nnte der Staat ebenso versuchen, u¨ber eine Einkommensteu-
er auf die Verteilung des Vermo¨gens innerhalb einer Generation einzuwirken. Wie zuvor
wird angenommen, daß der Fiskus die Steuereinnahmen in der gleichen Periode durch ei-
ne identische Pro-Kopf-Zahlung den Haushalten wieder zukommen la¨ßt, weshalb sich das
Marktgleichgewicht gegenu¨ber den vorherigen Abschnitten nicht vera¨ndert.
Haushalte maximieren weiterhin ihren Nutzen. Ihr zufa¨lliges Einkommen wird jedoch
mit einem konstanten Steuersatz τE besteuert. Zusa¨tzlich zu dem von den Eltern geerbten
Vermo¨gen bit erhalten die Individuen in der ersten Periode eine fu¨r alle Haushalte gleiche
Transferleistung vom Staat in Ho¨he von τEwt
∑n
i=1 lit/n.
max
cyit,c
o
it+1,bit+1
Uit = max(α ln c
y
it + (1− α)[β ln coit+1 + (1− β) ln bit+1])
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Die Nebenbedingungen der beiden Perioden sind:
(1− τE)wtlit + bit + τEwt
n∑
i=1
lit/n = c
y
it + sit
sit(1 + rt+1) = c
o
it+1 + bit+1
Aus den Bedingungen erster Ordnung lassen sich die nachgefragten Mengen bestimmen.
Es ist wiederum so, daß jeweils der Anteil α am Gesamtbudget in der ersten Periode fu¨r
Konsum ausgegeben wird. Der restliche Teil des Budgets wird gespart, verzinst sich und
wird in der zweiten Periode konsumiert oder vererbt.
cyit = α[(1− τE)wtlit + bit + τEwt
n∑
i=1
lit/n]
sit = (1− α)[(1− τE)wtlit + bit + τEwt
n∑
i=1
lit/n]
coit+1 = (1− α)β[(1− τE)wtlit + bit + τEwt
n∑
i=1
lit/n](1 + rt+1)
bit+1 = (1− α)(1− β)[(1− τE)wtlit + bit + τEwt
n∑
i=1
lit/n](1 + rt+1)
Fu¨r kt+1 la¨ßt sich die schon bekannte Differenzengleichung herleiten:
kt+1 = [(1− α)(1− γ)A+ (1− α)(1− β)γA]kγt + (1− α)(1− β)(1− δ)kt
mit den entsprechenden Werten k, r und w.
Was sich mit einer Einkommensteuer gegenu¨ber einer Erbschaftsteuer jedoch a¨ndert,
ist die Entwicklung des Vermo¨gens einer Familie i. Befindet sich die O¨konomie im langfris-
tigen stabilen Gleichgewicht mit konstantem Zins r und konstantem Lohnsatz w, ist das
Vermo¨gen einer Familie i zum Zeitpunkt t+ 1:
ait+1 = sit = (1− α)(1− τE)wlit + (1− α)bit + (1− α)τEw
= (1− α)(1− τE)wlit + (1− α)(1− β)sit−1(1 + r) + (1− α)τEw
= (1− α)τEw + (1− α)(1− β)(1 + r)ait + (1− α)(1− τE)wlit
oder mit den schon zuvor eingefu¨hrten Konstanten:
ait+1 = c2τ
E + c1ait + c2(1− τE)lit (9-8)
Durch wiederholtes Einsetzen la¨ßt sich die Differenzengleichung in (9-8) lo¨sen:
ait = c2τ
E
t−1∑
s=0
cs1 + c
t
1a0 + c2(1− τE)
t−1∑
s=0
ct−1−s1 lis (9-9)
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Der Erwartungswert ist:
E[ait] = c2τ
E 1− ct1
1− c1 + c
t
1a0 + c2(1− τE)
1− ct1
1− c1
und die Varianz:
Var(ait) = c
2
2(1− τE)2σ2
1− c2t1
1− c21
oder fu¨r t→∞:
E[ait→∞] =
c2
1− c1
Var(ait→∞) =
c22(1− τE)2σ2
1− c21
9.2.1 Einkommensteuer oder Erbschaftsteuer?
Wie bereits zuvor erwa¨hnt, bietet das Modell dieser Arbeit keinen passenden Rahmen, um
verschiedene Steuersysteme zu bewerten. Mo¨glich ist aber zumindest ein einfacher Vergleich
der Vermo¨gensverteilung der beiden Modelle mit Einkommensteuer und mit Erbschaftsteu-
er. Hierbei genu¨gt es, sich auf die Varianz des Vermo¨gens zu beschra¨nken, da in beiden
Fa¨llen der Erwartungswert des Vermo¨gens gleich ist. Wird die oben berechnete Varianz
bei einer Einkommensteuer gleich derjenigen aus dem Modell mit Erbschaftsteuer (siehe
Gleichung 9-6) gesetzt, ko¨nnen Steuersa¨tze ermittelt werden, fu¨r welche die Vermo¨gensun-
gleichheit jeweils identisch ist:
c22(1− τE)2σ2
1− c21
=
c22σ
2
1− (1− τB)2c21
oder aufgelo¨st nach τE:
τE = 1−
(
1− c21
1− (1− τB)2c21
)1/2
Die Ho¨he des Steuersatzes τE, der bei identischer Ungleichheit gewa¨hlt werden muß, ha¨ngt
einerseits vom Steuersatz auf die Erbschaften und andererseits von c1 ab. Beide Ableitun-
gen sind gro¨ßer als Null, was zumindest fu¨r die erste auch zu erwarten ist. Da die Varianz
im Modell mit Erbschaftsteuer durch einen ho¨heren Steuersatz τB abnimmt, muß der Ein-
kommensteuersatz τE ebenfalls erho¨ht werden, um die Streuung konstant zu halten. Die
Ableitung nach c1 zeigt, daß Parameter wie α β und γ eine Rolle dabei spielen, wie wirk-
sam die einzelne Steuer die Vermo¨gensstreuung reduziert. Werden fu¨r die Parameter Werte
eingesetzt, kann die Streuung fu¨r beide Modelle berechnet werden. Dabei zeigt sich, daß
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die Einkommensteuer einen viel sta¨rkeren Einfluß auf die Verteilung der Vermo¨gen hat als
die Erbschaftsteuer, wofu¨r mindestens zwei Gru¨nde genannt werden ko¨nnen. Erstens ist
der Anteil der Lebenszyklusersparnisse am Vermo¨gensaufbau im Vergleich zum vererbten
Vermo¨gen fu¨r vernu¨nftige Parameterwerte groß. Damit wird die Ho¨he des Vermo¨gens u¨ber-
wiegend durch das Einkommen eines Haushaltes festgelegt und nicht u¨ber die erhaltene
Erbschaft. Zweitens ist das vererbte Vermo¨gen in diesem einfachen Zwei-Perioden-Rahmen
unrealistischerweise weniger ungleich verteilt als das Einkommen aus Arbeit. Deshalb rea-
giert die Ungleichheit im Vermo¨gen sta¨rker auf die Besteuerung des Einkommens als auf die
Besteuerung der Erbschaften. Bereits bei sehr kleinen Werten fu¨r τE nimmt die Streuung
des Vermo¨gens ebenso stark ab wie fu¨r sehr große Erbschaftsteuersa¨tze.
Eine rigorose Analyse erfordert eine Herangehensweise wie in Blumkin und Sadka
([44], 2001) mit einer wohlwollenden Regierung, die sich nicht nur an der Verteilung des
Vermo¨gens orientiert, sondern ebenso die mit Steuern verbundenen Verzerrungen und Ef-
fizienzverluste beru¨cksichtigt. Dies la¨ßt sich umsetzen, wenn davon ausgegangen wird, daß
ein sozialer Planer eine utilitaristische Wohlfahrtsfunktion (vgl. Kapitel 2) maximiert. Da
u¨ber das vererbte Vermo¨gen die Wohlfahrt der einzelnen Generationen verbunden ist,
wu¨rde ein Planer versuchen, durch die Wahl von Steuern und Transferleistungen die Wohl-
fahrt sa¨mtlicher Generationen zu optimieren. Werden vereinfachend nur zwei Generationen,
die der Eltern und Kinder, betrachtet, wa¨re die Wohlfahrtsfunktion W beispielsweise (vgl.
Blumkin und Sadka [44], 2001):
W =
∫ a
0
U
p
(a)f(a)da+ θ
∫ a
0
U
k
(a)f(a)da
wobei das stochastische Vermo¨gen a mit Dichtefunktion f(a) zwischen 0 und a liegt, und
mit U
p
und U
k
der indirekte, vom Vermo¨gen abha¨ngende Nutzen der Eltern und Kinder
bezeichnet wird. Der Beitrag der Kinder zur Wohlfahrt wird mit dem Faktor θ gewichtet.
Als Nebenbedingung ist zu beachten, daß die Ausgaben des Staates nicht die Steuereinnah-
men u¨bersteigen du¨rfen, wobei aufgrund der Sicherheit auf aggregierter Ebene der soziale
Planer die Ausgaben pro Kopf den erwarteten Einnahmen pro Kopf gleichsetzen kann.
Im Rahmen des Modells in dieser Arbeit macht solch ein Vorgehen aber nicht wirklich
Sinn. Da zum Beispiel das Arbeitsangebot vo¨llig unelastisch ist, hat eine Einkommensteuer
keine Verzerrung des Arbeitsangebotes zur Folge, sie wa¨re eine effiziente Steuer. Alternativ
ko¨nnte maximal ein Verbrauchsteuersystem wie in Blumkin und Sadka ([44], 2001) ana-
lysiert werden, wobei es jedoch schwer sein du¨rfte, analytisch einen Optimalsteuersatz fu¨r
die Erbschaftsteuer zu bestimmen.
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10 Die Verteilung von Einkommen, Vermo¨gen und
Erbschaften
In den vorhergehenden Kapiteln ist es eher theoretisch um die Verteilung von Vermo¨gen
und Erbschaften gegangen. Dieses Kapitel befaßt sich nun mit der realen Verteilung von
Einkommen, Vermo¨gen und Erbschaften hauptsa¨chlich in Deutschland. Es wird ein kurzer
U¨berblick u¨ber die Literatur gegeben, wobei einige der Arbeiten exemplarisch na¨her be-
leuchtet werden. Insgesamt hat die Darstellung in diesem Kapitel einen sta¨rker deskriptiven
Charakter.
Da in den bisher betrachteten Modellen u¨berwiegend die Verteilung des Vermo¨gens be-
leuchtet wird, liegt auch in diesem Kapitel der Schwerpunkt auf der Vermo¨gensverteilung.
Dabei wird auf die Verteilung einiger wichtiger Vermo¨gensarten ebenso eingegangen wie auf
einige generelle Schwierigkeiten, die mehr oder weniger genauso fu¨r die Einkommensver-
teilung gelten. Das sind einerseits Probleme, die mit den Datenquellen zusammenha¨ngen,
aber ebenso die Frage nach der relevanten Einheit, deren Ungleichheit man bestimmen
mo¨chte: Haushalte, Familien oder Individuen?
10.1 Der Vermo¨gensbegriff
Zu Beginn stellt sich die Frage, was unter dem Begriff Vermo¨gen eigentlich zu verstehen
ist. Da dieser keineswegs eindeutig definiert ist (vgl. Ring [144], 2000), kann die fu¨r die
jeweilige Arbeit ada¨quate Definition gesucht oder mit verschiedenen Vermo¨genskonzepten,
wie beispielsweise Wolff ([183], 1987), gearbeitet werden.
Im weitesten Sinne kann man unter Vermo¨gen materielle und immaterielle Bestands-
gro¨ßen mit o¨konomisch bestimmbarem Wert verstehen, die in irgendeiner, jedoch meist mo-
neta¨rer Form Ertra¨ge abwerfen. In der Regel ko¨nnen die Besitzer frei u¨ber ihr Vermo¨gen
verfu¨gen (vgl. Schlomann [153], 1992, S. 25). Ein sehr umfassendes Vermo¨genskonzept
ist das des lifetime wealth. Dieses ist definiert als der Gegenwartswert aller zuku¨nftigen
Einkommensstro¨me. Im lifetime wealth ist nicht nur der Wert sa¨mtlicher Vermo¨gensge-
gensta¨nde enthalten, der gerade dem Gegenwartswert der daraus zu erwartenden Einkom-
men entsprechen sollte, sondern auch der Wert des Humankapitals – der kapitalisierten
Einkommensstro¨me aus Arbeit –, sowie des Pensionsvermo¨gens und des Vermo¨gens aus
den Sozialversicherungssystemen (vgl. Wolff [183], 1987). Aufgrund seiner Komplexita¨t ist
dieses Konzept jedoch nur schwer umzusetzen. Gebra¨uchlicher sind hingegen die Konzepte
net worth und disposable wealth. Darunter versteht man die Differenz zwischen dem Gegen-
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wartswert aller liquidierbaren Vermo¨gensgegensta¨nde und den Kreditverpflichtungen. Da
Anspru¨che an die Sozialversicherungssysteme nicht vera¨ußerbar sind, werden sie entspre-
chend nicht zum privaten Vermo¨gen geza¨hlt. Wolff ([187], 2002) schließt selbst langlebige
Konsumgu¨ter wie Automobile aus, weil diese unter Umsta¨nden trotz des existierenden
Marktes nicht ohne weiteres zu Geld gemacht werden ko¨nnen. Grund- und Immobilien-
vermo¨gen wird hingegen in der Regel zum net worth hinzugeza¨hlt, obwohl es ebenfalls
nicht unbedingt leicht und kaum sehr schnell zu vera¨ußern ist. Allerdings ko¨nnen Immo-
bilien mit Hypotheken belastet werden oder zur Deckung eines Kredites dienen. Wu¨rde
das Grund- und Immobilienvermo¨gen ausgeklammert, fa¨nde u¨berdies die wertma¨ßig be-
deutendste Vermo¨gensform keine Beachtung.
Tabelle 10-1: Zusammensetzung des Nettovermo¨gens
Geldvermo¨gen (ohne LV)
+ Lebensversicherungen
+ Immobilien
= Bruttovermo¨gen
− Bau- und Konsumschulden
= Nettovermo¨gen
Quelle: Armutsbericht ([53], 2001, S. 45).
Ausgangspunkt der Studien fu¨r Deutschland ist oftmals das Konzept des Nettovermo¨gens,
das weitestgehend mit dem Begriff des net worth u¨bereinstimmen du¨rfte. Es setzt sich aus
den in Tabelle 10-1 aufgefu¨hrten Vermo¨genskomponenten und Verbindlichkeiten zusam-
men. Ausgeklammert sind im so definierten Nettovermo¨gen vermo¨gensgleiche Anspru¨che
privater Haushalte an betriebliche oder staatliche Rentenversicherungssysteme, langlebige
Konsumgu¨ter, Bargeld und Guthaben auf Girokonten, das der kurzfristigen Kassenhaltung
dient, sowie Humankapital.
Umfassende Aussagen zur Vermo¨gensverteilung sind damit zwar nicht mo¨glich, aber
die genannte Abgrenzung hat sich in vielen Fa¨llen als zweckma¨ßig erwiesen. Da Anspru¨che
aus der gesetzlichen Rentenversicherung die Vermo¨gensverteilung erheblich beeinflussen
ko¨nnen, wird manchmal dennoch der Versuch unternommen, das Nettovermo¨gen wieder
um diese zu erweitern. Wegen des Umlageverfahrens stellt das Rentenvermo¨gen zwar im
engeren Sinne keine private Ersparnis dar, aber es besteht ein (unsicherer) Anspruch an
die ku¨nftige Generation. Fu¨r viele Personen ist die gesetzliche Rentenversicherung zudem
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das wichtigste Standbein ihrer Altersvorsorge, was wiederum die private Vermo¨gensbildung
direkt beeinflußt. Einerseits haben Individuen die Mo¨glichkeit, die private Altersvorsorge
durch die Pflichtbeitra¨ge zur gesetzlichen Rentenversicherung zu ersetzen. Aufgrund der
zwangsla¨ufigen Mitgliedschaft in der Rentenversicherung entfa¨llt das Motiv der privaten
Vermo¨gensbildung, die Ersparnisse werden reduziert. Andererseits schrauben rentenversi-
cherte Individuen eventuell ihr Arbeitsangebot zuru¨ck und ziehen ihren Renteneintritt zeit-
lich vor, weil durch den institutionellen Rahmen das Weiterarbeiten u¨ber das gesetzliche
Rentenalter hinaus bestraft wird. Fu¨r die im Vergleich zu einer Situation ohne Renten-
versicherung nunmehr la¨ngere Zeit im Ruhestand werden Personen deshalb ihre privaten
Ersparnisse erho¨hen (vgl. Feldstein [83], 1974). Das Vorzeichen des Gesamteffektes ha¨ngt
davon ab, welcher der beiden Teileffekte dominiert, was letztlich eine empirische Frage
ist. Feldstein ([83], 1974) findet heraus, daß in den USA durch das Rentenversicherungs-
system die privaten Ersparnisse betra¨chtlich verringert werden. Feldsteins These wird in
der Arbeit von Barro ([28], 1974) allerdings in Frage gestellt. In einem umlagefinanzierten
Rentensystem wu¨rden altruistische Eltern auf eine Vera¨nderung der Rente durch eine ent-
gegengesetzte Anpassung der moneta¨ren Transfers an die Kinder reagieren, die privaten
Ersparnisse blieben unvera¨ndert.
Ergebnisse von Reil-Held ([143], 2002) in einem La¨ndervergleich wiederum unterstu¨tzen
Feldsteins These. Bei einer in den untersuchten La¨ndern relativ konstanten Ersatzquote18
baut die Altersvorsorge in den einzelnen La¨ndern auf sehr unterschiedlichen Pfeilern auf.
Zwar sind o¨ffentliche Transfers in fast allen La¨ndern von großer Bedeutung. In Deutschland
stu¨tzt sich das Alterssicherungssystem jedoch u¨berwiegend auf die gesetzliche Rente, wo-
hingegen in den Niederlanden die Betriebsrente und in den USA die private Vorsorge einen
hohen Stellenwert hat. Haushalte scheinen durchaus zwischen den einzelnen Sa¨ulen ihrer
Altersvorsorge zu substituieren. Andererseits sieht Reil-Held fu¨r Deutschland wegen der
guten Versorgungslage der Rentnerhaushalte auch Potential fu¨r intergenerationale Trans-
fers und erwartet auf anstehende Reformen des Rentensystems Reaktionen der privaten
Transfers.
Wird nun das Rentenversicherungsvermo¨gen bei der Ermittlung des Gesamtvermo¨gens
außen vor gelassen, hat das nicht nur auf die Ho¨he des Gesamtvermo¨gens einen Einfluß.
Ebenso gibt es Ru¨ckwirkungen auf die Verteilung. Nach Einbeziehen gesetzlicher Rentenan-
spru¨che sollte die Verteilung des Gesamtvermo¨gens wesentlich gleichma¨ßiger als zuvor sein
(vgl. Ring [144], 2000). Wolff ([185], 1997, S. 366) berechnet und vergleicht zum Beispiel
18Die Ersatzquote ist ein Maß, das den relativen Wohlstand im Ruhestand im Vergleich zum Erwerbs-
leben ausdru¨ckt (vgl. Reil-Held [143], 2002).
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fu¨r die USA die Entwicklung der Vermo¨gensungleichheit zwischen 1920 und 1980 sowohl
fu¨r das Nettovermo¨gen als auch fu¨r eine um das Rentenversicherungsvermo¨gen erweiterte
Vermo¨gensgro¨ße. Als Maß der Ungleichheit nimmt Wolff den Anteil des reichsten Prozentes
der Haushalte an der jeweiligen Vermo¨gensgro¨ße. Das erweiterte Vermo¨gen ist dabei immer
deutlich gleichma¨ßiger verteilt. Wa¨hrend beispielsweise der Anteil des reichsten Perzentils
am Nettovermo¨gen von 1979 bis 1989 von 21 auf 36 Prozent gestiegen ist, hat der Anteil
des reichsten Perzentils am erweiterten Vermo¨gen nur von knapp 15 auf rund 21 Prozent
zugelegt. A¨hnlich du¨rfte dies auch in Deutschland sein. Denn einerseits ist das Rentenver-
sicherungsvermo¨gen im Vergleich zu anderen Vermo¨gensarten wesentlich weniger in den
Ha¨nden der reichen Haushalte konzentriert. Andererseits werden Haushalte mit geringeren
und mittleren Einkommen ihren Lebensunterhalt im Alter u¨berwiegend aus der gesetzli-
chen Rente decken und nur in geringem Maße privates Vermo¨gen ansparen, wohingegen
reiche Haushalte zusa¨tzlich privat vorsorgen. So nimmt der Anteil o¨ffentlicher Transfers am
Einkommen von Ehepaaren im Ruhestand u¨ber die Einkommensquintile deutlich ab. Im
ersten Quintil machen o¨ffentliche Transfers ca. 90 % des Einkommens aus, bei den 20 Pro-
zent einkommenssta¨rksten Rentnern hingegen nur noch rund 49 % (vgl. Reil-Held [143],
2002, S. 34). Wa¨hrend das erste Quintil hauptsa¨chlich
”
o¨ffentlich“ spart, baut das letz-
te Quintil zusa¨tzlich privates Vermo¨gen auf. Da die Arbeitsentgelte sehr gut verdienender
Haushalte u¨ber der Beitragsbemessungsgrenze zur Rentenversicherung liegen, mu¨ssen diese,
wenn sie im Alter ihren Lebensstandard aufrecht erhalten wollen, aus dem u¨ber der Bemes-
sungsgrenze liegenden Einkommen selbst Altersvorsorge betreiben und private Ersparnisse
bilden. Zudem du¨rfte in diesem Quintil der Anteil der von der Rentenversicherungspflicht
befreiten selbsta¨ndigen Erwerbsta¨tigen besonders hoch sein. Die Bedeutung der gesetzli-
chen Rente ist somit fu¨r Haushalte mit niedrigem oder mittlerem Einkommen gro¨ßer als
fu¨r Haushalte mit hohem Einkommen. Entsprechend ist das Vermo¨gen einschließlich der
Anspru¨che an das o¨ffentliche Rentensystem weniger ungleich verteilt als ohne diese.
Neben der Definition des Begriffs Vermo¨gen ist auch dessen Bewertung nicht unpro-
blematisch. Vermo¨gen wird langfristig aufgebaut, im Wert schlagen sich Werta¨nderungen
nieder, die aber oft nicht oder nur unzureichend beru¨cksichtigt werden. Insbesondere trifft
dies auf Grund- und Immobilienvermo¨gen zu, das mittels unterschiedlicher, teilweise markt-
ferner Verfahren bewertet wird. Daru¨ber hinaus ko¨nnen durch abweichende Wertentwick-
lungen von Vermo¨gensgegensta¨nden Ho¨he und Verteilung des Gesamtvermo¨gens beeinflußt
werden.
Obwohl Vermo¨gen und Einkommen miteinander korrelieren, ist die Korrelation weit
davon entfernt, perfekt zu sein (vgl. Radner und Vaughan [141], 1987). Fu¨r Haushalte
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oder Personen verko¨rpert deren Vermo¨gen somit eine andere Dimension des Wohlstandes
als das Einkommen. Meist wird die Verteilung des Vermo¨gens deshalb unabha¨ngig von
der Einkommensverteilung betrachtet. Dennoch gibt es eine Mo¨glichkeit, beide Gro¨ßen zu
verknu¨pfen. Weisbrod und Hansen ([179], 1968) berechnen aus dem Vermo¨gen der Haus-
halte einen a¨quivalenten Einkommensstrom in Form einer Rente und addieren diese zum
jeweiligen Einkommen hinzu. Anstatt die Verteilung von Einkommen und Vermo¨gen ge-
trennt zu behandeln, hat man nunmehr nur noch eine Gro¨ße. Weisbrod und Hansen ([179],
1968) gehen von zwei Zinssa¨tzen in Ho¨he von 4 und 10 Prozent aus. Die Ungleichheit des
erweiterten Einkommens ist in beiden Fa¨llen gro¨ßer als die des einfachen Einkommens,
wobei die Zunahme aber nur geringfu¨gig ist. Etwas differenzierter wird das Bild, wenn der
Effekt zusa¨tzlich auf unterschiedliche Altersklassen aufgeschlu¨sselt wird. Wa¨hrend junge
Haushalte noch relativ wenig Vermo¨gen besitzen, ist das Vermo¨gen im Verha¨ltnis zum Ein-
kommen bei a¨lteren Haushalten von gro¨ßerer Bedeutung. Entsprechend nimmt mit einem
Zinssatz von 10 Prozent der Gini-Koeffizient des um die Rente erweiterten Einkommens
bei ju¨ngeren Haushalten unter 35 Jahren bei Weisbrod und Hansen nur von 0,31 auf 0,34
zu, wohingegen der Gini-Koeffizient bei den u¨ber-65-Ja¨hrigen von 0,45 auf 0,61 steigt.
Wolff ([185], 1997) u¨bertra¨gt das Vorgehen von Weisbrod und Hansen auf neuere Daten
aus dem Jahr 1989 und berechnet mit einem Zinssatz von 3 Prozent nochmals geringere
Vera¨nderungen. Durch die Rente erho¨ht sich der Gini-Koeffizient geringfu¨gig von 0,52 auf
0,54, und selbst zwischen den Altersklassen findet Wolff nur minimale Unterschiede. Die-
se Berechnungen ko¨nnten zumindest vorsichtig dahingehend interpretiert werden, daß der
o¨konomische Status einer Person schon hinreichend durch deren Einkommen beschrieben
wird, beziehungsweise das Hinzufu¨gen von Informationen u¨ber den Vermo¨gensstatus keine
großen Vera¨nderungen mit sich bringt.
Daten zum Vermo¨gen und zu dessen Verteilung ko¨nnen aus unterschiedlichen Quel-
len gewonnen werden. Auf einige soll nun kurz eingegangen werden, eine sehr detaillierte
U¨bersicht findet sich im Armutsbericht der Bundesregierung ([53], 2001). Generell geben
makroo¨konomische Quellen wie die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung des Statistischen
Bundesamtes oder die Gesamtwirtschaftliche Vermo¨gensrechnung der Deutschen Bundes-
bank sehr zuverla¨ssig Auskunft u¨ber die Aggregate der einzelnen Vermo¨gensarten der pri-
vaten Haushalte in Deutschland. Zur Bestimmung der Verteilung werden jedoch Statistiken
auf Mikroebene beno¨tigt. Als mo¨gliche Quellen kommen hierfu¨r in Frage (vgl. Ring [144],
2000 oder Wolff [185], 1997):
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a) Erbschaftsteuerstatistiken
Erbschaftsteuerstatistiken spielen in Deutschland, im Gegensatz beispielsweise zu
Großbritannien, keine wichtige Rolle. Die Verteilung des Vermo¨gens wird aus der
Erbschaftsteuerstatistik generiert, indem der Nachlaß der Verstorbenen sozusagen
als zufa¨llige Stichprobe der lebenden Bevo¨lkerung gleichen Alters und Geschlechts
dient, aus der mit angepaßten Sterbewahrscheinlichkeiten die Verteilung des Gesamt-
vermo¨gens in der Grundgesamtheit der Bevo¨lkerung gescha¨tzt wird (vgl. Atkinson
[15], 1989, S. 159). Dieses Verfahren hat den Vorteil, daß beim Tod einer Person
die Vermo¨genswerte und Verbindlichkeiten offengelegt und nach einheitlichen Ver-
fahren bewertet werden mu¨ssen. Eher von Nachteil ist hingegen, daß nur Erbschaften
erfaßt werden, die u¨ber einem in vielen La¨ndern geltenden Freibetrag liegen. Ge-
ringfu¨gige Erbschaften fallen aus der Statistik heraus. Zudem ko¨nnen Schenkungen
zu Lebzeiten nicht beru¨cksichtigt werden und die Scha¨tzungen der Vermo¨genswerte
ha¨ngen von den aus den Sterbewahrscheinlichkeiten gewonnenen Multiplikatoren ab,
die wiederum von verschiedenen, nicht unbedingt offensichtlichen Faktoren beeinflußt
werden. In der Bundesrepublik ist die Erbschaftsteuer bis dato nicht weiter statistisch
ausgewertet worden. Ausgewiesen wird lediglich die Gesamtho¨he des Erbschaftsteu-
eraufkommens.
b) Haushaltsbefragungen
Eine weitere wichtige Quelle sind regelma¨ßig durchgefu¨hrte Stichprobenerhebungen
privater Haushalte, bei denen Fragen zur Vermo¨genssituation gestellt werden. In der
Bundesrepublik ist dies die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) des Sta-
tistischen Bundesamtes, die alle 5 Jahre erhoben wird. Obwohl solche Erhebungen
theoretisch die Vermo¨gensverteilung mit am besten abbilden ko¨nnen, gibt es in der
Praxis mehrere Schwierigkeiten. Erstens reagieren Personen sehr sensibel auf Fragen
nach Vermo¨gensbesta¨nden und sind unter Umsta¨nden nicht bereit, diese zu beant-
worten – was eine niedrigere Ru¨cklaufquote beschert – oder nicht bereit, diese wahr-
heitsgema¨ß zu beantworten, was zu Verzerrungen fu¨hren kann. Da die Teilnahme an
der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe auf freiwilliger Basis erfolgt, trifft jedoch
dieses Argument vermutlich weniger zu. Zweitens wird es vielen Befragten nicht leicht
fallen, ohne weiteres die eigenen Vermo¨gensgegensta¨nde zu erfassen und zu bewerten.
Die EVS leidet desweiteren unter dem Mangel, nicht alle Bevo¨lkerungsgruppen in
die Stichprobe einzubeziehen. Zwar werden seit 1993 erstmals auch Haushalte von
in Deutschland lebenden Ausla¨ndern erfaßt. Es fehlen aber Personen, die in Anstal-
10 Die Verteilung von Einkommen, Vermo¨gen und Erbschaften 163
ten wie Altenheimen, Kasernen, Strafanstalten oder Krankenha¨usern leben, wo sie
keinen eigenen Haushalt fu¨hren ko¨nnen, und aufgrund der geringen Fallzahl Haus-
halte mit besonders hohem Nettoeinkommen. Zu den besonders einkommensstarken
Haushalten za¨hlten in den Jahren 1983 und 1988 Haushalte mit einem monatlichen
Einkommen u¨ber 25000 DM und 1993 Haushalte mit einem Einkommen u¨ber 35000
DM (vgl. Bedau [34], 1998). Gerade diese Haushalte besitzen jedoch einen u¨berpro-
portional großen Teil des Vermo¨gens. In der EVS geht damit viel Information vor
allem u¨ber die Spitze der Vermo¨gensverteilung verloren. Zu den in Anstalten leben-
den Personen geho¨ren u¨berwiegend a¨ltere Menschen, wobei bei den u¨ber-80-ja¨hrigen
dieser Anteil (ca. 9 %) besonders hoch sein du¨rfte. Auch hierdurch wird die aus der
EVS ermittelte Verteilung des Vermo¨gens beeinflußt.
Wie zu Beginn des Kapitels erwa¨hnt, sind in der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung zuverla¨ssige Werte zu den Gesamtbesta¨nden einzelner Vermo¨gensarten in
Deutschland aufgefu¨hrt. Diese werden deshalb gerne fu¨r einen Vergleich mit den aus
der EVS hochgerechneten Werten herangezogen, wodurch die Gu¨te der Erfassung ver-
schiedener Vermo¨gensarten in der EVS abgescha¨tzt wird. Aufgrund der genannten
Unzula¨nglichkeiten wird man natu¨rlich Abweichungen erwarten. In der Tat sind diese
auch nicht unerheblich. So wurden beispielsweise die Sparguthaben in der EVS von
1983 deutlich untererfaßt. Wa¨hrend im Rahmen der gesamtwirtschaftlichen Finan-
zierungsrechnung von der Deutschen Bundesbank die aggregierten Sparguthaben mit
557,3 Mrd. DM angegeben wurden, wies die EVS hochgerechnet nur 228,5 Mrd. DM,
also einen um rund 59 % geringeren Wert aus (vgl. Euler [81], 1985). Beru¨cksichtigt
werden muß dabei allerdings, daß die Deutsche Bundesbank zu den privaten Haus-
halten Organisationen ohne Erwerbszweck (Kirchen und Gewerkschaften) hinzuza¨hlt,
die in der EVS wiederum nicht erfaßt werden. Dennoch werden in der EVS die einzel-
nen Vermo¨gensarten tendenziell deutlich zu gering ausgewiesen, wofu¨r nicht zuletzt
mit die Gruppe der Haushalte mit sehr hohem Einkommen, die aus der EVS heraus-
fallen, verantwortlich sein du¨rfte. Denn obwohl nur rund ein Prozent aller Haushalte
in dieser Gruppe liegt (vgl. Schu¨ssler et al. [155], 2000, S. 34 und Bo¨rsch-Supan et al.
[49], 2000) besitzen die reichsten Haushalte mindestens 10 Prozent des Grund- und
Geldvermo¨gens. Wahrscheinlich ist auch in Deutschland dieser Anteil sogar etwas
ho¨her, da in vielen anderen La¨ndern davon ausgegangen wird, daß das Prozent der
Haushalte mit dem ho¨chsten Vermo¨gen zwischen 20 und 30 Prozent des gesamten
Nettovermo¨gens besitzt (vgl. Davies und Shorrocks [71], 2000).
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Die bislang aktuellste EVS aus dem Jahr 1998 weist gegenu¨ber den vorherigen Erhe-
bungen einige methodische A¨nderungen auf (vgl. Armutsbericht [53], 2001, S. 26 ff.).
So wurde unter anderem fu¨r die detaillierte Erfassung von Einnahmen und Ausga-
ben ein Rotationsverfahren eingefu¨hrt, weshalb die Vergleichbarkeit mit Ergebnissen
fru¨herer Stichproben weiter erschwert und eingeschra¨nkt wird.
In der zweiten großangelegten Haushaltsbefragung in Deutschland, dem Sozio-o¨ko-
nomischen Panel (SOEP), ist wegen vieler Schwierigkeiten der einmalige Versuch im
Jahr 1988, Fragen nach den Vermo¨gensverha¨ltnissen aufzunehmen, wieder aufgege-
ben worden (vgl. Bedau und Krause [36], 1997). Damit fa¨llt diese Datenquelle zur
Bestimmung der Vermo¨gensverteilung weitestgehend aus. Andererseits wurden im
SOEP in der Umfrage von 1988 Fragen nach den Spar- und Vererbungsmotiven von
Haushalten aufgenommen, was diesen Datensatz wiederum interessant macht, wenn
wie in Ju¨rges ([104], 2001) die Vererbungsmotive erforscht werden.
c) Vermo¨gensteuerstatistiken
In einigen La¨ndern wird neben dem Einkommen auch die Bestandsgro¨ße Vermo¨gen
besteuert. Bis 1997 geho¨rte Deutschland ebenfalls zu diesen La¨ndern. Ein Urteil des
Bundesverfassungsgerichtes aus dem Jahr 1995, in dem die Ungleichbehandlung ver-
schiedener Vermo¨gensarten bei der Bemessung der Vermo¨gensteuer angemahnt wur-
de, stoppte jedoch die Erhebung der Vermo¨gensteuer. Damit fa¨llt die Vermo¨gensteu-
erstatistik als mo¨gliche Quelle zur Bestimmung der Vermo¨gensverteilung in Deutsch-
land zumindest fu¨r Jahre nach 1997 aus. Ohnehin ist wegen hoher Freibetra¨ge und
der Ungleichbehandlung der Vermo¨gensarten ein Ru¨ckschluß aus der Vermo¨gensteu-
erstatistik auf die Vermo¨gensverteilung mit vielen Fragezeichen verbunden.
d) Kapitalisierte Einkommensstro¨me
Diese Methode wird im englischsprachigen Raum als
”
investment income method“
oder
”
income capitalisation technique“ bezeichnet. Aus der Einkommensteuerstatis-
tik stammende Daten u¨ber Einku¨nfte aus Vermo¨gen werden genutzt, um mit Hil-
fe von Multiplikatoren (Kehrwert der Durchschnittsrenditen) das zugrundeliegende
Vermo¨gen zu berechnen. Problematisch ist bei diesem Ansatz vor allem die Bestim-
mung der Multiplikatoren. Atkinson ([15], 1989) sieht diese Methode gegenu¨ber an-
deren als deutlich unterlegen an.
Von den oben genannten Statistiken und Methoden wird in Deutschland zur Bestim-
mung der Verteilung von Vermo¨gen und Einkommen u¨berwiegend die EVS verwendet.
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Aktuelle Studien wie der Armutsbericht der Bundesregierung ([52], 2001) und eine Arbeit
von Schu¨ssler et al. ([155], 2000) basieren zum Beispiel auf der EVS. Teilweise werden noch
andere Statistiken herangezogen, um bestehende Unzula¨nglichkeiten der EVS so weit wie
mo¨glich zu beheben. Burkhauser et al. ([54], 1997) hingegen benutzen in einem La¨nderver-
gleich Deutschland – USA das SOEP, um die Verteilung des Vermo¨gens in Deutschland zu
bestimmen. Ring ([144], 2000, S. 269) jedoch a¨ußert generelle Bedenken, das Sozio-o¨kono-
mische Panel zur Berechnung der Vermo¨gensverteilung heranzuziehen.
Speziell in Deutschland gibt es schließlich noch eine Sondersituation durch die Wie-
dervereinigung. Daten zum Vermo¨gen werden deshalb meist nach Ost- und Westdeutsch-
land gesondert ausgewiesen. Zwischen den beiden Teilen Deutschlands unterscheidet sich
nicht nur die Ho¨he des durchschnittlichen Haushaltsvermo¨gens. Große Unterschiede gibt
es ebenfalls in der Zusammensetzung des Vermo¨gens und in der Vermo¨gensverteilung. Bei
Zeitreihen u¨ber einen la¨ngeren Horizont beschra¨nken sich Studien deshalb nur auf West-
deutschland.
10.1.1 Geldvermo¨gen
Aus den Antworten der im Rahmen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe mit den
einzelnen Haushalten gefu¨hrten Schlußinterviews, in denen unter anderem nach Geld-
vermo¨gensbesta¨nden gefragt wird, lassen sich Gesamtbesta¨nde und Verteilung des Geld-
vermo¨gens hochrechnen (vgl. hierzu Guttmann [93], 1995). Aufgrund der Unterschiede
Tabelle 10-2: Der Geldvermo¨gensbegriff in der EVS
Sparguthaben
+ Bausparguthaben
+ Wertpapiere
+ Versicherungsguthaben
+ Sonstiges Geldvermo¨gen
= Bruttogeldvermo¨gen
− Kreditverpflichtungen (Konsumentenkredite, ohne Hypotheken und Baudarlehen)
= Nettogeldvermo¨gen
Quelle: Guttmann ([93], 1995).
zwischen Ost- und Westdeutschland und der Tatsache, daß 1993 erstmals Haushalte aus
den neuen Bundesla¨ndern in die EVS aufgenommen werden konnten, werden die Geld-
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vermo¨gensbesta¨nde nach Ost und West getrennt. In Tabelle 10-2 sind die verschiedenen
Bestandteile des Geldvermo¨gens aufgefu¨hrt.
Exemplarisch sei an dieser Stelle na¨her auf die EVS aus dem Jahr 1993 eingegangen. Im
Jahr 1993 lag das durchschnittliche Bruttogeldvermo¨gen je privatem Haushalt mit Geld-
vermo¨gen in den neuen Bundesla¨ndern mit 23400 DM bei nur rund einem Drittel des
Durchschnittswertes im alten Bundesgebiet (65300 DM). Die Zusammensetzung des Geld-
vermo¨gens wich in beiden Teilen Deutschlands deutlich voneinander ab. Wa¨hrend in den
neuen La¨ndern der Anteil von Sparbuchguthaben am Bruttogeldvermo¨gen mit 31,9 % am
ho¨chsten war (gegenu¨ber 17,5 % in Westdeutschland), hatten Versicherungsguthaben in
Westdeutschland mit 33,7 % am Bruttovermo¨gen einen deutlich ho¨heren Stellenwert als
mit 9,6 % in Ostdeutschland. A¨hnlich hoch ist in beiden Teilen Deutschlands der Anteil
der Haushalte, die u¨ber eine der genannten Geldvermo¨gensformen in Tabelle 10-2 verfu¨gen,
beziehungsweise genauer der Haushalte, die in der EVS angegeben haben, Geldvermo¨gen
zu besitzen: Rund 96,7 % in den alten Bundesla¨ndern und 97,5 % in den neuen La¨ndern. Zu
den Kreditverpflichtungen (nur Konsumentenkredite, ohne Dispokredite, Hypotheken oder
Baudarlehen) la¨ßt sich sagen, daß 1993 in Ostdeutschland prozentual zwar mehr Haushalte
mit Krediten belastet waren als in Westdeutschland (19,4 % zu 17,3 %), die durchschnitt-
liche Restschuld in Ho¨he von rund 8100 DM jedoch leicht unter der von 11500 DM im
fru¨heren Bundesgebiet lag.
Fu¨r Analysen der Geldvermo¨gensbildung reicht in der Regel eine Bruttobetrachtung
aus, weil der Bestand an Konsumentenkrediten relativ klein ist (vgl. Schu¨ssler et al. [155],
2000, S. 120). Haushalte, die mit Konsumentenkrediten belastet sind, haben aber durch-
aus an der Schuldenlast zu tragen. Zudem werden viele Haushalte mit geringem Brut-
togeldvermo¨gen bei Beachtung ihrer Schulden zu Nettoschuldnern. Da jedoch nur knapp
ein Fu¨nftel der Haushalte Kreditverpflichtungen aus Konsumkrediten hat, ist die durch-
schnittliche Schuld aller Haushalte im Vergleich zu den Geldvermo¨gensbesta¨nden gering
und liegt unter 5 %. In den Tabellen 10-3 und 10-4 sind fu¨r das Jahr 1993 die Verteilungen
der Bruttogeldvermo¨gen in West- und Ostdeutschland aus der EVS angegeben. Wie man
sieht, ist in Ostdeutschland die ho¨chste Geldvermo¨gensklasse nicht vertreten. Das Brutto-
geldvermo¨gen scheint im Osten Deutschlands gleichma¨ßiger verteilt zu sein als im Westen.
Wa¨hrend in Westdeutschland die vermo¨gensstarken Klassen sehr stark besetzt sind, finden
sich in Ostdeutschland die meisten Haushalte (noch) in den unteren und mittleren Klassen
wieder.
Die Darstellung der Lorenzkurven in Abbildung 10-1 unterstu¨tzt die These, daß das
Bruttogeldvermo¨gen in Ostdeutschland bei niedrigerem durchschnittlichem Vermo¨genens-
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bestand gleichma¨ßiger verteilt ist als in Westdeutschland. Als Grundlage zur Berechnung
der Lorenzkurven dienten die Daten der Tabellen 10-3 und 10-4, die fu¨r beide Teile Deutsch-
lands mit gleichen Klasseneinteilungen vorliegen. Die relativen Ha¨ufigkeiten der Klassen
weichen deshalb in Ost und West voneinander ab, was wiederum die
”
Stu¨tzpunkte“ der
Lorenzkurve verschiebt. Besser wa¨re es, wenn fu¨r beide Verteilungen jeweils die gleichen
Quantile der relativen kummulierten Ha¨ufigkeiten der Haushalte mit den zugeho¨rigen An-
teilen am Bruttogeldvermo¨gen bekannt wa¨ren.
Tabelle 10-3: Verteilung des Bruttogeldvermo¨gens privater Haushalte im
fru¨heren Bundesgebiet
Bruttogeldvermo¨gen
je Haushalt in DM
von ... bis unter ...
Bruttogeldvermo¨gen Durchschnittliches
Haushalte insgesamt Bruttogeldvermo¨gen
1000 % in Mio. DM % in DM
ohne Geldvermo¨gen 952 3,3 – – –
unter 2500 1822 6,3 1858 0,1 1000
2500 – 5000 1464 5,1 5331 0,3 3600
5000 – 7500 1281 4,4 7855 0,4 6100
7500 – 10000 1181 4,1 10271 0,6 8700
10000 – 15000 2049 7,1 25277 1,4 12300
15000 – 20000 1671 5,8 28951 1,6 17300
20000 – 25000 1380 4,8 30891 1,7 22400
25000 – 30000 1411 4,9 38491 2,1 27300
30000 – 35000 1202 4,2 38752 2,1 32200
35000 – 40000 1112 3,8 41672 2,3 37500
40000 – 50000 2069 7,2 92166 5,0 44600
50000 – 75000 3754 13,0 229639 12,6 61200
75000 – 100000 2319 8,0 200355 11,0 86400
100000 – 200000 3686 12,7 508902 27,9 138100
200000 – 1575 5,4 566356 31,0 359600
Quelle: Guttmann ([93], 1995) und eigene Berechnungen.
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Dennoch scheint die Lorenzkurve fu¨r Westdeutschland u¨ber den gesamten Bereich un-
terhalb der ostdeutschen Lorenzkurve zu liegen. Gini-Koeffizient und Variationskoeffizient
weisen ebenfalls auf eine gro¨ßere Ungleichheit in Westdeutschland hin. Beide Ungleichheits-
maße wurden mit Daten der Tabellen 10-3 und 10-4 berechnet, wobei zur Berechnung des
Variationskoeffizienten das durchschnittliche Geldvermo¨gen je Klasse benutzt wurde. Fu¨r
Tabelle 10-4: Verteilung des Bruttogeldvermo¨gens privater Haushalte in den
neuen Bundesla¨ndern
Bruttogeldvermo¨gen
je Haushalt in DM
von ... bis unter ...
Bruttogeldvermo¨gen Durchschnittliches
Haushalte insgesamt Bruttogeldvermo¨gen
1000 % in Mio. DM % in DM
ohne Geldvermo¨gen 181 2,7 – – –
unter 2500 638 9,5 702 0,5 1100
2500 – 5000 539 8,1 1975 1,3 3700
5000 – 7500 634 9,5 3865 2,6 6100
7500 – 10000 477 7,1 4144 2,8 8700
10000 – 15000 894 13,4 10900 7,4 12200
15000 – 20000 706 10,6 12177 8,2 17300
20000 – 25000 513 7,7 11343 7,7 22100
25000 – 30000 429 6,4 11691 7,9 27200
30000 – 35000 291 4,4 9351 6,3 32100
35000 – 40000 231 3,5 8618 5,8 37300
40000 – 50000 416 6,2 18463 12,5 44400
50000 – 75000 475 7,1 28476 19,3 59900
75000 – 100000 160 2,4 13645 9,2 85200
100000 – 200000 97 1,5 12431 8,4 127600
200000 – / / / / /
Quelle: Guttmann ([93], 1995) und eigene Berechnungen.
das Bruttogeldvermo¨gen ergab sich im fru¨heren Bundesgebiet ein Gini-Koeffizient von 0,59
und ein Variationskoeffizient in Ho¨he von 1,32. In den neuen La¨ndern lagen die Werte bei
0,52 fu¨r den Gini-Koeffizienten und 1,05 fu¨r den Variationskoeffizienten. Die Disparita¨ten
im Nettogeldvermo¨gen waren u¨brigens fu¨r beide Teile Deutschlands nochmals leicht ho¨her.
Zumindest deuten das die von Bedau und Krause ([36], 1997, S. 85) berechneten Gini-
Koeffizienten an, die fu¨r Westdeutschland 0,61 und fu¨r Ostdeutschland 0,58 betrugen.
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Abbildung 10-1: Lorenzkurve des Bruttogeldvermo¨gens
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10.1.2 Grundvermo¨gen
Nur ein Teil des gesamten Vermo¨gens ist in Form von Geldvermo¨gen angelegt. Wesentlich
wichtiger ist Immobilienvermo¨gen, das in der EVS unter dem Begriff Grundvermo¨gen zu-
sammengefaßt ist. Zum Grundvermo¨gen geho¨ren Geba¨ude, unbebaute Grundstu¨cke, Eigen-
tumswohnungen und Sonstige Geba¨ude (vgl. Tabelle 10-5). Grundvermo¨gen ist wertma¨ßig
viel schwerer zu bestimmen als Geldvermo¨gen. Bo¨rsch-Supan et al. ([49], 2000) scha¨tzen,
daß in Deutschland in der Altersgruppe der 30 bis 59-ja¨hrigen Grund- und Immobilien-
vermo¨gen rund 80-90 % des Gesamtvermo¨gens ausmacht. Im Armutsbericht ([52], 2001, S.
45) wird fu¨r das Jahr 1998 der Anteil der Verkehrswerte der Immobilien am Bruttovermo¨gen
in den alten Bundesla¨ndern leicht geringer mit 76 Prozent angegeben. In den neuen La¨ndern
liegt der Anteil nochmals etwas unter dem in Westdeutschland. Da Grundvermo¨gen nicht
unerheblich mit Restschulden belastet ist, verringert sich bei einer Nettobetrachtung der
Anteil des Grundvermo¨gens am Gesamtvermo¨gen auf rund zwei Drittel (vgl. Schu¨ssler et
al. [155], 2000, S. 163).
Grundvermo¨gen ist wesentlich ungleicher verteilt als Geldvermo¨gen. Das ha¨ngt unter
anderem einfach damit zusammen, daß ein Großteil der Haushalte u¨berhaupt kein Grund-
vermo¨gen besitzt. Im Jahr 1993 waren zum Beispiel in Ostdeutschland nur rund 28 % aller
Haushalte Besitzer von Grundvermo¨gen. Im alten Bundesgebiet lag dieser Anteil mit ca.
50 % wesentlich ho¨her. Neben anderen Gru¨nden wird dieser Unterschied zwischen den bei-
den Teilen Deutschlands auch auf die Mo¨glichkeit des Erwerbs von Eigentumswohnungen
zuru¨ckgefu¨hrt. Wa¨hrend in den alten Bundesla¨ndern diese Form von Immobilieneigentum
vor allem fu¨r die Mittelschicht an Bedeutung gewonnen hat, gibt es in den neuen Bun-
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desla¨ndern erst seit der Wiedervereinigung Eigentumswohnungen (vgl. Laue [118], 1995).
In den alten Bundesla¨ndern hat der Anteil der Haushalte mit Grundvermo¨gen seit 1961,
wo er noch bei 38 % lag, kontinuierlich zugenommen (vgl. Schu¨ssler et al. [155], 2000), was
die Konzentration der Verteilung des Grundvermo¨gens abgeschwa¨cht hat.
Tabelle 10-5: Das Grundvermo¨gen in der EVS
Unbebaute Grundstu¨cke
+ Geba¨ude
+ Eigentumswohnungen
+ Sonstige Geba¨ude
= Bruttogrundvermo¨gen
− Restschulden (Hypotheken, Baudarlehen u a¨.)
= Nettogrundvermo¨gen
Quelle: Laue ([118], 1995).
Schu¨ssler et al. ([155], 2000, S. 116) ko¨nnen die Abnahme der Konzentration des Brut-
togrundvermo¨gens auch tatsa¨chlich besta¨tigen. Die Ungleichheit hat sich im alten Bundes-
gebiet unter Verwendung von Auswertungen der EVS und gescha¨tzten Verkehrswerten in
den Jahren 1978 bis 1993 erkennbar ru¨ckla¨ufig entwickelt. Der Gini-Koeffizient sank in die-
sem Zeitraum stetig von 0,76 auf 0,70. Die Verringerung der Disparita¨t im Grundvermo¨gen
in Westdeutschland mag zum einen mit dem starken Wirtschaftswachstum der Nachkriegs-
zeit zu tun haben, das es der Mittelschicht ermo¨glichte, Immobilien zu erwerben. Damit
verbunden ist zudem ein Kohorteneffekt, da die Kriegsgeneration mit verha¨ltnsisma¨ßig
geringem Grundvermo¨gen seit 1961 zahlenma¨ßig abgenommen hat (vgl. Schu¨ssler et al.
[155], 2000, S. 104). Und schließlich kann die Entwicklung als Erfolg der Politik gewertet
werden, den Erwerb von Eigenheimen durch Wohnungsbaupra¨mie und Eigenheimzulage
staatlich zu fo¨rdern. Im internationalen Vergleich ist die Quote der Haushalte mit Immobi-
lienbesitz in Deutschland aber noch immer gering, und im Vergleich zum Geldvermo¨gen ist
das Grundvermo¨gen in Deutschland weiterhin sta¨rker konzentriert. Abgeschwa¨cht wurde
diese Entwicklung in Westdeutschland vermutlich durch den starken Zuzug von Aussied-
lern, die West-Migration vieler Bewohner der neuen Bundesla¨nder sowie den Ru¨ckgang der
durchschnittlichen Haushaltsgro¨ße.
In vielen Fa¨llen stehen dem Grundvermo¨gen Restschulden gegenu¨ber. Von den Haus-
halten, die 1993 Grundvermo¨gen besaßen, waren im fru¨heren Bundesgebiet u¨ber 53 % mit
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Tabelle 10-6: Verteilung des Grundvermo¨gens privater Haushalte nach dem
Verkehrswert
Verkehrswert je
Haushalt in DM
von ... bis unter ...
Verkehrswert Durchschnittlicher
Haushalte insgesamt Verkehrswert
1000 % in Mio. DM % in DM
fru¨heres Bundesgebiet
ohne Grundvermo¨gen 14333 49,5 – – –
unter 30000 158 0,5 2225 0,0 14100
30000 – 100000 423 1,5 29127 0,5 68800
100000 – 180000 1208 4,2 173861 2,8 143900
180000 – 250000 1948 6,7 412362 6,6 211600
250000 – 350000 3536 12,2 1031013 16,6 291600
350000 – 420000 2612 9,0 1000292 16,1 382900
420000 – 560000 1988 6,9 968882 15,6 487500
560000 – 700000 1037 3,6 645208 10,4 622100
700000 – 1000000 939 3,2 774989 12,5 825500
1000000 – 745 2,6 1183520 19,0 1587600
neue Bundesla¨nder
ohne Grundvermo¨gen 4829 72,3 – – –
unter 30000 245 3,7 3434 0,9 14000
30000 – 100000 396 5,9 24825 6,3 62700
100000 – 180000 314 4,7 42929 11,0 136600
180000 – 250000 319 4,8 67946 17,4 213200
250000 – 350000 330 4,9 96191 24,6 291600
350000 – 420000 111 1,7 42090 10,8 377600
420000 – 560000 69 1,0 33451 8,6 487600
560000 – 700000 (24) (0,4) (15210) (3,9) (623700)
700000 – 1000000 (16) (0,2) (13548) (3,5) (837300)
1000000 – (28) (0,4) (51347) (13,1) (1831000)
Quelle: Laue ([118], 1995) und eigene Berechnungen.
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Hypotheken und Baudarlehen belastet (vgl. Laue [118], 1995). Die Restschuld je Schuldner-
haushalt belief sich auf durchschnittlich 121200 DM. Der durchschnittliche Verkehrswert
auf Basis der Angaben in der EVS betrug 426300 DM. In den neuen La¨ndern waren im
gleichen Jahr nur rund 37 % der privaten, Grundvermo¨gen besitzenden Haushalte mit
durchschnittlich 56100 DM Restschulden belastet. Jedoch war mit 211000 DM der Ver-
kehrswert deutlich niedriger. Die Zahlen zeigen aber, daß die Restschulden im Verha¨ltnis
zum Verkehrswert durchaus bedeutend sind. Zur Beurteilung von Verteilungsaspekten kann
es dennoch ausreichend sein, nur das Bruttogrundvermo¨gen zu betrachten, weil die Vertei-
lungen von Brutto- und Nettogrundvermo¨gen nicht unbedingt stark voneinander abweichen
mu¨ssen. Leider wird das Nettogrundvermo¨gen weder in Laue ([118], 1995) noch in Schu¨ss-
ler et al. ([155], 2000) angegeben. Auf Basis von Laues Arbeit, in der Verkehrswerte und
Restschulden je privatem Haushalt jeweils getrennt nach Einkommensklassen ausgewie-
sen sind, kann man mit vereinfachenden Annahmen, obwohl man damit sicherlich Fehler
begeht, die Verteilung des Nettogrundvermo¨gens zumindest scha¨tzen und erha¨lt einen Gini-
Koeffizienten, der nur geringfu¨gig ho¨her als der des Verkehrswertes des Grundvermo¨gens
ist.
In Tabelle 10-6 ist das Bruttogrundvermo¨gen – die in der EVS des Jahres 1993 von den
Haushalten gescha¨tzten Verkehrswerte – fu¨r die alten und neuen Bundesla¨nder nach Klas-
sen eingeteilt aufgelistet. In Ostdeutschland waren die drei ho¨chsten Klassen unzureichend
besetzt, weshalb die Werte in Klammern angegeben sind. Die aus den Daten der Tabel-
le berechneten Gini-Koeffizienten und Variationskoeffizienten deuten an, daß das Brutto-
grundvermo¨gen in Ostdeutschland ungleichma¨ßiger verteilt ist als in Westdeutschland. Fu¨r
Ostdeutschland wurde ein Gini-Koeffizient von 0,85 und ein Variationskoeffizient von 2,73
ermittelt, in Westdeutschland betra¨gt der Gini-Koeffizient 0,67 und der Variationskoeffi-
zient 1,46. Schu¨ssler et al. ([155], 2000), die aus den Angaben zu den Einheitswerten in
der EVS u¨ber ein Korrekturverfahren die Verkehrswerte bestimmen, erhalten fu¨r das Jahr
1993 in den alten Bundesla¨ndern einen leicht ho¨heren Gini-Koeffizienten von 0,7. Betrach-
tet man nur die Grundvermo¨gen besitzenden Haushalte sinken die Maße natu¨rlich. Sowohl
der Gini-Koeffizient als auch der Variationskoeffizient halbieren sich dann anna¨hernd.
10.1.3 Gesamtvermo¨gen
Im Jahr 1998 betrug das aus der EVS gescha¨tzte Nettovermo¨gen rund 8,2 Bio. DM (vgl.
Armutsbericht [52], 2001, S. 67). Die Bundesbank, die ja¨hrlich in einem ihrer Monats-
berichte eine Finanzierungsrechnung vero¨ffentlicht, in der die Geldvermo¨gensbildung sowie
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Geldvermo¨gensbesta¨nde und Verbindlichkeiten privater Haushalte angegeben werden, ist in
einem Monatsbericht speziell auf die Entwicklung der privaten Vermo¨genssituation in den
neunziger Jahren eingegangen, wobei zusa¨tzlich zu Informationen u¨ber das Geldvermo¨gen
Angaben zum Immobilien- und Gebrauchsvermo¨gen (langlebige Konsumgu¨ter) bis zum
Jahr 1997 beru¨cksichtigt wurden (vgl. Deutsche Bundesbank [73], 1999). In Tabelle 10-7
sind die Gro¨ßen fu¨r einzelne Vermo¨gensarten und das Gesamtvermo¨gen aufgelistet. Die
Angaben stammen von Bedau ([35], 1999), der zusa¨tzlich das Jahr 1998 ausweist.
Tabelle 10-7: Vermo¨gen und Verpflichtungen privater Haushalte in
Deutschlanda
1993 1994 1995 1996 1997 1998
Geldvermo¨gen 3933,3 4154,6 4500,0 4795,4 5192,7 5503,8
+ Immobilienvermo¨gen 6055,2 6407,6 6729,2 6966,8 7091,7 7281,5
+ Gebrauchsvermo¨gen 1399,1 1449,3 1496,6 1558,3 1617,9 1675,0
= Bruttovermo¨gen 11387,6 12011,5 12725,8 13320,5 13902,3 14460,3
– Verpflichtungen 1342,7 1465,9 1577,5 1689,0 1792,9 1896,8
= Nettovermo¨gen 10044,9 10545,5 11148,3 11631,5 12109,4 12563,5
a in Mrd. DM.
Quelle: Bedau ([35], 1999).
Obwohl sich das in der EVS und von der Bundesbank ermittelte Vermo¨gen nur schwer
vergleichen la¨ßt, weil beide auf unterschiedlichen Begriffs- und Vermo¨gensabgrenzungen
basieren, wird in der EVS das Vermo¨gen privater Haushalte sicherlich nicht vollsta¨ndig
abgebildet. Das fehlende Vermo¨gen wird auch durchaus die Verteilung beeinflussen. Wie
schon zuvor erwa¨hnt, fehlen in der EVS Haushalte, deren Einkommen u¨ber der Einkom-
mensgrenze der jeweiligen Jahre liegen, und es ist zu vermuten, daß diese einen bedeutenden
Teil des Vermo¨gens besitzen.
Da in vielen Studien einzelne Vermo¨gensarten separat behandelt werden, und dies zum
Teil sehr detailliert, wenn etwa Betriebsvermo¨gen oder das land- und forstwirtschaftliche
Vermo¨gen ausgewiesen werden und das Geldvermo¨gen auf einzelne Komponenten wie Spar-
guthaben oder Wertpapiere aufgeschlu¨sselt wird (vgl. Ring [144], 2000 S. 240), oder die
Verteilung innerhalb bestimmter Personengruppen untersucht wird, wird die Verteilung
des Brutto- oder Nettovermo¨gens oftmals gar nicht genauer behandelt. Auch Schu¨ssler et
al. ([155], 2000, S. 163) wenden ihre Korrekturverfahren, auf die in einem nachfolgenden
Abschnitt noch etwas na¨her eingegangen wird, getrennt fu¨r Geld- und Grundvermo¨gen an
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Tabelle 10-8: Verteilung des Nettovermo¨gens in Westdeutschland im Jahr
1998, Quantilsdarstellung
Dezile Anteil am Nettovermo¨gen in %
1. Zehntel −0,41
2. Zehntel 0,10
3. Zehntel 0,49
4. Zehntel 1,27
5. Zehntel 2,97
6. Zehntel 6,44
7. Zehntel 10,67
8. Zehntel 15,12
9. Zehntel 21,06
10. Zehntel 42,30
Quelle: Armutsbericht ([52], 2001, S. 55).
und ko¨nnen deshalb keine Verteilungsaussagen zum Gesamtvermo¨gen machen. Ring ([144],
2000) und Schlomann ([153], 1992) fassen die Ergebnisse einiger Arbeiten zusammen, die
sich dennoch mit der Verteilung des Gesamtvermo¨gens auf Haushaltsebene befassen und in
der Regel den Gini-Koeffizienten berechnen. Die Arbeiten sind zwar schwer zu vergleichen,
weil sie aus unterschiedlichen Jahren stammen und zum Teil nicht nur die EVS sondern
auch das SOEP benutzen. Dennoch scheint sich seit den 70er Jahren die Vermo¨genskon-
zentration leicht abgeschwa¨cht zu haben. Im Armutsbericht ([53], 2001) findet man die
wahrscheinlich derzeit aktuellsten Zahlen.19
Verglichen mit den USA liegen die Werte fu¨r Deutschland deutlich niedriger. Zum
einen du¨rfte das Vermo¨gen in den USA einfach sta¨rker konzentriert sein. Zum anderen ist
die aus der EVS bestimmte Konzentration eher ein unterer Grenzwert der tatsa¨chlichen
Konzentration, weil sowohl vermo¨gensschwache Haushalte als auch reiche Haushalte fehlen.
Im Gegensatz hierzu ist in den USA im Survey of Consumer Finances (SCF) die Schicht der
sehr vermo¨genden Haushalte nicht ausgeschlossen, weil ein spezielles Stichprobenverfahren
angewendet wird, bei dem diese Klasse gezielt erfaßt wird. Dies macht sich insbesondere
beim Variationskoeffizienten bemerkbar, der sehr viel sta¨rker als der Gini-Koeffizient auf
die hohen Klassen reagiert und zudem unbeschra¨nkt ist. Diaz-Gimenez et al. ([140], 1997)
geben zum Beispiel fu¨r das Nettovermo¨gen in den USA fu¨r das Jahr 1992 einen Gini-
19Siehe die Tabellen 10-8 und 10-9.
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Koeffizienten von 0,78 und einen Variationskoeffizienten von 6,1 an.
Tabelle 10-9: Verteilung des Nettovermo¨gens in Deutschland
West Ost Gesamt
1993 1998 1993 1998 1993 1998
Gini 0,629 0,650 0,730 0,692 0,661 0,672
CV 1,409 1,539 2,226 1,614 1,531 1,630
Quelle: Armutsbericht ([53], 2001, S. 99).
10.2 Einkommen
Gegenu¨ber dem Vermo¨gensbegriff ist der Einkommensbegriff sicherlich um einiges klarer
umrissen. Dennoch gibt es ebenfalls verschiedene Definitionen und Abgrenzungen (vgl. Ta-
belle 10-11), Basis sind jedoch meist Unternehmereinkommen sowie Lo¨hne und Geha¨lter,
Bezugsgro¨ße ist in der Regel der Haushalt. Um unterschiedliche Haushaltsgro¨ßen nicht
außer Acht zu lassen, werden sogenannte A¨quivalenzskalen zur Berechnung des A¨quiva-
lenzeinkommens herangezogen. Diese ermo¨glichen es, die private Umverteilung innerhalb
von Haushalten zu beru¨cksichtigen, und das gesamte Haushaltseinkommen nach Zuordnung
von A¨quivalengewichten auf die einzelnen Haushaltsmitglieder aufzuteilen. Begru¨ndet wer-
den A¨quivalenzskalen mit Skalenertra¨gen, die innerhalb der Haushalte realisiert werden,
weil zum Beispiel alle Haushaltsmitglieder bestimmte Ausstattungsgegensta¨nde in gleichem
Maße nutzen ko¨nnen und diese somit nicht mehrfach angeschafft werden mu¨ssen. Wenn ein
gemeinsam lebendes Paar den gleichen Lebensstandard wie eine alleinstehende Person er-
reichen mo¨chte, braucht es weniger als das Doppelte des Einkommens (vgl. Armutsbericht
[52], 2001, S. 20).
Fu¨r die Berechnung der A¨quivalenzeinkommen sind die Alte und die Neue OECD-
Skala gebra¨uchlich (siehe Tabelle 10-10). Die Wahl der Skala kann die relative Einkom-
mensposition der einzelnen Haushalte beeinflussen. So wird großen Haushalten mit vielen
Mitgliedern nach der Neuen OECD-Skala ein gegenu¨ber der Alten OECD-Skala ho¨heres
A¨quivalenzeinkommen zugeordnet, da die Gewichte fu¨r zusa¨tzliche Familienmitglieder ge-
ringer sind. Ein Einfluß der Wahl der A¨quivalenzskala auf die Darstellung der Verteilung
des Einkommens ist zwar wahrscheinlich, jedoch du¨rfte dieser eher gering ausfallen. Das
ha¨ngt mit davon ab, inwieweit beispielsweise relativ arme Haushalte sich systematisch aus
mehr Personen zusammensetzen als relativ reiche Haushalte. In diesem Fall wu¨rde nach
der Neuen OECD-Skala die Konzentration des A¨quivalenzeinkommens im Vergleich zur
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alten Skala als geringer bewertet werden. Die Berechnung von A¨quivalenzeinkommen im
Armutsbericht ([53], 2001, S. 46) besta¨tigt dies. Nach Neuer OECD-Skala wird im Zeit-
raum von 1973 bis 1998 eine leicht niedrigere Ungleichheit des Nettoeinkommens, gemessen
durch den Gini-Koeffizienten, als nach Alter OECD-Skala festgestellt.
Tabelle 10-10: Alte und Neue OECD-Skala
Alte OECD-Skala Neue OECD-Skala
Bezugsperson 1 1
Person ab 15 J. 0,7 0,5
Person unter 15 J. 0,5 0,3
Quelle: Armutsbericht ([52], 2001, S. 20).
Neben der Haushaltsgro¨ße gibt es noch einige weitere Faktoren, die den Vergleich von
Haushaltseinkommen und die Bestimmung der Disparita¨t erschweren. Wird das Haushalts-
nettoeinkommen betrachtet (vgl. Tabelle 10-11), u¨berbewertet man das Nettoeinkommen
von Haushalten, die von der gesetzlichen Sozialversicherungspflicht befreit sind und sich pri-
vat absichern mu¨ssen. Weitere Probleme entstehen im Zusammenhang mit Mieteinnahmen
beziehungsweise unterstellten Einnahmen aus der Eigennutzung von Wohnraum. Zudem
fließen Sachtransfers des Staates in Form von Bildungs- oder Gesundheitsleistungen nicht
in die Berechnung des Haushaltsnettoeinkommens ein (vgl. Schu¨ssler et al. [155], 2000. S.
15).
Zur Bestimmung der Verteilung einzelner Einkommensgro¨ßen wird wiederum in der Re-
gel auf die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe zuru¨ckgegriffen, wobei Erfassungsgrad
und Gu¨te der EVS fu¨r das Haushaltseinkommen sehr hoch und damit wesentlich ho¨her als
fu¨r das Haushaltsvermo¨gen sind. Die EVS liegt sowohl beim durchschnittlichen verfu¨gba-
ren Einkommen je Haushalt als auch bei einzelnen Teilen des Einkommens recht nahe an
den Werten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. Im Jahr 1993 wurde in der EVS
zum Beispiel als durchschnittliches verfu¨gbares Einkommen 93,5 % des Wertes der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung ausgewiesen, bei den Bruttolo¨hnen waren es sogar 97,6
% (vgl. Hertel [98], 1997).
Auch die Ergebnisse verschiedener Studien, in denen die Ungleichheit des Haushalt-
seinkommens bestimmt wird, liegen in einer sehr engen Spanne. In Tabelle 10-12 sind
exemplarisch Gini-Koeffizienten aus dem Armutsbericht der Bundesregierung ([53], 2001,
S. 46), aus Hertel ([98], 1997) und Burkhauser et al. ([54], 1997) sowie eigene Berechnun-
gen angegeben. Wa¨hrend die beiden erstgenannten Studien Daten aus der EVS benutzen,
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Tabelle 10-11: Der Einkommensbegriff in der EVS
Bruttoeinkommen aus unselbsta¨ndiger Arbeit
+ Bruttoeinkommen aus selbsta¨ndiger Arbeit
+ Einkommen aus Vermo¨gen
+ Einkommen aus o¨ffentlichen Transferleistungen
+ Einkommen aus nichto¨ffentlichen Transferleistungen, Untervermietung
+ Einmalige Einkommensu¨bertragungen
= Haushaltsbruttoeinkommen
− Steuern auf Einkommen und Vermo¨gen
− Pflichtbeitra¨ge zur Sozialversicherung
= Haushaltsnettoeinkommen
+ Vermo¨gensu¨bertragungen, Einnahmen aus dem Verkauf von Waren
= Ausgabefa¨higes Einkommen
Quelle: Hertel ([98], 1997).
greifen Burkhauser et al. auf das Sozio-o¨konomische-Panel zuru¨ck. Vor allem im Armutsbe-
richt werden diverse Bereinigungverfahren angewendet, um bestehende Ma¨ngel der Daten
zu beseitigen. Zudem wird die Ungleichheit fu¨r mehrere Einkommensgro¨ßen und mit ver-
schiedenen Maßen berechnet.
Die Ungleichheit der Einkommensverteilung hat im fru¨heren Bundesgebiet seit 1973
leicht zugenommen (vgl. Armutsbericht [52], 2001, S. 42). Das gilt vor allem fu¨r das Brut-
toeinkommen aus unselbsta¨ndiger Arbeit, wa¨hrend das Bruttoeinkommen aus selbsta¨ndiger
Arbeit eher schwankte (vgl. Armutsbericht [53], 2001, S. 43). Prinzipiell sind die Vertei-
lungen des Bruttoeinkommens aus selbsta¨ndiger Arbeit und des Bruttoeinkommens aus
Vermo¨gen wesentlich sta¨rker konzentriert als die Verteilung des Bruttoeinkommens aus un-
selbsta¨ndiger Arbeit, weshalb auch das Markta¨quivalenzeinkommen ungleicher verteilt ist
als das Bruttoeinkommen aus unselbsta¨ndiger Arbeit (vgl. Tabelle 10-12). Durch staatliche
Eingriffe wie Steuern und Transferleistungen sinkt, wie zu erwarten ist, die Einkommens-
konzentration, was sich in einer gegenu¨ber dem Markta¨quivalenzeinkommen geringeren
Ungleichheit des Nettoa¨quivalenzeinkommens niederschla¨gt.20 Aus den Daten von Hertel
20Im Armutsbericht ([53], 2001, S. 30) weicht die Einkommensdefinition geringfu¨gig von der in Tabelle
10-11 ab. Das Markteinkommen umfaßt sa¨mtliche prima¨ren Einkommensarten und verko¨rpert praktisch
das selbsta¨ndig am Markt erwirtschaftete Einkommen eines Haushalts, wa¨hrend das Nettoeinkommen
zusa¨tzlich steuerliche Abgaben, Unterhaltsleistungen und diverse staatliche Transfers beru¨cksichtigt.
10 Die Verteilung von Einkommen, Vermo¨gen und Erbschaften 178
Tabelle 10-12: Verteilung des Haushaltseinkommens in Westdeutschland
1973 1978 1983 1987 1988 1993 1998
Armutsbericht ([53], S. 41)a 0,297 0,299 0,307 0,316 0,317 0,320
Armutsbericht ([53], S. 44)b 0,386 0,430 0,430 0,450 0,443 0,444
Armutsbericht ([53], S. 46)c 0,248 0,247 0,250 0,253 0,267 0,270
Burkhauser et al. (1997)d 0,297
Hertel (1997)e 0,330 0,332
Eigene Berechnungf 0,323 0,326
Eigene Berechnungg 0,467 0,497
a Gini-Koeffizient, Bruttoeinkommen aus unselbsta¨ndiger Arbeit.
b Gini-Koeffizient, Markta¨quivalenzeinkommen nach Alter OECD-Skala.
c Gini-Koeffizient, Nettoa¨quivalenzeinkommen nach Alter OECD-Skala.
d Gini-Koeffizient, net-of-tax income nach Alter OECD-Skala.
e Gini-Koeffizient, Haushaltsnettoeinkommen.
f Gini-Koeffizient, eigene Berechnung auf Grundlage von Hertel ([98]).
g Variationskoeffizient, eigene Berechnung auf Grundlage von Hertel ([98]).
([98], 1997) ist der Variationskoeffizient berechnet worden, um zumindest fu¨r zwei Zeit-
punkte auch diesen als Maß der Ungleichheit anzugeben.
Betroffen von der Zunahme der Einkommensungleichheit sind hauptsa¨chlich Haushal-
te Alleinerziehender mit Kindern, deren Stellung sich seit den 70er Jahren verschlechtert
hat. Die relative Altersarmut, ein Problem fru¨herer Jahre, hat hingegen abgenommen.
Im Vergleich zu Westdeutschland ist in Ostdeutschland die Ungleichheit des Markta¨qui-
valenzeinkommens etwas gro¨ßer. In Tabelle 10-13 sind fu¨r die Jahre 1993 und 1998 die
Gini-Koeffizienten der Markta¨quivalenz- und Nettoa¨quivalenzeinkommen in Ostdeutsch-
land angegeben. Als Grund fu¨r die gro¨ßere Konzentration des Markta¨quivalenzeinkommens
wird im Armutsbericht ([52], 2001) die ho¨here Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland, welche
den Anteil der Haushalte ohne Markteinkommen erho¨ht, angefu¨hrt. Die Verteilung des Net-
toa¨quivalenzeinkommens ist in Ostdeutschland hingegen gleichma¨ßiger. Das du¨rfte damit
zusammenha¨ngen, daß in den unteren Einkommensklassen die Verteilung durch staatliche
Transfers stark korrigiert wird und in den oberen Einkommensklassen die Ungleichheit
nicht so stark wie im alten Bundesgebiet ausgepra¨gt ist.
10.3 Korrekturverfahren
Da fu¨r Deutschland die Einkommens- oder Vermo¨gensungleichheit u¨berwiegend u¨ber die
mit einigen Ma¨ngeln behaftete EVS bestimmt wird, sind diverse Verfahren entwickelt wor-
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Tabelle 10-13: Verteilung des Haushaltseinkommens in Ostdeutschland
1993 1998
Armutsbericht ([53], S. 45)a 0,468 0,481
Armutsbericht ([53], S. 47)b 0,199 0,217
a Gini-Koeffizient, Markta¨quivalenzeinkommen nach Alter OECD-Skala.
b Gini-Koeffizient, Nettoa¨quivalenzeinkommen nach Alter OECD-Skala.
den, mit Hilfe derer die Gu¨te der EVS-Daten verbessert werden soll. Diese Korrektur-
verfahren sind jedoch mit erheblichem Aufwand verbunden. Zu Korrekturverfahren fu¨r
das Einkommen gibt es im Armutsbericht ([53], 2001, S.28 ff.), in dem die EVS mit der
Lohn- und Einkommensteuerstatistik abgeglichen wird, detaillierte Ausfu¨hrungen zu teil-
weise ziemlich komplizierten Verfahren.
Zur Korrektur des Geldvermo¨gens versuchen Schu¨ssler et al. ([155], 2000) das Vermo¨gen
der Haushalte, die u¨ber der Einkommensgrenze der EVS liegen und deshalb herausfallen,
u¨ber die Vermo¨gensteuerstatistik zu scha¨tzen. Implizit wird dabei unterstellt, daß in der
EVS nicht enthaltene Haushalte mit sehr hohem Einkommen alle auch sehr hohes Vermo¨gen
besitzen und vermo¨gensteuerpflichtig waren. Der Anteil der einkommensstarken Haushalte
am Vermo¨gen ha¨ngt von der Vermo¨gensart ab. Schu¨ssler et al. ([155], 2000, S. 37) berechnen
fu¨r 1993 einen Anteil der einkommensstarken Haushalte am Aktienvermo¨gen von u¨ber 45
%, hingegen nur 3 % am Sparguthaben aller Haushalte. Insgesamt bela¨uft sich in den
einzelnen Jahren, fu¨r die Schu¨ssler et al. ihr Korrekturverfahren anwenden, der Anteil der
aus der EVS herausfallenden einkommensstarken Haushalte auf rund 10 bis 14 Prozent des
Bruttogeldvermo¨gens.
Fu¨r das Grundvermo¨gen gilt ebenfalls, daß aufgrund des Fehlens der einkommensstar-
ken Haushalte ein betra¨chtlicher Teil des Grundvermo¨gens in der EVS nicht repra¨sentiert
wird. Eine weitere Schwierigkeit, die speziell im Zusammenhang mit Grundvermo¨gen auf-
tritt, ist die Abweichung zwischen Einheiswert, der fu¨r steuerliche Zwecke bestimmt wird,
und Verkehrswert einer Immobilie. In der EVS von 1993 wurde zwar erstmals nicht nur nach
dem Einheitswert sondern zusa¨tzlich nach dem Verkehrswert des Grundvermo¨gens gefragt.
Dieser beruht jedoch nur auf der – vielleicht falschen – Einscha¨tzung der Eigentu¨mer und
muß nicht dem tatsa¨chlichen Wert entsprechen, der beim Verkauf erzielt wu¨rde. Schu¨ssler
et al. ([155], 2000) ermitteln deshalb das Verha¨ltnis von Verkehrswert zu Einheitswert u¨ber
Kaufpreisuntersuchungen. Nachteilig ist dabei jedoch, daß diese Verha¨ltnisse zeitlich und
ra¨umlich variieren und zwischen einzelnen Grundvermo¨gensarten betra¨chtlich abweichen,
was aber nicht explizit beru¨cksichtigt werden kann. Zudem la¨ßt sich dieses Anpassungs-
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verfahren nur auf die alten Bundesla¨nder anwenden, weil es fu¨r Ostdeutschland noch keine
Kaufpreisuntersuchungen gibt. Fu¨r das Jahr 1993 scha¨tzen Schu¨ssler et al. ([155], 2000)
den Anteil der aus der EVS herausfallenden einkommensstarken Haushalte am Brutto-
grundvermo¨gensbestand auf rund 8 Prozent.
Die diversen Korrekturverfahren sind sicherlich theoretisch wu¨nschenswert, und, wie
Schu¨ssler et al. ([155], 2000) und der Armutsbericht zeigen, durchfu¨hrbar. Grundlegende
Aussagen scheinen sich durch die Korrekturverfahren aber nicht zu vera¨ndern. Allerdings
sollten die korrigierten Zahlen exakter sein und die ausgewiesene Ungleichheit mu¨ßte zuneh-
men. Interessanterweise liegen Schu¨ssler et al. ([155], 2000) mit ihren korrigierten Werten
aber nicht wesentlich u¨ber anderen Scha¨tzungen. Sie berechnen zum Beispiel fu¨r die Jahre
1978 bis 1993 den Gini-Koeffizienten fu¨r das Bruttogrundvermo¨gen in Westdeutschland.
Dieser nimmt kontinuierlich von 0,76 auf 0,70 ab (vgl. Schu¨ssler et al. [155], 2000, S. 118).
Fu¨r das Jahr 1993 berechnen sie außerdem direkt aus der EVS einen Gini-Koeffizienten von
0,68, der nur geringfu¨gig kleiner als 0,70 ist. Auch a¨ltere Studien ohne Korrekturverfah-
ren haben bereits fu¨r die 70er und 80er Jahre Gini-Koeffizienten fu¨r das Gesamtvermo¨gen
u¨ber 0,7 ermittelt, die wiederum unter den Gini-Koeffizienten des Grundvermo¨gens lie-
gen mu¨ßten. Daß der Gini-Koeffizient trotz Korrekturverfahren nicht deutlich angsteigt,
ha¨ngt vielleicht mit einer relativen Unempfindlichkeit des Maßes zusammen. Veranschau-
licht man die Vermo¨gensverteilung durch Quantile, sieht man eventuell dennoch deutliche
Verschiebungen in der Verteilung.
Trotz der Korrekturverfahren bleiben auf der EVS beruhende Scha¨tzungen unvoll-
sta¨ndig. Auf Anstaltsbewohner oder ausla¨ndische Haushalte, die in der EVS ebenfalls
fehlen, wird nicht speziell eingegangen. Es ist auch noch nicht der Versuch unternom-
men worden, EVS-Daten um diese Gruppe zu korrigieren. Wahrscheinlich liegt das mit in
dem Versuch begru¨ndet, durch Korrekturverfahren mo¨glichst nahe an Zahlen aggregierter
Statistiken wie der Finanzierungsrechnung heranzukommen. Da Anstaltsbewohner hierzu
vermutlich keinen wesentlichen Beitrag leisten, einfach weil sie eher unterdurchschnittlich
vermo¨gend sind und ihr Anteil am Gesamtvermo¨gen relativ gering und damit fu¨r des-
sen Gro¨ßeneinscha¨tzung vernachla¨ssigbar ist, gibt es in dieser Richtung keine ernsthaften
Versuche.
10.4 Erbschaften
Erbschaften oder gar Vermo¨genstransfers zu Lebzeiten werden in Deutschland in der amt-
lichen Statistik und in Umfragen kaum, und wenn nur unzureichend erfaßt (vgl. Schlo-
10 Die Verteilung von Einkommen, Vermo¨gen und Erbschaften 181
mann [153], 1992 und Ring [144], 2000). Einzig die 5. Welle des Sozio-o¨konomischen Panels
im Jahr 1988, in der nach Erbschaften seit 1960 gefragt wurde, la¨ßt Aussagen u¨ber die
Verteilung des vererbten Vermo¨gens zu. Jedoch sind Erbschaften darin untererfaßt (vgl.
Schlomann [153], 1992).
Echte verteilungsspezifische Auswertungen der Erbschaften sind also kaum mo¨glich.
Dennoch deuten Studien darauf hin, daß sozioo¨konomische Merkmale sowohl die Wahr-
scheinlichkeit, eine Erbschaft zu erhalten, als auch die Ho¨he der Erbschaft beeinflussen
(vgl. Ring [144], 2000). Vor allem Haushalte in den oberen Vermo¨gensschichten bekommen
u¨berdurchschnittlich oft eine u¨berdurchschnittlich hohe Summe vererbt.
Zumindest Schlomann ([153], 1992) wertet die 5. Welle des Sozio-o¨konomischen Panels
aus und versucht, die Verteilung der Erbschaften und deren Einfluß auf die Vermo¨gensver-
teilung zu bestimmen. A¨hnlich wie Wolff ([187], 2002) erha¨lt Schlomann eine ausgleichende
Wirkung der Erbschaften. Die Ursache hierfu¨r scheint jedoch eine andere als bei Wolff (vgl.
Kapitel 5) zu sein. Schlomann ([153], 1992, S. 268) schließt in seine Verteilungsanalyse nur
Haushalte ein, die fu¨r den betrachteten Zeitraum zwischen 1960 und 1988 den Erhalt einer
Erbschaft angegeben haben. Insgesamt waren dies knapp 14 % aller Haushalte. Fu¨r diese
Haushalte ermittelt Schlomann fu¨r die Erbschaften einen geringeren Gini-Koeffizienten als
fu¨r das Nettovermo¨gen unter Abzug der Erbschaften. Die Erbschaften sind also gleichma¨ßi-
ger verteilt. Wu¨rden aber sa¨mtliche Haushalte in die Analyse eingehen, wa¨re das vermutlich
nicht der Fall. U¨ber alle Haushalte berechnet mu¨ßten die Erbschaften extrem konzentriert
sein, weil fast 85 % der Haushalte keine Erbschaften erhalten. Generell spiegelt sich hierin
das Problem, welcher Zeitraum eigentlich betrachtet werden soll. Sollten nur Erbschaften
beru¨cksichtigt werden, die innerhalb eines Jahres oder in einem kurzen Zeitraum angefal-
len sind, oder sollten Erbschaften u¨ber den gesamten Lebenszyklus einer Kohorte beru¨ck-
sichtigt werden? U¨ber den gesamten Lebenszyklus betrachtet du¨rfte die Verteilung der
Erbschaften wesentlich weniger stark konzentriert sein als u¨ber eine ku¨rzere Zeitspanne.
Im Gegensatz zur Verteilung la¨ßt sich die Ho¨he der Erbschaften und deren Entwicklung
etwas besser prognostizieren. Schlomann ([153], 1992, S. 272) vermutet, daß die Bedeutung
von Erbschaften zunehmen wird. Zum einen spielt hier die demographische Entwicklung
eine Rolle. Aufgrund des Geburtenru¨ckganges wird der Nachlaß unter weniger Erben auf-
geteilt, wodurch das durchschnittliche Erbe pro Person steigt. Zum anderen konnte die
Nachkriegsgeneration in Zeiten hohen Wirtschaftswachstums Vermo¨gen akkumulieren, oh-
ne dieses durch Katastrophen oder Entwertungen wieder zu verlieren. Wie sich diese Ent-
wicklungen auf die Verteilung des Vermo¨gens auswirken werden, ist unklar. Schließlich ist
nicht einmal genau der Einfluß von Erbschaften in der Vergangenheit bekannt. Diskutiert
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werden auch Ru¨ckwirkungen auf die Bewertung von Vermo¨gensgegensta¨nden. Steigt das
Angebot von Vermo¨gensgegensta¨nden ohne gleichzeitige Steigerung der Nachfrage, ko¨nnte
deren Wert sinken.21
Fu¨r die Jahre 2001 bis 2010 wird erwartet, daß rund 2 Bio. Euro an Vermo¨gen vererbt
werden (vgl. DIA [75], 2002). Den 8 Mio. Erblasserhaushalten stehen rund 15 Mio. Erben-
haushalte gegenu¨ber, die bis 2010 ca. 70 % der Erbschaften im Wert von etwa 1,4 Bio.
Euro erhalten werden. Das verbleibende Vermo¨gen in Ho¨he von 0,6 Bio. Euro wird voraus-
sichtlich vom Partner des verstorbenen Ehegatten geerbt und erst nach dessen Tod an die
Kindergeneration weitergegeben. Rund 14,5 Mio. der 37,5 Mio. Haushalte in Deutschland
werden nach Scha¨tzungen des Deutschen Instituts fu¨r Altersvorsorge ([75], 2002) in der
genannten Zeitspanne dennoch keine Erbschaft erhalten. Aber selbst unter den Haushal-
ten, die voraussichtlich Vermo¨gen erben, wird ein Viertel nur einen geringfu¨gigen Betrag
hauptsa¨chlich in Form von langlebigen Konsumgu¨tern erhalten. Demgegenu¨ber werden et-
wa 2 % der Haushalte zu
”
Großerben“ und ein Viertel der erwarteten Erbschaften, also ca.
500 Mrd. Euro, auf sich vereinen (vgl. DIA [75], 2002). Im Durchschnitt sind die Erben in
Deutschland ziemlich alt. Die Wahrscheinlichkeit, eine bedeutende Erbschaft (> 25000 Eu-
ro) zu erhalten, ist bei den 50- bis 59-Ja¨hrigen am gro¨ßten. Andererseits wird zunehmend
die mittlere Generation u¨bersprungen und gleich die Enkelgeneration mit einer Erbschaft
bedacht.
U¨ber das Jahr 2010-2020 hinaus vermutet das Deutsche Institut fu¨r Altersvorsorge
([75], 2002) wieder ein Schrumpfen des Erbschaftsvolumens. Fu¨r diese These sprechen
mehrere Argumente. Erstens wird voraussichtlich die private Altersvorsorge gegenu¨ber dem
staatlichen Sicherungssystem an Bedeutung gewinnen, weil das Umlagesystem zunehmend
an seine Grenzen sto¨ßt. Zumindest im U¨bergang ko¨nnten Generationen, die sich auf das
o¨ffentliche Rentenversicherungssystem verlassen haben, aufgrund von Leistungsku¨rzungen
gezwungen werden, vermehrt auf die eigenen Ersparnisse zuzugreifen. Versta¨rkt wird dieser
Effekt, wenn die Lebenserwartung weiter steigt und sich gleichzeitig die Lebensarbeitszeit,
in der Vermo¨gen aufgebaut werden kann, nicht verla¨ngert. Zweitens scheint sich das Kon-
sumverhalten der a¨lteren Menschen zu vera¨ndern. Wa¨hrend fru¨her auch im Rentenalter
kaum die Ersparnisse angegriffen wurden, ist die Altersgruppe derjenigen, die u¨ber 60
Jahre alt sind, zunehmend konsumfreudiger. Und schließlich werden ku¨nftig auf geburten-
starke Generationen geburtenschwache folgen, weshalb das aggregierte Erbschaftsvolumen
21Siehe hierzu die Arbeit von Mankiw und Weil ([123], 1989), in der allgemeiner der Einfluß der demo-
graphischen Entwicklung auf Immobilienpreise untersucht wird oder die Studie von Bo¨rsch-Supan et al.
([48], 2003), die einen U¨berblick u¨ber die Literatur zur sogenannten
”
Asset Meltdown“-Hypothese gibt.
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ebenfalls abnehmen du¨rfte.
10.5 Internationaler Vergleich der Vermo¨gensverteilung
Fu¨r die meisten La¨nder gibt es eine Reihe von Studien, welche die Verteilung des Vermo¨gens
scha¨tzen. Da in den einzelnen La¨ndern die Datenquellen unterschiedlich sind oder auch zum
Teil verschiedene Vermo¨gensdefinitionen benutzt werden, sind die Ergebnisse jedoch nur
unter Vorbehalt zu vergleichen.22 Vergleicht man den Gini-Koeffizienten, der in den meisten
Arbeiten angegeben wird, bekommt man folgendes Bild. In Japan und Korea ist das Netto-
vermo¨gen (
”
net worth“) am gleichma¨ßigsten verteilt. Es folgen europa¨ische La¨nder, unter
anderem Schweden und Italien. Etwas sta¨rker konzentriert ist das Vermo¨gen in Deutsch-
land und Frankreich. Die gro¨ßte Ungleichheit wird im englischsprachigen Raum gemessen.
Fu¨r Großbritannien, die USA und Australien werden die ho¨chsten Gini-Koeffizienten aus-
gewiesen. U¨ber die Ursachen dieser beobachteten Verteilungsunterschiede gibt es mehrere
Vermutungen. Als mo¨gliche Gru¨nde werden unter anderem La¨nderspezifika wie Traditio-
nen, Steuersysteme oder Vermo¨gensu¨bertragungen herangezogen (vgl. Davies und Shor-
rocks [71], 2000).
Fu¨r einen Vergleich der zeitlichen Entwicklung sind la¨ngere Datenreihen notwendig.
Diese sind fu¨r Großbritannien, die USA und Schweden generiert worden und reichen fast
bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts zuru¨ck. Die Entwicklung der Verteilung wird u¨ber den
Anteil des Nettovermo¨gens abgebildet, den das reichste Prozent der Haushalte besitzt (vgl.
Wolff [184], 1996). Dieser Anteil ist seit Beginn des 20. Jahrhunderts zumindest in Groß-
britannien und Schweden zuru¨ckgegangen, in Großbritannien hat er sich sogar mehr als
halbiert. Von 1923 bis 1974 ist dort der Anteil der reichsten Haushalte am Nettovermo¨gen
von 61 % auf 23 % zuru¨ckgegangen. Etwas weniger dramatisch war die Entwicklung in
Schweden, wo aber dennoch ein Ru¨ckgang des Anteils von 40 auf 17 Prozent zu verzeich-
nen ist. Mitte der 70er Jahren ist der bis dahin wirksame langfristige Trend jedoch ins
Stocken geraten. Wa¨hrend in Großbritannien die Verteilung seitdem nahezu stabil geblie-
ben ist, hat die Ungleichheit in Schweden wieder leicht zugenommen. Die Entwicklung in
den USA fa¨llt insofern aus dem Rahmen, als die beobachtete geringe Verringerung der Un-
gleichheit von den 20er bis in die 70er Jahre weitaus gro¨ßeren Schwankungen unterworfen
war als in Schweden und Großbritannien, und sich seitdem die Konzentration der Vermo¨gen
wieder versta¨rkt hat, so daß der Anteil der reichsten Haushalte im Jahr 1992 wieder das
Ausgangsniveau der 20er Jahre erreicht hat. Fu¨r diese Entwicklung werden mehrere Fak-
22Davies und Shorrocks ([71], 2000) geben einen U¨berblick u¨ber viele dieser Studien.
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toren verantwortlich gemacht. Davies und Shorrocks ([71], 2000 S. 646) nennen hier unter
anderem die Erbschaftsteuer, wobei vielleicht weniger der direkte Einfluß wichtig war, da
die Einnahmen durch die Erbschaftsteuer im Vergleich zu anderen Steuern in den drei
La¨ndern immer sehr gering gewesen sind, sondern eher indirekte Effekte etwa durch Anrei-
ze, die Erbschaftsteuer zu vermeiden. Diese ko¨nnten dazu gefu¨hrt haben, daß das Vermo¨gen
innerhalb von reichen Familien gleichma¨ßiger auf die einzelnen Mitglieder verteilt wurde.
Wichtig ist in diesem Zusammenhang sicherlich auch die zunehmende Verbreitung von
Grundbesitz oder anderen Vermo¨gensbesta¨nden in der Mittelschicht. Desweiteren werden
Werta¨nderungen als mo¨gliche Ursache fu¨r zeitliche Schwankungen in der Vermo¨gensvertei-
lung angesehen. Beispielsweise wird vermutet, daß ein Anstieg der Aktienma¨rkte mit einer
Zunahme der Vermo¨genskonzentration einhergeht.
Wolff ( [186], 2000) untersucht in seiner Arbeit die neuere Entwicklung der Vermo¨gens-
verteilung in den USA in den Jahren von 1983 bis 1998. Die starke Zunahme der Vermo¨gens-
konzentration in den 80er Jahren scheint sich zu Beginn der 90er Jahre wieder abgeschwa¨cht
zu haben. Zwar besaßen 1998 die meisten amerikanischen Haushalte kaum mehr Vermo¨gen
als 1983, und der Anteil der Haushalte, die kein Vermo¨gen besaßen oder sogar verschul-
det waren, hat von 15,5 % auf 18 % weiter zugenommen. Dennoch ist die Vermo¨gens-
verteilung im Jahr 1998 gegenu¨ber 1989 etwas gleichma¨ßiger, da der Gini-Koeffizient des
Nettovermo¨gens von 0,83 auf 0,82 zuru¨ckgegangen ist.
In Deutschland, fu¨r das keine langen Zeitreihen existieren, fehlen a¨hnliche Studien. Zu-
mindest fu¨r die Nachkriegszeit und seit dem Beginn der Erhebung der EVS gibt es aber
einzelne Arbeiten, die fu¨r einen oder mehrere Zeitpunkte die Verteilung des Nettovermo¨gens
bestimmen. Ring ([144], 2000) und Schlomann ([153], 1992) geben die Ergebnisse einiger
dieser Arbeiten an und fu¨hren selbst Berechnungen durch. So scheint die Vermo¨genskon-
zentration in der Nachkriegszeit zuerst zugenommen zu haben. Mit Beginn der 60er Jah-
re kehrte sich diese Entwicklung jedoch um. Insgesamt ist die Vermo¨gensverteilung in
Deutschland relativ stabil.
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11 Erbschaftsteuer
In den meisten OECD-La¨ndern, Ausnahmen sind aber beispielsweise Australien und Ka-
nada, wird eine Erbschaftsteuer erhoben. Die rechtlichen Rahmenbedingungen weichen
zwischen den einzelnen La¨ndern allerdings voneinander ab (vgl. Cremer und Pestieau [64],
2003). Unterscheiden lassen sich die Art der erhobenen Steuer und der Grad der Freiheit in
der Festlegung der Erbfolge. Mo¨gliche Steuerarten sind die Erbanfallsteuer, die das vom Er-
ben geerbte Vermo¨gen besteuert, und die Nachlaßsteuer, bei der die Ho¨he des Nachlaßes des
Verstorbenen als Steuergrundlage herangezogen wird. Die Abgrenzung zwischen den ein-
zelnen Steuerarten ist nicht immer scharf, da es auch Mischformen zwischen Nachlaß- und
Erbanfallsteuer gibt. Grad der Freiheit des Vererbens bezieht sich darauf, inwieweit gesetz-
liche Regelungen des Erbrechts testamentarische Bestimmungen einschra¨nken. In Deutsch-
land hat sich ein System aus Erbanfallsteuer und beschra¨nkter Entscheidungsfreiheit des
Erblassers etabliert. Dagegen besteht in Großbritannien und den USA die angelsa¨chsische
Tradition mit Nachlaßsteuer und freier Entscheidung des Erblassers u¨ber die Aufteilung
seines Vermo¨gens.
Der Anteil der Erbschaftsteuereinnahmen an den gesamten Steuereinnahmen unter-
scheidet sich von Land zu Land, ist aber u¨berwiegend relativ gering. Japan und Frankreich
sind mit 2,2 % beziehungsweise 1,77 % im Jahr 1998 Spitzenreiter, in Deutschland und
einigen anderen La¨ndern liegt der Anteil unter 1 %. Insgesamt scheint auch das Erbschaft-
steuervolumen in den meisten La¨ndern seit 1980 relativ konstant geblieben zu sein, wobei
in einigen La¨ndern ein leichter Aufwa¨rtstrend zu erkennen ist (vgl. Tabelle 11-1). Obwohl,
worauf spa¨ter noch eingegangen wird, manchmal das Gegenteil vermutet oder behaup-
tet wird, du¨rfte die Erbschaftsteuer eine progressive Steuer sein.23 In den USA werden
zum Beispiel nur ungefa¨hr 2 Prozent des vererbten Vermo¨gens u¨berhaupt zur steuerlichen
Veranlagung herangezogen, wobei im Jahr 1998 die durchschnittlich erhobene Steuer je
besteuertem Nachlaß rund 562.000 US $ betrug. Selbst innerhalb der besteuerten Erbfa¨lle
kann eine sehr starke Progressivita¨t beobachtet werden. Wa¨hrend der Anteil der Nachla¨sse
u¨ber 20 Mio. US $ an den besteuerten Erbfa¨llen 1998 nur bei 0,8 % lag, trugen diese rund
24 % zum gesamten Nachlaßsteueraufkommen der USA bei (vgl. Gale und Slemrod [87],
2001).
Wie bereits in der Einleitung erwa¨hnt wurde, wird die Erbschaftsteuer in der O¨ffentlich-
keit ziemlich emotional debattiert. Das hat sicherlich auch damit zu tun, daß das Anfallen
23Bei einer progressiven Erbschaftsteuer steigt die Steuerbelastung mit der Ho¨he der Erbschaft. Als
regressiv wird sie hingegen bezeichnet, wenn die Abgabenlast relativ zur Ho¨he der Erbschaft sinkt.
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Tabelle 11-1: Erbschaft- und Schenkungsteueraufkommen einiger
ausgewa¨hlter OECD-La¨ndera
Land 1980-85 1986-1990 1991-1995 1996 1997 1998
in % des Steueraufkommens
Deutschland 0,33 0,46 0,42 0,51 0,51 0,58
O¨sterreich 0,24 0,25 0,22 0,18 0,17 0,19
Niederlande 0,76 0,87 0,95 1,12 1,14 1,29
Da¨nemark 0,42 0,57 0,53 0,45 0,40 0,39
Schweden 0,31 0,26 0,23 0,22 0,27 0,29
Frankreich 1,08 1,46 1,58 1,53 2,09 1,77
Italien 0,31 0,29 0,22 0,25 0,24 0,25
USA 1,32 1,17 1,34 1,40 1,48 1,64
Großbritannien 0,85 0,81 0,73 0,75 0,68 0,69
Japan 1,35 2,19 2,99 2,68 2,63 2,20
a Ohne Sozialversicherungsbeitra¨ge.
Quelle: Bach und Bartholmai ([26], 2002).
der Erbschaftsteuer immer mit dem einschneidenden Erlebnis des Todes eines Angeho¨ri-
gen verbunden ist, und das Erheben einer Steuer gerade zu diesem Zeitpunkt von den
Betroffenen als ungebu¨hrlich empfunden werden mag. Daru¨ber hinaus wird die Erbschaft-
steuer aber selbst von Personen, die noch nie Vermo¨gen geerbt haben, sehr unterschiedlich
bewertet. Als Grund hierfu¨r ko¨nnen unter anderem gesellschaftliche oder gruppenspezifi-
sche Normen angefu¨hrt werden, die einen Einfluß auf die Akzeptanz der Erbschaftsteuer
ausu¨ben. Beispielsweise kann die Erbschaftsteuer als Strafe empfunden werden, weil sie
gerade erfolgreiche Individuen belastet, die uneigennu¨tzig ihr Vermo¨gen nicht selbst kon-
sumieren sondern es vererben. Oder aber die Erbschaftsteuer wird aus Gru¨nden der Chan-
cengleichheit befu¨rwortet, weil sie den Erben Startvorteile nimmt (vgl. Gale und Slemrod
[87], 2001). Desweiteren weist das Erbschaftsteuerrecht einige Besonderheiten auf, die sehr
unterschiedlich interpretiert werden. Im folgenden Abschnitt wird das Erbrecht und das
Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht in Deutschland beleuchtet, wodurch einige dieser Ei-
genarten klarer werden.
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11.1 Grundzu¨ge des Erbrechts
Im Erbrecht sind gesetzliche Bestimmungen festgelegt, die nach dem Tod einer Person die
Weitergabe seines Nachlaßes reglementieren. Hinterla¨ßt der Verstorbene keine Verfu¨gung
von Todes wegen (Testament), tritt die gesetzliche Erbfolge in Kraft, die sich am Verwand-
schaftsgrad orientiert und die Erben in verschiedene Ordnungen einteilt. Erben 1. Ordnung
sind die direkten Abko¨mmlinge des Verstorbenen, also seine Kinder, Enkel, Urenkel etc.
Diese erben immer zu gleichen Teilen. Sobald es Erben gibt, die dieser Gruppe der na-
hen Verwandten angeho¨ren, gehen alle entfernteren Verwandten wie Eltern, Geschwister,
Neffen und Nichten usw. leer aus. Hat ein Erblasser zwei Kinder, von denen eines bereits
verstorben ist, geht der Erbteil des verstorbenen Kindes auf dessen Abko¨mmlinge u¨ber.
Neben den direkten Verwandten des Verstorbenen ist auch der u¨berlebende Ehegatte ge-
setzlicher Erbe. Dessen Anteil am Erbe ha¨ngt vom Verwandtschaftsgrad der anderen Erben
ab. Neben Verwandten 1. Ordnung ist der Ehegatte zum Beispiel zu einem Viertel gesetzli-
cher Erbe, neben Verwandten 2. Ordnung hingegen zu einer Ha¨lfte. Haben die Eheleute im
”
gesetzlichen Gu¨terstand der Zugewinnsgemeinschaft“ gelebt, was immer dann der Fall ist,
wenn durch einen Ehevertrag nichts anderes vereinbart wurde, erho¨ht sich der Anteil des
u¨berlebenden Ehegatten um ein Viertel. Hinterla¨ßt der Verstorbene weder einen Ehegatten
noch Verwandte, tritt der Staat das Erbe an (vgl. Eisele [80], 2001).
Hat der Verstorbene hingegen in seinem letzten Willen seine Erben selbst bestimmt,
ist die gesetzliche Erbfolge nur noch zweitrangig, und es gilt die im Testament verfaßte
Erbregelung. Allerdings ko¨nnen die na¨chsten Angeho¨rigen und der Ehegatte durch eine
Verfu¨gung von Todes wegen nicht vollsta¨ndig enterbt werden. Diese haben einen Anspruch
auf den sogenannten Pflichtteil in Ho¨he der Ha¨lfte des Wertes des gesetzlichen Erbteils,
den sie gegenu¨ber den testamentarisch eingesetzten Erben anmelden ko¨nnen.
11.2 U¨berblick u¨ber das Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht
Die Grundzu¨ge des modernen deutschen Erbschaftsteuerrechts wurden Ende des 19. Jahr-
hunderts in Preußen geschaffen (vgl. Eisele [80], 2001). Im Laufe der Zeit wurde das Erb-
schaftsteuerrecht mehreren Reformen unterzogen. Die letzte Reform geht auf ein Urteil des
Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 1995 zuru¨ck, in dem die Verfassungskonformita¨t
des Erbschaftsteuerrechts angezweifelt wurde.
Ziel der Erbschaftsteuer als Erbanfallsteuer ist es, die durch Erwerb von Todes wegen
oder durch Schenkung unter Lebenden erfolgte Bereicherung zu erfassen. Um mo¨gliche
Besteuerungslu¨cken zu schließen, unterliegen auch Zweckzuwendungen und das Vermo¨gen
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von Familienstiftungen und Vereinen, deren Zweck wesentlich im Interesse einer Familie
liegt, der Erbschaftsteuer (vgl. Eisele [80], 2001). Die Einnahmen aus der Erbschaftsteuer,
in Tabelle 11-2 sind die gesamten Einnahmen der vergangenen Jahre aufgefu¨hrt, stehen in
Deutschland den Bundesla¨ndern zu.
Tabelle 11-2: Erbschaftsteuereinnahmen der Bundesla¨nder
1999 2000 2001 2002
Einnahmen in Mio. e 3056 2982 3069 3021
Quelle: Deutsche Bundesbank ([74], 2003, S. 54).
Da das Erbschaftsteuergesetz zu kompliziert ist, um an dieser Stelle in aller Ausfu¨hr-
lichkeit darauf einzugehen, soll ein nur unvollsta¨ndiger U¨berblick u¨ber die fu¨r diese Arbeit
wichtigen Punkte – wer wird besteuert, wie wird der Wert des Nachlaßes festgesetzt, wie
wird die Ho¨he der Steuer ermittelt – des geltenden Rechts erfolgen. Zahlreiche Sonderre-
gelungen und Bewertungsrichtlinien werden nicht na¨her betrachtet.
Grundlage zur Bemessung der Erbschaftsteuerlast ist der steuerpflichtige Erwerb des
Begu¨nstigten (vgl. Steuerlexikon des Finanzministeriums [51], 2003). Der Erbschaftsteuer
unterliegen sa¨mtliche Erwerbe von Todes wegen, Erwerbe durch Verma¨chtnis, Zuwendun-
gen unter Lebenden, aber auch vorweggenommene Erbregelungen, nicht jedoch Zuwendun-
gen im Rahmen der Personensorge wie beispielsweise Ausbildungskosten.
Zur Ermittlung der Steuerlast mu¨ssen die auf den Erwerber u¨bergegangenen, nicht von
der Steuer befreiten Vermo¨gensgegensta¨nde erfaßt und bewertet werden. Dazu wird der
Nachlaß in die einzelnen Vermo¨gensarten Grundvermo¨gen, land- und forstwirtschaftliches
Vermo¨gen, Betriebsvermo¨gen und U¨briges Vermo¨gen gegliedert und anschließend nach im
Bewertungsgesetz festgelegten Vorschriften bewertet (vgl. Eisele [80], 2001). Der Wert des
Grundvermo¨gens ha¨ngt davon ab, ob das Grundstu¨ck bebaut oder unbebaut ist. Bebaute
Grundstu¨cke unterliegen einem Ertragswertverfahren, das sich an der Jahresmiete, oder bei
eigengenutztem Wohnraum an der u¨blichen Miete fu¨r vergleichbaren vermieteten Wohn-
raum orientiert. Alterswertminderungen ko¨nnen bis zu einer Ho¨he von 25 Prozent des
Ertragswertes abgesetzt werden. Der Wert unbebauter Grundstu¨cke wird u¨ber Bodenricht-
werte ermittelt, die in den einzelnen Gemeinden und Landkreisen zum 1. Januar 1996 von
Gutachterausschu¨ssen neu festgelegt wurden. Zur Besteuerung des Betriebsvermo¨gens wird
der Substanzwert, der auf Basis der Steuerbilanzwerte ermittelt wird, herangezogen. Land-
und forstwirtschaftliches Vermo¨gen wird in der Regel nach einem Pauschalwertverfahren
bewertet, das zum Beispiel fu¨r landwirtschaftliche Fla¨chen in Abha¨ngigkeit der Nutzung je
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Ar einen bestimmten Betrag festlegt. Fu¨r Betriebsvermo¨gen, land- und forstwirtschaftliches
Vermo¨gen und Anteile an Kapitalgesellschaften kann unter bestimmten Voraussetzungen,
wenn die Vermo¨gensbeteiligung des Erblassers oder Schenkers an einer Kapitalgesellschaft
mehr als 25 Prozent betra¨gt und der Erwerber das Vermo¨gen nicht innerhalb der na¨chsten
5 Jahre vera¨ußert beziehungsweise den Betrieb aufgibt, zusa¨tzlich ein Bewertungsabschlag
von 40 Prozent auf das steuerpflichtige Vermo¨gen geltend gemacht werden (vgl. Bayerisches
Staatsministerium der Finanzen [30], 2004). U¨briges Vermo¨gen wie Guthaben, Aktien etc.
wird generell mit dem Verkehrswert angesetzt.
Tabelle 11-3: Ermittlung des steuerpflichtigen Erwerbs
Vermo¨gensanfall (Bruttovermo¨genszuwachs)
– Nachlaßverbindlichkeiten
= Bereicherung des Erwerbers (Nettovermo¨genszuwachs)
– Steuerbefreiungen und Freibetra¨ge
= steuerpflichtiger Erwerb
Quelle: Eisele ([80], 2001).
Vom Bruttovermo¨genszuwachs mu¨ssen noch die im Zusammenhang mit dem Erwerb ste-
henden Nachlaßverbindlichkeiten abgezogen werden. Dazu za¨hlen private Steuerschulden,
Mietru¨cksta¨nde oder Hypotheken. Abzugsfa¨hig sind ebenfalls Kosten fu¨r die Bestattung
des Erblassers (einschließlich Grabdenkmal und Grabpflege) sowie Kosten, die dem Erben
unmittelbar durch Abwicklung, Regelung, Verteilung und Erlangung des Erwerbs entste-
hen, wobei ohne besonderen Nachweis ein Pauschbetrag in Ho¨he von 10.300 Euro geltend
gemacht werden kann. Der nach Abzug der Verbindlichkeiten ermittelte Nettovermo¨gens-
zuwachs, der auch als Reinvermo¨gen bezeichnet wird, wird um Steuerbefreiungen und Frei-
betra¨ge gemindert, so daß man schließlich den steuerpflichtigen Erwerb des Begu¨nstigten
erha¨lt (vgl. Tabelle 11-3).
Von der Steuer befreit sind zahlreiche Erwerbe, von denen zu den wichtigsten geho¨ren
(vgl. Bayerisches Staatsministeriums der Finanzen [30], 2003):
• Ein besonderer Versorgungsfreibetrag, der dem Ehegatten und Kindern bis zum 27.
Lebensjahr bei Erwerb durch Todesfall gewa¨hrt wird. Dieser liegt fu¨r den Ehegatten
bei 256.000 Euro und zwischen 52.000 Euro fu¨r Kinder bis zu 5 Jahren und 10.300
Euro fu¨r Kinder zwischen 20 und 27 Jahren,
• inla¨ndisches Betriebsvermo¨gen, bestimmtes inla¨ndisches land- und forstwirtschaftli-
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ches Vermo¨gen und Anteile an inla¨ndischen Kapitalgesellschaften bei Erwerb durch
Tod oder Schenkung bis zu einem Betrag von 256.000 Euro, wobei bei mehreren Er-
werbern jeweils ein Teilbetrag von 256.000 Euro maßgebend ist, falls die Beteiligung
des Erblassers oder Schenkers mindestens 25 Prozent betra¨gt und der Erwerb fu¨r
mindestens 5 Jahre in der Nachfolgegeneration verbleibt,
• Hausrat bis zu einem Wert von 41.000 Euro sowie andere bewegliche ko¨rperliche
Gegensta¨nde, einschließlich Kunstgegensta¨nden und Sammlungen, jedoch ohne Zah-
lungsmittel, Wertpapiere, Mu¨nzen und Edelmetalle in Ho¨he von 10.300 Euro beim
Erwerb durch Personen der Steuerklasse I,
• Hausrat und andere bewegliche ko¨rperliche Gegensta¨nde beim Erwerb durch Perso-
nen der Steuerklassen II und III, solange der Gesamtwert unter 10.300 Euro liegt,
• Spenden fu¨r ausschließlich kirchliche, gemeinnu¨tzige oder mildta¨tige Zwecke und
Spenden an Parteien.
Wie hoch letztlich die Steuer ist, mit der das Reinvermo¨gen des Erben oder Beschenkten
belastet wird, richtet sich nun wiederum nach Freibetra¨gen, die den Erben beziehungswei-
se Beschenkten zustehen, und der relevanten Steuerklasse. Beides wird durch den Grad
der Verwandtschaft zwischen Erblasser und Erben bestimmt. Einen U¨berblick u¨ber die
jeweiligen Freibetra¨ge gibt Tabelle 11-4.
Tabelle 11-4: Freibetra¨ge nach Verwandtschaftsgrad
Freibetrag (in e)
Ehegatte 307.000
Kinder und Kinder verstorbener Kinder 205.000
U¨brige Personen der Steuerklasse I 51.200
Personen der Steuerklasse II 10.300
Personen der Steuerklasse III 5.200
Freibetra¨ge gelten nicht nur fu¨r Erwerbe von Todes wegen sondern auch fu¨r Schenkun-
gen unter Lebenden. Sie ko¨nnen bei jedem Erwerb, zum Beispiel bei mehreren Todesfa¨llen
in der Verwandtschaft, neu angesetzt werden. Fallen jedoch mehrere Vermo¨gensu¨berga¨nge
von ein und derselben Person an, etwa einzelne Schenkungen der Eltern oder Schenkungen
und ein Erwerb von Todes wegen, dann gilt dies nur, falls die Zuwendungen nicht innerhalb
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einer 10-Jahresfrist liegen. Ansonsten werden die Vermo¨gensvorteile zusammengerechnet,
wobei die einzelnen Erwerbe jedoch nicht ihre Selbsta¨ndigkeit verlieren. Fu¨r bisherige Er-
werbe bemessene Steuer wird fu¨r den letzten Erwerb angerechnet (vgl. Eisele [80], 2001).
Im Ergebnis der Steuerlast werden mehrere Vermo¨gensu¨berga¨nge aber wie eine einzige
hypothetische Zuwendung erfaßt.
Die in Tabelle 11-4 genannten drei Steuerklassen orientieren sich am Verwandtschafts-
grad zum Erblasser. In die Steuerklasse I fallen Ehegatten, Kinder und Stiefkinder des
Erblassers, Enkelkinder sowie Eltern und Voreltern bei Erwerb von Todes wegen. Die
Steuerklasse II gilt fu¨r Eltern und Voreltern im Falle von Schenkungen, fu¨r Geschwis-
ter, Geschwisterkinder, Stiefeltern, Schwiegerkinder, Schwiegereltern und den geschiedenen
Ehegatten. In die Steuerklasse III fallen alle u¨brigen Personen.
Die Steuer auf den Erwerb durch Tod oder Schenkung wird nach den in Tabelle 11-5
aufgefu¨hrten Steuersa¨tzen auf den jeweiligen Wert erhoben. Beim Erwerb von inla¨ndischem
Betriebsvermo¨gen, land- und forstwirtschaftlichem Vermo¨gen und Anteilen an inla¨ndischen
Kapitalgesellschaften durch Personen der Steuerklassen II und III wird nach den gu¨nsti-
geren Steuersa¨tzen der Steuerklasse I besteuert. Zusa¨tzlich besteht die Mo¨glichkeit, auf
Antrag die zubemessene Steuer bis zu zehn Jahre zinslos zu stunden. Voraussetzung ist
hierfu¨r jedoch, daß dies fu¨r den weiteren Bestand des Betriebs notwendig ist.
Tabelle 11-5: Steuersa¨tze nach Steuerklassen
Wert des Erwerbs bis (in e) Steuersa¨tze in Klasse (in %)
I II III
52.000 7 12 17
256.000 11 17 23
512.000 15 22 29
5.113.000 19 27 35
12.183.000 23 32 41
25.565.000 27 37 47
u¨ber 25.565.000 30 40 50
11.3 Diskussion
Zusammenfassend lassen sich u¨ber das Erbschaftsteuerrecht in Deutschland mehrere Dinge
festhalten. Erstens gibt es – zumindest fu¨r engere Verwandte – hohe Freibetra¨ge. Fu¨r einen
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großen Teil der Erbschaften wird deshalb u¨berhaupt keine Erbschaftsteuer anfallen, weil die
Freibetragsgrenzen nicht u¨berschritten werden. Die Hauptlast der Steuer wird von Erben
getragen, die betra¨chtliche Vermo¨gen erben, so daß die Erbschaftsteuer auch in Deutschland
eine stark progressive Steuer ist.
Zweitens sind einige Vermo¨gensarten steuerlich deutlich besser gestellt als andere. Zum
besser gestellten Vermo¨gen geho¨rt das Grundvermo¨gen, das selbst nach der Erbschaftsteu-
erreform 1997 weiterhin deutlich unter dem marktnahen Verkehrswert angesetzt wird. Ha-
laczinsky ([94], 2000) spricht davon, daß nach der Erbschaftsteuerreform die durchschnitt-
lichen erbschaftsteuerlichen Immobilienansa¨tze im Verha¨ltnis zu ihren Verkehrswerten von
rund 15 % auf 50 % angehoben wurden. Nach einer Kaufpreisuntersuchung der Finanz-
beho¨rden (vgl. Bach und Bartholmai [25], 2001) liegt gegenwa¨rtig die Relation jedoch
etwas ho¨her, bei unbebauten Grundstu¨cken bei ca. 70 % und bei bebautem Grundbesitz
bei rund 50 %. Da die tatsa¨chliche Unterbewertung stark in Abha¨ngigkeit von Region,
Bebauung, Grundstu¨cksgro¨ße und Alter des Geba¨udes schwankt, kann in Einzelfa¨llen die
Minderbewertung dennoch gro¨ßer sein. In noch sta¨rkerem Maße gilt dies fu¨r bestimmtes
Betriebsvermo¨gen, bestimmtes land- und forstwirtschaftliches Vermo¨gen und bestimmte
Anteile an Kapitalgesellschaften. Hier ist die Besserstellung durchaus beabsichtigt und
auch im Einklang mit dem bereits erwa¨hnten Beschluß des Bundesverfassungsgerichts aus
dem Jahr 1995, in dem eine Sonderbehandlung dieser
”
begu¨nstigten“ Vermo¨gensformen
verlangt wurde. Wie oben dargestellt, schla¨gt sich diese Begu¨nstigung in einem zusa¨tz-
lichen Freibetrag, einem speziellen Bewertungsabschlag in Ho¨he von 40 %, besonderen
Stundungsregelungen und geringeren Steuerklassen nieder. Die Sonderbehandlung ist al-
lerdings nicht unumstritten. Das Verfassungsgericht hat in seinem Urteil angemahnt, daß
der Fortbestand von Unternehmen in Familienbesitz, genannt wurden hierbei explizit mit-
telsta¨ndische Unternehmen, durch die Last der Erbschaftsteuer nicht gefa¨hrdet werden
du¨rfe. Zudem sei die Verfu¨gbarkeit von Betriebsvermo¨gen im Vergleich zu betrieblich un-
gebundenem Vermo¨gen als geringer einzustufen (vgl. Meincke [127], 1996). Sowohl Seer
([156], 1999) als auch Meincke ([127], 1996) ko¨nnen der Argumentation des Verfassungs-
gerichts jedoch nicht uneingeschra¨nkt folgen. Beide sehen in der Besserstellung wiederum
einen Verstoß gegen die beim Grundbesitz vom Verfassungsgericht angemahnte Gleichbe-
handlung der Vermo¨gensbewertung. Fu¨r Seer ([156], 1999) ist zudem die Unterscheidung
in
”
gutes“, geringer zu besteuerndes und
”
schlechtes“, ho¨her zu belastendes Vermo¨gen
nicht nachzuvollziehen. Auch scheint bisher nicht nachgewiesen worden zu sein, ob die
Erbschaftsteuer tatsa¨chlich den Fortbestand von Betrieben gefa¨hrdet. Moench und Ho¨ll
([134], 1997) fu¨hren an, daß selbst vor der Entlastung des Betriebsvermo¨gens durch meh-
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rere A¨nderungen des Steuerrechts der La¨nderfinanzverwaltung kein Fall bekannt geworden
sei, in dem die Erbschaftsteuer die Existenz eines Unternehmens ruinierte. Selbst die nach
dem Erbschaftsteuergesetz mo¨gliche Stundung, die bei Gefa¨hrdung des Unternehmensfort-
bestandes sinnvollerweise in Anspruch genommen werden mu¨ßte, wird nur selten beantragt
oder gewa¨hrt. Jedoch wird der Finanzverwaltung auch vorgeworfen, die Stundungsregelung
zu restriktiv zu handhaben. In den USA betonen Inhaber von Familienbetrieben in Umfra-
gen zwar die unternehmensgefa¨hrdende Wirkung der Erbschaftsteuer und weisen zudem auf
mo¨gliche Einschra¨nkungen des ku¨nftigen Firmenwachstums hin. Andererseits scheinen sich
die gleichen Firmeninhaber nicht daru¨ber bewußt zu sein, ob sie u¨berhaupt im Todesfall
eine Erbschaftsteuer zahlen mu¨ßten oder nicht (vgl. Gale und Slemrod [87], 2001).
Die ungleiche Behandlung einzelner Vermo¨gensarten hat zur Folge, daß das Prinzip der
horizontalen Steuergerechtigkeit verletzt wird, da Nachla¨sse mit identischem Verkehrswert
in Abha¨ngigkeit davon, aus welchen Vermo¨gensarten sie sich zusammensetzen, unterschied-
lich besteuert werden. Einen Hinweis hierauf gibt auch Tabelle 11-6, in der die Belastung
einzelner Vermo¨gensarten dargestellt ist. Aus den Anteilen am Erbschaftsteueraufkommen
Tabelle 11-6: Erbschaftsteuerliche Belastung der Vermo¨gensarten
Vermo¨gensart Anteil am Erbschaftsteueraufkommen
Inla¨ndisches Grundvermo¨gen 24,1
Inla¨ndisches land- und
forstwirtschaftliches Vermo¨gen 0,4
Inla¨ndisches Betriebsvermo¨gen 8,8
U¨briges Vermo¨gen 66,6
Quelle: Moench ([133], 1996).
allein lassen sich noch keine Aussagen ableiten. Abscha¨tzen la¨ßt sich die relative Belastung
einer Vermo¨gensform erst, wenn deren Anteil am Steueraufkommen ins Verha¨ltnis zum re-
lativen Vermo¨gensbestand gesetzt wird. In Kapitel 10 hat sich gezeigt, daß ungefa¨hr 70 %
des Gesamtvermo¨gens in Deutschland Grundvermo¨gen ist. Damit wa¨re die erbschaftsteu-
erliche Belastung deutlich geringer als es der prozentuale Anteil am Gesamtvermo¨gen nahe
legt. Beru¨cksichtigen muß man dabei jedoch ebenfalls, daß sich die Zusammensetzung des
Vermo¨gens mit der Ho¨he des Vermo¨gensbesitzes a¨ndert. Wa¨hrend das gewo¨hnliche Ein-
familienhaus steuerfrei vererbt werden kann, werden u¨berwiegend vermo¨gende Personen
belangt, deren Anteil am U¨brigen Vermo¨gen u¨berproportional groß ist. Entsprechend tra¨gt
das U¨brige Vermo¨gen den Lo¨wenanteil der Steuerzumessung. Unter Umsta¨nden ist es zu-
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dem mo¨glich, die Steuerlast auf andere Marktteilnehmer abzuwa¨lzen. Beispielsweise ko¨nnte
die Erbschaftsteuer zu einer Erho¨hung der Mieten oder einer Steigerung der Immobilien-
werte fu¨hren, wodurch sich die tatsa¨chliche Erbschaftsteuerbelastung der Immobilien re-
duzieren wu¨rde. Inwieweit sich die Erbschaftsteuer u¨berwa¨lzen la¨ßt, ist allerdings fraglich.
Vermutlich ist das Potential hierzu gering.
Die horizontale Steuergerechtigkeit wird noch aus zwei weiteren Gru¨nden verletzt. Zum
einen werden Personen mit gleichem Vermo¨gen in Abha¨ngigkeit davon, was sie mit ihrem
Vermo¨gen machen, unterschiedlich besteuert. Wird das Vermo¨gen vollsta¨ndig selbst kon-
sumiert oder gespendet, fa¨llt keine Erbschaftsteuer an, ansonsten jedoch sehr wohl. Zum
anderen bietet sich einer Person, die in der Lage ist, den Transfer ihres Vermo¨gens la¨nger-
fristig zu planen, die Mo¨glichkeit, Erbschaftsteuer zu vermeiden, wohingegen das Vermo¨gen
einer u¨berraschend verstorbenen Person voll besteuert wird.
Drittens sind einige Erben besser als andere gestellt. Auch hier liegt eine Absicht des
Gesetzgebers zugrunde, der Ehe und Familie einen besonderen Schutz zukommen la¨ßt,
weshalb fu¨r das Erbe des Ehegatten und der Kinder deutlich niedrigere Steuersa¨tze ange-
setzt und ho¨here Freibetra¨ge gewa¨hrt werden. Das Verhalten des Erblassers kann dadurch
andererseits verzerrt werden. Anstatt das Erbe wie gewu¨nscht unter Familienmitgliedern
und Verwandten oder Freunden aufzuteilen, schafft das Erbschaftsteuergesetz Anreize, zur
Verminderung der Steuerlast das Erbe auf die Angeho¨rigen gleichma¨ßig aufzuteilen. Fu¨r
den Erblasser ist die unter Beru¨cksichtigung der Freibetra¨ge gewa¨hlte Allokation jedoch
nicht optimal.
Viertens gibt es mehrere legale Steuerschlupflo¨cher. Manche Autoren bezeichnen des-
halb die Erbschaftsteuer auch als
”
Dummensteuer“, da sie – so wird zumindest behauptet
– u¨berwiegend Erbfa¨lle belangt, bei denen der Erblasser nicht durch rechtzeitige Planung
den steuerlichen Gestaltungsspielraum zur Verringerung der Erbschaftsteuer ausgenu¨tzt
hat. Steuersparpotentiale ergeben sich zum Beispiel durch das Ausnutzen von Bewertungs-
methoden, die Strukturierung des Nachlaßes zugunsten niedrig bewerteten Vermo¨gens wie
Grundbesitz und Betriebsvermo¨gen, Einbringung von Privatvermo¨gen in das Betriebs-
vermo¨gen, Kettenschenkungen oder die Verlagerung des Wohnsitzes in das Ausland (vgl.
Halaczinsky [95], 2001). Zudem kann die Erbschaftsteuer zumindest teilweise durch Schen-
kungen unter Lebenden umgangen werden. Fru¨he Schenkungen ko¨nnen selbst dann sinnvoll
sein, wenn die Freibetragsgrenzen u¨berschritten werden. Dies gilt aufgrund der Progres-
sivita¨t der Steuersa¨tze und vor allem, falls Wertsteigerungen des Vermo¨gens zu erwar-
ten sind, die u¨ber einen langen Zeitraum zu einem erheblichen Vermo¨genszuwachs fu¨hren
ko¨nnen. Teilweise wird sogar vermutet, daß die Erbschaftsteuer bei sehr vermo¨genden Erb-
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lassern wieder regressiv wird. In den USA nahm zum Beispiel im Jahr 1997 der Anteil der
Erbschaftsteuer am Nettonachlaß nach einer kontinuierlichen Steigerung in den unteren
Vermo¨gensklassen fu¨r Bruttovermo¨gen u¨ber 20 Mio. US $ wieder ab. Wa¨hrend ein Nachlaß
im Wert zwischen 10 und 20 Mio. US $ im Schnitt mit rund 24,3 % besteuert wurde, lag der
durchschnittliche Steuersatz fu¨r Vermo¨gen u¨ber 20 Mio. US $ nur bei 16,9 % (vgl. Sawyers
[151], 2001). Allerdings nahm die Spendenbereitschaft fu¨r Vermo¨gen u¨ber 20 Mio. US $
fast schlagartig zu, was wahrscheinlich einen Großteil des Ru¨ckgangs der durchschnittlichen
Steuerlast erkla¨rt, und Befu¨rworter der Erbschaftsteuer sehen gerade in dem Anreiz, den
sie auf die Spendenfreudigkeit ausu¨bt, sogar einen Pluspunkt der Erbschaftsteuer. Auch in
den USA ko¨nnen prinzipiell bei Ausnutzung des rechtlichen Rahmens und einer la¨ngerfris-
tigen Planung betra¨chtliche Steuereinsparungen erzielt werden. Dazu mu¨ßten die Erblasser
jedoch schon zu Lebzeiten Geschenke machen, fu¨r die es in den USA einen ja¨hrlichen Frei-
betrag von 10.000 US $ pro beschenkter Person gibt.24 Viele Individuen scheinen aber
nicht willens zu sein, fru¨hzeitig Teile ihres Vermo¨gens auf ihre Kinder oder andere Perso-
nen zu u¨bertragen, sei es, weil sie die Kontrolle nicht verlieren mo¨chten, das Vermo¨gen als
Reserve fu¨r unwa¨gbare finanzielle Risiken im Alter dient oder einfach weil Eltern befu¨rch-
ten, das Schenken gro¨ßerer Betra¨ge ko¨nne ihren Kindern eher schaden (vgl. Schmalbeck
[154], 2001). Obwohl also in Einzelfa¨llen die Steuerlast um 50 Prozent oder mehr reduziert
werden kann, ist dies nicht die Regel und insbesondere fu¨r sehr große Vermo¨gen nicht zu
verwirklichen, es sei denn, das gesamte Vermo¨gen wird gespendet. Fu¨r die USA gibt es
Versuche, das Ausmaß der Erbschaftsteuervermeidung empirisch zu quantifizieren. Dazu
wird die tatsa¨chliche Steuerbasis eines Jahres verglichen mit einer aus einem Haushaltspa-
nel ermittelten hypothetischen Steuerbasis. Die Resultate dieses Vorgehens ha¨ngen jedoch
stark von Annahmen zum Beispiel u¨ber Sterberaten ab, weshalb konkrete Scha¨tzungen
weit auseinanderlaufen (vgl. Kopczuk und Slemrod [111], 2001).
Fu¨nftens ist die Erhebung der Erbschaftsteuer sehr aufwendig und mit relativ hohen
Kosten verbunden. Hierzu za¨hlen zum einen in den Finanzbeho¨rden anfallende Personalkos-
ten. Aufgrund der komplizierten Bewertungsverfahren erfordert die Ermittlung des steu-
erlichen Erwerbs einen hohen Zeitaufwand, so daß die Relation von Gesamtkosten der
Steuererhebung und Steuereinkommen sehr unvorteilhaft ist. Kruse ([114], 1996) gibt fu¨r
die Vermo¨gensteuer einen Wert von rund 10,5 % an, bei der Einkommensteuer machen die
Kosten hingegen nur ca. 1,6 % der Einnahmen aus. Das Kosten-Einnahmen-Verha¨ltnis der
Erbschaftsteuer wird sich ebenfalls in der Gro¨ßenordnung der Vermo¨gensteuer bewegen.
24Zum amerikanischen Erbschaftsteuerrecht siehe Joulfaian ([103], 2000).
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A¨hnlich entstehen auch den Haushalten Geld- und Zeitkosten, etwa im Zusammenhang
mit dem Steuereinzug oder durch zu erfu¨llende Auflagen. Desweiteren wird die Erbschaft-
steuer als besonders beratungsintensiv eingescha¨tzt, da sich Laien kaum in dem Geflecht
aus Vergu¨nstigungen, Sonderbehandlungen und Bewertungsspielra¨umen auskennen und
deshalb Steuerfachleute zu Rate ziehen. Die Kosten hierfu¨r sind im Einzelfall nicht zu ver-
nachla¨ssigen, jedoch wird der prozentuale Anteil der Erbfa¨lle, fu¨r die sich ein Hinzuziehen
eines Steuerberaters lohnt, relativ gering sein. Hinzu kommen schließlich noch Kosten, die
durch die Zusatzlast der Erbschaftsteuer entstehen (vgl. Kapitel 6). Eventuell ko¨nnten dazu
auch Steuerberatungskosten geza¨hlt werden, da das
”
Gut“ Steuerberatung ohne Erbschaft-
steuer nicht nachgefragt werden wu¨rde. Wie hoch die Kosten der Zusatzlast sind, ist schwer
abzuscha¨tzen. Die meisten Menschen sind wohl, was ihren eigenen Tod anbelangt, ziemlich
myopisch. Kaum jemand wird schon in der Mitte seines Lebens die Erbfolge planen und
Spar- oder Investitionsentscheidungen von der ku¨nftig vielleicht anfallenden Erbschaftsteu-
er abha¨ngig machen. Einen verzerrenden Einfluß auf das Verhalten der Erblasser wird die
Erbschaftsteuer wohl erst haben, wenn diese dem Tod schon na¨her stehen. Ob sich dann das
Verhalten noch stark a¨ndert, ist fraglich. Zudem ko¨nnen beispielsweise aus Steueraspekten
motivierte Vermo¨gensumschichtungen nach dem Tod des Erblassers wieder ru¨ckga¨ngig ge-
macht werden. Bei den Erben wiederum sind Reaktionen auf die Erbschaftsteuer ebenfalls
schwer vorherzusagen.
Aufgrund der komplizierten Rechtslage ist die kontroverse Diskussion u¨ber die Erb-
schaftsteuer nicht unbedingt u¨berraschend. Neben den bisher genannten Kritikpunkten
gibt es noch einige weitere Ungereimtheiten im Erbschaftsteuerrecht, etwa U¨berschneidun-
gen zwischen der Erbschaftsteuer und der Einkommen- und Ko¨rperschaftsteuer oder die
bei Schenkungen unter Lebenden entstehende Doppelbesteuerung, wenn nach dem Tod
des Begu¨nstigten der Erwerb wieder zuru¨ck an den Schenker fa¨llt. Andererseits la¨ßt sich
die Erbschaftsteuer prinzipiell rechtfertigen, weil der Erhalt einer Erbschaft eine Bereiche-
rung des Erben darstellt, die dessen Leistungsfa¨higkeit erho¨ht (vgl. Meincke [127], 1996).
Befu¨rworter der Erbschaftsteuer betonen außerdem die Progressivita¨t der Erbschaftsteuer
und ihre Bedeutung als Instrument zur steuerlichen Erfassung von Wertsteigerungen oder
nicht versteuertem Einkommen.
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12 Zusammenfassung
Die Zukunft der Erbschaftsteuer in Deutschland ist ungewiß. Ein noch ausstehendes Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts in Kombination mit einem Regierungswechsel ko¨nnte
die Steuer kippen. Wie aber wa¨re die Abschaffung der Erbschaft- und Schenkungsteuer
zu bewerten? Wie sich in dieser Arbeit gezeigt hat, sind die einzelnen Facetten der Erb-
schaftsteuer zu vielschichtig und widerspru¨chlich, als daß ohne weiteres ein abschließendes
Urteil u¨ber sie gefa¨llt werden ko¨nnte. So bleibt auch sicherlich ku¨nftig Raum fu¨r polemische
Schriften fu¨r oder gegen die Erbschaftsteuer.
Bei der Beurteilung der Erbschaftsteuer steckt man in gewisser Weise in einem Dilem-
ma. Theoretisch la¨ßt sich die Erbschaftsteuer durchaus rechtfertigen. Aus steuerrechtlicher
Sicht wird sie sogar teilweise regelrecht gefordert, da der Erhalt einer Erbschaft als Berei-
cherung des Erwerbers interpretiert wird, die dessen steuerliche Leistungsfa¨higkeit erho¨ht
(vgl. Meincke [127], 1996). Auch unter Beru¨cksichtigung des distributiven Aspekts wird
eine Umverteilung u¨ber die Erbschaftsteuer mit dem Ziel, die Vermo¨gensverteilung zu kor-
rigieren, verlangt. Da Vermo¨gen, wie in Kapitel 10 beschrieben, im Vergleich zu Einkom-
men deutlich sta¨rker konzentriert ist, scheint eine staatliche Umverteilung des Vermo¨gens
dringlicher als eine Umverteilung des Einkommens zu sein. Jedoch ist zumindest ein Teil
der ho¨heren Disparita¨t einfach Folge von Alters- und Einkommensunterschieden und somit
nicht zwingend besorgniserregend. Zudem hat sich die Vermo¨genskonzentration in vielen
La¨ndern in der Nachkriegszeit abgeschwa¨cht, wobei sich aber in den USA etwa seit 1980
wieder eine Zunahme manifestiert (vgl. Wolff [186], 2000). In diesem Zusammenhang stellt
sich auch die Frage, wieso nicht direkt das Vermo¨gen umverteilt werden sollte und statt-
dessen eine Korrektur u¨ber die Besteuerung der Erbschaften angestrebt wird. Dies ko¨nnte
damit zu tun haben, daß die Vermo¨gensteuer weniger Akzeptanz als die Erbschaftsteuer
findet, da sie vielleicht als direkter Eingriff des Staates in die Eigentumsrechte der Privat-
personen und als eine Art Enteignung empfunden wird. Hingegen besteuert die Erbschaft-
steuer einen Vermo¨gensu¨bergang und belangt die Bereicherung des Erwerbers. Andererseits
ko¨nnte die Erbschaftsteuer eine bessere Stellschraube zur Beeinflussung der Vermo¨gensver-
teilung als beispielsweise die Einkommensteuer sein, weil sie auch Wertsteigerungen erfaßt
oder Vermo¨gen, das aus nicht versteuertem Einkommen gebildet wurde.
Offen sind die Wirkungen von Erbschaften und deren Besteuerung ebenfalls in der
Theorie. Die Kapitel 4, 5 und 6 widmeten sich ausfu¨hrlich den verschiedenen Vererbungs-
motiven und deren Implikationen in Bezug auf die Verteilungswirkung und die Effizienz
von Erbschaftsteuern. Eines der unerwarteten Ergebnisse dieser Kapitel ist, daß intergene-
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rationale Transfers die Vermo¨gensdisparita¨t abschwa¨chen ko¨nnen, und die Besteuerung der
Erbschaften zu einer Versta¨rkung der Ungleichheit fu¨hren kann. Aus dem Blickwinkel der
Theorie der optimalen Besteuerung kann sogar die Subventionierung von Erbschaften effi-
zient sein. Zu beachten ist hierbei zudem, daß Verhaltensreaktionen der Erbengeneration
bei der Beurteilung der Erbschaftsteuer einbezogen werden mu¨ssen. Das hauptsa¨chlich von
Gegnern der Erbschaftsteuer forcierte Argument, die Erbschaftsteuer sei in hohem Maße
ineffizient, kann aus rein theoretischer Sicht nicht aufrecht erhalten werden.
Vorsicht ist sicherlich geboten, wenn es darum geht, aus der Theorie der einzelnen Ver-
erbungsmotive Handlungsempfehlungen abzuleiten und diese umzusetzen. Erstens ist in
der Realita¨t wahrscheinlich ein Konglomerat aller Vererbungsmotive anzutreffen, das es
unmo¨glich macht, tatsa¨chliche Reaktionen der Personen auf die Besteuerung der Erbschaf-
ten zu prognostizieren. Zweitens dienen die Modelle dazu, bestimmte Aspekte zu beleuchten
und geben Anhaltspunkte dazu, welche U¨berlegungen auch in der Praxis Beru¨cksichtigung
finden sollten oder mit welchen unvorhergesehenen Effekten gerechnet werden muß. Als
universelles Rezept optimaler Steuer- oder Subventionssa¨tze fu¨r die Praxis sind sie nicht
gedacht.
Im mittleren Teil der Arbeit ist ein Modell u¨berlappender Generationen entwickelt
worden, welches auf einer Arbeit von Diamond ([76], 1965) aufbaut, einen Kritikpunkt am
bestehenden Lebenszyklusmodell aufnimmt und Aspekte von Davies und Kuhn ([69], 1991)
u¨bernimmt. In dessen Rahmen kann nicht nur die intragenerationale Vermo¨gensverteilung
sondern zusa¨tzlich die meist vernachla¨ssigte intergenerationale Verteilung sowie die soziale
Mobilita¨t untersucht werden. A¨hnlich wie bei altruistisch motivierten Transfers hat das
Vererben von Vermo¨gen den Effekt, die Konzentration des Vermo¨gens zu verringern. Dies
gilt sogar dann, wenn das Einkommen aufeinander folgender Generationen innerhalb der
Familie korreliert. Jedoch entsteht dieser Effekt nicht, weil wie in altruistischen Modellen
Vermo¨genstransfers eine Art Versicherung gegen ein wiederholt auftretendes Risiko dar-
stellen. Stattdessen wird durch das Vererben von Vermo¨gen mehr Kapital akkumuliert,
weshalb die relative Streuung des Vermo¨gens – bezogen auf den Vermo¨gensbestand – ab-
nimmt. Wieviel Vermo¨gen zusa¨tzlich aufgebaut wird, ha¨ngt in dem Modell von Parametern
der Produktion und der Haushalte ab. Solange der Staat die Erbschaftsteuereinnahmen
u¨ber Pauschaltransfers der Erbengeneration wieder zukommen la¨ßt, kann durch die Erb-
schaftsteuer dennoch die Vermo¨genskonzentration weiter abgebaut werden. Ein staatlicher
Eingriff wa¨re im Rahmen des Modells damit zu begru¨nden, daß durch die Umverteilung des
Erbschaftsteueraufkommens die Wohlfahrt gesteigert werden kann, oder risikoaverse Indi-
viduen die Umverteilung wie eine Versicherung gegen die unsicheren Vermo¨gensverha¨ltnisse
12 Zusammenfassung 199
bewerten und ex ante besser gestellt werden ko¨nnen. Fu¨r eine genauere Untersuchung des
Effizienzkriteriums ist das Modell hingegen nicht geeignet, obwohl sich theoretisch Aussa-
gen ableiten lassen.
Gegen die Erbschaftsteuer werden hauptsa¨chlich Erfassungs-, Bewertungs- und Voll-
zugsprobleme angefu¨hrt. Im Vergleich zu anderen Steuern wird die Erhebung der Erb-
schaftsteuer als sehr kostspielig eingescha¨tzt. Desweiteren bestehen innerhalb des Erb-
schaftsteuerrechts einige Ungereimtheiten sowie Konflikte mit anderen Steuerarten. An-
zumerken ist in diesem Zusammenhang auch die Verletzung des Prinzips der horizontalen
Steuergerechtigkeit durch die ungleiche Behandlung verschiedener Vermo¨gensarten im Erb-
schaftsteuerrecht, die ebenfalls ha¨ufig gegen die Erbschaftsteuer ins Feld gefu¨hrt wird.
Damit steht man letztlich vor dem Problem, daß sich die Erbschaftsteuer vom Prinzip
her rechtfertigen la¨ßt, die distributiven und allokativen Gesichtspunkte der Erbschaftsteuer
aber nicht eindeutig sind, die Akzeptanz relativ gering ist, und Ausgestaltung und Umset-
zung des Steuerrechts kompliziert und kostspielig sind. Obwohl das Erbschaftsteuerrecht
in Deutschland sicherlich reformbedu¨rftig ist, liegt der Reformbedarf jedoch nicht notwen-
digerweise in einer ga¨nzlichen Abschaffung, wie es einige Kritiker fordern. Als mo¨glicher
Reformschritt wird unter anderem die Aufhebung der Ehegattenbesteuerung (vgl. Mein-
cke [127] und Moench [133], 1996) gefordert. Diskutiert wird ebenso eine Vereinfachung
des Steuersystems mit einer generell realita¨tsna¨heren Bewertung des Vermo¨gens und einer
Senkung der Freibetra¨ge und der Steuersa¨tze zur Verbreiterung der Steuerbasis (vgl. Bach
und Bartholmai [26], 2002). Nachzudenken wa¨re auch u¨ber eine weitere Reduzierung der
Steuerklassen.
Wie man angesichts der oben genannten unterschiedlichen Gesichtspunkte die Erb-
schaftsteuer einscha¨tzt, du¨rfte im Grunde genommen in vielen Fa¨llen auf einfache und
grundlegende subjektive Wertvorstellungen zuru¨ckzufu¨hren sein. Befu¨rworter der Erbschaft-
steuer werden die durch die Erbschaftsteuer entstehenden Kosten als gering im Vergleich
zu dem Nutzen aus dem Ziel einer gerechteren Verteilung sehen. Gegner werden hingegen
tendenziell das Ziel der Freiheit u¨ber das der Gleichheit setzen und entsprechend die Kosten
der Erbschaftsteuer als unangemessen hoch bewerten.
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